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Ihre Repräsentation als „noch nicht“ (vgl. James u. Prout 2008), wie sie in den 
traditionellen theoretischen Modellen zu Entwicklung, Sozialisation und Familie 
enthalten ist und mit den strukturellen Gefügen, den Gesetzen, den Normen in den 
Handlungsfeldern, wie auch mit der Qualifikation in der Ausbildung und dem pro- 
fessionellen Selbstverständnis korrespondieren, verdoppelt das Fehlen der aktiven 
Präsenz von Kindern und Jugendlichen in den Einrichtungen und deren Organisa- 
tionsstruktur. 

Von dieser These ausgehend, werden in diesem Band Zugänge zur Orientierung 
an den Kinderrechten und an einer entsprechend zu erarbeitenden Kinderpolitik 
eröffnet. 

Kinderrechte und Kinderpolitik in ihrer Bedeutung für das Aufwachsen der 
Generation der Mädchen, Jungen und Transkinder in diese gesellschaftlichen Ge- 
füge einzuordnen, wie es in den Beiträgen dieses Sammelbandes dargestellt wird, 
bedeutet, nach den aktuellen, sozio-historischen Bedingungen des Aufwachsens 
zu fragen. In den einzelnen Beiträgen wird das Spannungsfeld erkennbar, das die 
Generationen miteinander verbindet. Es wird nachvollziehbar, dass die Bedingun- 
gen des Aufwachsens nicht einer „natürlichen“, überzeitlich gegebenen Gesetz- 
mäßigkeit entsprechen, die unveränderbar wäre. 

Die Konstruiertheit von „Kindheit“ als „Institution“, d.h. einer Kindheit, die 
mit den Gesetzen eines Landes verbunden ist und von „Kindheit“ als „Position in 
der Sozialstruktur“, d.h. einer Kindheit, die über strukturelle Dynamiken in ge- 
sellschaftspolitische Prozesse eingebunden ist, wurde von den Childhood Studies 
als multidisziplinäre Bewegung in ihrer Selbstbefragung erarbeitet. Auf eine „Na- 
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tur des Kindes“ und auf „Selbstverständlichkeiten“ wie sie in den Beziehungen 
von Erwachsenen zu Kindern seitens der Erwachsenen gegeben zu sein scheinen, 
kann nicht mehr rekurriert werden. Die Angewiesenheit der Kinder auf die Er- 
wachsenen muss vor einem gesellschaftspolitischen Hintergrund, der sozio-histo- 
risch einmalig ist und der sich ebenso wie die „Kindheiten“ verändert, untersucht 
werden (vgl. Honig 1999). 

Aus der Perspektive der angewandten Kindheitswissenschaften gesehen, be- 
deutet das, nach den Bedingungen zu Fragen, unter denen die Generation der Kin- 
der aufwächst. Die Veränderbarkeit dieser Bedingungen, durch das Handeln von 
Menschen in der Pragmatik des Alltags, in politischen Feldern, von der Kommu- 
nalpolitik bis zur Politik und deren Gestaltung auf staatlicher und zwischenstaat- 
licher Ebene und in den Wissenschaften und Ausbildungsstrukturen, wird dabei 
als Möglichkeitsraum für Kinderrechte und Kinderpolitik und als Reflexions- und 
Handlungsrahmen erschlossen. 

Ausgehend von einer Vertiefung des Verständnisses für die Institution der UN- 
Kinderrechtskonvention sollen Bezugspunkte für das kinderrechtlich orientierte 
Denken und Handeln als Format der angewandten Kindheitswissenschaften er- 
schlossen und verstanden werden. 

Die angewandten Kindheitswissenschaften verstehen sich als Bezugspunkt, um 
die Trennung zwischen Sozialwissenschaften und einer sich mit den gesellschaft- 
lichen und wissenschaftlichen Transformationen auseinandersetzenden Praxis, 
wenn nicht rückgängig zu machen, dann doch als Zugang zu einem Wissen zu er- 
arbeiten, das professionsspezifisch als sinnvoll begreifbar ist. Dieses Wissen stellt 
Bezugspunkte dar, die die Befragung und Gestaltung der pragmatischen Felder 
der professionellen Begegnungen von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
rahmen. Die Veränderbarkeit von professionellem Wissen, von wissenschaftlichen 
Modellen und eines Selbstverständnisses von einer „generationalen Ordnung“ von 
Erwachsenen und Kindern, wird im Kontext von Politik und Normierung in Bezug 
zu den Beiträgen diskutierbar werden. Die Veränderbarkeit kann als Chance für 
den Diskurs der Kinderrechte und der Kinderpolitik begründet werden. Er eignet 
sich die Wirklichkeit der Generation der Mädchen, Jungen und Transkinder nicht 
an, um in Podiumsdiskussionen die Gefüge des Erwachsenseins und des Kind- 
Seins erneut herzustellen und das Sprechen der Kinder von ihren Standpunkten 
aus zu marginalisieren. Der Kinderrechts-Diskurs versucht die Bedingungen einer 
Praxis zu untersuchen, in der die aktive Präsenz von Kindern und Jugendlichen in 
den gesellschaftlichen Gefügen erkennbar werden kann. Wenn sich die „Selbst- 
verständlichkeiten“, was Kindheit und Erwachsensein im Spannungsfeld der Ge- 
nerationalität sind, hinterfragen lassen, werden die politischen, rechtlichen und 
pädagogischen Dynamiken begreifbar. 
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Die Verbindung einer theoretischen Stellungnahme mit der konkreten Analyse 
der sozialen Praktiken in den Feldern und aus den Feldern heraus, vertieft so- 
wohl das Verständnis dafür, wie die Gefüge sich strukturieren, welche Gesetze 
erlassen werden, wie sie erlassen werden, und wie sie Kinder und Jugendliche, de- 
ren Familien und Bezugspersonen und Professionelle betreffen, aber auch wie die 
Handlungspraktiken Realitäten von Positionierungen von Menschen unterschied- 
licher Bevölkerungsgruppen und „Kindheiten“ herstellen. Diese Verbindung einer 
wissenschaftlichen Denkweise mit der Erarbeitung von Mustern, um Praxis als 
„gestaltende Praxis“ in Bezug zu einer kinderrechtlich und kinderpolitisch pro- 
gressiven Entwicklung der Gesellschaften zu beschreiben, wird nachfolgend in 
den Beiträgen hergestellt. 

Die Beiträge der Autor*innen in diesem Band beziehen sich auf die Fragestel- 
lungen: 


Wie sind die Kinderrechte, ihre Geschichte und ihre Bewegungen 

mit einer nicht abschließbaren Dynamik der Rechtssituationen von Kindern 
und einer pädagogisch-politischen Praxis verbunden? 

Urszula Markowska-Manista, Avi Tsur und Batia Gilad erarbeiten einen Zugang 
zum Verständnis von Janusz Korczaks Praxis und Werk. Der polnisch-jüdische 
Pädagoge, Autor und Kinderarzt, der in der Zeit zwischen den Weltkriegen in War- 
schau ein Waisenhaus leitete, gilt als Bezugspunkt der Etablierung eines kinder- 
rechtlich orientierten Denkens und Handelns. Anhand ausgewählter biografischer 
Daten und mit Bezugnahme auf seine pädagogischen Texte und autobiografischen 
Schriften stellen die Autorinnen und der Autor dar, wie Korczak seine Denkweise 
entwickelt hat. Wie die konkrete pädagogische Arbeit und seine ihm besonde- 
re Reflexion ihn angeleitet haben, die Dynamiken in der pädagogischen Praxis 
zu hinterfragen und neu mit den Kindern und Kolleg*innen zu gestalten, unter- 
streichen die Autor*innen in der Darstellung ihrer umfangreichen Forschungen. 
Kinderrechte als politische Dimension einer Pädagogik, in der Erwachsene und 
Kinder gleichrangig eine demokratische Praxis im Alltag erarbeiten und leben, 
werden vor diesem Hintergrund als eine kreative, auf Gerechtigkeit ausgerichtete 
Pädagogik verstehbar. Die Autor*innen stellen dar, wie das pädagogische Ver- 
mächtnis von Janusz Korczak für die aktuelle alltägliche Wirklichkeit von Be- 
deutung sein kann. 

Manfred Liebel versteht Kinderrechte als Menschenrechte von Kindern. Als 
vereinbarte Rechte haben sie die Bedeutung, die soziale Position von Kindern 
in den gesellschaftlichen Gefügen zu stärken und den Handlungsspielraum von 
Kindern zu erweitern. Kinder unterscheiden sich zwar von Erwachsenen, so der 
Autor, sie besitzen jedoch denselben moralischen Status wie Erwachsene. Kinder- 
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rechte können vor dem Hintergrund dieser Überlegungen als Rechte verstanden 
werden, die als Menschenrechte auch Kindern zustehen. Anhand einer rechtsphi- 
losophischen Diskussion verdeutlicht der Autor diesen Zusammenhang. Er geht 
davon aus, dass die bisherige und zukünftige Entwicklung der Kinderrechte als 
Kinderrechtsbewegung zu verstehen ist. Nach einem Einblick in die Geschichte 
und Entstehungshintergründe der Kinderrechte kann man nachvollziehen, dass 
Kinderrechte nicht abstrakt verstanden, sondern auf die konkreten Lebenskontex- 
te der Kinder bezogen werden müssen. Die Bedeutung der Beteiligung der Kinder 
bei der Weiterentwicklung der Rechte ist, von dieser Sichtweise ausgehend, von 
grundlegender Relevanz. 


Wie sind die Rechte der Kinder mit ihren Erfahrungen von Diversität in Schule, 
Gemeinwesen und in Gesellschaften verbunden? 

Ruth Markert erklärt in ihrem Beitrag die Bedeutung der UN-Behindertenrechts- 
konvention als Bezugspunkt von Bildung und Teilhabe für alle Kinder. Der Ein- 
blick in die deutsche Gesetzgebung und in internationale Abkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderung erlaubt es, Zusammenhänge zwischen 
staatlichen Gesetzgebungen und zwischenstaatlichen Vereinbarung, wie es die 
UN-Kinderrechtskonvention und die UN-Behindertenrechtskonvention sind, zu 
verstehen. Die Autorin positioniert das Recht auf Teilhabe und Bildung von Men- 
schen mit Beeinträchtigung in den Kontext einer Analyse von Diskursen, um die 
Entwicklung und Bedeutung der Rechte zu diskutieren. Zunächst wird in einem 
historischen Abriss die Entstehungsgeschichte von Exklusion als gesellschaftli- 
cher Ausschluss von Menschen, die als „behindert“ bezeichnet werden, aufgezeigt. 
Darauf aufbauend erfolgt eine allgemeine Zusammenfassung über die Hauptas- 
pekte der gesetzlichen Vorgaben bezüglich Teilhabe und Bildung auf nationaler 
und internationaler Ebene. Dabei wird vor allem auf das ‚bio-psycho-social-mo- 
del‘ der Weltgesundheitsorganisation (WHO) Bezug genommen. Die Ambivalenz, 
die zwischen den internationalen vorgegebenen rechtlichen Standards und deren 
Implementierung in die nationale Gesetzgebung besteht, kommt dabei zum Vor- 
schein. In diesem Zusammenhang wird der Terminus ‚normal‘ hinterfragt, wie 
er in der Gesellschaft, insbesondere in der Medizin und der Rechtsprechung an- 
gewendet wird, um Menschen als Personen mit oder ohne Beeinträchtigung zu 
klassifizieren. 

Margarita Terzieva stellt die methodischen Strategien vor, wie sie für die Arbeit 
mit bilingualen Kindern im Vorschulalter, insbesondere aus Familien der Roma, in 
Bulgarien in der Frühpädagogik entwickelt werden. Der Zugang zu Bildungschan- 
cen von Roma-Kindern wie auch von Kindern anderer ethnischer Gruppen wird in 
Bulgarien durch einen besonderen Sprachunterricht in den Kindertagesstätten er- 
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möglicht. Die „direkte Methode“ stellt für die Fachkräfte eine pädagogische Form 
dar, bilingual aufwachsende Mädchen und Jungen beim Erwerb der Amtssprache 
Bulgarisch zu unterstützen. Das Erreichen der Sprachfähigkeit der Gruppe der 
Gleichaltrigen monolingual-bulgarisch sprechenden Kinder steht dabei im Mittel- 
punkt, um den Anschluss der Kinder der Roma an die Mehrheitsgesellschaft zu 
sichern und der Jahrhunderte langen strukturellen und kulturellen Exklusion der 
Kinder und Jugendlichen aus dem Bildungssystem entgegen zu wirken. Die Ver- 
ankerung der eigenen ethnischen Identität in der Gemeinschaft aller Kinder und 
Erwachsener in der Kindertagesstätte ist dabei ein wesentlicher Bezugspunkt, um 
Sprache und Kultur der Roma als Bezugspunkte für die Kinder zu erhalten und sie 
im Kontext des gemeinsamen Aufwachsens der Kinder unterschiedlicher Ethnien 
zu etablieren. Durch das Inszenieren von z.B. Festen und traditionellen Feierlich- 
keiten werden die kulturelle Identität und eine Unterstützung der Muttersprache 
aller Kinder im Kindergarten erlebbar gemacht. Der Bezug zu den Kinderrechten 
ist hier ein Leitfaden. Die Autorin zeigt, dass die Ausbildung von Fachkräften 
der verschiedenen Ethnien und das Erarbeiten von multikulturellen pädagogischen 
Methoden systematische Bezugspunkte der Überwindung von Bildungsbarrieren 
darstellen, die lange Zeit eine Diskriminierung von Kindern der Roma mit sich 
brachten. 

Gesa Biffio stellt ihre Forschungen zu dem multikulturellen Bildungspro- 
gramm für Musikerziehung Mifneh (Hebr. Wendepunkt) in Galiläa/lsrael vor. 
Mifneh eröffnet sowohl arabischen als auch jüdischen Kindern und Jugendlichen 
die Möglichkeit, ihre Musikalität zu entdecken. Durch ein egalitäres Exzellenz- 
programm erhalten junge Talente individuelle Förderung. In den Grundschulen, 
Kindergärten und Musikschulen finden darüber hinaus inspirierende Projekte und 
Unterrichtsphasen statt, die für alle Kinder zugänglich und erschwinglich sind. 
Beim gemeinsamen Musizieren entstehen kreative Prozesse der Annäherung unter 
den Kindern. Ihre Kindheiten sind durch historische und aktuelle gesellschafts- 
politische Dynamiken überlagert, so dass sie sich als Kinder unterschiedlicher 
Bevölkerungsgruppen kaum begegnen, um sich gegenseitig kennenzulernen und 
ihre eigenen Erfahrungen miteinander zu gestalten. Diese Annährungen übertra- 
gen sich auch auf ihre Familien, ihr Selbstverständnis als Persönlichkeit und auf 
die Narrative vom Eigenen und Fremden. Anhand der Erzählungen und Biografien 
von Lehrer*innen und Schüler*innen und deren Eltern, die in das Projekt invol- 
viert sind, wird die Bedeutung der Begegnungen im Kontext des Kennenlernens 
arabischer, jüdischer und westlicher Musikkulturen erkennbar. 
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Wie sind die Rechte der Kinder mit dem Regieren, den Institutionen 

und der Gesetzgebung verbunden? 

Angelika Koch wirft die Frage auf, was die Familienpolitik aktuell leistet, um 
Armut zu vermeiden. Die Autorin bezieht sich auf die gesellschaftliche Debatte in 
Deutschland, die eine anhaltend hohe Armutsgefährdung von Kindern als „Kin- 
derarmut“ thematisiert. Vor diesem Hintergrund fragt die Autorin, wie in Bezug 
zu den Entscheidungen des Parlaments, Kinderrechte gewährleistet werden und 
wie die gleichberechtigte ökonomische und soziale Teilhabe von Kindern sozial- 
staatlich umgesetzt werden. Anhand der Untersuchung zentraler familienpoliti- 
scher Leistungssysteme unter dem Gesichtspunkt der Armutsvermeidung kann 
die Autorin aufzeigen, welche Defizite gegenwärtig bei der materiellen Sicherung 
von Kindern, die von Armut betroffen sind, bestehen, welche Reformbedarfe der 
Kinderleistungsausgleich beinhaltet und inwiefern die Vereinbarkeit von Erwerbs- 
tätigkeit und Elternschaft Armutsrisiken von Familien und damit auch Kinder- 
armut verursacht. Die Autorin plädiert für Reformoptionen, die die Umverteilung 
gesellschaftlicher Ressourcen unter dem Signum sozialer Gleichheit von Kindern 
in den Blick nehmen. 

Gisela Kubon-Gilke beschreibt Bildung vor dem Hintergrund der Meritorikde- 
batte. Die Art und Weise, wie ein Staat Bildung finanziert, umfasst die Beteili- 
gung von Menschen als Subjekte, die freie Entscheidungen in ihrem Leben treffen 
können. Um diesen Zusammenhang zu verdeutlichen, stellt die Autorin den An- 
satzpunkt in Verbindung zu grundsätzlichen Fragen der Bildungsökonomik dar. 
Dabei wird speziell gezeigt, welche Aufgaben der Staat bei der Finanzierung und 
Steuerung der Bildungsdienstleistungen aus Sicht der Bildungsökonomik z.B. aus 
allokativen Gründen hat. Neben einer Zusammenfassung gängiger Argumente wer- 
den neuere Ansätze der Meritorik thematisiert, die man in einem engen Verhältnis 
zu Kinderrechten verstehen kann. 


Wie sind Rechte der Kinder mit Organisationen, Institutionen 

und einem professionellen Selbstverständnis verbunden? 

Iris Engelhardt beschreibt wie die „UN-Konvention über die Rechte des Kindes“, 
Kinder als eigenständige Persönlichkeiten und Träger eigener Rechte erkennbar 
macht und wie sie die Konzeption von elterlicher Verantwortung inspiriert. Die 
Verantwortung der Eltern für ihre Kinder ist dann nicht an der Autorität der EI- 
tern, die Entscheidungen über ein Kind treffen orientiert, sondern an den Rechten 
der Kinder als Eigenrecht als Subjekt. Diese Konzeption hat allerdings, wie die 
Autorin anhand einer eigenen qualitativen Studie darstellen kann, bislang wenig 
Eingang in das Verständnis von Sozialarbeitenden, die mit Familien arbeiten, ge- 
funden. Das kinderrechtliche Konzept elterlicher Verantwortung, das die Autorin 
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im vorliegenden Beitrag in Bezug zu konkreten Situationen erarbeitet, bezieht sie 
auf die kontextuellen Praktiken in Kindertagesstätten, als Begegnungen von Pro- 
fessionellen mit Kindern und deren Eltern und Bezugspersonen. 

Patricia Bell stellt aus ihrer Perspektive als Forscherin Überlegungen zu einer 
dem Kind gerechten Regelung der Eltern-Kind-Kontakte nach einer Trennung auf- 
grund von Partnergewalt an. Sie untersuchte in einer qualitativen Studie die Pers- 
pektive von Frauenhaus-Mitarbeiterinnen. Die Frauenhausbewegung war eine der 
ersten Organisationen, die die Folgen häuslicher Gewalt gegen Kinder verdeutlich- 
te. In den 40 Jahren ihres Bestehens wurde anerkannt, dass Gewalt in der Partner- 
schaft eine signifikante Gefährdung des Kindeswohls darstellt. Ein Spannungsfeld 
entstand, als die Rechte der Kinder und Jugendlichen in den Vordergrund gerückt 
sind, während gleichzeitig die Geschlechternormen der traditionellen patriarcha- 
lischen Familienstrukturen weichen und eher egalitäre Vorstellungen der Rollen 
und Verantwortlichkeiten von Eltern dominieren. Infolgedessen wollen Väter auch 
nach einer Scheidung oder Trennung weiterhin in die Erziehung und Entwicklung 
ihrer Kinder involviert sein. Trotz dieser radikal veränderten Vorstellungen von 
Familienleben ist häusliche Gewalt gegen Frauen aus der Perspektive der Kin- 
derrechte und der Kinderpolitik ein Problem, denn die Kinder und Jugendlichen 
wiederum sind in diesem Rahmen von Gewalt, der zwar zwischen den Eltern statt- 
findet, dennoch in ihrem Wohl betroffen, wenn sie auch nicht selbst Opfer sind. 
Die Autorin stellt dar, wie Frauenhäuser in Deutschland, vor diesem Hintergrund, 
auf die Bedürfnisse von Frauen und Kindern eingehen, die vor häuslicher Gewalt 
fliehen. Insbesondere befasst sie sich in dem Beitrag detailliert mit der Frage, wie 
das Recht eines Kindes mit beiden Elternteilen in Kontakt zu sein, gewahrt wer- 
den kann, auch nach einer Trennung der Eltern aufgrund von Gewalt in der Part- 
nerschaft und wie dieser Kontakt zum gewaltvollen Elternteil vorbereitet werden 
kann. 

Markus Emanuel untersucht in Bezug zur „Sachwalterproblematik“ die Kon- 
texte von Partizipation in der Heimerziehung. Die Debatte über Kinderrechte und 
Kinderpolitik verbindet der Autor mit einer theoretischen Auseinandersetzung mit 
einem Partizipationsanspruch seitens der Kinder und Jugendlichen. Das Sachwal- 
terproblem, das die Vertretung der Interessen der Kinder durch Erwachsene in der 
Kinder- und Jugendhilfe regelt, ist im Kontext der Heimerziehung allgegenwärtig, 
wie der Autor betont. Aus einer sozialpolitischen, rechtlichen und sozialpädago- 
gischen Perspektive betrachtet, wird die Bedeutung von Kinderrechten und einer 
eigenen Kinderpolitik, die über andere politische Felder hinausgeht, beziehungs- 
weise sich mit ihnen überschneidet, für die Reflexion der Praxis erschlossen. Die 
Zusammenhänge von „Kindheit“, wie sie in der Gesellschaft durch die „Institutio- 
nalisierung“ hergestellt wird, mit einem professionellen Selbstverständnis werden 
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in einer Analyse der Handlungsnormen in den Feldern erkennbar. An das Feld der 
Heimerziehung anschließend fragt der Autor nach den strukturellen und hand- 
lungspraktischen Bedingungen einer gelingenden Partizipation von Mädchen und 
Jungen. 

Daniela Reimer fragt nach einer „echten Partizipation“, wenn es um die Settings 
der Fremdunterbringung von als „minderjährig“ geltenden Kindern und Jugendli- 
chen geht. Die Bedeutung, die Partizipation in der Pflegekinderhilfe hat, wo wich- 
tigen Entscheidungen über das eigene Leben getroffen werden, erarbeitet die Au- 
torin in Bezug zur UN-Kinderrechtskonvention, die Partizipation als ein zentrales 
Kinderrecht definiert. Wenn Kinder und ihre Familien mit dem Jugendhilfesystem 
in Kontakt kommen und sich die Situation so zuspitzt, dass eine Entscheidung 
über eine Fremdunterbringung im Raum steht, dann muss die Jugendhilfe alles 
dafür tun, um das Recht des Kindes auf Partizipation in die Realität umzusetzen, 
so die These der Autorin. Sie beschreibt, dass in der Praxis der Jugendhilfe es zu 
den größten professionellen Herausforderungen gehört, die Partizipation der Kin- 
der in diesen spannungsvollen Momenten zu gewährleisten. Insofern kann echte 
Partizipation als zentrales Qualitätsmerkmal für Soziale Dienste gelten. In Bezug 
zu ihrer eigenen qualitativen Studie stellt die Autorin, anhand von biografischem 
Material von ehemaligen Pflegekindern, deren Wahrnehmung dieser spannungs- 
vollen Momente dar. Von dieser Position aus, die die Erwachsenen rückblickend 
beschreiben, wird deutlich, dass Partizipation aus ihrer Sicht nicht wirklich statt- 
gefunden hat. Die Autorin diskutiert, wie sich die Profession auf mehreren Ebenen 
weiterentwickeln muss, damit es nicht bei einer als — ob Partizipation bleibt, son- 
dern es echte Partizipation geben kann. 


Die Fragen, die hier aufgeworfen werden, gehen aus den aktuellen Diskursen in 
den Feldern und Disziplinen hervor. Sie betreffen die Handlungspraktiken der Pro- 
fessionellen, der Wissenschaftler*innen und Politiker*innen, die Träger von Ein- 
richtungen wie auch die Leitungen und Lehrenden von Ausbildungsstätten. Für die 
angewandten Kindheitswissenschaften wird die Frage relevant, wie Handlungs- 
konzepte im Kontext der Bezugnahme zu Kinderrechten mit Demokratievorstel- 
lungen und einer entsprechenden Positionierung von Kindern in den gemeinsam 
belebten und erlebten Feldern legitimiert werden können und wie eine Kinder- 
politik diese Fragen aufnehmen und den Verantwortlichen und insbesondere den 
Kindern und Jugendlichen zur gemeinsamen Bearbeitung zurückgeben kann. 

Die Bedingungen für die aktive Präsenz der Kinder und Jugendlichen, aber 
auch für die aktive Präsenz der Professionellen, die in der Befragung ihrer Tätig- 
keiten, Rechtfertigungsnarrative und sozialen Praktiken die spannungsvollen Dy- 
namiken, wie auch deren „Konstruiertheit“ und Veränderbarkeit begreifen, gilt es, 
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in ihrem komplexen Zusammenspiel konsequent zu analysieren (vgl. Maier-Höfer 
2016). 
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1 Korczaks Beziehung zur Konvention und ausgewählte 
biografische Daten’ 


Ich habe es gelobt, und will ausharren beim Kind, bei seiner Sache; und es bietet 
sich doch nur noch an, für seine eiligen und unsicheren Schritte zu beten oder ihm 
den Segen zu erteilen (Korczak 1936: 211). 


Janusz Korczak, ein jüdisch-polnischer Autor, Doktor und Pädagoge, eine Leitfi- 
gur für die Kinderrechte, wurde als Henryk Goldszmit (1878/9-1942) in Warschau 
geboren, wo er auch aufwuchs. Den Namen Janusz Korczak? wählte er 1898 am 
Anfang seiner literarischen Karriere als Pseudonym. Unter seinen Freunden und 
Kindern war er als Herr Doktor (nur unten Kindern) oder Alter Doktor (späteres 
Pseudonym vom Radio) bekannt und wurde von ihnen häufig scherzhaft so ge- 
nannt. Er stammte aus einer jüdischen Familie, die tief mit der polnischen Kultur 
verbunden war und gehörte zum Kreis der fortschrittlichen Warschauer Intellek- 
tuellen zu Beginn des 20. Jahrhunderts. 





1 Wir danken Marta Ciesielska, Leiterin des Korczak-Archivs „Korczakianum” (wis- 
senschaftliche Stelle des Warschauer Museums in Warschau), für ihre Unterstützung 
bei der bibliografischen Recherche zu diesem Text. 


2 Inder Autorenliste wurde Janasz Korczak zu Janusz Korczak und es ist dann so ge- 
blieben (seit 1900). 
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Zwischen 1912 und 1942 leitete Korczak zusammen mit Stefania Wilczyhska — 
unter Freunden in Palestina als Stefa oder „Frau Stefa” („pani Stefa‘“) vor allem für 
Kinder, bekannt - (Wilczynska 2004; Kicinska 2015) in Warschau ein jüdisches 
Waisenhaus namens „Haus der Waisen“ (polnisch: „Dom Sierot‘‘) — eine Position, 
die er bis zu seinem letzten Tag (5. August 1942) innehaben sollte. Zwischen 1919 
und bis Mitte der 30er Jahren gehörte er zur pädagogischen Leitung des polnischen 
Waisenhauses, das „Unser Haus“ (polnisch: „Nasz Dom‘) genannt wurde. Nasz 
Dom war ein Haus, das von Maria Rogowska-Falska* in Zusammenarbeit mit Ja- 
nusz Korczak und Maria Podwysocka geleitet wurde. Die Kinder, die in der Ein- 
richtung Schutz fanden, waren Kinder von Arbeitern, die im Krieg gestorben waren, 
und Sozialwaisen — unterstützt wurde jedes Kind, das Hilfe benötigte, so war die 
Idee. In dem Heim konnte ein Kind nicht nur überleben, sondern profitierte auch von 
würdevollen Lebensbedingungen. Diese beiden Fürsorgeeinrichtungen „das Haus 
der Waisen“ und „Unser Haus“, hatten ihre eigenen pädagogischen Institutionen: 
Kameradschaftsgericht, Selbstverwaltungsrat und Kinderparlament. Sie waren ein 
Schlüsselfaktor in der Erziehung und Selbsterziehung der Kinder, da sie durch Par- 
tizipation — eine aktive Mitwirkung der Kinder bei den täglichen Aktivitäten (Ar- 
beitszeit, Lernzeit, Freizeit, Zeit für die Entscheidungsfindung) - deren Entwicklung 
lenkten und die Persönlichkeitsbildung der jungen Menschen unterstützte. 

Korczak war nicht nur ein Pädagoge und Autor, er erfüllte eine Anzahl weiterer 
Rollen, die für die Entwicklung der Kinderrechte und die Haltung gegenüber Kin- 
dern wichtig waren. Er ist als Denker, sozialer Vorkämpfer, Pädagoge, Erzieher, 
Kinderarzt, Essayist, talentierter Kinder- und Jugendbuchautor, Wissenschaftler, 
Diagnostiker, Humanist und Aktivist weltberühmt. Als Arzt, der viele Jahre im 
Krankenhaus gearbeitet, der oft im Ausland Praktika gemacht hat, der seine eigene 
pädiatrische Praxis hatte und der während des Kriegs an verschiedenen Orten als 
Arzt tätig war, kümmerte sich Janusz Korczak um das physische Wohlergehen der 
Waisen. Er wog sie,nahm Maß und gab ihnen Medikamente. Indem er die mit zer- 
brochenen Familien, Armut und anderen sozialen Krankheiten verbundenen tiefe- 
ren Wunden sah, definierte er das Konzept der Gesundheitsfürsorge neu. Im Laufe 
seiner Arbeit entwickelte er seine Talente als Doktor der Medizin, als Fortbildner 
für Lehrer, aber auch als Autor und Therapeut zur Unterstützung der Kinder und 
zur Förderung ihrer Rechte. 





3 In dieser Zeit war er lediglich Teilnehmer der Gesellschaft „Nasz Dom“. 


Maria Rogowska-Falska war Lehrerin, Pädagogin und Sozialaktivistin. Seit 1919 leite- 
te sie ein Modellwaisenhaus und eine Bildungseinrichtung “Unser Haus” in Pruszk6w 
(in der Nähe von Warschau). Am 14. April 1985 verlieh ihr das Yad Vashem - Institute 
posthum den Titel “Gerechter unter den Völkern” (Gutman 2009: 162). 
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Korczaks literarisches Vermächtnis — ein Autor, der für Kinder und über Kin- 
der schrieb — ist umfangreich. Das Schlüsselwerk, das es einigermaßen erlaubt, 
Korczaks Arbeit zu verstehen, ist das Tagebuch, 1942 im Ghetto geschrieben (1958 
veröffentlicht). Der alte Doktor ließ seine pädagogischen Ansichten in die Tetra- 
logie Wie liebt man ein Kind (1920), das Buch Das Recht des Kindes auf Achtung 
(1929) und eine Anzahl weiterer Publikationen einfließen, unter anderem Erzie- 
hungsmomente (1919), Regeln des Lebens (1930) und Fröhliche Pädagogik (1939). 
Unter den bekanntesten Werken sind jene, die an Kinder gerichtet sind: Moski, 
Joski i Srule (1909) (dt.: Die Mojscheks, Joscheks und Sruleks, Korczak 1999b, 
73-149), “Jözki, Jaski i Franki” (1910), (dt.: Jözeks, Jasieks und Frankes, Korc- 
zak 1999b 149-260) der Zweiteiler über König Macius (König Matt): König Ma- 
cius der Erste (1922), König Macius auf der einsamen Insel (1923), Der Bankrott 
des kleinen Jack (1924), Wenn ich wieder klein bin (1925). Korczaks literarisches 
Schaffen umfasst auch Gesellschaftsromane: Kinder der Straße (1901), Kind des 
Salons (1906), eine Moralsatire: Albernes Zeug (1905), poetische Prosa: Allein mit 
Gott (1922), das Drama: Senat der Verrückten und viele andere Werke. Korczak 
war auch Mitarbeiter vieler Zeitschriften, in denen seine den pädagogischen, er- 
zieherischen und sozialen Problemen von Kindern gewidmeten Texte erschienen. 
Er veröffentlichte unter anderem in den folgenden Zeitschriften: „Czytelnia dla 
wszystkich”, „Glos”, „Przeglad Spoteczny”, „W stoncu”, „Szkota Specjalna”, „Dos 
Kind“. 1926 gründete er die erste und einzige Kinderzeitung „Kleine Rundschau”. 
Dies war eine mit Kindern zusammen herausgegebene Publikation (im Druck seit 
1939). Sie wurde von Kindern und Erwachsenen gelesen. 

In seiner pädagogischen Karriere setzte er viele Werte um, die sich in seinem 
respektvollen Umgang mit Kindern und Menschen im Allgemeinen, der Wahl zwi- 
schen Gut und Böse, der Fürsorge für Schwache und der Verantwortung gegen- 
über anderen offenbarten. „Zum Thema meiner Arbeit habe ich das Kind gewählt“ 
(Korczak 2005: 18) — wie Korczak in seinem Brief schrieb. In dem er insbesondere 
auf die ungleiche Stellung der Kinder in der Gesellschaft aufmerksam machte, 
versuchte er sie zu emanzipieren. Er forderte die Anerkennung, dass ein Kind von 
Geburt an in jeder Phase seiner Existenz ein vollwertiger Mensch ist. Er argu- 
mentierte, dass ein Kind das Recht hat, er oder sie selbst zu sein. Seinen Beobach- 
tungen hinsichtlich der Stellung von Kindern folgend und der Tatsache, dass sie 
in einer von Erwachsenen beherrschten Welt leben, einer Welt, die auf Gesetzen 
beruht, die von Erwachsenen geschaffen wurden, und die die Meinung der Kinder 
nicht respektiert, vertraut Korczak seinem Freund Joseph Arnon in einem Brief 
von 27.2.1933 an: 
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Ich beobachte seit einer Reihe von Jahren sensible Kinder, ihre Hilflosigkeit und 
ihren stillen Kummer - und das dreiste Sich-Breitmachen von Raubtieren. Und ich 
befürchte (...) die gedankenlose Ausrottung dessen, was ehrlich ist und sanft, die der 
Lämmer durch die Wölfe (Korczak 2005: 22). 


Gesagt werden muss, dass Korczak mit seinem Bemühen nicht allein war. Wo 
immer er auch arbeitete, er wurde immer von einem Team von Pfleger*innen, Er- 
zieher*innen, Pädagog*innen, Ärzt*innen, Sozialaktivist*innen und Freiwilligen 
begleitet, die ein gemeinsames Ziel verfolgten: Kindern Unterstützung und Hilfe 
zu bieten, basierend auf Respekt und dem Hören ihrer Meinungen. Stefania Wilc- 
zyhska, Korczaks Kollegin, die jahrelang in seinem Schatten blieb, war eine außer- 
gewöhnliche Persönlichkeit (Kicinska 2015). Stefania Wilczynska hatte einen be- 
deutenden und direkten Einfluss auf Korczak: 


Was seine unzertrennliche Gefährtin Stefa anging — so war sie ihm mit ganzer Seele 
zugetan. Sie betete ihn an und kümmerte sich um ihn, sogar um seine Kleidung. Sie 
gab alles für ihn. Aus diesem Grund war ihr Einfluss auf Korczak immens. Ohne 
Stefa wäre er nichts gewesen — wie er einmal zu seinem Freund sagte. Sie war Leite- 
rin des Hauses der Waisen und begleitete Korczak bis zum Ende. Tag für Tag setzte 
sie seine pädagogischen Konzepte mit großer Überzeugung und Enttäuschung darü- 
ber, dass er nie den Nobelpreis erhielt, um (Pyrzyk 2006/2007: 113). 


Korczak und Wilczynska° - die ihr Leben lang zusammenarbeiteten — entwickel- 
ten und setzten einen Erziehungsansatz um, in dem das Kind respektiert wurde 
und den Kindern dieselben Rechte wie den Erwachsenen zugestanden wurden. 
Dreißig Jahre lang schrieb, unterrichtete und entwickelte Korczak einen auf dem 
Konzept des Kindes als Person basierenden Erziehungsansatz. Er beförderte die 
Stimme des Kindes auf allen möglichen Wegen in vordergründig für Kinder ge- 
schriebenen Büchern, die jedoch in Wirklichkeit an Erwachsene, Eltern und Er- 
zieher*innen gerichtet waren. Dieser Ansatz war damals für die allgemeine Öf- 
fentlichkeit nicht akzeptabel, und sicherlich auch nicht in der Pädagogik, in der 
das Kind nicht beachtet werden sollte — sondern eher ein Objekt war, von dem 
Gehorsamkeit erwartet wurde, da geglaubt wurde, dass nur sie, die Erwachsenen, 
wissen, was für das Kind am besten ist. 





5 Mehr über den Charakter und die Tätigkeiten von Stefania Wilczynska in dem von 
Barbara Puszkin und Marta Ciesielska herausgegebenen Buch - Stefania Wilezynska. 
Stowo do dzieci i wychowawcöw, veröffentlicht 2004 vom Korczakianum — Wissen- 
schaftliche Stelle des Warschauer Museums in Warschau. 
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Zusammen mit Stefa Wilczynska und anderen Mitarbeiter*innen und in Part- 
nerschaft mit den Kindern entwickelte Korczak „Die Republik der Kinder“. Korc- 
zak und Wilczynska erarbeiteten die Grundlage für eine andere Denkweise bezüg- 
lich des Platzes eines Kindes in der Gesellschaft, ein respektvoller Ansatz, in dem 
die wichtigen Wachstumsbedingungen berücksichtigt wurden, damit das Kind zu 
einem “nützlichen Bürger in der Gesellschaft“ heranwachsen würde. Dieser päd- 
agogische Ansatz beruhte auf diversen Formen der Kinderselbstverwaltung — er 
respektierte die Bedürfnisse und Hoffnungen des Kindes und trieb es gleichzeitig 
an, an sich selbst zu arbeiten, und motivierte es, aktiv und unabhängig zu werden. 

Korczak sah die Bedeutung kinderfreundlicher Lernmethoden, argumentierend, 
dass Ethik wichtiger sei als pure Fakten. Er führte in dem Waisenhaus einen demo- 
kratischen Geist ein, in dem die Kinder selbst ein Mitspracherecht bei Entschei- 
dungen hatten — aber auch dafür sorgen mussten, dass die Entscheidungen durch- 
gesetzt wurden. Diese “Kinderrepublik” hatte ein Parlament und eine Zeitung. Sein 
Experiment mit dem Rechtssystem gehört zu seinen bekanntesten Initiativen. In 
dem Waisenhaus wurde eine Verfassung geschrieben und ein Kameradschaftsge- 
richt unter den Kindern gegründet, das sich mit mutmaßlichen Ungerechtigkeiten 
befasste. Solch ein Kameradschaftsgericht wurde zum grundlegenden und charak- 
teristischen Merkmal der Methode Korczaks für die Kinderselbstverwaltung (auch 
für Erwachsene, z.B. Korczak wurde auch beurteilt). Vor allen Dingen hatte er das 
Ziel, eine höchst erzieherische Institution zu schaffen und die Kinder zum Denken 
und zur Reflexion herauszufordern, damit sie im Rahmen der Selbstkritik sowohl 
sich selbst als auch Ihresgleichen angesichts ihres Respekts vor den Gesetzen einer 
freundschaftlichen Gemeinschaft besser verstehen können. 

Bei Gericht konnte jedes Kind eine Person oder Personen (Seinesgleichen oder Er- 
wachsene) „verklagen“, die ihre Aufgaben nicht zufriedenstellend ausgeführt hatten, 
die beim Spielen gemogelt hatten, die Dinge ohne Erlaubnis genommen hatten oder 
andere Regeln verletzt hatten. Urteile wurden gemäß einem Gesetzbuch gefällt, in 
dem die ersten 99 Paragraphen besonderen Wert auf Vergebung legten. Zwei Erzie- 
hungssysteme wurden nebeneinander gestellt. In dem ersten System wurden die Kin- 
derrechte respektiert, in dem anderen (dem Schulsystem) nicht. Dazu sagt Korczak: 


Wenn ich dem Gericht unverhältnismäßig viel Platz einräume, so in der Überzeu- 
gung, dass das Gericht zum Ausgangspunkt der vollen Gleichberechtigung der Kin- 
der werden könnte, dass es zu einer Verfassung führt und letztlich dazu zwingt — 
eine Deklaration der Rechte des Kindes zu verkündigen. Das Kind hat ein Recht auf 
die ernsthafte Behandlung seiner Angelegenheiten, auf ihre gerechte und ausgewo- 
gene Beurteilung. Bis heute war alles vom guten Willen und den Launen des Lehrers 
abhängig. Das Kind hatte kein Recht auf Einspruch. Diesem Despotismus müssen 
Grenzen gesetzt werden (Korczak 1999a: 273). 
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Korczak glaubte, dass die Frage der Kinderrechte als eine grundlegende demo- 
kratische Angelegenheit verstanden werden sollte. Er legte den Schwerpunkt auf 
die Kommunikation, auf den Dialog zwischen den Kindern und zwischen Kin- 
dern und Erwachsenen. Das Ziel des Kameradschaftsgerichts war in gewisser 
Hinsicht, eine „kommunikative Gerechtigkeit“ zu schaffen. Gegenseitige Achtung 
kann nicht aufrechterhalten werden, wenn Kinder nicht das Recht haben, gehört 
zu werden. In den pädagogischen Gemeinschaften von Janusz Korczak wurde der 
Kommunikation hohe Priorität eingeräumt, wie auch im Kontext seiner Bücher für 
Kinder, den von Kindern für Kinder produzierten und geschriebenen Zeitungen 
und in den Radiosendungen für Kinder, wo sie gehört werden konnten. 

Das Credo der Erziehung ist umso mehr in solch einer Struktur und Atmosphä- 
re zu finden, in der — wie Maryna Falska es ausdrückt: „Keine Worte, kein Mora- 
lisieren“ seitens der Erwachsenen stattfindet — die Kinder einen großen Wert auf 
ihre Präsenz hier legen können, sich aufs Äußerste bemühen können, ihre Fehler 
zu korrigieren und sich den Erwartungen und Anforderungen der Gemeinschaft 
anzupassen.“ Korczaks Forderungen nach Kinderrechten waren nicht auf die von 
ihm geleiteten Waisenhäuser oder auf die Stadt Warschau oder Polen begrenzt. 
Appellierend an die breite Öffentlichkeit schreibt Korczak: 


Wir sind keine Wundertäter — wir wollen keine Scharlatane sein. Wir verzichten 
auf die trügerische Sehnsucht nach vollkommenen Kindern. Wir fordern: Beseitigt 
den Hunger, die Kälte, die Feuchtigkeit, den Mief, die Enge, die Übervölkerung. Ge) 
Achtung, wenn nicht Demut, vor der hellen, klaren, unbefleckten, heiligen Kindheit 
(Korczak 1999a: 413). 


Korczaks Buch König Macius der Erste’ wurde 1922 geschrieben. Im Jahr 1923 
bereitete der Völkerbund die Deklaration über die Kinderrechte vor, die Korczak 
als herablassend und ohne Verständnis für die reale Situation von Kindern emp- 
fand. Er sprach sich für eine klare Unterscheidung zwischen einer Wohltätigkeit 
auf der Grundlage von Mitleid und der Anerkennung von Kindern als Rechtsin- 
haber aus. Obwohl König Macius scheiterte, hauptsächlich wegen des Verrats von 
Erwachsenen, waren seine Absichten und Instinkte vernünftig. Die Rechte und 
Demokratie für Kinder erfordern eine Änderung der Haltung unter den Erwachse- 
nen, was eine der Hauptbotschaften von Korczak ist. 





6 _ Wolins 1967: 36, Introduction by Igor Newerly. 

7 Korczaks Roman — König Macius der Erste — ist eine Ikone der polnischen Kinder- 
literatur. Das Buch wurde zu einer beliebten Lektüre der Kinder in Polen; übersetzt in 
viele Fremdsprachen ist es auch in etlichen Ländern weltweit bekannt. 
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Die 1924 vom Völkerbund verabschiedete Deklaration der Kinderrechte wurde 
von Korczak nicht befürwortet. Als einer der ersten und radikalsten Vorkämpfer 
für Kinderrechte wollte Korczak Rechte, nicht Wohltätigkeit — und zwar jetzt, und 
nicht in ferner Zukunft (vgl. „Die Moskauer Deklaration der Rechte des Kindes“ 
(Deklaracija prav rebenka) in Liebel 2015): Kinder (...) Menschen, die nicht ir- 
gendwann einmal, nicht erst morgen, sondern schon... jetzt..., heute Menschen 
sind (Korczak 1999a: 152). 

Es besteht ein wachsendes Bewusstsein für die individuellen Kinderrechte, ba- 
sierend auf dem Verständnis, dass jedes Kind einzigartig ist und einen Eigenwert 
als Mensch besitzt. Dieses Bewusstsein wird in der UN-Kinderrechtskonvention 
von 1989 artikuliert, die nach der Erklärung der Rechte des Kindes der General- 
versammlung der Vereinten Nationen von 1959, das erste internationale Abkom- 
men über die Anerkennung der zivilen und politischen Rechte der Kinder ist. Sie 
gibt Kindern das Recht, gehört zu werden und das Recht, dass ihre Meinungen 
ernst genommen werden (Hammarberg 2009: 82). 

Nachfolgend möchten wir ausgewählte Artikel der UN-Kinderrechtskonven- 
tion in Bezug zu Korczaks grundlegenden Erkenntnissen setzen. 

Der Artikel 12 der UN-Kinderrechtskonvention ist zentral: 


1. Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung 
zu bilden, das Recht zu, diese Meinung in allen das Kind berührenden Ange- 
legenheiten frei zu äußern, und berücksichtigen die Meinung des Kindes an- 
gemessen und entsprechend seinem Alter und seiner Reife. 

2. Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegenheit gegeben, in allen 
das Kind berührenden Gerichts- oder Verwaltungsverfahren entweder unmit- 
telbar oder durch einen Vertreter oder eine geeignete Stelle im Einklang mit 
den innerstaatlichen Verfahrensvorschriften gehört zu werden. 


Der Artikel 12 ist äußerst wichtig. Ein Kind kann nicht erzogen oder aufgezogen 
werden, wenn man es nicht hört, ihm nicht zuhört, ihm keine Ausdrucksmittel und 
-möglichkeiten gibt, wenn man keinen sinnvollen Dialog mit einem Kind führt. 

Mit Rücksicht darauf, scheinen die Entwicklung unterschiedlicher Mittel und 
Umfelder, in denen sich Kinder und Jugendliche entfalten können, und das Lenken 
der Aufmerksamkeit auf ihre Bedürfnisse, die Basis für ihre Fähigkeit zu sein, 
sich selbst in einem erwachsenen Umfeld auszudrücken. Korczak macht mit den 
folgenden Worten auf diesen Umstand aufmerksam: 
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Lasst uns Achtung haben vor der gegenwärtigen Stunde, dem heutigen Tag. Wie soll 
es morgen leben können, wenn wir ihm heute kein bewusstes, verantwortungsvolles 
Leben ermöglichen? (...) Lasst uns Achtung haben vor jedem einzelnen Augenblick, 
denn er verlöscht und wird sich nie mehr wiederholen, man muss ihn immer ernst- 
nehmen; (...) (Korczak 1999a: 404). 


Außerdem wird in Artikel 12 festgelegt, dass wir den Schwerpunkt auf die Fähig- 
keit des Kindes, sich eine Meinung zu bilden, legen müssen, und nicht nur auf 
seine Fähigkeit, jene Meinungen mitzuteilen. Es wird darin festgelegt, dass Kinder 
das Recht auf freie Meinungsäußerung haben mithilfe eines Mediums ihrer Wahl, 
das ihnen die Möglichkeit gibt, ihre Meinungen unbehindert und so gut sie können 
mitzuteilen. In Artikel 12 wird kein willkürliches Alter für die Bestimmung der 
Fähigkeit angegeben. Es wird lediglich festgelegt, dass jenen Kindern, die fähig 
sind, eine Meinung zu bilden, die Gelegenheit geboten werden sollte, diese zu äu- 
Bern. Diese Bestimmung unterstreicht die Einzigartigkeit jedes Kindes und ver- 
langt, dass wir einen inklusiven Mitbestimmungsansatz verfolgen, der die Vielfalt 
respektiert und die Anerkennung eines Kindes, das fähig ist, eine Meinung zu 
bilden, ermöglicht. 

Emily Logan, die Ombudsfrau für Kinder von Irland, gibt weiter, wie Erwach- 
sene Kindern zeigen können, dass sie während des gesamten Prozesses der Parti- 
zipation wirklich zuhören: 


« den Kindern genug Zeit geben, um ihre Meinungen mitzuteilen 

« den Dialog mit Kindern so führen, dass ihre Fragen beantwortet und ihnen im 
Gegenzug Fragen gestellt werden 

« Offenheit gegenüber möglichen kritischen Kommentaren der Kinder 

° jungen Menschen direkten Zugang zu Autoritätspersonen ermöglichen 

« versuchen zu verstehen, warum ein Kind eine bestimmt Meinung hat, also nicht 
nur herauszufinden, was ein Kind denkt, sondern auch versuchen zu verstehen, 
warum es das denkt (vgl. Logan 2008: 53). 


Janusz Korczaks Botschaft drehte sich primär um die Achtung gegenüber Kindern, 
Achtung vor ihrem Eigenwert als Menschen sowie vor ihrer Leistungsfähigkeit 
und Kompetenz. Dieses Vertrauen prägte das Alltagsleben in seinem Haus für 
Kinder. Alle Kinder hatten ein Mitspracherecht beim Betreiben des Hauses, sie 
alle hatten Verantwortungen und Pflichten und kontrollierten ihre eigene Arbeit 
und ihren eigenen Fortschritt. 
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In Artikel 12 wird die Beteiligung der Kinder bei der Meinungsbildung legiti- 
miert. Bei einem Vortrag 2007 in Warschau erklärte Thomas Hammarberg, Men- 
schenrechtsbeauftragter des Europarates Folgendes: 


Die Fähigkeit des Kindes, eine Meinung zu bilden und zu äußern, ist auch von der 
Verwirklichung einiger anderer, in der Konvention enthaltener Rechte, wie zum 
Beispiel des Rechts auf Bildung und des Rechts auf unbehinderte Teilnahme am 
kulturellen Leben, abhängig. Sehr wichtig sind auch die Meinungs-, Gedanken-, Ge- 
wissens- Religions- und Versammlungsfreiheit sowie das Recht auf Privatsphäre. 
Das UN-Komitee für Kinderrechte hat Artikel 12 als eines der Leitbilder der Kon- 
vention benannt, was bedeutet, dass er als Richtschnur für die Interpretation der an- 
deren Artikel dienen und wesentlich für alle Aspekte der Umsetzung der Konvention 
sein sollte (Hammarberg 2009: 82). 


Die Bedeutung des Dialogs mit den Kindern als Bezugspunkt des Austauschs zwi- 
schen Erwachsenen und Kindern liegt auch darin, Kinder besser kennenlernen und 
von ihnen Lernen zu können, wie Korczak schreibt: 


Am nächsten Tag sprach ich das erste Mal während einer Plauderei beim Waldspa- 
ziergang nicht zu den Kindern, sondern mit den Kindern; ich sprach nicht davon, was 
ich möchte, dass sie seien, sondern davon, was sie sein wollten und könnten. Viel- 
leicht habe ich mich damals dass erste Mal davon überzeugt, dass man von Kindern 
viel lernen kann, dass auch sie Forderungen und Bedingungen stellen und Einwände 
machen, und dass sie ein Recht darauf haben (Korczak 1999a: 222). 


Das obige Fragment zeigt, dass Korczak in seinem alltäglichen Umgang mit den 
Kindern Dialoge führte. Er öffnete den Kindern die Welt der Erwachsenen und 
infolgedessen den Erwachsenen die Welt der Kinder. Bei dieser Haltung gegen- 
über Kindern versuchte er, das gegenseitige Recht auf Redefreiheit und das Recht 
zu schweigen nicht zu verletzen. Als Erzieher trat er in einen dialoggesteuerten 
Kontakt zu den Kindern. Er arbeitete, begleitete, war anwesend, redete, unter- 
richtete, spielte, scherzte, diskutierte, hörte zu, antwortete. Er war authentisch, in 
dem er die Alltagsrealität der Kinder mit der Praxis der Ko-Partizipation an ihrer 
Entwicklung ausfüllte und in dem er diese Entwicklung unterstützte (Markowska- 
Manista u. Dabrowa 2012). Hierdurch wies er darauf hin, dass ein Erzieher oder 
eine Erzieherin seine oder ihre Herangehensweisen und Aktivitäten immer an die 
jeweiligen Bedingungen und an die jeweiligen Kinder anpassen sollte und gleich- 
zeitig in bestimmten, festgelegten Situationen und Zusammenhängen verbleiben 
sollte. 
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Eine andere wichtige Frage in der Pädagogik von Korczak in Bezug auf die All- 
tagsrealität der Kinder war die Sorge um das Kindeswohl. Das Kindeswohlprinzip 
wird in Artikel 3 der UN-Kinderrechtskonvention festgelegt: 


1. Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen 
oder privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbe- 
hörden oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes 
ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist. 

2. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind (...) den Schutz und die Für- 
sorge zu gewährleisten, die zu seinem Wohlergehen notwendig sind; zu diesem 
Zweck treffen sie alle geeigneten Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnah- 
men. 

3. Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die für die Fürsorge für das Kind oder 
dessen Schutz verantwortlichen Institutionen, Dienste und Einrichtungen den 
von den zuständigen Behörden festgelegten Normen entsprechen, (...).® 


Zum ersten Mal werden Staaten dazu verpflichtet, zu gewährleisten, dass die Inte- 
ressen der Kinder in den Mittelpunkt des Staates und jeder Entscheidungsfindung, 
die Auswirkungen auf Kinder hat, gestellt werden (Logan 2008: 50). 

Die Grundvoraussetzung für die UN-Kinderrechtskonvention in ihrem gesam- 
ten Umfang ist die Anwendung ihrer Vorschriften unter ständiger Beachtung des 
Wohles des Kindes. Das Kindeswohlprinzip bestimmt, wie bei einer Entschei- 
dungsfindung in Bezug auf Kinder vorzugehen ist, und ist eine rechtsverbindliche 
Regel, an die sich die Staaten halten müssen. Ein Kind, das in der Lage ist, eine 
Meinung zu seinem Besten zu bilden, muss die Möglichkeit haben, diese frei zu 
äußern, und diese Meinung muss berücksichtigt werden (Artikel 12). Die Eltern 
haben zwar die primäre Entscheidungsverantwortung im Interesse ihrer Kinder, 
aber falls das Kindeswohl nicht ihr Grundanliegen ist, kann der Staat zum Schutz 
des Kindeswohls eingreifen (vgl. Artikel 5; 18). 

Korczak argumentierte: „Man muss sich mit den Kindern vertraut machen, um 
bei der Verleihung dieser Rechte möglichst wenige Fehler zu machen“(Korczak 
1999a: 45). Denn Kinderrechte sind etwas Besonderes und die Beachtung dieser 
Rechte kann nicht nur darauf begrenzt sein, das Kind als Mensch anzuerkennen. 





8 Übereinkommen über die Rechte des Kindes, verabschiedet und zur Unterschrift, Ra- 
tifizierung und Beitritt freigegeben durch Beschluss 44/25 der Generalversammlung 
vom 20. November 1989, in Kraft getreten am 2. September 1990 in Übereinstimmung 
mit Artikel 49. http://www.ohchr.org/en/professionalinterest/pages/crc.aspx. Abgeru- 
fen am: 15.10.2016. 
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Für seinen Reifungsprozess und seine soziale und psychophysiologische Entwick- 
lung sollten Bedingungen geschaffen werden, die sich aus den Besonderheiten der 
Kindheit ergeben. 

Ein derartiges Recht wird in Artikel 31 — Das Recht des Kindes auf Ruhe und 
Freizeit, auf Spiel und altersgemäße aktive Erholung erörtert: 


1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Ruhe und Freizeit an, 
auf Spiel und altersgemäße aktive Erholung sowie auf freie Teilnahme am kul- 
turellen und künstlerischen Leben. 

2. Die Vertragsstaaten achten und fördern das Recht des Kindes auf volle Betei- 
ligung am kulturellen und künstlerischen Leben und fördern die Bereitstellung 
geeigneter und gleicher Möglichkeiten für die kulturelle und künstlerische Be- 
tätigung sowie für aktive Erholung und Freizeitbeschäftigung. 


Korczak war sich bewusst, dass die Zeit in der Natur außerhalb der Stadt für die 
körperliche und geistige Entwicklung der Kinder wichtig war: „Den vierwöchigen 
Aufenthalt in der Kolonie wollte ich für die Kinder aus „Souterrains und Dach- 
kammern“ zu einem “Band aus Fröhlichkeit und Freude“ machen, ohne eine ein- 
zige Träne“ (Korczak 1999a: 211). 

In ihrer Freizeit können Kinder ihre Fähigkeiten und ihre Wünsche entwickeln, 
träumen und über ihre Selbstentfaltung nachdenken: 


So eine einfache und dankbare Aufgabe. Du hast dreißig von insgesamt hundert- 
fünfzig Kindern und keinerlei Programm. Du kannst machen, was du willst. Spiele, 
Baden, ein Ausflug, ein Märchen - deiner Initiative ist alles überlassen. Die Wirt- 
schaftlerin sorgt für das Essen, die Erzieher-Kollegen bieten ihre Hilfe, die Dienst- 
habenden werden für Ordnung sorgen — das Dorf schenkt euch ein wunderschönes 
Gelände, die Sonne — ein mildes Lächeln (Korczak 1999a: 212). 


Draußen in der Natur lernen sie etwas über sich selbst und ihre Umgebung, lernen, 
allein zu sein, und sie lernen, wie man sich innerhalb einer Gruppe verhält. Dies 
sind grundlegende Anforderungen für jede/n Heranwachsende/n. Zeit in der Natur 
zu verbringen war für die verängstigten Kinder, die Korczak versorgte, Kinder, die 





9 Übereinkommen über die Rechte des Kindes, verabschiedet und zur Unterschrift, Ra- 
tifizierung und Beitritt freigegeben durch Beschluss 44/25 der Generalversammlung 
vom 20. November 1989, in Kraft getreten am 2. September 1990 in Übereinstimmung 
mit Artikel 49. http://www.ohchr.org/en/professionalinterest/pages/crc.aspx. Abgeru- 
fen am: 15.10.2016. 
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in den Industrievorstädten des Großraums Warschau aufwuchsen, eine Erlösung 
von den Mauern, die sie einschlossen, und darüber hinaus aus medizinischer und 
pädagogischer Sicht wichtig. 


Man kann sich nur wundern, wie ein zwölfjähriger Junge, von seiner Familie ge- 
trennt, unter ihm fremden Bedingungen, unter fremder Aufsicht, inmitten neuer 
Altersgenossen weder Hemmungen noch Schüchternheit empfindet; schon am ers- 
ten Tag stellt er Forderungen, lehnt sich auf, protestiert, schmiedet ein Komplott, 
sammelt Verbündete um sich, zieht die Passiven, die keine Initiative haben, auf sei- 
ne Seite, ernennt sich zum Diktator und wirft mit demagogischen Parolen um sich 
(Korczak 1999a: 234). 


Janusz Korczak und Stefania Wilczyhska nahmen die Kinder im Winter und im 
Sommer mit in „Sommerkolonien“'°. In diesen Camps entfalteten sich die Kin- 
der körperlich bei ihren sportlichen Spielen und in der Zeit, die sie im Wald ver- 
brachten. Diese Auszeit veränderte die Kinder, befreite sich von dem Druck ihres 
Lebens in der Stadt, brachte sie zum Lachen und ließ sie die Welt heller sehen. 

Es gibt noch Fragen, die uns an dieser Stelle sehr wichtig erscheinen und die 
wir hervorheben möchten. Trotz des gesetzlichen Schutzes der Kinderrechte, trotz 
mehrerer Rechtsmittel, die uns für den Schutz von Kindern zur Verfügung ste- 
hen, können wir in der heutigen Welt immer noch etliche Fehlentwicklungen und 
Misserfolge in Bezug auf den Schutz des Kindes gegen psychische und physische 
Schäden, die ihm von Erwachsenen zugefügt werden, sehen. Es gibt Länder, in 
denen sich Erwachsene in Namen der Elternrechte oder traditioneller, beziehungs- 
weise religiöser Prinzipien aggressiv gegen die Partizipation von Kindern wen- 
den. Solche etablierten patriarchalischen wie auch systembedingten Einstellungen 
gegenüber Kinder zu ändern, wird einige Zeit brauchen. Wie kann dieses Thema 
auf sinnvolle Weise angesprochen werden? Wie kann aufgezeigt werden, dass Fol- 
gendes nicht im Widerspruch zueinander steht: Kindern die Möglichkeit zu geben, 
Einfluss auf ihr Leben und die Gesellschaft zu nehmen, einerseits, und die Rolle 
der Erwachsenen, für Kinder zu sorgen, sie anzuleiten und zu schützen, zu be- 
wahren, andererseits? Nachstehend stellen wir einige, von Thomas Hammarberg 
vorgeschlagene illustrative Schritte vor: 


° Der Hauptschauplatz von Kindern ist das Zuhause. Vorrangig muss das Be- 
wusstsein unter den Eltern und Betreuern erhöht werden, dass Kinder das Recht 





10 Die Sommerkolonien fanden nur eine kurze Zeit statt. Sie wurden auch nur für einige 
Kinder eingerichtet. 
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haben, gehört zu werden, und es muss ihnen dabei geholfen werden, ihre EI- 
ternrolle in dieser Hinsicht zu meistern. 

« Derandere entscheidende Schauplatz ist die Schule und der Kindergarten. Inter- 
aktives Lernen, entsprechende Lehrpläne und demokratische Einstellungen und 
Abläufe sind essentielle Beiträge. Derartige Maßnahmen sollten die Stärkung 
der Fähigkeit der Kinder, sich auszudrücken, mit demokratischen Prozessen 
umzugehen und die Gesellschaft und deren Probleme besser zu verstehen, in 
den Mittelpunkt stellen. Eine riesige Aufgabe, die vor uns liegt, ist die Kompe- 
tenzbildung unter Lehrern und Schulpersonal, wie Kinder zugehört, der Dialog 
verbessert und demokratische Konfliktlösungen gefördert werden sollen. 

« Kinderorganisationen, die für die Verwirklichung der Kinderrechte eintreten, 
könnten gefördert werden, und andere mit oder für Kinder arbeitende nicht- 
staatliche Organisationen wie Sportvereine oder Wohltätigkeitsverbände könn- 
ten ermutigt werden, Kindern zuzuhören und ihre Meinungen zu respektieren. 

« Politische Parteien sollten zur Entwicklung ihrer Kapazität ermutigt werden, 
die Meinungen von Kindern zu berücksichtigen und den Einfluss von Kindern 
in politischen Angelegenheiten zu verbessern. 

« Fernsehen, Rundfunk und Presse sollten „kinderfreundliche‘“ Nachrichtenprä- 
sentationen haben und dafür sorgen, dass die Meinungen von Kindern über 
Angelegenheiten, die für sie von besonderer Bedeutung sind, dargestellt wer- 
den. Für Medienproduktionen von Kindern und für den Internetzugang und 
den Aufbau von Webseiten über Themen, die von Kindern selbst ausgewählt 
werden, sollten Finanzhilfen in Erwägung gezogen werden. 

« Essollten Schritte unternommen werden, um das Rechtssystem kinderfreundlich 
zu gestalten. Die Gerichtsverfahren müssen angepasst werden, um die Bedürf- 
nisse von Kindern zu erfüllen, ungeachtet dessen, ob sie Täter, Opfer oder Zeu- 
gen sind. Kinder sollten Einfluss auf sie berührende Verwaltungs- oder Gerichts- 
entscheidungen haben, zum Beispiel in Fragen der Personensorge und Adoption. 

® Regierungen sollten Themen festlegen, die große Auswirkungen auf das Leben 
von Kindern haben, und bei denen sie daher ein Mitspracherecht haben soll- 
ten, zum Beispiel Familienpolitik, die Planung von kommunalen Einrichtun- 
gen, Schulpolitik, Gesundheitsfürsorge für Kinder und der Erholung dienende 
Dienstleistungen. Sie sollten sinnvolle Möglichkeiten zur Berücksichtigung der 
Meinungen von Kindern herausfinden und sicherstellen, dass sie repräsentativ 
und relevant sind. Wege der Meinungsäußerung sollten untersucht werden, die 
für verschiedene Altersgruppen geeignet sind, einschließlich kleiner Kinder, 
wie Dialoge mit Vorschulkindern, Schülermitverwaltung, Meinungsforschung, 
Vertreter und andere Modelle. Spezielle Maßnahmen sollten zur Verbesse- 
rung der Mitsprache von behinderten Kindern oder anderen benachteiligten 


26 Urszula Markowska-Manista, Avi Tsur und Batia Gilad 





Gruppen getroffen werden, und es sollte untersucht werden, wie mögliche Ein- 
schränkungen überwunden werden können (Hammarberg 2009: 89£.). 


Diese Schritte wären im Einklang mit der Vision von Janusz Korczak. Wenn Kin- 
der von früher Kindheit an die Möglichkeit haben, sich zu äußern, und ihre Mei- 
nungen Zuhause, in der Schule und in der Allgemeinheit gehört und respektiert 
werden, wird dies ihr Zugehörigkeitsgefühl und ihre Bereitschaft, Verantwortung 
zu übernehmen, verstärken. 





2 Warum ist das pädagogische Vermächtnis 
Korczaks für die aktuelle alltägliche Wirklichkeit 
von Bedeutung 


Alle von uns vorgegebenen Ideale und Prinzipien haben nur den Wert, den wir ihnen 
durch unser eigenes Leben verleihen.'' 


Es kann kein Zweifel hinsichtlich der Relevanz der von Korczak angeschnittenen 
Themen bestehen und dies ist nur ein kurzer Blick in die Fülle seiner Schriften. 
Korczak verstand die Welt des Kindes, er dachte in der Begriffswelt der Kinder 
aus dem Verständnis eines Erwachsenen heraus, aus einem tiefen Verständnis der 
Bedürfnisse von Kindern, Bedürfnisse, die sich im 21. Jahrhundert bis zum heuti- 
gen Tag nicht geändert haben. Dies wird in seinen Worten bestätigt: 


Meine langjährige Arbeit bestätigte offensichtlicher, dass die Kinder Achtung, Ver- 
trauen und Zuneigung verdienen, dass es in einer heiteren Atmosphäre behutsamer 
Empfindung, fröhlichen Lachens, lebendigen Bemühens und Sich-Wunderns, reiner, 
ungetrübter, treuer Freuden angenehm ist, mit ihnen zusammen zu sein, und dass die 
Arbeit anregend, fruchtbar und schön ist (Korczak 1999a: 359f£.). 


Noch heute zeigt Korczak in seinem pädagogischen Erbe, wie z.B. in seinem Tage- 
buch, in der Kinder- und Jugendliteratur und in seinen Büchern „Wie liebt man ein 
Kind“, „Kind des Salons“ und vielen anderen, die Wege zu einem offenen Dialog 
mit einem Kind in partnerschaftlicher Atmosphäre auf. Er weist auf die Notwen- 
digkeit hin, die Bedingungen der Verständigung und ein neues Erscheinungsbild 
der Erziehung zu gestalten, angepasst an die heutige Realität und die Veränderun- 
gen, die die Zukunft bereithält. 





11  Wolins 1967: 17, Introduction by Igor Newerly. 
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Korczaks Erziehungswissenschaft und Pädagogik sind sowohl in axiologischer, 
ideologischer und methodologischer Dimension wirkliche Postulate und Alter- 
nativen für die aktuelle Erziehungs- und Bildungswirklichkeit, für Betreuer*in- 
nen und Erzieher*innen — Praktiker*innen und Theoretiker*innen. Warum? Weil 
Korczak mit seinen Postulaten in einer Welt, die immer noch unfreundlich ist und 
“nicht den Maßen eines Kindes” entspricht, ein aktiver Tribun, Schirmherr, Bot- 
schafter, Beschützer und Anwalt aller Kinder bleibt. 

Korczak war einer der ersten, der sagte, dass ein Kind eine autonome Person ist, 
mit eigener Würde, eigenen Interessen, Bedürfnissen und Rechten. „Die Kinder- 
rechtskonvention würde ohne seine Aktivitäten und Gedanken nicht existieren. 
Korczak sah das Kind als Menschen, sah die Subjektivität des Kindes. Er hinter- 
ließ etliche gute Lösungen (...). Er hinterließ eine klare Botschaft: Kinder müssen 
ernst genommen werden .“!? 
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Kinderrechtsbewegungen und die Zukunft 
der Kinderrechte 


Manfred Liebel 


1 Einleitung 


Kinderrechte haben viele Facetten und Bedeutungen. Obwohl es naheliegt, sie als 
einen Teil der Menschenrechte zu verstehen, werden sie oft eher als eine Art Son- 
derrechte zur Hilfe für Kinder in Notsituationen aufgefasst (wofür ein Indiz ist, 
dass es in Deutschland bisher kein allgemeines Kindergesetz gibt, das sich an den 
rechtlichen Vorgaben der UN-Kinderrechtskonvention orientiert). Mit Blick auf 
die Kinderrechtskonvention wird oft zwischen Schutzrechten, Förder- bzw. Ver- 
sorgungsrechten und Partizipationsrechten' unterschieden, oder neben Rechten, 
die die Grundbedürfnisse von Kindern sichern sollen, werden Rechte betont, die 
der „Entwicklung“ der Kinder dienen sollen. Kinderrechte können als „objektive“ 
bzw. „Wohlfahrtsrechte‘ verstanden werden, die von Erwachsenen zugunsten der 
Kinder gehandhabt werden, aber sie sind ebenso „subjektive“ bzw. „Handlungs- 
rechte“, die von den Kindern selbst beansprucht und ausgeübt werden. Analog zu 
den allgemeinen Menschenrechten können auch zivile (bürgerliche), politische, 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte von Kindern unterschieden werden. 
Schließlich können neben kodifizierten Rechten, die in internationalen Verein- 
barungen oder nationalen Gesetzen verankert sind, auch „ungeschriebene Rech- 
te‘ (Ennew 2002), die Kinder oder andere Personen formulieren und einfordern, 
als Kinderrechte verstanden werden. Jedes Recht ist zunächst von Personen oder 





1 Im Englischen ist es üblich, von den „drei P’s“ (= protection, provision, participation) 
zu sprechen. 
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Gruppen erdacht und gefordert worden, bevor es in verbindliche „positive“ oder 
„legale Rechte“ transformiert wurde. 

In der Diskussion über Kinderrechte werden die verschiedenen Formen und 
Bedeutungen nicht immer deutlich genug auseinander gehalten. Sie können aber 
auch in ihrer praktischen Handhabung je nach Intention, die mit ihnen verfolgt 
wird, bewusst miteinander verschränkt werden, etwa wenn es um die Abwägung 
von staatlichen Verpflichtungen und Autonomieansprüchen der Kinder geht. Hier 
soll der Akzent auf einem Konzept von Kinderrechten liegen, das diese vornehm- 
lich als Menschenrechte in den Händen der Kinder und als ein Mittel versteht, 
um ihre soziale Position zu stärken und ihren Handlungsspielraum zu erweitern. 
Dieses Verständnis von Kinderrechten basiert auf der Überlegung, dass Kinder 
in mancherlei Hinsicht zwar von Erwachsenen verschieden sind, aber denselben 
moralischen Status wie diese besitzen (Schickhardt 2012). 

Zunächst werde ich einen Einblick in die Geschichte der Kinderrechte und ihre 
Entstehungsgründe geben. Mit Blick auf das von mir vertretene Verständnis der 
Kinderrechte werde ich dafür plädieren, deren bisherige und weitere Entwicklung 
als Kinderrechtsbewegung zu verstehen (Freeman 2012: 30f.). Danach werde ich 
unter besonderer Beachtung der UN-Kinderrechtskonvention, dem bislang wich- 
tigsten und folgenreichsten Dokument der Kinderrechte, deutlich machen, warum 
Kinderrechte nicht abstrakt verstanden, sondern auf die konkreten Lebenskontexte 
der Kinder bezogen und unter relevanter Beteiligung der Kinder weiterentwickelt 
werden müssen. Dies läuft auch darauf hinaus, die Kinderrechtspraxis nicht allein 
mit pädagogischem, sondern ebenso mit politischem Handeln zu verbinden. 





2 Entstehung und Begründung der Kinderrechte 


Verstehen wir die Kinderrechte als einen spezifischen Teil der Menschenrechte, 
sind ihre Anfänge in der europäischen Aufklärung, also etwa im 18. Jahrhundert, 
zu verorten. Aber wenn wir verschiedene Facetten der Kinderrechte genauer be- 
trachten, können wir sie weder bloß als eine europäische Errungenschaft betrach- 
ten, noch ihre Anfänge auf die letzten 250 Jahre begrenzen. Menschen- und Kin- 
derrechte sind nicht nur die Frucht der illustren Ideen einiger Philosophen und 
Pädagogen, sondern gehen aus sozialen Kämpfen um ein besseres, als menschen- 
würdig verstandenes Leben hervor, das auch Kindern nicht länger vorenthalten 
werden konnte. 





2 _ Imfolgenden Beitrag werden Überlegungen aufgegriffen und weiterentwickelt, die ich 
in meinem Buch Kinderrechte - aus Kindersicht (Liebel 2009) dargelegt habe. 
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2.1 Entstehung der Kinderrechte 


Die wohl längste und am weitesten verbreitete Geschichte haben Rechte zum 
Schutz der Kinder. Sie entstanden mit der Überzeugung, dass das Leben von Neu- 
geborenen ein schützenswertes Gut ist, Kinder also nicht einer Sache gleichkom- 
men, mit der beliebig verfahren werden darf. Dies drückte sich besonders mar- 
kant in Regeln aus, die das Töten von Kindern unter Strafe stellten. Diese Haltung 
gegenüber Kindern fand ihre Begründung in der allen großen Weltreligionen ge- 
meinsamen Überzeugung, dass Kinder nicht einzelnen Menschen gehören, die 
über sie Macht haben, sondern „Geschöpfe Gottes“ sind. In Europa war es wohl 
erstmals Martin Luther (1483-1546), der im Jahr 1530 die Auffassung äußerte, 
Kinder gehörten nicht ihren Eltern, sondern Gott und der Gemeinschaft (Alaimo 
2002: 6). Etwa 150 Jahre später, am Ende des 17. Jahrhunderts, stellte auch der 
englische Philosoph John Locke (1632-1704) das Verfügungsrecht der Eltern über 
ihre Kinder in Frage (Archard 2004). Aber noch bis ins 19. Jahrhundert galt dies 
großenteils nur für männliche Nachkommen. In dieser Zeit pflegten z.B. Bauern 
in Frankreich zu sagen: „Ich habe keine Kinder, nur Mädchen.“ Oder im italieni- 
schen Neapel war es üblich, bei der Geburt eines Mädchens eine schwarze Fahne 
zu hissen, um allen zu signalisieren, dass Glückwünsche nicht angebracht seien 
(Verhellen 1994: 12). In manchen Teilen der Welt, z.B. in China oder Indien, gelten 
ähnliche Volksbräuche bis heute und führen dazu, dass die Geburt von Mädchen 
teilweise unter Rückgriff auf die moderne Reproduktionsmedizin verhindert wird. 
Zu bedenken ist allerdings auch, dass die Kinderrechte ebenso wie die Menschen- 
rechte im Allgemeinen bis in das 20. Jahrhundert in den von den europäischen 
Mächten kolonialisierten Weltregionen keinerlei Geltung hatten. Die Kinder der 
kolonialisierten Völker oder der aus ihnen rekrutierten Sklaven galten ebenso we- 
nig wie ihre Mütter und Väter als Menschen mit dem Anspruch auf eigene Rechte, 
ein Zustand, der sich noch heute in weit verbreiteter rassistischer Diskriminierung 
fortsetzt.° 

Förder- bzw. Versorgungsrechte und Partizipationsrechte scheinen jüngeren 
Datums zu sein, wenn es auch eine bemerkenswerte Ausnahme gibt. Thomas 
Spence (1750-1814), der in England gegen die private, durchweg gewaltsame Land- 
aneignung das Recht auf Gemeinbesitz verteidigte, war der erste, der in seiner 





3 _ Der Philosoph Hans Joas (2015: 46 u. 61f.) erinnerte erst kürzlich wieder daran, dass 
es sich bei der Sklaverei nicht um ein vormodernes Relikt handelt, sondern dass sie 
ein integraler Bestandteil kolonialer Herrschaft bis in die Zeit nach dem Zweiten Welt- 
krieg war. Auch liberale Väter der Menschenrechte, wie John Locke, investierten mun- 
ter in Sklavenhandelsfirmen und verdienten sich damit eine goldene Nase (vgl. auch 
Losurdo 2011). 
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Schrift „The Rights of Infants“ (1796) den Kindern ausdrücklich das „natürliche 
Recht“ zuschrieb, „in vollem Maße an den Früchten der Erde teilzuhaben‘“. Aber 
auch hier griffe es zu kurz, Partizipations- und Teilhaberechte nur als eine Errun- 
genschaft der in Europa entstandenen bürgerlichen Demokratien oder des moder- 
nen Wohlfahrtsstaates zu betrachten. In vielen nicht-westlichen Kulturen ist es seit 
Jahrhunderten üblich, Kindern Fähigkeiten zuzuschreiben und Aufgaben anzuver- 
trauen, die nach westlichem Verständnis erst „volljährigen‘“ Erwachsenen zuste- 
hen. In manchen Regionen Afrikas oder Süd- und Mittelamerikas wurde Kindern 
z.B. in frühem Alter ein Stück Land oder ein Nutztier übereignet, über das sie ver- 
fügen und für das sie in eigener Verantwortung sorgen konnten. Teilweise dienten 
solche Praktiken dem frühen Erlernen von lebensnotwendigen Kompetenzen, sie 
drückten aber auch die Vorstellung aus, dass bereits Kinder eigene Qualitäten ha- 
ben, die zu achten und zu fördern sind (Ortiz Rescaniere 1994; Liebel 2001: 99ff.). 
Bis heute ist im Hochland Boliviens und Perus die Tradition lebendig, Kinder im 
Alter von 10 oder 12 Jahren zum Bürgermeister zu wählen, da man sich von den 
Kindern besondere Impulse für das Leben der Gemeinde verspricht. Niemand im 
Dorf käme auf die Idee, dass den Kindern hierfür die nötigen Kompetenzen oder 
das gesetzlich vorgeschriebene Wahlrecht fehlten. Kinder im selben Dorf arbeiten 
in aller Regel auch bei der Feldarbeit mit. Und niemand käme auf die Idee, dass sie 
hierfür erst die Schule besucht und ein gesetzlich vorgeschriebenes Mindestalter 
erreicht haben müssten. 

In den andinen Kulturen Südamerikas (Recknagel 2001) oder den Maya-Kul- 
turen Mittelamerikas (Lenkendorf 2001) ist es ebenso wenig wie in alten Kul- 
turen anderer Kontinente üblich, Kinder und Erwachsene strikt nach dem Alter 
zu trennen; beide gelten als integraler Teil der Gemeinschaft mit je spezifischen 
Eigenschaften. Kinder werden als „kleine Menschen“ gesehen, die ebenso wie 
„Erwachsene“ ernst zu nehmen sind. Ihnen werden verschiedene Fähigkeiten 
zugeschrieben, die für das Leben der Gemeinschaft wichtig sind und über die 
„Erwachsene“ möglicherweise nicht (mehr) in gleichem Maße verfügen. Da sie 
„klein“ sind, wird aber auch auf sie Rücksicht genommen und es werden ihnen 
in der Regel keine Aufgaben anvertraut, die sie überfordern oder ihnen Schaden 





4 Dieser von Karl Marx in seinem Hauptwerk Das Kapital ([1869]1968) als „ursprüng- 
liche Akkumulation“ bezeichnete Prozess stand am Beginn der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise. Er ist heute im Globalen Süden in vollem Gange, wo multinationale 
Konzerne und Großgrundbesitzer mit staatlicher Billigung Kleinbauern gewaltsam 
von ihrem angestammten Land vertreiben, um Monokulturen (z.B. von Soja oder Öl- 
palmen) für den Export anzubauen. Dieser Vorgang, der heute auch als land grabbing 
bezeichnet wird, geht oft mit der Umwandlung von Gemeinschaftsbesitz in Privatbe- 
sitz einher und wird durch Freihandelsverträge vorangetrieben. 
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zufügen könnten. Allerdings werden diese Bräuche nicht als „individuelles Recht“ 
der Kinder verstanden, auf die diese sich im Konfliktfall berufen könnten. Sie sind 
auch nicht in Gesetzestexten „kodifiziert“, die in formalisierten Gesetzgebungs- 
verfahren jeweils neu beschlossen werden, sondern in Jahrhunderte alte Traditio- 
nen informell eingebettet, die in ritualisierter Weise am Leben gehalten werden 
(auch rechtlich formalisierte Verfahren können freilich den Charakter von Ritua- 
len annehmen). 

In Europa entstand die Idee der Förder- und Versorgungsrechte — ähnlich wie 
die Idee des Kinderschutzes — aus der im Zuge der Aufklärung im 18. Jahrhundert 
entstandenen Vorstellung heraus, dass Kinder sich in grundlegenden Bedürfnis- 
sen von Erwachsenen unterscheiden und dass diesen Bedürfnissen in besonderer 
Weise Rechnung getragen werden müsse. Ebenso stand dahinter die Vorstellung, 
dass das Kind sich erst „entwickeln“ müsse, um zu einem vollwertigen Erwachse- 
nen zu werden, und hierfür in besonderen Institutionen vorbereitet werden müsse.’ 
Maßgebend hierfür war allerdings zunächst (und ist vielfach bis heute) nicht das 
Interesse am „Kind als Rechtssubjekt“, sondern an „der Nützlichkeit des Kindes 
für die Gesellschaft‘ (Freeman 1992: 30).° In diesem Sinne wurde z.B. das Recht 
auf Bildung nicht als Recht der Kinder, sich eine Bildung zu wählen, formuliert, 
sondern als Pflicht ihrer Eltern, sie zur Schule zu schicken, die der Staat zur (herr- 
schaftskonformen) Erziehung der Kinder geschaffen hatte.’ 

In der mit der Aufklärung entstandenen Idee der Kinderrechte verschränkt sich 
die Vorstellung, dass das Kind über mehr Eigenständigkeit verfügen sollte, mit der 
Vorstellung, dass die Gesellschaft — repräsentiert durch den Staat — für das Wohl- 
ergehen und die Entwicklung der Kinder zu einem arbeitsfähigen Erwachsenen 
zu sorgen habe. Während allerdings die Geschichte der allgemeinen Menschen- 
rechte — zumindest in Europa und Nordamerika — mit den bürgerlichen Freiheits- 
rechten begann, stand am Anfang der Kinderrechte nicht die Freiheit, sondern der 
Schutz der Kinder. Dies lässt sich am deutlichsten an der Geschichte der Gesetzge- 
bung zur Kinderarbeit ablesen, die auf ein Verbot der Erwerbsarbeit von Kindern 
gerichtet war (und ist). Sie brachte den Kindern keine Rechte, über die sie selbst 
verfügen konnten, sondern legte Fabrikanten und Eltern die Pflicht auf, Kinder vor 





5 Andrea Kleeberg-Niepage (2007) zeigt dies an der Geschichte der Entwicklungspsy- 
chologie als einer der Grundwissenschaften für die Entstehung der modernen Kind- 
heitswissenschaften (Hungerland 2008). 

6 Dieses und die folgenden fremdsprachigen Zitate wurden von mir ins Deutsche über- 
setzt. 

7 Auf die durchaus unterschiedlichen Motive und Begründungen in der Geschichte der 
Unterrichts- und Schulpflicht in verschiedenen Ländern kann hier nicht eingegangen 
werden. 
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Situationen und Handlungen zu bewahren, die ihrer Gesundheit und Entwicklung 
Schaden zufügen könnten (Liebel 2001). 

Wenn wir demgegenüber als Quintessenz der Kinderrechte verstehen, dass es 
sich um Rechte der Kinder handelt, d.h. um Rechte, die Kinder selbst ausüben 
können (oder um die Gewähr, dass nichts gegen den Willen der Kinder geschehen 
darf), so steht ihre Geschichte noch immer in den Anfängen. Zwar gab es seit dem 
Ersten Weltkrieg immer wieder Initiativen, Kindern diese Rechte zu verschaffen, 
sie kamen aber über Absichtserklärungen lange nicht hinaus oder hatten nur zeit- 
weise in begrenzten Räumen jenseits staatlicher Gesetzgebung Geltung. Erst mit 
der am 20. November 1989 von der Generealversammlung der Vereinten Nationen 
beschlossenen Konvention über die Rechte des Kindes (UN 1989) wurden Kin- 
dern in völkerrechtlich verbindlicher Form solche Rechte gewährt. Doch auch hier 
bleibt zu bedenken, dass diese Rechte nicht von Kindern, sondern von Erwachse- 
nen für Kinder formuliert wurden und mit Vorbehalten versehen sind. Und dass 
zwischen den Rechtsansprüchen und der sozialen Wirklichkeit der überwiegenden 
Mehrheit der Kinder in der Welt noch immer eine große Lücke klafft. 


2.2 Worin gründen die Kinderrechte? 


Die Entstehung der Kinderrechte ist eng mit der Geschichte der Menschenrech- 
te verknüpft. In ihrer Präambel bezieht sich die UN-Kinderrechtskonvention, das 
bisher wichtigste Dokument der Kinderrechte, ausdrücklich auf die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte von 1948, die in Artikel 1 mit den Worten beginnt: 
„Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren.“ Dies legt 
nahe, die in der Konvention verankerten Kinderrechte im Sinne des Naturrechts 
als „natürliche Rechte“ zu verstehen, die den Kindern qua Geburt gegeben sind 
oder ihnen aufgrund ihrer natürlichen Eigenschaften zustehen. Doch Kinderrechte 
sind ebenso wie die Menschenrechte im Allgemeinen historische Produkte, die aus 
sozialen Bewegungen und Kämpfen hervorgehen und aus diesen heraus zu verste- 
hen sind. Die Kinderrechtskonvention ist selbst ein Beleg dafür. 

Die Annahme, die Menschenrechte hätten natürliche Grundlagen, geht auf John 
Locke (1632-1704) zurück, der in seinen Abhandlungen zur „guten Regierung“ 
(Locke [1689]2008) davon ausging, im Naturzustand seien die Menschen frei und 
gleich. Diese Annahme war gegen die feudale Ständegesellschaft gerichtet, die 
den Menschen ihren Ort als geburtsbedingte Angehörige eines Standes zugewie- 
sen hatte, der seinerseits als Ausdruck „göttlichen Willens“ geheiligt und als un- 
abänderlich behauptet worden war. Kaum hundert Jahre später, am Vorabend der 
Französischen Revolution, hat Jean-Jacques Rousseau (1712-1778) in seiner Schrift 
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zum Gesellschaftsvertrag (Rousseau [1762]2005) den natürlichen Ursprung der 
Menschenrechte bekräftigt, ihn aber zugleich auch in Frage gestellt mit dem Satz: 
„Der Mensch ist frei geboren und überall liegt er in Ketten.“ In dieser Bemerkung 
Rousseaus klingt an, dass Freiheit und Gleichheit der Menschen „keine Tatsache, 
sondern ein zu verfolgendes Ideal, nichts Existierendes, sondern ein Wert, eine 
Verpflichtung“ (Bobbio 1998: 11) sind. 

Bei der Entstehung der Menschenrechte zu Zeiten der europäischen Aufklä- 
rung war die Berufung auf die Natur 


ein rein theoretisches Denkmodell, dessen Zweck einzig und allein darin bestand, 
die Forderungen derjenigen nach Freiheiten zu rechtfertigen, die gegen den Dogma- 
tismus der Kirchen und der autoritären Staaten ankämpften. Auf diese Weise wur- 
den diese Rechte als in der Natur des Menschen liegend angesehen, und als solche 
durften sie auch nicht von den politischen Machthabern verletzt und nicht einmal 
von den Inhabern dieser Rechte selbst aufgegeben werden (Ibidem: 72f.). 


Das Entstehen neuer Rechtsansprüche gründet demnach „in der sozialen Wirk- 
lichkeit jener Zeit, in ihren Gegensätzen und in den Veränderungen, die durch 
diese Gegensätze nach und nach in Gang gebracht wurden“ (Ibidem: 73). 

Folgen wir dem italienischen Rechtsphilosophen Norberto Bobbio (1998: 73), 
so erfüllt die „Hypothese eines schlichten und abstrakten Naturzustandes [heu- 
te] keinerlei praktischen oder theoretischen Zweck mehr“. Dies zeigt sich schon 
daran, dass die Liste der Menschenrechte immer länger und vielfältiger wurde 
und wird. Neue Rechte werden eingefordert und geschaffen, weil Menschen gegen 
Lebensbedingungen aufbegehren, die ihnen nicht länger als zumutbar erscheinen 
und weil sich ihre Vorstellungen von einem lebenswerten Leben erweitern. Neben 
bürgerliche Freiheitsrechte sind soziale, wirtschaftliche und kulturelle Rechte ge- 
treten, die weit über die Befriedigung elementarer Lebensbedürfnisse hinausgehen. 
Zu den allgemeinen Menschenrechten, die sich gleichermaßen auf alle Menschen 
beziehen, sind spezifische Rechte hinzugekommen, die besonders benachteiligte 
Gruppen von Menschen betreffen, im Sinne individueller ebenso wie kollektiver 
Rechte. Neue Rechte sind im Entstehen, die die Würde nicht-menschlicher Lebe- 
wesen, die Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen (ökologische Rechte 
oder Rechte der Natur) oder die Interessen künftiger Generationen im Auge haben 
(Acosta 2015; Liebel 2015a: 130ff.). 

In den Kinderrechten vereinen sich allgemeine mit spezifischen Menschenrech- 
ten. Sie können ebenso wenig wie die Rechte, die Erwachsene für sich in Anspruch 
nehmen, auf die „kindliche Natur“ zurückgeführt werden. Selbst die angenomme- 
ne größere Verletzlichkeit von Kindern, die zu besonderen Schutzrechten geführt 
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hat, hat neben natürlichen auch gesellschaftliche Gründe. Und die heute sich aus- 
breitende Vorstellung, dass Kinderrechte nicht nur als Rechte zu verstehen sind, 
die Erwachsene zugunsten der Kinder praktizieren, sondern als Rechte, die von 
Kindern selbst ausgeübt werden, geht auf sich ändernde Vorstellungen davon zu- 
rück, was Kindern zusteht und zuzutrauen ist. Auch wenn die Kinderrechte bisher 
vornehmlich von Erwachsenen ausgedacht worden sind, entsteht bei Kindern heu- 
te ein wachsendes Bewusstsein über die eigenen Rechte, und es werden Rechte ein- 
gefordert, die sich Erwachsene bisher nicht vorstellen konnten oder wollten. Dies 
heißt zugleich, die in der UN-Kinderrechtskonvention verankerten Rechte nicht 
bibelgleich als der Weisheit letzter Schluss zu begreifen, die nur noch der Umset- 
zung harren. Sie sind selbst auf die historischen Voraussetzungen ihrer Entstehung 
und daraufhin zu befragen, wie sie von den Kindern selbst verstanden werden und 
mit ihnen weiterentwickelt werden können.® Darin besteht meines Erachtens eine 
genuine Herausforderung für eine Kinderrechtsforschung, die diesen Namen ver- 
dient (Cordero Arce 2015). 


3 Kinderrechtsbewegungen in Geschichte 
und Gegenwart 


In der Geschichte der Kinderrechte lassen sich zwei Haupttendenzen unterschei- 
den: auf der einen Seite diejenige, die den Schutz und später auch die Gewähr- 
leistung menschenwürdiger Lebensbedingungen der Kinder betont, und auf der 
anderen Seite diejenige, die die Gleichberechtigung und eine aktive Mitwirkung 
der Kinder in der Gesellschaft anstrebt (Renaut 2003). Beide Tendenzen stehen 
nicht in absolutem Gegensatz, haben sich aber bis in die jüngste Zeit weitgehend 
getrennt voneinander entwickelt. Die erste Tendenz fand auf der internationalen 
Ebene ihren ersten markanten Ausdruck in der von der englischen Grundschulleh- 
rerin Eglantyne Jebb initiierten und vom Völkerbund 1924 beschlossenen Genfer 
Deklaration für die Rechte des Kindes (Kerber-Ganse 2009: 36ff., Maywald 2012: 
23ff.) und wurde in verschiedenen zwischenstaatlichen Vereinbarungen bis zur 





8 Dies hat Philip Veerman (1992) in seiner epochalen Studie über die Geschichte der 
Kinderrechte bereits vor mehr als 20 Jahren als eine bisher vernachlässigte Aufgabe 
der Kinderrechtsforschung bezeichnet. Er hat darin auf einen Artikel in einer pädiat- 
rischen Zeitschrift hingewiesen, in dem bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts gefor- 
dert wurde, die Kinderrechte aus der Sicht der Kinder zu untersuchen (Barnes 1900). 

9 _ Dies wird heute vor allem mit der Vorstellung einer „Bürgerschaft“ von Kindern ver- 


bunden, die über singuläre und temporäre Partizipationsprojekte hinausgeht (Inver- 
nizzi u. Williams 2008; Liebel 2015a: 313ff., Cordero Arce 2015). 
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UN-Konvention über die Rechte des Kindes (1989) fortgeführt. Da dieser Strang 
der Geschichte der Kinderrechte bereits häufig dargestellt wurde!®, werde ich 
hier nicht weiter darauf eingehen. Dagegen will ich die andere, weniger bekannte 
Entwicklung aufgreifen, in der die Kinderrechte vornehmlich als Ausdruck und 
Mittel zur Emanzipation und Gleichberechtigung der Kinder verstanden werden. 
Da sie in der Regel mit sozialen Bewegungen einhergingen, die auf die Änderun- 
gen gesellschaftlicher und politischer Verhältnisse abzielten, bezeichne ich sie als 
Kinderrechtsbewegungen.'" 


3.1 Kinderrechtsbewegungen seit Beginn 
des 20. Jahrhunderts 


Parallel zu den Bemühungen, internationale Abkommen zum Schutz der Kinder 
zu treffen, entstanden seit Beginn des 20. Jahrhunderts in einigen europäischen 
Ländern Bewegungen, die Kinderrechte in einem emanzipatorischen Sinn ver- 
standen und sich ausdrücklich für Selbstbestimmungsrechte der Kinder einsetz- 
ten. Sie wurden zur Basis von Bestrebungen, mehr (politische) Partizipation von 
Kindern zu erreichen und sie als gleichberechtigte Bürgerinnen und Bürger mit 
umfassenden Rechten anzuerkennen. Diese Bestrebungen beschränkten sich nicht 
auf die sog. Freiheitsrechte, sondern erstreckten sich mitunter auch auf soziale und 
wirtschaftliche Rechte der Kinder. Sie entstanden entweder im Kontext politischer 
Revolutionen und Reformbestrebungen oder hatten soziale Bewegungen benach- 
teiligter Bevölkerungsgruppen zum Vorbild. 

Eines der ersten Manifeste emanzipatorischer Kinderrechtsbewegungen war 
die Moskauer Deklaration der Rechte des Kindes. Sie ging auf eine Gruppe enga- 
gierter Pädagoginnen und Pädagogen zurück, die sich „Freie Erziehung des Kin- 
des“ nannte und zeitweise im Rahmen der mit der Russischen Revolution 1917/18 
entstandenen sog. Proletkult-Bewegung tätig war. Diese Bewegung, die auf ihrem 
Höhepunkt Anfang der 1920er-Jahre etwa eine halbe Million Mitglieder umfass- 
te, strebte eine kulturelle Revolution und eigenständige „proletarische Kultur“ an, 
die die sozialökonomische Umwälzung ergänzen und stabilisieren sollte (Lorenz 





10 Als einschlägige Darstellungen in deutscher Sprache sind zu nennen: Verhellen 
(1994), Dorsch (1994), Steindorff (1994); Carle u. Kaiser (1998); Liebel (2007); May- 
wald (2012); Schmahl (2013). 

11 In neuerer Zeit werden die Kinderrechtsbewegungen, auf die ich mich hier beziehe, 
gelegentlich als „radikale“ von „reformistischen“ und „pragmatischen“ Kinderrechts- 
bewegungen unterschieden (Verhellen 1994: 59f.). 
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1969; Mally 1990). Sie bezog sich nicht nur auf die verschiedenen Künste wie 
Dichtung, Malerei, Musik, Architektur und die neu entstehende Filmkunst, son- 
dern auch auf den Bereich der Bildung und Pädagogik. Die Kinderrechtsdekla- 
ration war wenige Monate nach dem Ausbruch der Oktober-Revolution auf der 
ersten Moskauer Gesamtstädtischen Konferenz der kulturell-aufklärenden Orga- 
nisationen (Mosko-Proletkult), die vom 23. bis 28. Februar 1918 in Moskau statt- 
fand, eingebracht worden. Sie ging weit über alles hinaus, was bis dahin in Europa 
unter Kinderrechten verstanden worden war. Mit ihr sollte nach den Vorstellungen 
ihrer Autor*innen das neue revolutionäre Russland ein Zeichen in der Welt setzen. 

Die Deklaration ist von dem Grundgedanken geleitet, die Stellung der Kinder 
in der Gesellschaft zu srärken und ihre Gleichberechtigung mit den Erwachsenen 
zu erreichen, und zwar ungeachtet des Alters der Kinder. Diese Zielsetzung steht 
im Gegensatz zu der damals vorherrschenden (und auch heute noch verbreiteten) 
Vorstellung, dass die Kinder in erster Linie vor den Gefahren des Stadtlebens und 
der Lohnarbeit zu schützen seien. Die Verpflichtungen von Eltern, Gesellschaft und 
Staat gegenüber den Kindern werden nicht als Fürsorge oder Versorgung begrif- 
fen, sondern für die Kinder sollten Lebens- und Handlungsbedingungen geschaf- 
fen werden, die ein Leben in Würde und die freie Entfaltung ihrer Bedürfnisse, 
Kräfte und Fähigkeiten ermöglichen. Die Kinder wurden darin nicht nur als „Wer- 
dende“ verstanden, die erst in der Zukunft (d.h. als Erwachsene) zählen, sondern 
als „Seiende“, die bereits in der Gegenwart (d.h. als Kinder) gesellschaftliche An- 
erkennung verdienen. Die Kinderrechte werden ausdrücklich als solche Rechte ver- 
standen, über die nicht irgendwer, sondern die Kinder selbst verfügen können, ein 
für die damalige (aber auch noch heutige) Zeit gewöhnungsbedürftiger Gedanke. 

Die Grundgedanken der Moskauer Deklaration drücken sich vor allem darin 
aus, 


« dass das Kind zu keiner Erziehung und religiösen Unterweisung gegen seinen 
Willen gezwungen werden darf; 

« dass das Kind seine Erzieher selbst wählen und sich sogar von seinen Eltern 
trennen kann; 

« dass das Kind frei seine Meinung äußern darf, sich mit anderen Kindern oder 
Erwachsenen organisieren und an allen Entscheidungen mitwirken kann, die es 
aus seiner Sicht betreffen; 

« dass das Kind an produktiver Arbeit teilnehmen kann, die seinen Kräften und 
Bedürfnissen gemäß ist und zur Entfaltung seiner Fähigkeiten beiträgt. Dieses 
Recht wird mit dem bemerkenswerten Argument begründet, Kinder könnten 
sich so als aktive Subjekte des Lebens verstehen und erkennen, dass ihr eigenes 
Leben bereits bedeutsam ist. 
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Die Deklaration fand nie offizielle Anerkennung und ist bald im Keller der Ge- 
schichte verschwunden. Der auf der Proletkult-Konferenz gebildete „Ausschuss 
für Bildung der Kinder und Jugendlichen“ hatte sie als „unannehmbar“ abgelehnt, 
„da sie mit der Sprache des natürlichen Rechtes spricht, welches vom Marxis- 
mus abgelehnt wird und Züge von Antikollektivismus trägt“ (zit. n. Pridik 1921: 
42). Die Konferenz war seiner Empfehlung gefolgt, da sie aber eine Deklaration 
der Rechte des Kindes für „unaufschiebbar“ hielt, hatte sie die Proletkult-Orga- 
nisation beauftragt, „die sofortige Ausarbeitung einer Deklaration in Angriff zu 
nehmen, die der proletarischen Weltanschauung, dem Marxismus, aber auch den 
Interessen des Kindes entspricht“ (Ibidem: 42f.). 

Nach meiner Kenntnis kam eine solche Deklaration nie zustande. Es ist auch 
schwer vorstellbar, wie das Kunststück hätte gelingen können, die auf der Konfe- 
renz vorherrschende Vorstellung von „proletarischer Weltanschauung“ und „Mar- 
xismus“ mit den offenbar in Gegensatz dazu gesehenen „Interessen des Kindes“ 
in Einklang zu bringen. Allerdings hatten die in der Moskauer Deklaration zum 
Ausdruck kommenden Gedanken in den ersten Jahren nach der Oktober-Revolu- 
tion durchaus einen gewissen Einfluss, auch wenn letztlich in der Sowjetunion eine 
Kinderpolitik und Erziehung die Oberhand gewann, die einem emanzipatorischen 
Verständnis von Kinderrechten entgegenstand.'? 

Mit seinem Vorschlag einer Deklaration der Rechte des Kindes hatte die Ver- 
einigung „Freie Erziehung des Kindes“ Gedanken aufgegriffen, die seit der Wende 
vom 19. zum 20. Jahrhundert in mehreren europäischen Ländern und in Nord- 
amerika zirkulierten. Sie hatten sich vor allem aus der Kritik an der autoritär- 
repressiven Schule entwickelt, die teilweise von Kindern und Jugendlichen selbst 
ausging und sich in diversen alternativen Schulgründungen sowie reformpädagogi- 
schen, sozialistischen und anarchistischen Erziehungskonzeptionen niederschlug. 
Als erstes Manifest dieses neuen Denkens, das die Interessen und Sichtweisen der 
Kinder in den Mittelpunkt stellte und eine „Pädagogik vom Kinde aus“ anstrebte, 
gilt gemeinhin das Buch Das Jahrhundert des Kindes der schwedischen Frauen- 
rechtlerin Ellen Key (1849-1926). Es wurde erstmals im Jahr 1900 veröffentlicht 
und rasch in zahlreiche Sprachen übersetzt (erste dt. Ausgabe 1902, Neuauflage 
2000)." 





12 Der Wortlaut der Moskauer Deklaration findet sich in Liebel (2007) sowie in einer 
neueren Übersetzung in Liebel (2015b). In dem letztgenannten Beitrag werden auch 
die politischen und ideengeschichtlichen Zusammenhänge sowie die Nachwirkungen 
der Deklaration im Einzelnen dargestellt. Initiator der Deklaration war der russische 
Pädagoge K.N. Ventcel‘ (1857-1947). 

13 Im Jahr 1892 hatte sich schon die US-amerikanische Frauenrechtlerin Kate Douglas 
Wiggin (1971) für die Anerkennung des Kindes als autonomes Individuum eingesetzt. 
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Ellen Key blieb zwar weitgehend dem romantischen Kindheitsmythos verhaf- 
tet, der die Kinder als unschuldige, von Natur aus „gute“ Wesen und die Kind- 
heit als heile Welt stilisiert, aber sie forderte erstmals auch Rechte für die Kinder, 
die sich aus der Betrachtung ihrer Lebensverhältnisse ergeben. So verlangte sie 
gleiche Rechte für eheliche und uneheliche Kinder und ein Recht des Kindes auf 
körperliche Unversehrtheit und respektvolle Behandlung. Kinder hätten das Recht, 
auch schlimm sein zu dürfen und nicht immer nur gut sein zu müssen und selbst 
über die Dinge nachzudenken, einen eigenen Willen, ein eigenes Urteil und eige- 
ne Gefühle zu haben (Baader 1996; Andresen u. Baader 1998; Baader, Jacobi u. 
Andresen 2000). 

Während die Bestrebungen von Ellen Key und der meisten Reformpädagog*in- 
nen um den Gedanken kreisten, wie das Verhalten der Erzieher*innen zu beein- 
flussen, die pädagogischen Einrichtungen im Sinne der Kinder zu reformieren und 
bessere Entwicklungs- und Lernbedingungen für sie zu erreichen seien, ging der 
polnische Kinderarzt, Schriftsteller und Pädagoge Janusz Korczak (1878-1942)? 
darüber hinaus. Als Leiter eines jüdischen Waisenhauses in Warschau förderte er 
zwar auch tatkräftig eine selbstständige und aktive Rolle der von ihm betreuten 
Kinder, aber er setzte sich auch explizit für mehr eigene Rechte und eine stärkere 
Stellung der Kinder im gesellschaftlichen Leben ein. Unmittelbar nach dem Ende 
des Ersten Weltkriegs proklamierte er in seinem ersten größeren pädagogischen 
Werk Wie liebt man ein Kind ([1919-20]1999) eine „Magna Charta Libertatis für 
das Kind“. In ihr formulierte er drei elementare Rechte: das „Recht des Kindes auf 
seinen Tod“, das „Recht des Kindes auf den heutigen Tag“ und das „Recht des Kin- 
des, so zu sein, wie es ist“. Das Recht auf den Tod liest sich im ersten Augenblick 
befremdlich, doch aus den Erläuterungen geht deutlich hervor, was er meint: Es ist 
die Forderung nach Selbstbestimmung und Selbsterfahrung, die durch ein Über- 
maß an Fürsorge vieler Eltern verhindert werden. Mit den beiden anderen Rechten 
betont Korczak seine Überzeugung, dass Kinder nicht erst Menschen werden, son- 
dern schon welche sind und das Recht auf ein eigenes Leben haben." 

Ausgehend von dieser Überzeugung, kritisierte Korczak einige Jahre später in 
dem Aufsatz Das Recht des Kindes auf Achtung ([1929]1999) die Genfer Dekla- 
ration, sie habe „das Verhältnis von Pflichten und Rechten verwechselt“; ihr Te- 





14  Korczak wurde zusammen mit den Kindern des von ihm geleiteten Waisenhauses von 
den Nazis im Vernichtungslager Treblinka ermordet. 


15 In ihrer Korczak-Biografie Der König der Kinder stellt Betty Jean Lifton (1991:463ff.) 
alle Kinderrechte zusammen, die Korczak in seinen Werken formuliert hatte. Zu Korc- 
zaks Verständnis der Kinderrechte vgl. Beiner (2008); Kerber-Ganse (2009) und die 
Beiträge in Liebel (2013b). 
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nor sei „Überredung, nicht Forderung: ein Appell an den guten Willen, eine Bitte 
um Einsicht“. Dem Kind werde weder zugebilligt noch zugetraut, dass es selbst 
handele: „Das Kind tut nichts, wir tun alles.“ Das Verhältnis des Erwachsenen 
zum Kind werde „durch dessen materielle Abhängigkeit gestört“. „Ein Bettler ver- 
fügt immerhin frei über sein Almosen, ein Kind jedoch hat gar kein Eigentum, es 
muss über jeden Gegenstand Rechenschaft ablegen, den es zum Gebrauch erhalten 
hat. Es darf nichts zerreißen, zerbrechen, schmutzig machen, es darf nichts ver- 
schenken oder im Überdruss wegwerfen. Es muss annehmen, was man ihm gibt, 
und damit zufrieden sein. Alles am rechten Platz und zur rechten Zeit und gemäß 
seiner Bestimmung (...) Schwach, klein, arm, abhängig - ein Staatsbürger wird es 
erst. Wir behandeln es mit Mitleid, Schroffheit, Grobheit und wenig Achtung. Ein 
Lümmel, ein Kind nur, erst in Zukunft ein Mensch, jetzt noch nicht.“ Vehement 
forderte Korczak stattdessen eine umfassende Mitsprache der Kinder, deren offen- 
kundig „demokratische Gesinnung“ keine Hierarchie kenne. Ihnen müsse vertraut 
und erlaubt werden, „sich zu organisieren“, denn die „wirklichen Sachkenner“ sei- 
en sie. 


3.2 Kinderrechtsbewegungen der 1970er- und 80er-Jahre 


Gedanken und Forderungen wie die von Janusz Korczak oder der russischen Ver- 
einigung „Freie Erziehung des Kindes“ wurden in den Kinderrechtsdebatten der 
folgenden Jahrzehnte — mit der frühen Ausnahme des englischen Pädagogen Alex- 
ander Neill (1953) — nicht aufgegriffen. Erst mit der in den 1970er-Jahren zunächst 
in den USA entstehenden Kinderrechtsbewegung („Children’s Liberation Move- 
ment“) wurden sie wiederbelebt." 





16 Ende der 1920er-Jahre hatte auch die chilenische Dichterin Gabriela Mistral (1889- 
1957) Grundrechte für das “südamerikanische Kind” gefordert. In ihrer Deklaration, 
die sie im Dezember 1927 während eines Aufenthalts in Paris entworfen hatte (zuerst 
veröffentlicht in der Zeitschrift Amauta Nr. 12, Febr. 1929) vertrat sie ein Kinder- 
rechtsverständnis, das offenbar von Ellen Keys romantisierendem Kindheitsbild be- 
einflusst war, aber auch dem, was später in Lateinamerika “Protagonismus der Kin- 
der” (protagonismo infantil) genannt wurde, nahe kommt. „Jedes Kind bringt eine 
kraft- und geheimnisvolle Hoffnung für unsere hinfälligen Gemeinschaften mit, die 
unser Amerika beleben. Es gibt keine Einrichtung von Erwachsenen, die eine ähnliche 
Eingebung wie die der Kindheit von einem besseren Leben enthielte. Und niemand 
regt stärker dazu an, die Welt neu zu organisieren“ (Mistral [1927]1979: 62). 


17 Hierzu vgl. Adams et al. (1971); Gross (1977); Cohen (1980); Hawes (1991); Veerman 
(1992: 133ff.). 


42 Manfred Liebel 


Richard Farson (*1926), einer ihrer publizistischen Mentoren, der 1974 die 
Streitschrift Birthrights: A bill of rights for children (dt. 1975) veröffentlicht hatte, 
sieht sie inspiriert von der Bürgerrechtsbewegung, die über die Unterdrückung der 
Schwarzen hinaus auf „mannigfaltige Unterdrückungsformen in unserer Gesell- 
schaft aufmerksam gemacht hat“ (Farson 1975: 9). Nachdem in den USA verschie- 
dene „ethnische“ Minderheiten und nicht zuletzt die Frauen ihre Gleichberech- 
tigung in der Gesellschaft eingefordert hatten, wurden die Kinder als die „letzte 
Minderheit“ verstanden, deren Emanzipation noch ausstand. Die Rechte, die für 
die Kinder gefordert wurden, sollten gewährleisten, dass Kinder nicht länger als 
Sondergruppe behandelt, sondern zum anerkannten und integrierten Teil einer 
sich als demokratisch verstehenden Gesellschaft werden können. „Es gibt in einer 
freien, demokratischen Gesellschaft kein begründetes Argument dafür, Kinder zu 
der Teilnahme an wichtigen Entscheidungen nicht zuzulassen“ (Ibidem: 126). Auf 
Freiheit und Demokratie hätten sie ebenso wie Erwachsene einen Anspruch. 

Die Kinderrechtsbewegung in den USA stand der traditionellen Praxis des 
Kinderschutzes kritisch gegenüber. Sie befestige eine „paternalistische Haltung“ 
(Farson) und schade den Kindern mehr, als ihnen zu nutzen. Den Kindern werde 
eher geholfen, wenn man sich zu ihrem Schutz nicht dauernd einmische, sondern 
durch beharrliche Arbeit ihre vollen Bürgerrechte sichere. Statt immer nur darauf 
zu blicken, was Kinder (noch) nicht können, solle mit Intuition und Einfühlungs- 
vermögen nach den „Möglichkeiten der Kinder“ Ausschau gehalten und Bedin- 
gungen herbeigeführt werden, die es den Kindern erlaubten, diese zu erkennen und 
zum Ausdruck zu bringen. Auch die Erwachsenen könnten die Kinder in all ihren 
Facetten erst in Erfahrung bringen, wenn sie den Kindern „Rechte einräumen und 
Respekt vor ihren Möglichkeiten haben“ (Ibidem: 15). 

Damit wand sich die Kinderrechtsbewegung auch gegen jede Form der „In- 
fantilisierung“ der Kinder, d.h. gegen jeden Versuch, sie „kleiner“ zu machen, 
als sie sind und nur an Maßstäben zu messen, die Erwachsene festlegen. Nach 
solchen Maßstäben habe „das ideale Kind drollig zu sein, weil es den Erwachse- 
nen erheitert, artig, damit es die Erwachsenen nicht stört, und aufgeweckt, damit 
es nach dem Wunsch der Eltern eine höhere Schule besuchen kann“ (Ibidem: 7). 
Man dürfe in den Kindern „nicht nur künftige Erwachsene sehen, sondern muss 
sie nehmen, wie sie sind‘ (Ibidem: 8). Dies erfordere, auch bislang als problema- 
tisch geltende Verhaltensweisen von Kindern neu zu bewerten. So sei z.B. „das 
aufsässige Kind, das widerspenstige Kind, das Kind, das von zu Hause ausreißt, 
mit ganz anderen Augen zu betrachten“ (Ibidem: 137). Statt ein solches Kind nur 
als „gestört“ wahrzunehmen, müsse gefragt werden, ob es nicht weit eher als das 
„artige, wohlangepasste Kind“ dabei sei, sein „Selbstwertgefühl“ zu entwickeln 
(Ibidem). 
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Die Kinderrechtsbewegung der 1970er-Jahre begnügte sich nicht damit, das 
Kind mit neuen Augen zu betrachten und Kinderrechte zu proklamieren, sondern 
fragte auch, was geschehen müsse, damit die Kinder ihre Rechte in Anspruch neh- 
men können. Zum einen wurde angenommen, dass die Rechte der Kinder letztlich 
nur eine Chance hätten, real zu werden, wenn die Kinder selbst sich in organisier- 
ter Weise dafür einsetzen. In einer Gesellschaft, in der Erwachsene über Kinder 
verfügen, sei nicht zu erwarten, dass die Erwachsenen ein besonderes Interesse 
an der Verwirklichung der Kinderrechte hätten, denn das würde ihre Verfügungs- 
macht einschränken. Deshalb seien die Kinder darauf angewiesen, „als geschlos- 
sene Gruppe klarere Zielvorstellungen“ zu entwickeln und sich „mehr Geltung“ 
zu verschaffen (Ibidem: 12). Wie die Angehörigen anderer machtunterworfener 
sozialer Gruppen könnten sich Kinder nicht einzeln, sondern nur „als Klasse“ (Ibi- 
dem: 18) emanzipieren. 

Zum zweiten wurde zusammen mit den anderen Rechten ein „Recht auf wirt- 
schaftliche Betätigung“ (im engl. Original „right t0 economic power“) gefordert. 
Erst dieses Recht gäbe den Kindern die nötige Macht, um auch die anderen Rechte 
durchzusetzen. In der gegenwärtigen Gesellschaft seien die Kinder vor allem des- 
halb machtlos und abhängig, weil „sie nicht produktiv sein dürfen und am Wirt- 
schaftsleben unserer Gesellschaft nicht teilnehmen können“ (Ibidem: 109). Mit 
dem aus eigener Arbeit resultierenden Einkommen „würden den Kindern nicht nur 
finanzielle Vorteile, sondern auch die Würde zufallen, die mit Arbeit und Leistung 
verbunden ist. Die Erwachsenen würden sie respektieren und, was noch wichtiger 
ist, die Selbstachtung der Kinder würde dadurch steigen“ (Ibidem). Die Kinder 
hätten bessere Chancen, in ihrer Umgebung „konstruktive Änderungen“ durchzu- 
setzen und ihre „selbstgewählten Lebensziele“ zu verwirklichen (Ibidem). Hiermit 
griff Farson Gedanken auf, die in der reformpädagogischen Bewegung der 1920er 
Jahre verbreitet waren und sich auch in der Moskauer Kinderrechtsdeklaration 
niedergeschlagen hatten. 

Bei John Holt (1923-1985), einem anderen publizistischen Vertreter der Kinder- 
rechtsbewegung in den USA, der lange Jahre als Lehrer tätig war, hatte die kin- 
derrechtliche Argumentation einen stärker (anti-)pädagogischen Akzent. An- 
griffspunkt seiner Kritik war die mit der bürgerlichen Gesellschaft entstandene 
„Institution Kindheit“. Sie habe die Kinder „infantilisiert“ und in einem privati- 
sierten Raum verbannt, womit sie auf Gedeih und Verderb vom Wohlwollen der 
Erwachsenen abhängig geworden seien. Indem man die Kinder von der Welt der 
Erwachsenen trenne — besonders deutlich und massiv in der modernen Schule — 
hindere man sie daran, „mit ihrer gesellschaftlichen Umgebung in Kontakt zu 
treten und — mehr noch - irgendeine aktive, verantwortungsvolle, nützliche Rolle 
in ihr zu spielen“ (Holt 1978: 19). Auch die Fähigkeiten der Kinder würden auf 
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diese Weise beschnitten und unterschätzt. An Alltagsbeobachtungen demonstrier- 
te Holt, dass Kinder „offensichtlich zu Dingen fähig“ seien, „die wir Kindern in 
der Regel erst in einem viel späteren Alter zutrauen“ (Ibidem: 76). Wenn man 
drei- oder vierjährigen Kindern z.B. regelmäßig die Gelegenheit gebe, in eigener 
Initiative ihre Umgebung zu erkunden, könnten sie im Geiste eine Karte zeichnen 
und sich leicht selbst zurechtfinden. 

Mit Blick auf die Kinderrechtsbewegung der 1970er- und 80er-Jahre wird ge- 
legentlich kritisch angemerkt, dass sie die Unterschiede zwischen Kindern und 
Erwachsenen nicht berücksichtigt und die Kinder wie Erwachsene behandelt habe 
(Veerman 1992; Moosa-Mitha 2005). Diese Kritik übersieht, dass die Kinder- 
rechtsbewegung Kindheit vorwiegend nicht als Naturkategorie, sondern — wie die 
heutigen subjektorientierten Kindheitswissenschaften (Hungerland 2008; Geene 
et al. 2013) - als eine spezifische, historisch entstandene und damit auch veränder- 
bare soziale Konstruktion betrachtet hat.'* Es ging ihr nicht um die Aufhebung der 
Differenz zwischen Kindern und Erwachsenen, sondern sie stellte die mit dieser 
Kindheitskonstruktion gesetzten Machtunterschiede und Privilegien der Erwach- 
senen in Frage und bestand auch bei vorhandenen Differenzen auf der Gleichwer- 
tigkeit und Gleichberechtigung der Kinder (Rose u. de Bie 2007: 432£.). 

In der Bundesrepublik Deutschland wurde die Forderungen der US-amerika- 
nischen Kinderrechtsbewegung Mitte der 70er-Jahre aufgegriffen, etwa zeitgleich 
mit den deutschen Übersetzungen der Schriften von Richard Farson (1975) und 
John Holt (1978). Protagonist*innen der deutschen Debatte waren Leute, die dem 
traditionellen Kinderschutz kritisch gegenüberstanden und jede Art von Erzie- 
hung als „Angriff auf die Freiheit“ der heranwachsenden Generationen ablehnten 
(Braunmühl, Kupffer u. Ostermeyer 1976). Sie waren in alternativ- und anti-päd- 
agogischen Initiativen, aber auch innerhalb des Deutschen Kinderschutzbundes 
aktiv. Einen Höhepunkt bildete der sog. Kinder-Doppelbeschluss, der Anfang 
1984 veröffentlicht wurde mit dem Ziel, „alle objektiv kinderfeindlichen Gesetze“ 
dahingehend zu reformieren, „dass Kinder und Jugendliche uneingeschränkt und 
konkret in den Genuss der anerkannten Grund- und Menschenrechte gelangen“ 
(zit. n. Stern 1995: 16). 

Im Unterschied zur US-amerikanischen Kinderrechtsbewegung machte sich 
die deutsche Bewegung allerdings wenig Gedanken darüber, unter welchen Vor- 
aussetzungen die Gleichberechtigung der Kinder zu erreichen sei, und überhaupt 
nicht wurde gefragt, wie die Kinder selbst dazu beitragen könnten. Statt — wie 





18 Dies gilt für Farson nur eingeschränkt, der, wie Im Originaltitel seiner Schrift Bir- 
thrights zum Ausdruck kommt, Kinderrechte zumindest teilweise noch als natürliche 
Rechte bzw. Geburtsrechte verstanden hat. 
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in der US-amerikanischen Debatte und schon bei Janusz Korczak - zu fragen, 
unter welchen „wirtschaftlichen“ Voraussetzungen die Kinder (wieder) zur Selbst- 
ständigkeit gelangen und eine aktive, mitbestimmende Rolle in der Gesellschaft 
spielen könnten, beschränkte sich die deutsche Kinderrechtsbewegung darauf, an 
die Kinderfreundlichkeit der Erwachsenen zu appellieren und ein „Umdenken“ im 
Verhältnis zu den Kindern einzufordern. 


3.3 Heutige Kinderrechtsbewegungen 


Heute sind emanzipatorische Kinderrechtsbewegungen nahezu in der ganzen Welt 
verbreitet. Obwohl frühere Kinderrechtsbewegungen bei der Erarbeitung der UN- 
Kinderrechtskonvention nur eine marginale Rolle gespielt haben'”, sind heutige 
Kinderrechtsbewegungen ohne diese Konvention nicht zu denken. Sie beziehen 
sich meist explizit darauf, sehen ihre Aufgabe aber nicht einfach darin, sie „umzu- 
setzen“, sondern entwickeln eigene, teilweise über die Konvention hinausgehende 
oder von ihr abweichende Vorstellungen von Kinderrechten und der Rolle von 
Kindern in der Gesellschaft. Sie betonen, wie auch frühere Kinderrechtsbewe- 
gungen, die Notwendigkeit der Gleichberechtigung von Kindern und wenden sich 
gegen jede Form der Diskriminierung aufgrund eines noch nicht erreichten Le- 
bensalters.?° Insbesondere insistieren sie darauf, Bedingungen zu schaffen, die es 
Kindern ermöglichen, selbst in effektiver Weise von ihren Rechten Gebrauch zu 
machen und ggf. für neue Rechte, die ihnen wichtig erscheinen, soziale und recht- 
liche Anerkennung zu finden. Der Akzent liegt allerdings nicht — wie z.B. bei den 
in vielen Ländern bestehenden nationalen Netzwerken zur Umsetzung der UN- 
Kinderrechtskonvention — auf Advocacy und Lobbyarbeit, sondern sie versuchen, 
ihren Rechten und Interessen vornehmlich durch Selbstorganisation Geltung zu 
verschaffen. Sie sind deshalb auch nicht mit NGOs gleichzusetzen, die heute eine 
einflussreiche Rolle in der Kinderrechtsdebatte spielen, sondern haben eher die 
Form von sozialen Bewegungen oder Organisationen, in denen Kinder selbst aktiv 
sind oder die gar von Kindern geleitet werden. 





19 Sie kam vor allem in den Aktivitäten sog. Nicht-Regierungsorganisationen (NGOs) 
zum Ausdruck, die sich in den 80er-Jahren eigens zur Einflussnahme auf die Erarbei- 
tung der UN-Kinderrechtskonvention international zusammengeschlossen hatten 
(Holzscheiter 2010). 

20 Zum Problem des Adultismus und altersspezifischer Diskriminierung von Kindern 
vgl. Liebel (2013a: 154ff.). 
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Ein Beispiel sind die Bewegungen arbeitender Kinder, die seit Ende der 70er- 
Jahre in Lateinamerika und seit den 90er-Jahren auch in Afrika und Asien ent- 
stehen (Liebel, Nnaji u. Wihstutz 2008; Gankam Tambo u. Liebel 2013; Liebel 
2014). Ihr Selbstverständnis kristallisiert sich im Begriff des Protagonismo Infan- 
til (Protagonismus der Kinder) und beeinflusst heute die Kinderrechtsdiskussion 
und -praxis vor allem im Süden des Globus. Während die Kinderrechtsbewegung 
in Lateinamerika zunächst gegen die Verfolgung und Unterdrückung der sog. Stra- 
Benkinder gerichtet war (Meunier 1979; Pollmann 1992), beziehen sich die Bewe- 
gungen heute vor allem auf die aktive gesellschaftliche Rolle arbeitender Kinder 
und fordern, die Kritik an ihrer wirtschaftlichen Ausbeutung mit der Anerkennung 
ihres produktiven Beitrags für ihre Familien und Gesellschaften zu verbinden. Sie 
setzen sich für das Recht auf menschenwürdige Arbeitsbedingungen und gesell- 
schaftliche Verhältnisse ein, die nicht länger auf der Ausbeutung der Menschen 
beruhen.” 

In Lateinamerika hat die Kinderrechtsbewegung inzwischen auch in der juris- 
tischen Diskussion ein bemerkenswertes Echo gefunden. So merkt die kolumbia- 
nische Rechtswissenschaftlerin Ligia Galvis Ortiz (2006: 12) an: 


Die Erwägung, dass Kinder als aktive Träger von Rechten zu verstehen sind, ver- 
dient eine tiefgreifende und radikale Reflexion. Aus ihr kann sich die Notwendigkeit 
ergeben, die klassischen Institutionen der Rechtsordnung zu reformieren und neue 
Ansätze zu schaffen, in denen sich der kulturelle Pluralismus auf die Anerkennung 
der Welt der Kinder als ein Universum mit eigenen Charakteristiken erstreckt. In 
dieser Welt finden wir die Elemente, Sprachen und Symbole, mit denen die Kinder 
ihre Rechte ausdrücken und ausüben. 


Die größte Barriere für die Anerkennung der Kinder als aktive Träger von Rech- 
ten sieht Galvis Ortiz darin, dass der Rechtediskurs auf die von Erwachsenen be- 
herrschte(n) Verbalsprache(n) beschränkt ist und die davon unterschiedenen Aus- 
drucksweisen der Kinder nicht als sinnhafte und bedeutungsvolle Sprachformen 
wahrgenommen werden (Ibidem: 33f.): 


Die intelligente Lebensführung der Kinder drückt sich in den Sprachen aus, die 
ihrem Lebenszyklus entsprechen. Das Problem ist nicht die Ausdrucksweise der 
Kinder, sondern die Unfähigkeit der Erwachsenen, die Botschaften zu verstehen, 





21 Das von den Kinderbewegungen auch für die Kinder geforderte Recht, unter würdigen 
Bedingungen zu arbeiten, ähnelt Vorstellungen, die in der Moskauer Kinderrechtsde- 
klaration und dem Children’s Liberation Movement zum Ausdruck kamen, ohne sich 
auf diese Traditionslinien explizit zu beziehen (Liebel, Meade u. Saadi 2012). 
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die sich aus den Blicken, den Gesten, den Bewegungen und den Tönen, die sie von 
sich geben, ablesen lassen .? 


Galvis Ortiz fordert dazu auf, die bisherige Hegemonie einer Denkweise zu über- 
winden, die die Welt und die Lebensäußerungen der Kinder allein aus der Sicht 
und in der Sprache der Erwachsenen bewertet (Galvis Ortiz 2007: 61): 


Wenn wir uns erst einmal von der Erwachsenenzentriertheit befreien, betreten wir 
eine vielfältige Sprachenwelt, eine Welt vielfältiger Akteure und Vermittler. Dies 
führt uns zu einem Bruch mit der Doktrin und der gesamten philosophischen, psy- 
chologischen, politischen und juristischen Literatur, die die Kinder zum Objekt 
macht, und wir gelangen dazu, den Kindern einen psychosozialen Status als aktive 
Personen zuzuerkennen. Nur so können wir ihre Fähigkeiten und Botschaften er- 
kennen, mit denen sie die Welt rekonstruieren, schaffen, verändern oder sich ihr 
widersetzen. 


Inzwischen gewinnen der Gedanke und die Erwartung, dass Kinder ungeachtet 
ihres Alters bei der Hervorbringung, Formulierung und Durchsetzung ihrer Rech- 
te eine zentrale Rolle spielen (können), auch in anderen Teilen der Welt an Ein- 
fluss. Ich werde in dem nun folgenden abschließenden Teil darlegen, was dies für 
den Umgang mit den Menschenrechten bedeutet, die den Kindern in der UN-Kin- 
derrechtskonvention zuerkannt worden sind. 





4 Für ein kontextspezifisches Verständnis der Kinder- 
rechte 


Nach der UN-Kinderrechtskonvention werden Kinder heute weltweit als “Rechts- 
subjekte” oder „Rechtsträger“ verstanden. Demnach verfügen sie über eigene 
Rechte und sind nicht einfach vom Wohlwollen derer abhängig, auf deren Unter- 
stützung sie angewiesen sind. Insofern Kinder weiterhin abhängig sind, wird diese 
Abhängigkeit durch eigene Rechte abgefedert, die jegliche Willkür ihnen gegen- 
über verhindern und Schritt für Schritt ihre Handlungsautonomie sichern sollen. 
Nach diesem Konzept sind die Kinder nicht mehr nur „Minderjährige“, die über 





22 In diesem Zusammenhang verweist Galvis Ortiz auf den Bedeutungsreichtum der 
Körpersprache von Kleinkindern und erinnert an den Philosophen Jean-Jacques Rous- 
seau, der diese in seinem pädagogischen Hauptwerk Emile oder über die Erziehung 
(1762, dt. 1971) im Unterschied zu den Verbalsprachen als „Universalsprache“ be- 
zeichnet hat. 
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weniger oder keinerlei Rechte verfügen, sondern Personen, die teils gleiche, teils 
andere bzw. zusätzliche Rechte besitzen und diese beanspruchen können. Die Fra- 
ge ist, wovon abhängt, dass sie diese Rechte auch tatsächlich ausüben können. 
In diesem Abschnitt soll unter verschiedenen Aspekten diskutiert werden, welche 
Fallstricke in der Berufung auf Kinderrechte stecken und was getan werden kann 
oder müsste, um die Rechte für die Kinder zugänglich und zu einem in ihren Au- 
gen tauglichen Instrument werden zu lassen. Hierfür ist ein politisch reflektiertes 
und kontextspezifisches Verständnis der Kinderrechte erforderlich. 


4.1 Kinderrechte als Handlungsrechte verstehen 


Das mit dem Liberalismus und den bürgerlichen Gesellschaften entstandene 
Rechtssystem hat die Kinder zunächst nur als „Minderjährige“ gefasst, und da 
diesen „definitionsgemäß die Fähigkeit zum Handeln fehlt, wird ihnen unmöglich 
gemacht, im wirtschaftlichen Verkehr Beziehungen einzugehen” (Barranco Aviles 
2007: 16). Mit der liberalen Vorstellung, dass alle Menschen (vor dem Gesetz) 
gleich seien, wurden keine Differenzierungen zwischen verschiedenen Lebensla- 
gen und Bedürfnissen vorgenommen, mit Ausnahme des einen, schon oder noch 
nicht „rechtsmündig“ zu sein. „Im selben liberalen Schema sind ebenso wenig, wie 
man die Existenz verschiedenartiger Menschen mit unterschiedlichen Bedürfnis- 
sen in Rechnung stellt, Übergangssituationen zwischen der vollständigen Fähig- 
keit und der totalen Abhängigkeit vorgesehen. Bis zu dem Moment, an dem die 
Volljährigkeit erreicht ist, gilt das Kind als unfähig, Rechte auszuüben” (Ibidem: 
16f.). Erst mit der UN-Kinderrechtskonvention wird dieses Schema revidiert, in- 
dem Kinder in völkerrechtlich verbindlicher Weise als Subjekte eigenen Rechts 
anerkannt werden. Voraussetzung war, dass in der Rechtsgeschichte zwei Ände- 
rungen erfolgten, die Maria del Carmen Barranco Aviles (2007) im Anschluss an 
Norberto Bobbio (1998) als „Generalisierung“ und „Spezifizierung“ bezeichnet: 





23  _Bobbio hatte mit Blick auf die Menschenrechte zuvor schon von „einem Prozess der 
Spezifizierung des Allgemeinen“ (Bobbio 1998: 18) gesprochen. Sie bestehe „im 
schrittweisen, aber zunehmend klarer akzentuierten Übergang zu einer präziseren Be- 
stimmung der Träger dieser Rechte“ (Ibidem: 55). „Die Spezifizierung vollzog sich 
sowohl hinsichtlich der Art als auch der verschiedenen Phasen des Lebens, wie auch 
unter Berücksichtigung der Differenz zwischen Normal- und Ausnahmezustand der 
menschlichen Existenz. Hinsichtlich der verschiedenen Lebensabschnitte unterschied 
man nach und nach die Rechte der Kinder und der Älteren von den allgemeinen Rech- 
ten des Menschen. Beim Normal- und Ausnahmezustand hat sich die Notwendigkeit 
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Der Prozess der Generalisierung hatte die Ausweitung der Würde zur Voraussetzung 
mit der Konsequenz, nun Subjekte als Träger von Rechten zu betrachten, die bis 
dahin ausgeschlossen waren. Dieser Prozess führte dazu, dass sich das Konzept des 
„abstrakten Menschen‘ auflöste, der mit den ersten Menschenrechtserklärungen ver- 
bunden war und darauf hinauslief, mit keinem menschlichen Wesen übereinzustim- 
men. Aber man wurde sich auch bewusst, dass Gefahren für die Würde existieren, 
die man nicht allein mit der Etablierung formaler Rechte von Gleichheit und Freiheit 
wegzaubern konnte. (...) Der Prozess der Spezifizierung beginnt mit der Erwägung, 
dass manche Bedürfnisse nicht von allen Subjekten geteilt wurden. Die Würde man- 
cher menschlichen Wesen erfordert die Befriedigung von Bedürfnissen, die andere 
nicht empfinden. Der Prozess der Spezifizierung führte dazu, nun von verletzlichen 
Gruppen zu sprechen und Instrumente zu etablieren, über die man einigen — aber 
nicht allen — menschlichen Wesen spezifische Rechte gewährte (Barranco Aviles 
2007: 17). 


Die Spezifizierung in der Kinderrechtskonvention basiert auf der Annahme, dass 
Kinder sich im Hinblick auf ihre Bedürfnisse von Erwachsenen unterscheiden. 
Dem sollen vor allem besondere Schutz- und Förder- bzw. Entwicklungsrechte 
Rechnung tragen.”* Aus rechtsphilosophischer Sicht werden Rechte, die aus Be- 
dürfnissen (z.B. besonderer Verletzlichkeit) abgeleitet werden, gemeinhin als mo- 
ralische Rechte bezeichnet (Archard u. Macleod 2002). Ungeachtet ihrer Kodi- 
fizierung im formalen Recht, manifestiert sich in ihnen die historisch entstandene 
„moralische“ (Selbst-)Verpflichtung der Gesellschaft, sich um die besonders „Be- 
dürftigen“, „Schwachen“ usw. zu kümmern. In diesen Rechtskonstruktionen ist 
nicht mitgedacht, dass Kinder (oder andere „Schwache“) selbst sich die Rechte zu 
eigen machen und für ihre Verwirklichung sorgen. In der Konvention werden sie 
zwar als Kinderrechte gefasst, aber da es sich um einen völkerrechtlichen Vertrag 
handelt (an dessen Zustandekommen Kinder nicht beteiligt waren), werden sie fak- 
tisch als Staatenpflichten behandelt.”° Deshalb wird in der rechtsphilosophischen 
Diskussion gelegentlich bestritten, dass es sich bei diesen Rechten überhaupt um 
Kinderrechte handelt (Griffin 2002), oder sie werden als Wohlfahrtsrechte (wel- 





durchgesetzt, den Kranken und den physisch und geistig Behinderten Sonderrechte 
einzuräumen“ (Ibidem: 56). 

24 Zur Unterscheidung verschiedener Rechtsgruppen in der Kinderrechtskonvention und 
damit verbundenen Widersprüchen vgl. Liebel (2007: A1ff.). 

25 In demokratischen Staatskonzeptionen wird mitgedacht, dass auch die „Zivilgesell- 
schaft“ (in der Regel beschränkt auf die wahlberechtigten Erwachsenen) an den staat- 
lichen Entscheidungen mitwirkt. 
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fare rights) bezeichnet und von Handlungsrechten (agency rights) unterschieden 
(Brighouse 2002). 

Indem die UN-Kinderrechtskonvention erstmals auch Partizipationsrechte für 
Kinder vorsieht, durchbricht sie diese Logik. Partizipationsrechte lassen sich nicht 
mit dem Hinweis auf Bedürfnisse begründen, sondern sie basieren auf der Annah- 
me, dass Kinder besondere Interessen haben, die von ihnen selbst erkannt und ver- 
treten werden können (Liebel 2015a). Aus rechtsphilosophischer Sicht wirft diese 
Diskrepanz Fragen auf. Bedeutet sie, dass die Partizipationsrechte für sich stehen 
oder haben sie auch Auswirkungen auf den Umgang mit den anderen Rechtsgrup- 
pen? Anders gesagt, laufen die Partizipationsrechte darauf hinaus, eine besondere 
Sphäre im Leben der Kinder zu begründen, in denen sie als Subjekte agieren und 
ihre Angelegenheiten regeln können, oder legen sie nahe, dass aus den Wohlfahrts- 
rechten (auch) Handlungsrechte werden müssen? Die Kinderrechtskonvention gibt 
auf diese Fragen keine eindeutige Antwort. In den gängigen Interpretationen und 
im praktischen Umgang mit der Konvention werden beide Rechtsgruppen wie ge- 
trennte Sphären behandelt, die nichts oder wenig miteinander zu tun haben. Dies 
drückt sich darin aus, dass die Partizipation der Kinder, soweit sie überhaupt be- 
dacht wird, meist auf „Kinderangelegenheiten“ beschränkt und als eine Art Spiel- 
wiese zur Übung und Vorbereitung auf das Erwachsenendasein gehandhabt wird. 
Hier soll dagegen dargelegt werden, warum alle Rechtsgruppen auch im Sinne von 
Handlungsrechten der Kinder zu verstehen und zu handhaben sind. 

Werden die als Wohlfahrtsrechte bezeichneten Rechte nur als Staatenpflichten 
verstanden, verlieren sie ihren Sinn als spezifische Rechte von Kindern. Da Rech- 
te, wenn sie praktisch werden sollen, immer der Interpretation und Konkretion 
bedürfen, lägen die Auslegung und die Entscheidung über ihre Gewichtung und 
Umsetzung allein in den Händen von Erwachsenen und basierten auf ihrem guten 
Willen, den Rechten nachzukommen. Ihre Begründung aus den Bedürfnissen der 
Kinder erweckt zwar den Eindruck, als handele es sich dabei um ein objektives 
Kriterium, das zweifelsfrei definiert werden könnte, aber Bedürfnisse sind wan- 
delbar und werden überdies von Erwachsenen und Kindern nicht in der gleichen 
Weise wahrgenommen und verstanden. Über die Bedürfnisse hinaus, müssen des- 
halb auch die (unterschiedlichen) Interessen berücksichtigt werden. Diese können 
wiederum nur zum Ausdruck und zum Zuge gekommen, wenn die Kinder an der 
Interpretation, Konkretion und Umsetzung der Schutz- und Förderrechte in nen- 





26 Zu diesen Unterscheidungen in der rechtsphilosophischen Diskussion um Kinderrech- 
te, in der sich die sog. Willenstheorie und die sog. Interessentheorie gegenüberstehen 
(Liebel 2015a: 91ff.). 
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nenswertem Maße mitwirken können. Dies sei am Beispiel des Kinderschutzes 
erläutert. 

Üblicherweise wird angenommen, der Schutz von Kindern sei vor allem Auf- 
gabe der Erwachsenen, da sie als weitsichtiger gelten und über mehr Mittel, Macht 
und Einfluss verfügen, um die Kinder vor Gefahren zu bewahren. Doch der Schutz 
der Kinder kann dazu führen, dass die Freiheit und der Entscheidungsspielraum 
der Kinder eingeengt werden. Dies kann so weit gehen, dass sich trotz bester Ab- 
sichten die Hilflosigkeit und Schutzbedürftigkeit der Kinder vergrößert, indem sie 
dazu angehalten werden, sich in der Abhängigkeit einzurichten und auf andere 
zu verlassen. Selbst wenn diese Einengung begründet werden kann, kann sie von 
Erwachsenen dazu benutzt werden, eigene Interessen durchzusetzen und den eige- 
nen Machtvorteil auszunutzen oder gar auszuweiten. Dies zeigt sich z.B. in den 
Bestrebungen, Kinder — auch unter Verwendung von neuen Überwachungstechno- 
logien oder Heranziehung spezieller „Sicherheitsdienste‘“ — rund um die Uhr zu 
überwachen, damit ihnen „nichts passiert‘ oder sie nicht „aus dem Ruder laufen“ 

Um die einseitige Instrumentalisierung des Schutzes durch Erwachsene zu ver- 
hindern, ist es unabdingbar, dass die Kinder nicht nur Objekte von Schutzmaß- 
nahmen sind, sondern, wo immer möglich, auch darüber mitentscheiden können, 
in welcher Weise sie geschützt werden sollen oder ob sie in einem spezifischen 
Fall überhaupt Schutz benötigen. Eine solche Mitsprache ist auch deshalb geboten, 
weil der Schutz umso effektiver ist, je mehr er auf die Zustimmung der zu schüt- 
zenden Kinder stößt und von ihnen mit getragen wird. Die Kinder können selbst 
aktiv zu ihrem Schutz beitragen, indem sie sich z.B. informieren und sensibilisie- 
ren (lassen), bestimmte Vorsichtsregeln oder Techniken erlernen, sich mit anderen 
Kindern zusammentun, um sich besser wehren zu können usw. Abgesehen von der 
Frage der Effektivität wäre auf diese Weise auch am ehesten gewährleistet, dass 
den spezifischen Interessen der Kinder entsprochen wird (Liebel 2013a: 72ff.). 

In der Kinderrechtskonvention wird ausdrücklich postuliert, das „beste Inter- 
esse des Kindes“ zur Richtschnur der Interpretation und Umsetzung der Kinder- 
rechte zu machen.?’ Ebenso wie Bedürfnisse sind auch Interessen nicht zeitlos und 
ohne Berücksichtigung der näheren Umstände zu bestimmen. Aber der Begriff des 
Interesses drückt einen Bezug zum Willen des Subjekts aus, im vorliegenden Fall 
dem Willen des Kindes, der in der Konvention im Recht des Kindes zum Ausdruck 





27 Dieser Bezug geht in der amtlichen deutschen Übersetzung der Kinderrechtskonven- 
tion verloren, indem hier nicht vom Interesse, sondern — geleitet von der paternalis- 
tischen Tradition des deutschen Sozial- und Familienrechts - in diffuser Weise vom 
„Wohl des Kindes“ bzw. „Kindeswohl“ gesprochen wird. Zu den damit verbundenen 
Problemen und den Schwierigkeiten, das Wohl des Kindes zu bestimmen, (Maywald 
2012: 92ff.); (Liebel 2015a: 108ff.). 
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kommt, sich an allen es betreffenden Entscheidungen beteiligen zu können. Solche 
Entscheidungen sind nicht auf ausgewählte Bereiche oder Rechte begrenzt, son- 
dern umfassen alle Bereiche, die das Leben von Kindern gegenwärtig und künftig 
berühren, und damit auch alle Rechte, die Kindern zustehen. Daraus folgt, dass 
Kinder die Möglichkeit haben müssen, ihre Rechte ohne Ausnahme auch selbst zu 
vertreten, d.h. an ihrer Konstruktion, Interpretation und Umsetzung in maßgeb- 
licher Weise zumindest mitwirken zu können (Liebel 2015a: 258ff.). 

Die Abspaltung der Wohlfahrts- von den Handlungsrechten wird damit zwar 
(rechts-)logisch, aber nicht notwendigerweise auch (rechts-)praktisch gegenstands- 
los. Ein Grund liegt darin, dass die sog. Schutz- und Förderrechte weiterhin in 
paternalistischer und individualisierender Weise verstanden werden, als seien sie 
eine selbstlose Darbietung der Gesellschaft (der Erwachsenen) für die Kinder, hät- 
ten für sie alle die gleiche Geltung und kämen allen Kindern in gleicher Weise 
zugute. Ein zweiter Grund liegt darin, dass Kinder in den bestehenden politischen 
Systemen, in denen politische Entscheidungen den Erwachsenen vorbehalten sind, 
daran gehindert werden, die Schutz- und Förderrechte in ihrem Interesse selbst mit 
und ggf. neu zu konzipieren und auszugestalten und sie auf diese Weise mit ihren 
Lebenserfahrungen und Lebensperspektiven zu verknüpfen. Beide Gründe sollen 
zum Schluss erläutert und kritisch überprüft werden. 


4.2 Kinderrechte mit politischer Praxis verbinden 


Die Debatte um Kinderrechte ist bisher weitgehend beschränkt auf die Frage, wie 
Kinder in den Genuss gesetzlicher Rechte (legal rights) kommen bzw. diese nut- 
zen können. Die Kodifizierung von Rechten in der Kinderrechtskonvention oder 
in nationalen Gesetzen gilt als der höchst erreichbare „Endpunkt des Dialogs“ 
(Roose u. de Bie 2007: 434). Von diesem Punkt aus gesehen geht es dann nur noch 
um die Frage, wie das kodifizierte Recht „umgesetzt“ werden kann. Die Lösung 
konkreter Probleme scheint eher in der formalen Regelung angelegt zu sein, als im 
Dialog zwischen den involvierten Personen. Doch wenn allein der Blick auf die 
Umsetzung gerichtet wird, besteht die Tendenz, den sozialen Kontext und darin 
angelegte ungleiche Machtverhältnisse zu übersehen oder zu verbergen. Es be- 
steht die Gefahr, die mögliche und häufig praktizierte Instrumentalisierung von 
Rechten ebenso wie ihre Paradoxien aus dem Auge zu verlieren. Dies lässt sich 
nur vermeiden, wenn der Diskurs um Kinderrechte kontextualisiert und als Teil 
politischer Praxis verstanden wird. 

Der traditionelle Umgang mit Menschenrechten im Allgemeinen und Kinder- 
rechten im Besonderen ist durch zwei Probleme gekennzeichnet: 1. an grundle- 
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gende strukturelle Probleme wird auf individualisierende Weise herangegangen; 
2. die angenommene Gleichheit des Rechts („alle haben die gleichen Rechte“) be- 
deutet in Wirklichkeit nicht, dass alle in gleicher Weise diese Rechte in Anspruch 
nehmen können. 

Die im Menschen- und Kinderrechtsdiskurs enthaltene Annahme, dass die 
Rechte durch autonome Personen individuell in Anspruch genommen und im 
eigenen Interesse genutzt werden können, kann paradoxe bzw. ungewollte Folgen 
haben und gerade bei Menschen, die sich in einer schwachen und marginalisierten 
sozialen Position befinden, die Marginalisierung verschärfen. Die Annahme, eine 
Person habe Rechte und müsse diese nur in Anspruch nehmen, kann dazu führen, 
dass diese pauschal für ihre Situation verantwortlich gemacht wird. Im Falle der 
Kinder kann die Annahme, sie könnten aufgrund der ihnen zugebilligten Partizi- 
pationsrechte an Entscheidungen über ihr Leben maßgeblich mitwirken, dazu füh- 
ren, dass sie für Handlungen verantwortlich gemacht werden, die außerhalb ihrer 
Reichweite liegen. Tatsächlich (weiter) bestehende Abhängigkeiten sowie struk- 
turelle Gründe für ihren marginalen Status oder ihre soziale bzw. generationale 
Benachteiligung werden so leicht ausgeblendet oder unterschätzt. 

Insbesondere die Verknüpfung von Partizipationsrechten mit Förder- oder Ent- 
wicklungsrechten kann einen entpolitisierenden Effekt haben. Dies ist dann der 
Fall, wenn der Eindruck erweckt wird, soziale Probleme könnten allein dadurch 
vermieden oder aus der Welt geschafft werden, dass die eigenen Rechte in An- 
spruch genommen werden. Dabei wird das Recht auf Partizipation faktisch von 
seinen politischen Wurzeln abgeschnitten und zu einer vermeintlich beliebigen 
persönlichen Angelegenheit stilisiert. Mitunter wird deshalb für ein „differenzier- 
tes“ und „relationales“ Verständnis von Partizipation plädiert.°® Demnach ist Par- 
tizipation nicht als gesellschaftliche Norm zu betrachten, die erfüllt werden muss, 
sondern als eine mögliche Voraussetzung, um näher zu bestimmende Ziele zu er- 
reichen. Zwar nehmen alle Menschen am gesellschaftlichen Leben teil, aber die 
Frage ist, in welchem Ausmaß und in welcher Weise dies geschieht. Dies schließt 
den Gedanken ein, dass Partizipation auch negative oder marginalisierende Effek- 
te haben kann. 


Partizipation führt nicht automatisch zu Emanzipation, aber Emanzipation ist zu 
verstehen als das Gegenmittel zu Marginalisierung. Das Ziel partizipatorischer 
Arbeit ist demnach, die Marginalisierung zu durchbrechen. Partizipation bleibt 
ein Schlüsselkonzept in diesem Ansatz, aber nicht als Ziel oder Methode, (...) 





28 Gleiches gilt für die in der sozialwissenschaftlichen Kindheits- und Kinderforschung 
geführte Debatte um die Agency von Kindern (Eßer 2014). 
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sondern als wesentliche Voraussetzung zur Definition sozialer Probleme (Vanden- 
hole u. Roose 2008: 13). 


In diesem Sinne dient der Partizipationsansatz dazu, die dominierende Politik zum 
Gegenstand der Analyse zu machen und ggf. auf ihre Änderung zu drängen. Dabei 
geht es vor allem darum, die menschliche Würde zu sichern. Demnach sind ver- 
schiedene Ansätze und Formen von Partizipation daraufhin zu befragen, ob und 
inwieweit sie dazu beitragen, die menschliche Würde zu gewährleisten oder zu 
erreichen. 

Partizipation ist ebenso wie Bürgerschaft” weder als ein zu erreichender Status 
noch als ein zu erfüllendes Ziel zu betrachten, sondern als ein kontinuierlicher 
Lernprozess. Dieser findet immer in einem bestimmten Umfeld statt, ist also als 
„kontextuelle Praxis“ zu verstehen. Damit ist allerdings nicht gemeint, dass Par- 
tizipation und Bürgerschaft nur auf Lernprozesse gerichtet sind oder sich gar in 
ihnen erschöpfen oder erfüllen, sondern es soll unterstrichen werden, dass es sich 
bei beiden um nie abzuschließende Prozesse handelt. Ihr Sinn ist daran zu messen, 
welche praktischen Ziele mit ihnen erreicht werden sollen und wie sie zu erreichen 
sind. Im Falle der Partizipation und Bürgerschaft von Kindern geht es um die 
Frage, ob sie dazu beitragen, die soziale Anerkennung und menschliche Würde der 
Kinder zu gewährleisten. Dabei kommt es darauf an, dass die Kinder im Dialog 
über ihre „besten Interessen“ als gleichberechtigte und gleichwertige Mit-Akteure 
akzeptiert werden (Roose u. de Bie 2007; Liebel 2015a: 313ff.). 

Häufig lässt sich die Erfahrung machen, dass Bevölkerungsgruppen, deren 
Menschenrechte am massivsten verletzt werden, ihren Rechten scheinbar gleich- 
gültig gegenüberstehen und sie selten für sich in Anspruch nehmen. Um zu er- 
reichen, dass sich Kinder Rechte zu eigen machen und als für sich nützlich ver- 
stehen, müssen sie in einer kontextspezifischen Weise konzipiert werden und auf 
die Lebenserfahrungen der Kinder eine Antwort geben. Es kann nicht einfach da- 
rum gehen, formal bestehende Kinderrechte „umzusetzen“, sondern sie müssen in 
ihren kulturellen, politischen und strukturellen Zusammenhängen reflektiert und 
in ihren möglichen Auswirkungen auf das Leben der Kinder abgewogen werden. 
Dabei ist darauf zu achten, dass die Lebenssituationen von Kindern sich in starkem 
Maße unterscheiden und damit selbst dieselben Rechte verschiedene Bedeutun- 
gen erlangen können. Gegebenenfalls müssen die Rechte unter maßgeblicher Mit- 
wirkung der Kinder spezifiziert und erweitert werden. Die Kinder sind dabei als 


29 





29 Zu verschiedenen Konzepten der Bürgerschaft von Kindern (Liebel 2015a: 313ff.). 
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Personen zu achten, die ihre Rechte mit konstruieren und den Umgang mit ihren 
Rechten mitbestimmen und mitgestalten.’ 


5 Fazit 


Wenn Recht nicht als eine Waffe der Mächtigen verstanden werden soll, sondern 
als „eine Macht in den Händen der Machtlosen“ (Federle 1994: 345), dann ist 
der bisherige Kinderrechtediskurs in hohem Maße revisionsbedürftig. Rechte sind 
wichtig, weil sie denen, die sie haben, signalisieren, dass sie sich nicht als Bitt- 
steller oder Objekte gewährter Wohltaten verstehen müssen. Aber „Rechte ohne 
Mittel, von ihnen auch Gebrauch zu machen, haben nur symbolische Bedeutung, 
mehr nicht“ (Freeman 2007: 8). Ebenso gilt — wie Katherine Hunt Federle (1994: 
344) mit Blick auf ihre Erfahrungen in den USA schon vor 20 Jahren feststellte: 


Wenn ein Recht an gewisse Charakteristiken gebunden wird, wie etwa kompetent zu 
sein, dann wird der Besitz des Rechts zu einer exklusiven und ausschließenden An- 
gelegenheit: auf diese Weise werden nur Forderungen einer besonderen Gruppe von 
(kompetenten) Wesen anerkannt. Der zwingende Effekt dieser Art von Rechtedis- 
kurs ist offensichtlich, wenn das Gegenteil in Betracht gezogen wird: Forderungen, 
die von denjenigen erhoben werden, die über die geforderten Charakteristiken nicht 
verfügen, brauchen nicht anerkannt zu werden, wenngleich spezielle Forderungen, 
die bestehende Hierarchien bestärken, anerkannt werden mögen. Es ist geschichtlich 
verbürgt, dass Rechte für ausgeschlossene Gruppen von der paternalistische Vorstel- 
lung, die Schwachen und Dummen zu schützen, zur Anerkennung von Kompetenz 
und Autonomie geführt haben, wie die Erfahrung von Frauen und Afroamerika- 
ner*innen zeigt. Kinder jedoch waren bisher nicht in der Lage, sich selbst als kom- 
petente Wesen neu zu definieren; folglich fahren mächtige Eliten fort zu entscheiden, 
welche der Forderungen — oder ob überhaupt irgendwelche Forderungen - sie an- 
erkennen wollen. 


Kinderrechte werden erst dann zu Rechten der Kinder und können auch erst dann 
von ihnen als solche verstanden und praktiziert werden, wenn sie selbst die nötige 
Macht und die Mittel erlangen, ihre eigenen Prioritäten zu setzen und die Rechte 
nach eigenem Ermessen zu nutzen. An den im ersten Teil dieses Beitrags darge- 
stellten Kinderrechtsbewegungen zeichnet sich ab, dass es sich bei diesen Über- 
legungen um kein wirklichkeitsfremdes Hirngespinst handelt. 





30 Wie dies geschehen kann, wird in Liebel (2013a: 139ff.) an Beispielen aus verschiede- 
nen Teilen der Welt erläutert. 
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und multikulturellen Kontexten 





UN-Behindertenrechtskonvention, 
Bildung und Teilhabe 


Ruth Markert 


1 Einleitung 


Sprache war und ist nirgends und zu keiner Zeit ein unpolitisches Gehege, denn sie 
läßt sich von dem, was einer mit dem anderen tut, nicht trennen. Sie lebt im Ein- 
zelfall, man muß ihr jedesmal (!) aufs neue (!) ablauschen, was sie im Sinn hat. In 
dieser Unzertrennlichkeit vom Tun wird sie legitim oder inakzeptabel, schön oder 
häßlich, man kann auch sagen: gut oder böse. In jeder Sprache, das heißt in jeder 
Art des Sprechens sitzen andere Augen (Müller 2010: 46f.). 


Mit diesem Zitat werden bereits zu Anfang zwei (Haupt)-Aspekte angesprochen, 
die im Folgenden thematisiert werden sollen. Zum einen wird hiermit verdeutlicht, 
dass die Thematik des Artikels in einen sozialpolitischen Rahmen eingebettet ist. 
Zum anderen soll hierüber veranschaulicht werden, dass Sprache eine wesentliche 
Bedeutung für zwischenmenschliche sowie gesellschaftspolitische Prozesse zuge- 
sprochen wird. Sprache ist demzufolge immer subjektiv und kann gleichzeitig nie 
losgelöst von den Ereignissen innerhalb einer Gesellschaft betrachtet werden, da 
sich hierüber die gesellschaftlichen Verhältnisse konstituieren. Gleichzeitig muss 
vor diesem Hintergrund der Begriff der Norm diskutiert werden, denn basierend 
auf den Werte- und Normvorstellungen einer Gesellschaft werden die Teilbereiche 
menschlichen Daseins, somit auch der Sprachgebrauch, bestimmt. 

Das Wort „Norm“ stammt von dem lateinischen Begriff ‚norma‘ ab, welcher 
ursprünglich Winkelmaß oder Richtschnur bedeutete. Heute wird darunter die ‚Re- 
gel‘ oder der ‚Maßstab‘ verstanden. Der Begriff der Norm oder des Normativen 
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wird für die verschiedenen Gesellschaftsbereiche unterschiedlich definiert. Das 
heißt, ihm werden im jeweiligen Gesellschaftsbereich spezifische Bedeutungsinhal- 
te zu Grunde gelegt. Im Allgemeinen kann gesagt werden, dass Normen bestimmte 
Maßstäbe für die Gestaltung des gesellschaftlichen Zusammenlebens vorgeben. 
Sie bilden also den Orientierungsmaßstab und begründen somit die strukturellen 
Rahmenbedingungen einer Gesellschaft. Hieran wird gemessen, ob sich Individuen 
beispielsweise der Norm entsprechend richtig oder falsch verhalten beziehungswei- 
se, ob bestimmte Begebenheiten der Norm entsprechen, also ‚normal‘ sind. Hierbei 
wird das Kriterium ‚Normal‘ von der Durchschnittsqualität bestimmter Merkmale 
oder Merkmalstypen abgeleitet. Zum Beispiel gilt in der Medizin die Person als 
normal, die laut den dort gesetzten empirisch abgeleiteten Richtwerten als gesund 
bezeichnet werden kann (Regenbogen 2010: 1810f.; Schweppenhäuser 2006: 13). 

Vor diesem Hintergrund wirft der vorliegende Beitrag zum einen die Frage auf, 
inwiefern bestehende gesetzliche Grundlagen eine gesellschaftliche Teilhabe von 
Menschen mit Beeinträchtigung im Sinn des Übereinkommens über die Rech- 
te von Menschen mit Behinderung und deren Normvorstellung von Behinderung 
Rechnung tragen. Zum anderen wird diskutiert in welchem Maße in dieser Hin- 
sicht noch Handlungsbedarfe bzw. Ambivalenzen bestehen. Des Weiteren wird die 
Frage in den Raum gestellt, inwiefern es eine Neubewertung bzw. Definition der 
Denkkategorie ‚Normal‘ geben sollte. 





2 Konvention über die Rechte von Menschen 
mit Behinderung 


Bis in die 70iger Jahre des 19. Jahrhunderts herrschte das medizinische Behinde- 
rungs- bzw. Defizitmodell vor. Behinderung wurde als individuelles, funktionales 
Defizit eines Menschen verstanden, welches vordergründig die Erwerbsfähigkeit 
einschränkt oder unmöglich macht als auch eine negative Auswirkung auf die per- 
sönliche Produktivität hat. In den folgenden Jahren erfolgte ein gesellschaftlicher 
Wandel und Menschen mit Behinderung wurden als ‚Mit-Bürger‘ adressiert und 
somit als mündig wahrgenommen (Bösl 2010: 6). Es etablierten sich zunehmend 
Selbsthilfebewegungen mit dem Ziel sich aus dem Opferstatus zu befreien und 
forderten Selbstbestimmung, Chancengleichheit sowie die gleichberechtigte Teil- 
habe innerhalb der Gesellschaft. Dies führte zu einem Paradigmenwechsel in der 
Behindertenhilfe und mündete auf internationaler politscher Ebene in der Ver- 
fassung der Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung'. Diese 





1 Anm.d. Verf.: Dies ist die offizielle Bezeichnung. Oft wird jedoch als Synonym in der 
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wurde 2006 von den Vereinten Nationen verabschiedet. Bereits mit der Präambel 
werden die darin verankerten Grundsätze, wie die Anerkennung der Würde eines 
jeden Menschen, die Erkenntnis, dass die individuelle Autonomie und die volle 
Teilhabe aller Menschen gewährleistet werden muss, ersichtlich. In Absatz V der 
Präambel heißt es 


(...) Menschen mit Behinderung [sollen R.M.] vollen Zugang zur physischen, so- 
zialen, wirtschaftlichen und kulturellen Umwelt, zu Gesundheit und Bildung sowie 
zu Informationen und Kommunikation haben, damit sie alle Menschenrechte voll 
genießen können, (...) 


Des Weiteren wird mit der UN-Behindertenrechtskonvention ein sozial-humanis- 
tisches Behinderungsverständnis zu Grunde gelegt, welches die sozialen, psychi- 
schen sowie biologischen Voraussetzungen miteinbezieht und auf umweltbedingte 
Barrieren aufmerksam macht, die eine Behinderung begünstigen oder erst erzeu- 
gen. Mit Abschnitt e der Präambel wird deutlich hervorgehoben, dass das 


(...) Verständnis von Behinderung sich ständig weiterentwickelt und das Behinde- 
rung aus der Wechselwirkung zwischen Menschen mit Beeinträchtigung und einstel- 
lungs- und umweltbedingten Barrieren entsteht, die sie an der vollen, wirksamen und 
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern, (...) 


Diese Grundsätze in Bezug auf das Recht der Teilhabe werden u.a. in Artikel 3 
über die Allgemeinen Grundsätze der UN-Behindertenrechtskonvention vertieft 
festgesetzt, so dass eine wirksame gesellschaftliche Teilhabe und die uneinge- 
schränkte Anerkennung der Würde eines jeden Menschen sowie der menschlichen 
Vielfalt gewahrt und gefördert werden muss. 


Behinderung wird nicht mehr als ‚Defizit‘ angesehen, sondern als Element der 
menschlichen Vielfalt (Halbauer 2010 [Hervorhebung im Original]). 


Somit wird der politisch-rechtliche Rahmen von Teilhabe bereits zu Anfang der 
Konvention gesteckt, welcher sich in vielen weiteren Artikeln wieder findet. Als 
Beispiel sei hier auf die Artikel 29 und 30 UN-BRK, welche spezifisch die Teil- 
habe am politischen, öffentlichen, kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit 





Literatur die Bezeichnung „UN-Behindertenrechtskonvention“ verwendet, wofür das 
Kürzel „UN-BRK“ steht. In weiteren Verlauf werden beide Bezeichnungen synonym 
verwendet. 


66 Ruth Markert 





und Sport thematisieren, verwiesen. Diesen Artikeln implizit ist die Forderung 
nach Barrierefreiheit, Chancengleichheit und uneingeschränkten Zugang zum ge- 
sellschaftlichen Leben für alle Menschen. Ferner wird mit der UN-Behinderten- 
rechtskonvention das Recht auf Bildung im Sinne der Salamanca-Erklärung? wei- 
ter Rechnung getragen. Gemäß den völkerrechtlichen Grundsätzen wird darin mit 
dem Artikel 24 Bildung die Grundlage für ein inklusives Bildungssystem rechtlich 
sowie sozial-politisch festgelegt. Dessen Zielsetzung besteht darin, lebenslanges 
Lernen zu ermöglichen sowie die Förderung der Persönlichkeit ohne Ausschluss 
zu gewährleisten. Es werden detaillierte Forderungen verankert, wie z.B. in $24 
Absatz 2 (b) UN-BRK, dass Menschen mit Behinderung gleichberechtigt mit an- 
deren in der Gemeinschaft, in der sie leben, Zugang zu einem inklusiven hoch- 
wertigen und unentgeltlichen Unterricht an Grundschulen und weiterführenden 
Schulen haben sollen. 

Zudem verpflichten sich die Vertragsstaaten, anhand des $24 Absatz 4 UN- 
BRK, zur Verwirklichung dieses Rechts beizutragen in dem sie 


(...) geeignete Maßnahmen zur Einstellung von Lehrkräften, einschließlich solcher 
mit Behinderung, (...) und zur Schulung von Fachkräften sowie Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen auf allen Ebenen des Bildungswesens [gewährleisten R.M.]. Diese 
Schulung schließt die Schärfung des Bewusstseins für Behinderungen (...) ein.’ 


Deutschland hat diesen Grundsätzen sowie dem gezeichneten sozial-humanisti- 
schen Behinderungsverständnis im März 2009 mit der Ratifizierung der Konven- 
tion zugestimmt und sich somit verpflichtet, bei allen politischen Entscheidungen 
diesen Rechnung zu tragen. 

Inwiefern diesen Grundsätzen gefolgt wird, wird im weiteren Verlauf des Ar- 
tikels diskutiert. 

Zunächst erfolgt jedoch ein Exkurs in die Entstehungsgeschichte von Teilhabe 
und Aussonderung sowie des Behinderungsbegriffs, da gesellschaftliche Struktu- 
ren immer historisch gewachsen sind. 





Hierauf wird in Abschnitt 5.1 näher eingegangen. 


3 In diesem Zusammenhang wird darauf verwiesen, dass lediglich in der englischen 
Originalfassung von einem „inclusive education system“ also einem „inklusiven Bil- 
dungssystem“ die Rede ist. In der deutschen Fassung wird von der Gewährleistung 
eines „integrativen Bildungssystems“ gesprochen. 
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3 Exkurs in die Entstehungsgeschichte des sozialen 
Ausschlusses 


Um die Inhalte der UN-Behindertenrechtskonvention zu verstehen, bedarf es eines 
historischen Rückblicks in die Entstehungsgeschichte der Sonder- bzw. der Heil- 
pädagogik sowie deren sozialpolitischen Kontext. Demnach ist es relevant, die 
bestehenden Sozialstrukturen vor dem Hintergrund ihrer Entstehungsgeschichte 
zu analysieren und zu reflektieren sowie eine Einordnung in den gegenwärtigen 
gesellschaftspolitischen Kontext vorzunehmen. Selbstverständlich gilt dies auch 
für das Verhältnis von Teilhabe und Ausschluss, da sich hieraus die Denkkategorie 
„Behinderung“ entwickelt und innerhalb von Wertegemeinschaften etabliert hat. 
Insbesondere für das Verhältnis von Teilhabe und Ausschluss ist dies von Relevanz, 
da hieraus die zu Anfang von Kapitel 1 skizzierte medizinisch geprägte Sichtweise 
von „Behinderung“ erwachsen ist. Daraus etablierten sich gesellschaftsbedingte 
Barrieren, die nach wie vor bestimmend für die Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben sind. Das bedeutet auch, die Denkkategorie „Behinderung“ kann nicht los- 
gelöst von dem heutigen Gesundheitsverständnis betrachtet und analysiert werden. 
Daher wird im Folgenden ebenfalls auf das medizinische Behinderungsmodell 
eingegangen, um bestehende strukturelle Barrieren zu identifizieren. 

Die Industrialisierung bildet den Ausgangspunkt für die hier angestrebte 
Auseinandersetzung über das Gesundheits- und Behinderungsverständnis der 
Gegenwart. Zu dieser Zeit fand eine Umgestaltung und Veränderung der ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse statt. Damit einhergehend änderte sich auch das 
Menschenbild, welches das heutige Verständnis von Gesundheit mitbegründe- 
te. In dieser Epoche wurde der Fokus vermehrt auf das Individuum und seine 
Leistungsfähigkeit gerichtet. Hierbei wird insbesondere dessen Funktionalität für 
wirtschaftliche Arbeitsprozesse und die Produktion von materiellen Gütern in den 
Vordergrund gestellt. Im Gegensatz dazu lebten davor die Menschen in einer vor- 
modernen Hausgemeinschaft oder auch ‚Kooperationsgemeinschaft‘ genannt, das 
heißt in einer räumlich-zeitlichen und sozialökonomischen Einheit. Diese wurde 
geprägt durch das Prinzip der sozialen Fürsorge, wonach entsprechend den be- 
stehenden sozioökonomischen Umständen jedes Mitglied versorgt wurde (Dörner 
1994: 369ff.). Mit den Anfängen der Industrialisierung gewann die Messung der 
menschlichen Funktionstüchtigkeit zunehmend an Bedeutung. Anhand dessen 
wurde nun die Leistungsfähigkeit, somit die Wirtschaftlichkeit und damit einher- 
gehend der Kosten-Nutzen-Faktor jedes einzelnen Menschen berechnet. Ebenfalls 
einhergehend mit der Industrialisierung und den sich daraus entwickelnden kapita- 
listischen Strukturen erfolgte eine Verschiebung der Machtverhältnisse innerhalb 
von Gesellschaft, woraufhin sich die Lebensgestaltung der Menschen veränderte. 
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Durch das aufkommende Zeitalter der Moderne lösten sich die Kooperationsge- 
meinschaften auf, da aufgrund der Entwicklung von standortgebundenen Fabriken 
der einzelne Mensch nun dazu aufgefordert war, seinen Wohnsitz zu verlassen, 
um seiner Rolle als Arbeitnehmer beziehungsweise Arbeitskraft gerecht zu wer- 
den (Jantzen 2007: 48). Dadurch entstand im medizinischen Fachdiskurs des 19. 
Jh. das medizinisch ausgerichtete Behinderungsmodell, welches sich an Defiziten 
orientierte, d.h. ‚Andersheiten‘ von Personen wurden aus einer biologistischen, 
medizinischen Sichtweise heraus als Defekt oder Störung gedeutet und als Behin- 
derung klassifiziert, da sie nicht den normativen gesellschaftlichen Vorstellungen 
eines leistungs- und produktionsfähigen Individuums entsprachen. 

Als Folge dessen wurden Menschen, welche mit Beeinträchtigung lebten, als 
‚verkrüppelt‘, ‚missgebildet‘ oder ‚idiotisch‘ bezeichnet. Sie wurden als soziales 
Problem wahrgenommen und zu Forschungsobjekten sowie als Objekt von The- 
rapie und Präventionsversuchen missbraucht. Behinderung wurde mit Krankheit 
und Leid gleichgesetzt sowie als unnormal wahrgenommen. In diesem Kontext 
entstand die Soziale Frage, welche mit Mitteln des sich entwickelnden Sozial- 
staates und der privaten Wohltätigkeit gelöst werden sollte. Die als behindert 
klassifizierten Menschen sollten an die funktionale Erwartungen der industriell 
kapitalistisch geprägten Gesellschaft angepasst werden, da Leistungsfähigkeit 
und Produktivität entscheidende soziale Bewertungskriterien darstellten. Als Er- 
gebnis wurden medizinische, pädagogische und berufliche Maßnahmenkataloge 
entwickelt damit die als behindert bezeichneten Menschen sich weiterhin an der 
Produktion der gesellschaftlichen Güter beteiligten konnten bzw. keinen Ballast 
dahingehend darstellten. Die als behindert bezeichneten Menschen wurden da- 
her von der restlichen Gesellschaft ausgeschlossen bzw. exkludiert oder in Insti- 
tutionen untergebracht. Die Exklusion erfuhr ihren schrecklichen Höhepunkt zu 
Zeiten des Nationalsozialismus durch die Euthanasie. In dieser Epoche wurde die 
Existenzweise von Menschen mit Behinderung als Lebensunwert klassifiziert und 
systematisch durch die Euthanasieaktionen getötet (Mürner u. Sierck 2013: 54f£.). 
Erst in den 60iger Jahren des vergangenen Jahrhunderts änderte sich schrittweise 
die Sichtweise sowie Wahrnehmung von Behinderung, wie mit Kapitel 1 skizziert 
wurde. 





4 Paradigmenwechsel in der Behindertenpädagogik 


Wie bereits zu Anfang des Artikels skizziert, erfolgte im Zuge der politischen 
und sozialen Umbrüche der 60iger und 70iger Jahre ein Paradigmenwechsel im 
Hinblick auf die Wahrnehmung von Behinderung, da zu dieser Zeit eine allge- 
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meine Auseinandersetzung über gesellschaftliche Werte stattfand. Nun wurden 
Menschen mit Behinderung als ‚Mit-Bürger‘ angesprochen und als mündige Indi- 
viduen angesehen. Damit einhergehend wurden ihnen formal die gleichen Rechte 
und Pflichten wie den restlichen Gesellschaftsmitgliedern zu gesprochen. Mit die- 
sem gesellschaftlichen Wandel etablierte sich zunächst in den USA und daraufhin 
auch in Deutschland eine Bürgerrechts- bzw. Selbsthilfebewegung von Menschen 
mit Behinderung, die den Anspruch auf Teilhabe und ein selbstbestimmtes Leben 
innerhalb der bestehenden gesellschaftlichen Norm sowie Chancengleichheit for- 
mulierten. Damit einhergehend bestand das Ziel u.a. darin, sich aus dem Opfer- 
status zu befreien (Bösl 2010: 9; Halbauer 2010). Ferner entwickelte sich hieraus 
das Prinzip der Rehabilitation (oder auch Rehabilitationsparadigma), welches u.a. 
in der gesetzlichen Unfallversicherung sozialrechtlich verankert wurde. Unter Re- 
habilitation wurde die funktionale Wiederherstellung, auch durch medizinische 
Eingriffe, sowie die Befähigung zur Erwerbsfähigkeit verstanden. Ziel war es, 
eine drohende Behinderung abzuwenden bzw. dafür Sorge zu tragen, dass sich 
eine vorhandene nicht verfestigte. Dieses Rehabilitationsparadigma, mit seinem 
Normalisierungsziel, bildete bis in die 1960er Jahre den konzeptionellen Kern der 
bundesdeutschen Behinderungspolitik (Bösl 2010: 6f.). Darunter ist der Wandel 
vom Prinzip der Fürsorge hin zum Normalisierungsprinzip mit Integration als 
Zielsetzung zu verstehen sowie das aktuelle Bestreben ein inklusives System zu 
schaffen und somit Inklusion zu erreichen. Anders ausgedrückt wird hierunter die 
Entwicklung des Verständnisses gefasst, dass Menschen welche mit einer Beein- 
trächtigung leben nicht mehr den Status eines Objekts zu Teil wird, sondern als 
Subjekte ihres eigenen selbstbestimmten Handelns wahrgenommen werden. Sie 
haben den gleichen Anspruch auf Teilhabe am gesellschaftlichen Leben sowie das 
Anrecht sich auf die Menschenrechte zu berufen wie alle anderen Rechtspersonen 
auch. Dieser Paradigmenwechsel und die damit einhergehende gesellschaftliche 
Wahrnehmung von Behinderung schlugen sich in Neuerungen von gesetzlichen 
Grundlagen in den 90iger Jahre auf nationaler Ebene sowie internationalen Erklä- 
rungen, wie der Behindertenrechtskonvention, nieder. Dieser Paradigmenwechsel 
ist bis dato noch nicht abgeschlossen (Mürner u. Sierck 2013: 121f.). 

Ausgenommen von diesem Paradigmenwechsel waren Kindern mit Beeinträch- 
tigung. Sie erhielten noch längst nicht den Status einer Rechtsperson und somit die 
Anerkennung auf die uneingeschränkte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, vor 
allem in Bezug auf Bildung. Die Rechte des Kindes wurden erst in den Anfängen 
der 90iger Jahre zunehmend in den sozialpolitischen Fokus gerückt, wie im nach- 
folgenden aufgezeigt wird. 
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5 Entstehung der Sonderschulmodelle 


Zeitgleich zu den beschriebenen politischen und gesellschaftlichen Prozessen 
in Bezug auf die Aussonderung/Exklusion von Menschen mit Beeinträchtigung 
wurde Anfang des 19Jh. die Forderung nach Sonderschulen von verschiedenen 
Vertretern aus Politik und Schulwesen laut. Vor diesem Hintergrund hatte sich in 
den 1960er Jahren der Terminus „Sonderschule“ pädagogisch und amtlich durch- 
gesetzt. Hierunter wurden folgende Schulen zusammengefasst: 


« Gehörlosenschule 

« Schwerhörigenschule 

® Geistigbehindertenschule 

« Lernbehindertenschule 

« Körperbehindertenschule 

« Verhaltensgestörtenschule (Ibidem: 79) 


In diesem Zuge entstand u.a. Sonderpädagogik als Begriff, um sich von dem der 
Heilpädagogik und dessen medizinische sowie theologische Ausrichtung abzu- 
heben. Sonderpädagogik bezog sich vor allem auf die Unterrichtung sowie För- 
derung von Kindern und Jugendliche, welche mit Beeinträchtigung lebten bzw. 
benachteiligt waren - sprich auf „nicht normale Fälle“ (vgl. Ibidem: 79£. [Hervor- 
hebung im Original]). Dies resultierte aus der Ansicht, dass Menschen (vor al- 
lem Kinder) mit Behinderung einer differenzierten bzw. besonderen Erziehungs- 
maßnahme bedurften, da sie nicht der kapitalistisch geprägten gesellschaftlichen 
Norm entsprachen. Somit sollte ebenfalls eine drohende Behinderung abgewendet 
bzw. die davon betroffenen in gesonderten Einrichtungen rehabilitiert werden. Erst 
mit dem voranschreiten von gesetzlichen Neuerungen und politischen Rahmenver- 
einbarungen sowie dem veränderten Behinderungsverständnis wurde das Recht 
des Kindes mehr in den Fokus gesamtgesellschaftlicher Bemühungen gerückt, wie 
mit dem folgenden Abschnitt skizziert wird. 





6 Gesetzliche Neuerungen und politische Rahmen- 
vereinbarungen seit 1990 


Am 10. Juni 1994 wurde die Salamanca-Erklärung und somit der Aktionsrah- 
men zur Pädagogik für besondere Bedürfnisse verabschiedet. Hiermit wurden 
Grundsätze im Hinblick auf die Schaffung von inklusiven Strukturen, vor allem 
inklusiver Bildung von Mädchen und Jungen, welche mit Beeinträchtigung leben, 
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formuliert. Sie ist das Ergebnis der UNESCO-Weltkonferenz „Pädagogik für be- 
sondere Bedürfnisse: Zugang und Qualität“, welche in Salamanca, Spanien vom 
7. bis 19. Juni 1994 stattfand. Zuvor rückten auch die Rechte des Kindes in den 
sozialpolitischen Fokus. Am 20. November 1989 wurde von der Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen das Übereinkommen über die Rechte des Kindes, 
die UN-Kinderrechtskonvention verabschiedet. Damit wird anerkannt, dass die 
allgemeingültigen Menschenrechte ebenfalls auf Kinder zu übertragen sind und 
dass Kinderrechte im gleichen Maße zu wahren und zu schützen sind, wie die der 
Erwachsenen. Deutschland hat sich mit der Ratifizierung der Kinderrechtskonven- 
tion am 5. April 1992 dazu verpflichtet diesen Anspruch sozialpolitisch Rechnung 
zu tragen (Edelstein, Krappmann u. Student 2014: 7). Durch diese politischen Be- 
strebungen wurden die Belange von Menschen mit Behinderung sowie die Rechte 
des Kindes thematisiert und ein Prozess zu deren Teilhabe in Bewegung gesetzt, 
welcher bis heute anhält und nun seine international anerkannte rechtliche Le- 
gitimation durch die UN-Behindertenrechtskonvention erhalten hat. Vor diesem 
Hintergrund wurde als Leitprinzip der Salamanca-Erklärung formuliert, dass 


(...) Schulen alle Kinder unabhängig von ihren psychischen, intellektuellen, sozialen, 
emotionalen, sprachlichen oder andern Fähigkeiten aufnehmen sollen (UNESCO 
1994 [Hervorhebung im Original]). 


Dieser Leitgedanke wurde mit der UN-Behindertenrechtskonvention nun zu 
einem weltweiten rechtlich verbindlichen Konsens zusammengefasst mit der Auf- 
gabe, den grundlegenden Paradigmenwechsel hin zu einer Gesellschaft (...), die 
alle in ihrer Verschiedenartigkeit schätzt und willkommen heißt, (Ibidem) zu er- 
zielen. Mit der Salamanca-Erklärung gerieten auch die Termini „Teilhabe“ und 
„Partizipation“ in den gesellschaftlichen Fokus und werden fortan sozialpolitisch 
diskutiert. Dies spiegelt sich z.B. auch in der Neuerung des Grundgesetzes von 
1994 wieder. In diesem Jahr wird Artikel 3, Absatz 3 des GG um den Zusatz: 
„Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden“ verändert. Dies 
war ein wichtiger Schritt für die gesetzliche Verankerung von Antidiskriminie- 
rung von Menschen mit Behinderung. Dieses Diskriminierungsverbot ist bis heute 
im Grundgesetz verankert und stellt, neben anderen, einen wichtigen Schritt in 
Richtung des Abbaus von sozialer Benachteiligung dar (Mürner u. Sierck 2013: 
121; Eberwein u. Knauer 2009: 18). Im Zuge des bereits beschriebenen Paradig- 
menwechsel änderte sich auch teilweise das gesellschaftliche sowie medizinische 
Bild von Behinderung. Dies mündete in einer Neuausrichtung der Internationalen 
Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF). 
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7 Neuausrichtung der ICF (ab 2001) 


2001 wird von der Vollversammlung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) die 
„Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesund- 
heit“ (ICF) beschlossen. Diese wurde mit dem Ziel entwickelt, ein sprach- und 
fachlich weitgehend einheitliches sowie standardisiertes, international anerkann- 
tes Klassifikationsschema über den 


(...) funktionalen Gesundheitszustandes, der Behinderung, der sozialen Beeinträch- 
tigung und der relevanten Umgebungsfaktoren eines Menschen (...) [zu schaffen 
R.M.] (Deutsches Institut für Medizinische Dokumentation und Information (DIM- 
DI) 2014). 


Hiermit soll eine systematische Beschreibung von Merkmalen und gesellschaft- 
lichen Komponenten in Bezug auf Gesundheit und Krankheit ermöglicht werden. 
Ferner soll der Gleichsetzung von Behinderung und Krankheit entgegen gewirkt 
werden (Mürner u. Sierck 2013: 129f.). Diese Neuausrichtung im Hinblick auf das 
Behinderungsverständnis führte dazu, dass im ersten World Report on Disabi- 
lity der WHO und der WELTBANK aus dem Jahr 2011 im Zusammenhang mit 
„Behinderung“ das ‚bio-psycho-social model‘ benannt wird (World Health Or- 
ganization 2011: 28.). Nach dieser Auffassung wird anhand der Kategorie „Be- 
hinderung“ die Interaktion zwischen den Körpermerkmalen einer Person und den 
Eigenschaften der Gesellschaft widergespiegelt. Das bedeutet, dass Behinderun- 
gen u.a. aufgrund von (gesellschaftlichen) Barrieren, welche eine Teilhabe am ge- 
sellschaftlichen Leben verhindern, auftreten, also durch die relationale Beziehung 
zwischen Individuum und Umwelt entstehen. Hiermit wird nun zum ersten Mal 
offiziell anerkannt, dass das bisherige Verständnis von „Behinderung“ durch eine 
medizinische, defizitorientierte Sichtweise (‚medical model‘) geprägt wurde. Im 
World Report on Disability heißt es: 


The transition from an individual, medical perspective to a structural, social per- 
spective has been described as the shift from a ‘medical model’ to a ‘social model’ 
in which people are viewed as being disabled by society rather than by their bodies 
(World Health Organization 2011:28 [Hervorhebung im Original]). 


Das bedeutet auch, dass Behinderung nicht losgelöst von gesellschaftlichen, struk- 
turell bedingten Barrieren betrachtet werden kann. Abschließend sei an dieser 
Stelle erwähnt, dass die ICF ihrem Selbstverständnis nach, als objektiver Maß- 
stab genutzt werden soll, um auf dieser Basis sinnvolle und individuell angepasste 


UN-Behindertenrechtskonvention, Bildung und Teilhabe 





Unterstützungsleistungen formulieren zu können sowie zu genehmigen. Als Folge 
dessen ist die ICF für Menschen mit Behinderung von großer Relevanz, da sie 
als Richtlinie für die Genehmigung rehabilitativer Leistungen dient. Nach Mürner 
und Sierck (2013: 130) bedeutet dies: „In diesem Sinn ist die Klassifikation ein 
sozialpolitisches und sozialrechtliches Hilfsmittel“. Anhand des $35a SGB VIIL in 
der 42. Auflage von 2013 zur „Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder 


und Jugendliche“ Absatz 1 wird dies verdeutlicht: 


Kinder oder Jugendliche haben Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn 


1. 


Ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Mo- 


nate von dem für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht, und 


. daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine 


solche Beeinträchtigung zu erwarten ist. 

Von einer seelischen Behinderung bedrohte im Sinne dieses Buches sind 
Kinder oder Jugendliche, bei denen eine Beeinträchtigung ihrer Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrschein- 


lichkeit zu erwarten ist. (...) 


Absatz la: 


Hinsichtlich der Abweichung der seelischen Gesundheit nach Absatz 1 Satz 1 


Nummer 1 hat der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Stellungnahme 


1: 
2. 
3. 


eines Arztes für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie, 

eines Kinder- und Jugendpsychotherapeuten oder 

eines Arztes oder eines psychologischen Psychotherapeuten, der über beson- 
dere Erfahrungen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei Kindern und Ju- 
gendlichen verfügt einzuholen. 

Die Stellungnahme ist auf der Grundlage der Internationalen Klassifikation 
der Krankheiten in der vom Deutschen Institut für medizinische Dokumen- 
tation und Information herausgegebenen deutschen Fassung zu erstellen. Da- 
bei ist auch dazulegen, ob die Abweichung Krankheitswert hat oder auf einer 
Krankheit beruht. Die Hilfe soll nicht von der Person oder dem Dienst oder 
der Einrichtung, der die Person angehört, die die Stellungnahme abgibt, er- 
bracht werden. 
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An dieser Stelle wird jedoch der Aspekt des ‚bio-psycho-social model‘ außer Acht 
gelassen. Dabei ist dies von großer Relevanz, wenn wir von Beeinträchtigung re- 
den. Denn je nachdem, wie das soziale Umfeld Beeinträchtigung definiert, entsteht 
ein Verständnis davon auf der Subjektseite, wie folgendes Beispiel verdeutlicht‘: 

In meiner Grundschulklasse sind 20 Jungen und Mädchen im Alter von 6-8 
Jahre. Allen gemein ist, dass sie eine inklusive Grundschule in Hanau besuchen. 
Dort werden sie in Jahrgangsgemischten Klassen unterrichtet. Pro Klasse gibt es 
jeweils fünf Kinder, welche mit einem sonderpädagogischen Förderbedarf dia- 
gnostiziert sind. Die restlichen Kinder werden ohne eine solche Diagnose (was 
jedoch nicht meint, dass sie keinen Unterstützungsbedarf haben) beschult. Zu- 
sätzlich zu den zwei Lehrkräften besteht das Team aus einer Erzieherin sowie je 
nach Bedarf (gemessen an den Kindern mit sonderpädagogischen Förderbedarf) 
aus 3-4 Schulbegleitungen und einem FSJler. Die Kinder lernen und erleben den 
Schulalltag gemeinsam. Ziel ist es, die Mädchen und Jungen ihren Fähig- und Fer- 
tigkeiten gemäß als Klassengemeinschaft zu unterrichten. Das Thema Behinde- 
rung spielt dabei für die Kinder keine Rolle. Dies zeigte mir u.a. eine Unterhaltung 
zwischen zwei Schülern. Auf dem Weg zum Spielplatz hatten sie ein gemeinsames 
Thema, ihren jeweiligen Garten. Sie tauschten sich aus und am Ende fragte der 
eine Schüler sein Gegenüber, ob dieser nicht mal vorbei kommen möchte, um sich 
seinen Garten anzuschauen und mit ihm zu spielen. Hierbei spielte für keinen der 
beiden eine Rolle, dass einer von beiden mit dem Down-Syndrom geboren wurde. 

Mit diesem Beispiel soll bewusst gemacht werden, dass der Fokus auf dem ge- 
meinsamen Interesse lag, unabhängig von körperlichen oder geistigen Merkmalen, 
da beiden die Kategorie „Behinderung“ mit dessen ausgrenzenden Faktoren (noch) 
nicht bewusst ist. Erst durch die Zuschreibung von Erwachsenen oder durch einen 
Behindertenausweis wird diese Kategorie sichtbar und somit Realität, derer sich 
Betroffene nur sehr schwer bis gar nicht entziehen können, weil unser sozialstaat- 
liches Unterstützungsnetz darauf aufbaut. Wie mit dem nächsten Abschnitt ver- 
deutlicht wird. 





8 Gesetzliche Grundlage von Teilhabe (2013) 


Neben diesen sozialpolitischen Entwicklungen hinsichtlich des Behinderungsver- 
ständnisses möchte ich darauf aufbauend nun auf die gesetzliche Grundlage von 
Teilhabe skizzenhaft eingehen. Diese rechtlichen Grundlagen sind vor dem bereits 





4 Ich beziehe mich hier auf meine Praxis als Lehrkraft in einer inklusiven Schule. 
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dargestellten geschichtlichen Hintergrund zu verstehen. Bereits im ersten Sozial- 
gesetzbuch (SGB I) in $ 10 zu „Teilhabe behinderter Menschen“ steht: 


e Menschen, die körperlich geistig oder seelisch behindert sind oder denen eine 
solche Behinderung droht, haben unabhängig von der Ursache der Behinderung 
zur Förderung ihrer Selbstbestimmung und gleichberechtigter Teilhabe ein Recht 
auf Hilfe, die notwendig ist, um (...) 

4. ihre Entwicklung zu fördern und ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
und eine möglichst selbstständige und selbstbestimmte Lebensführung zu er- 
möglichen oder zu erleichtern sowie 


Benachteiligungen auf Grund der Behinderung entgegenzuwirken. Daneben wer- 
den u.a. Hilfen gewährt, wenn die Notwendigkeit besteht eine Behinderung so- 
wie eine damit einhergehende Einschränkung der Erwerbsfähigkeit bzw. Pflege- 
bedürftigkeit abzuwenden bzw. zu mildern oder um einen entsprechenden Platz 
am Arbeitsleben zu sichern. Diese Rechtsgrundlage fußt auf dem Behinderungs- 
verständnis, welches im neunten Sozialgesetzbuch (SGB IX) „Rehabilitation und 
Teilhabe behinderter Menschen“ in der 42. Auflage von 2013 in $2 Abs. 1 und 2 
wie folgt beschrieben wird: 


1. Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder 
seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von 
dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist. Sie sind von Behinderung bedroht, 
wenn die Beeinträchtigung zu erwarten ist. 

2. Menschen sind (...) schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der Behinderung 

von wenigsten 50 vorliegt. (...) 
Der Grad der Behinderung wird von den zuständigen Behörden des Bundesver- 
sorgungsgesetzes, welche in $69 SGB IX „Feststellung des Behinderung, Aus- 
weise“ rechtlich regelt sind, festgestellt. Dieses Gutachten wird auf Antrag des 
betroffenen Menschen erstellt. „Das bedeutet (...), dass der medizinische Blick mit 
der Suche nach dem Defekt seine bevorzugte Stellung behält“, schreibenMürner 
und Sierck (2013: 130). 


76 Ruth Markert 





9 Ambivalenz in internationalen Vorgaben 
und nationaler Gesetzgebung 


Hieran wird ersichtlich, dass eine Ambivalenz zwischen den rechtlichen Ansprü- 
chen der Konvention und der nationalen Gesetzeslage vorliegt. Es wird deutlich, 
dass die (detaillierten) Vorgaben der Konvention, welche sich die Vertragsstaaten 
verpflichtet haben rechtlich zu gewährleisten, unterschiedlich interpretiert werden. 
Auf der gesetzlichen Ebene wird bei der Definition von Behinderung und ihren 
möglichen Ausgangspunkten auf einen wesentlichen Aspekt nicht eingegangen, 
nämlich auf das Zusammenspiel von Individuum und Umwelt. Vielmehr stehen 
hier die persönlichen bio-medizinisch geprägten Ausgangsbedingungen des Ein- 
zelnen im Vordergrund. Dies steht im Gegensatz zu den Forderungen und recht- 
lichen Verpflichtungen, die durch die Konvention über die Rechte von Menschen 
mit Behinderung an die politischen Instanzen formuliert wurden. Wie bereits mit 
der Salamanca-Erklärung angedeutet, wurde ihr Leitgedanke hinsichtlich der Teil- 
habe am gesellschaftlichen Lebens sowie eines inklusiven Bildungssystems mit 
der UN-Behindertenrechtskonvention nun zu einem weltweiten rechtlich verbind- 
lichen Konsens zusammengefasst mit der Aufgabe den „grundlegenden Paradig- 
menwechsel hin zu einer Gesellschaft (...), die alle in ihrer Verschiedenartigkeit 
schätzt und willkommen heißt“ (UNESCO 1994). zu erzielen. Auch im Bildungs- 
bereich besteht eine Ambivalenz zu den von der Bundesrepublik Deutschland rati- 
fizierten Konventionen und Erklärungen. Noch heute gibt es in der BRD ein vier- 
gliedriges Schulsystem in welchem die Sonderschule verorte ist. Allerdings wird 
nicht mehr in die oben genannten separaten Schulformen im Sonderschulwesen 
unterschieden, sondern es wird von sonderpädagogischen Förderschwerpunkten 
gesprochen. Diese wurden nach einem Beschluss der Kultusministerkonferenz 
vom 06.05.1994 in folgende Schwerpunkte untergliedert: 


° Lernen 
° Sehen 
°e Hören 


« Emotionale und soziale Entwicklung 

« Geistige Entwicklung 

« Körperliche und motorische Entwicklung 

« Sprache 

« Förderschwerpunkt übergreifend bzw. ohne Zuordnung 

° Kranke (Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in 
der Bundesrepublik Deutschland 2014: XII; Mürner u. Sierck 2013: 82). 
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Diese Aufteilung basiert auf dem heutigen Selbstverständnis des Sonderschulwe- 
sens. In diesem Kontext formulierte die Kultusministerkonferenz in ihrer Statistik 
vom Februar 2014: 


Eine zentrale Aufgabe sonderpädagogischer Förderung besteht darin, behinderungs- 
spezifische Förderschwerpunkte aus einem oder aus mehreren Entwicklungsberei- 
chen mit erzieherischen und unterrichtlichen Aufgaben zu verknüpfen (Ibidem). 


Diese Differenzierung steht konträr zu dem Verständnis der UN-Behinderten- 
rechtskonvention sowie der Salamanca-Erklärung und folgt nicht dem inklusiven 
Leitbild, welches mit ihrer Ratifikation auf nationaler Ebene sozialpolitisch ver- 
einbart wurde. Nach Halbauer müssen daher in 


(...) einem inklusiven Schulsystem (...) sich die schulischen Rahmenbedingungen 
den Bedürfnissen der Schülerinnen und Schüler anpassen und nicht umgekehrt. 
Konsequent umgesetzt, würde dies das gegliederte Schulsystem in Frage stellen 
(2010: 12). 


10 Fazit 


Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass die moderne Gesellschaft eine Am- 
bivalenz in Bezug auf ihr Behinderungsverständnis aufweist. Auf der einen Seite 
wird mittlerweile auf der nationalen Ebene anerkannt, dass Beeinträchtigungen 
aufgrund von sozialen Strukturen eines Systems entstehen. Dieser Auffassung 
wurde durch die Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention zugestimmt. 
Auf der anderen Seite wird dieses Verständnis nicht in alle Definitionsbereiche 
übertragen, wie anhand der hier vorgestellten Definition des neunten Sozialgesetz- 
buchs (SGB IX) aufgezeigt werden konnte. Demnach wird ein Mensch als „behin- 
dert“ klassifiziert, wenn dieser aufgrund biologischer Voraussetzungen von dem 
Lebensalter typischen Zustand abweicht oder dessen Teilhabe am gesellschaftli- 
chen Leben beeinträchtigt ist. Daran wird deutlich, dass die alten Denkstrukturen, 
welche sich im Laufe der Phylogenese entwickelt haben, nach wie vor in unserer 
Gesellschaft vorzufinden bzw. verankert sind. Gleichzeitig wird hiermit sowie an 
den oben aufgeführten Schulformen mit ihren spezifischen Förderschwerpunkten 
deutlich, dass die Zuschreibung von Behinderung weiterhin an den körperlichen 
Gegebenheiten und persönlichen Merkmalen einer Person festgemacht wird. Hier- 
durch wird eine Person, anhand der bestehenden Denkkategorie von Behinderung 
in Zusammenhang mit einer Normvorstellung von körperlicher Unversehrtheit 
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bzw. Gesundheit stigmatisiert als auch klassifiziert. Diese Zuschreibungen sind 
jedoch nicht von betroffenen Personen selbst entwickelt oder etabliert worden. Im 
Gegensatz, sie resultieren aus den gesellschaftlichen (Sozial-) Strukturen, welche 
nach wie vor Leistung gemäß des Kosten-Nutzen-Faktors bzw. der Produktivi- 
tät einer Person hinsichtlich gesamtgesellschaftlicher Ertragswirtschaft und ge- 
mäß einem utilitaristischen Ethik-Konzept misst. Das bedeutet für Betroffene, um 
Integrationsleistungen bewilligt zu bekommen oder im Sinne der UN-Behinder- 
tenrechtskonvention am gesellschaftlichen Leben uneingeschränkt teilnehmen zu 
können, müssen sie auf die sprachlichen, defizitorientierten Standardisierungen 
zurückgreifen. Ungeachtet der Tatsache, dass damit ihr eigenes Verständnis von 
Behinderung nicht zum Tragen kommt bzw. dem Selbstbild keine Relevanz bei- 
gemessen wird. Aus einer sozialwissenschaftlichen Perspektive sollte daher der 
Fokus von pädagogischen Bemühungen u.a. darauf liegen, selbstbestimmtes Han- 
deln in allen Lebensbereichen zu unterstützen, zu fördern sowie zu gewähren, so 
dass ein Mitwirken aller Menschen an gesellschaftlichen Prozessen ermöglicht 
werden kann. Gleichzeitig muss der Fokus des gesellschaftspolitischen Handelns 
auf der Entwicklung eines inklusiven (Bildungs-) Systems, im Sinne des darge- 
stellten Paradigmenwechsels, liegen. Zudem ist es erforderlich, die ambivalente 
Auslegung von Teilhabe als auch die skizzierte Ambivalenz zwischen nationa- 
ler Gesetzgebung und internationalen Abkommen sowie sozialwissenschaftlichen 
Theorien zu überwinden. Ziel sollte sein, diese zu einem einheitlichen Konsens 
mit klaren Richtlinien zusammenzufassen. Ferner ist festzuhalten, dass Teilhabe 
als auch Bildung zentrale Rollen bei der Überwindung von strukturell bedingten 
Barrieren spielen. Sie stellen die obersten Prämissen dar, wenn es darum geht, 
inklusive Strukturen auf allen Ebenen und Bereichen des gesellschaftlichen Le- 
bens zu ermöglichen. Weiterhin wird aus dieser allgemeingültig humanrechtlich 
geprägten, pädagogischen Betrachtungsweise heraus das Ziel formuliert, selbst- 
bestimmtes Handeln für alle gleichermaßen zu ermöglichen. Dies ist eine Grund- 
voraussetzung, um Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu gewährleisten. Al- 
lerdings kann Selbstbestimmung nie losgelöst von Fremdbestimmung betrachtet 
werden, weil alle gesellschaftlichen Ebenen in einem rechtlich-demokratischen 
System eingebettet sind. Somit stehen sozialrechtliche Ansprüche bzw. Leistungen 
in Abhängigkeit zu den gesetzlichen Bestimmungen, welche sich an normativen 
Vorstellungen messen. Dies wiederum formuliert eine weitere Ambivalenz und 
skizziert somit weitere Handlungsfelder, welche an dieser Stelle nicht näher dis- 
kutiert bzw. definiert werden können. Abschließend bleibt die zu Eingangs formu- 
lierte Fragestellung hinsichtlich einer Neubewertung der Denkkategorie ‚Normal‘ 
an dieser Stelle noch empirisch unbeantwortet. Jedoch wird an dieser Stelle betont, 
dass meinem Erachten nach der Begriff der Norm keine statische einheitliche Be- 
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gebenheit darstellt, sondern vor dem Hintergrund der menschlichen Vielfalt be- 
trachtet und daher neu gedacht werden muss. In der Folge lässt sich diesbezüglich 
festhalten, dass der bisherige Normbegriff auf einer fiktiven Norm beruht, da es 
nie die eine richtige Norm gab bzw. geben konnte. Vielmehr basiert unser heutiges 
Normverständnis auf dem Kosten-Nutzen-Kalkül, dessen Ursprung in der Sozia- 
len Frage begründet liegt. Das bedeutet, die moderne Normvorstellung unserer 
Gesellschaft folgt weiterhin dem industriell geprägten kapitalistischen Denkmo- 
dell und bleibt dem Etikettierungs-Ressourcen-Dilemma verhaftet. Obwohl mit 
der Ratifizierung der Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung 
dem ‚bio-psycho-social model‘ von Behinderung beigepflichtet wurde, bleibt die- 
se defizitäre Normvorstellung, dessen ungeachtet, in der deutschen Gesetzgebung 
verankert. Um diesem entgegen zu wirken, bedarf es der Aufhebung des bisherigen 
Verständnisses von ‚Normal‘, so dass die allgemeingültigen Menschenrechte, ohne 
Maßstab und unabhängig von Durchschnittsqualitäten, ihre Rechtsgültigkeit für 
alle Menschen erhalten. Ziel dabei sollte auch die Aufhebung des Etikettierungs- 
Ressourcen-Dilemmas sein. Ferner impliziert diese Betrachtungsweise für mich, 
dass Menschenrechte keine Privilegien darstellen, welche nur bestimmten Perso- 
nen zugesprochen werden dürfen, sondern für alle Menschen gleichermaßen gel- 
ten. Diese Diskussion ließe ich auf alle marginalisierten sozialen Randgruppen’ 
einer Gesellschaft übertragen. 
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Methodische Strategien für die Arbeit 
mit bilingualen Kindern 

im Vorschulalter, insbesondere 

aus Roma Familien in Bulgarien 


Unter besonderer Berücksichtigung ihrer Rechte und 
ihres ethnischen Selbstverständnisses 


Margarita Terzieva 


1 Einleitung: Viele Sprachen und Ethnien in Bulgarien 


Auch zu Beginn des 21. Jahrhunderts gibt es in Bulgarien immer noch verschie- 
dene ethnische Gruppen, die sowohl die bulgarische Amtssprache als auch ihre 
Muttersprache (Türkisch, Roma, Armenisch, Ivrit u.a.) sprechen. 

Das Unterrichten ethnischer Gemeinschaften in der Muttersprache hat daher 
seine Geschichte: In Bulgarien werden seit der Befreiung im Jahr 1878 (Russisch- 
Osmanischer-Krieg) bis zu den 40er Jahren des vergangenen Jahrhunderts griechi- 
sche (von 1884 bis 1906), jüdische (ab 1888), armenische (ab 1894), russische (ab 
1918), türkische (einer im Jahr 1927-1928 und 1938-1939), rumänische (von 1921 
bis 1940 - ein Kindergarten) und tschechische (von 1928 bis 1940 - ein Kinder- 
garten) Kindergärten betrieben. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden durch den Beschluss des Ministerrates 
Nr. 937 vom 10.08.1951 spezielle Kindergärten für Kinder ethnisch türkischer 
Herkunft gegründet. Im Schuljahr 195455 gab es mehr als 136 dieser Kinder- 
gärten. Ihre Erzieher*innen stammen aus der gleichen ethnischen Gruppe und 
unterrichten die Kinder in ihrer Muttersprache. Im Jahr 1954 wurde in Sofia auch 
ein Kindergarten für Roma-Kinder eröffnet. Diesem Beispiel folgten auch andere 
Orte: Botewgrad, Sliwen u.a. Später wurde diese Bildungspolitik korrigiert, da 
Spezialist”innen der Meinung waren, dass die Kinder aus ethnischen Gruppen 
leichter die Amtssprache des Landes erlernen, wenn sie mit Gleichaltrigen kom- 
munizieren, die die bulgarische Sprache als Muttersprache sprechen (Terzieva 
2012: 403f.). 
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2 Methode des Erlernens einer gemeinsamen Landes- 
sprache 


Im bulgarischen Kindergarten findet zu Beginn des neuen Jahrhunderts kein zwei- 
sprachiger Unterricht mehr statt. Die Kinder eignen sich die bulgarische Sprache 
durch die sogenannte „direkte Methode“ an, d.h. alles wird den Mädchen und 
Jungen in bulgarischer Sprache erklärt. Die Amtssprache wird ein gemeinsamer 
Bezugspunkt für alle Kinder und damit auch eine Voraussetzung für das Wahr- 
nehmen der Bildungsangebote. Die nach Ethnien getrennten Kindergärten verlie- 
ren ihre Bedeutung. Eine gemeinsame Sprache soll die Sicherung des Zugangs zu 
Bildungschancen für alle Kinder gewährleisten. In diesem Sinne wird der Erwerb 
des Bulgarischen von Beginn der frühen außerfamiliären Bildung an unterstützt. 
Die Alphabetisierung aller Kinder steht dabei im Mittelpunkt. 
Die „direkte Methode“, wird folgendermaßen eingesetzt: 


1. In Kommunikationssituationen: Bei der sprachlich-kommunikativen Herange- 
hensweise an Sprache bildet der Satzbau die Arbeitsgrundlage für die Beherr- 
schung der Schriftsprache, da der Satz die Grundeinheit der Kommunikation 
als Text ist. In Kommunikationssituationen wird die Grundlage des Verständ- 
nisses für Satzkonstruktionen vermittelt. 

2. Modellieren und Minimalisieren der Sprache: Damit Kinder schnell und leicht 
die Systematik der bulgarischen Schriftsprache und ihre Gesetzmäßigkeiten 
begreifen können, müssen sie in einer modellierten und minimalisierten Spra- 
che unterrichtet werden. Sie müssen in Bezug auf jedes Thema und jede Situ- 
ation ein Minimum der unter gegebenen Bedingungen am häufigsten verwen- 
deten Begriffe erlernen. Von diesen Begriffen aus bilden sich ein Wissen und 
Möglichkeiten, anhand dessen bzw. derer sich die Kinder kognitiv und sprach- 
lich entwickeln und eine Allgemeinbildung erwerben können. 

3. Spracherwerb als komplexes Ganzes: Die Lernsituationen sind in den Alltag in- 
tegriert und umfassen das ganze Lebens- und Erlebnisspektrum von Mädchen 
und Jungen unter den gegebenen Organisationsstrukturen. 

4. Spracherwerb in Übereinstimmung mit der kognitiven und praktischen Tätig- 
keit der Kinder. 

5. Aufbau von alltäglicher Handlungssicherheit, so dass die Kinder soziale Rollen 
bei der Kommunikation kennenlernen, verstehen und einüben. 

6. Schaffung von emotionalem und sprachlichem Wohlgefühl für jede Sprache. 

7. Schrittweiser Aufbau von Fertigkeiten für die Kommunikation in der bulgari- 
schen Schriftsprache. 
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8. Die Familie wird darin eingebunden, die pädagogischen Fachkräfte, die den 
Erwerb der bulgarischen Sprache mit den Kindern erarbeiten, aktiv zu unter- 
stützen (Vladimirova et al.1989, Kücukov 2008). 





3 Pädagogische und gesellschaftspolitische 
Überlegungen 


Der wichtigste Schritt für den Anschluss der Kinder verschiedener ethnischer 
Gruppen an das Bildungssystem, wird in Bulgarien darin gesehen, dass sie ohne 
Verzögerung die Sprachkompetenz ihrer bulgarisch sprechenden Altersgenossen 
erreichen. Die Beherrschung der offiziellen Landessprache gilt, vermittelt über das 
gemeinsame Aufwachsen aller Kinder, als eine Grundbedingung dafür, Bildungs- 
chancen nutzen zu können. 

Die bilingualen Kinder werden zunächst in einzelne Kleingruppen eingeteilt. 
Ihr Sprachunterricht in Bulgarisch wird in gemischten ethnischen Gruppen durch- 
geführt. Die Mädchen und Jungen kommunizieren vermittelt über die bulgarische 
Sprache. In den Fällen, in denen die Gruppe nur aus bilingualen Kindern besteht, 
setzt die Fachkraft ihre pädagogischen Fertigkeiten ein, um die Kinder dazu zu 
motivieren, in der bulgarischen Sprache zu sprechen. Dies geschieht unter Anwen- 
dung verschiedener Methoden, Formen und Verfahren für den Sprachunterricht. 
Insbesondere Spiele, die Schaffung von imaginären Situationen, Dramatisierung, 
das Erarbeiten von Geschichten usw. liefern Bezugspunkte um Sprache zu ergrei- 
fen und zu begreifen. 

Auf die größten Schwierigkeiten bei der Integration der Kinder im Vorschul- 
alter treffen die Fachkräfte bei den Roma. Einerseits isolieren sich die Roma ge- 
sellschaftlich. Sie nehmen keine Vertreter*innen anderer ethnischer Gruppen in 
ihrem Familien- und Verwandtenkreis auf. Andererseits stellen ihre Gewohnhei- 
ten, ihr Lebensstil und ihre kulturellen Bedürfnisse einen scharfen Kontrast zu 
ihrer Umgebung dar. Dieser Kontrast kann zu Konflikten mit anderen ethnischen 
Gruppen und der Mehrheitsgesellschaft führen, wenn eine konstruktive Vermitt- 
lung der Differenz und der kulturellen Besonderheiten nicht gelingt und mehr 
noch, ein struktureller Ausschluss der Roma in dem gesellschaftlichen Gefüge 
inhärent ist. 

Die Mädchen und Jungen, die in dieser eigenen kulturellen Welt der Roma auf- 
wachsen, erhalten — aus Sicht der Fachkräfte — bei ihrem Eintritt in den Kinder- 
garten nicht immer die Unterstützung von Seiten der Familie, die wichtig wäre, 
um den Kontrast, dem sie in diesem Moment selbst ausgesetzt sind, konstruktiv 
bearbeiten zu können. In der Familie wird mit den Kindern nicht in der bulgari- 
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schen Sprache gesprochen und wenn, dann müssen sich die Familienmitglieder 
auf den spärlichen, sprachlichen Vorrat verlassen, den sie während ihres eigenen, 
meist sehr kurzen Aufenthalts in den Bildungseinrichtungen erworben haben. Die 
sprachliche und kulturelle Isolierung stellt, vom Blickwinkel des staatlichen Bil- 
dungssystems aus betrachtet, eine schwierige Situation für die Kinder der Roma 
dar. Diese Situation zu bearbeiten und die Kinderrechte dabei als Maßstab heran- 
zuziehen, zeichnet das bilinguale Bildungskonzept für Kindergärten in Bulgarien 
aus. 

In den übrigen Schulstufen führte die Nichtbeherrschung der bulgarischen 
Sprache vor Jahren noch zur Unterbringung der Kinder in einer Sonderschule, 
obwohl sie intellektuell nicht beeinträchtigt waren. Diese Situation, die die Eltern 
noch erlebten, lässt die strukturelle Barriere begreifbar werden, die Roma-Kinder 
bearbeiten müssen. Im Unterschied dazu gab es im Kindergarten niemals solche 
Strukturen der Segregation. Die Rechte der Roma-Kinder wurden, in diesem Sin- 
ne, in der Vorschule nicht verletzt. Dennoch ist der Bezug zur UN-Kinderrechts- 
konvention im gesamten Bildungssystem immer wieder neu zu denken. 





4 Die Bedeutung der Kinderrechte 


Alle Kinder haben diese Rechte, egal wer sie sind, wo sie leben, woher sie kommen, wel- 
che Hautfarbe sie haben, was ihre Eltern machen, welche Sprache sie sprechen, welche 

Religion sie haben, ob sie Junge oder Mädchen sind, in welcher Kultur sie leben, ob sie 

eine Behinderung haben, ob sie reich oder arm sind. Keinem Kind darf irgendeines der 

beschlossenen Rechte genommen werden. 


Um die Rechte der Kinder, wie sie in der UN-Kinderrechtskonvention® erarbei- 
tet wurden als Bezugspunkt der Strukturierung der frühen Bildung aufzugreifen, 
werden die Formate der Bildung in der offiziellen Amtssprache Bulgarisch an die 
Kinder gerichtet. Die Angebote richten sich jedoch auf die Vielfalt der Ethnien 
und ihre Bezugspunkte der kulturellen und religiösen Identität. 

In der adaptierten Fassung der UN-Kinderrechtskonvention für Kinder ist in 
diesem Kontext der Artikel 29 sehr wichtig. In Bezug zu diesen Rechten der Kin- 
der werden nachfolgend drei Ebenen der Frühpädagogischen Konzeption einer 
multiethnischen Bildung dargestellt. 





6 Alle Artikel der UN-Kinderechtskonvention, auf die sich die Autorin bezieht, sind in 
einfacher Sprache formuliert. 
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Die Bildung soll allen Kindern helfen, alle ihre Talente und Fähigkeiten zu entwickeln. 
Sie soll die Mädchen und Jungen darauf vorbereiten, in Frieden zu leben, die Umwelt zu 
schützen und andere Menschen und ihre Rechte zu respektieren, auch wenn sie anderen 
Kulturen oder Religionen angehören. 


4.1 Ebene der Ausbildung der Fachkräfte 


Für die Kinder müssen Personen sorgen, die deren Religion, Kultur und Sprache 
achten. 


An den pädagogischen Fakultäten der bulgarischen Universitäten werden erfolg- 
reich Fachkräfte ausgebildet, unter denen Vertreter*innen verschiedener ethni- 
scher Gruppen sind, darunter auch Roma. Es wird ihnen allen ermöglicht, dass 
sie bei der Arbeit mit den Kindern aus der ethnischen Gruppe, zu der sie selbst 
gehören, die staatlichen Qualifikationsstandards erreichen. 

Bei der Erarbeitung von Zugängen zur Beherrschung der bulgarischen offiziel- 
len Landessprache konzentrieren sich die Erzieher*innen bei Massenbilingualis- 
mus auf folgende, insbesondere linguistische Aufgaben: 


«e Zusammenhängende Rede: Der Prozess des Spracherwerbs basiert auf dem 
Dialog im Rahmen der Kommunikation; eine Rolle spielen nicht nur Wörter 
und Wortverbindungen, sondern auch Mimik und Gestik; bei der Nacherzäh- 
lung werden Märchen aus den ethnischen Gruppen oder Geschichten aus ihrem 
Leben verwendet. 

° Semantischer Aspekt der Sprache: Aneignung der Wörter aus bestimmten 
Themenkreisen und Verständnis von deren Bedeutung; Einbezug der erlernten 
Wörter in Phrasen in neuem Kontext; Einführung der Bezeichnung eines Be- 
griffs z.B. aus der Sprache der Roma; Erklärung und Angabe seiner bulgari- 
schen Entsprechung. 

° Grammatikalisch korrekte Sprache: Hier spielt die jeweilige ethnische Gruppe 
eine entscheidende Rolle; das Lernen erfolgt über Analogien, die in den meis- 
ten Fällen die Frucht der pädagogischen Intuition und nicht die eines einheit- 
lichen methodischen Systems ist. 

« Lautkultur: Beherrschung der Intonation durch Muster, Übungen, Echospiele; 
korrekte Artikulation; Kombination von Lauten in Silben und Wörtern. 

« Vorbereitung der Alphabetisierung: Im Spielprozess wird die sprachliche Rea- 
lität erkannt; bilinguale Kinder werden darin gefördert, dass sie in Bezug zur 
bulgarischen Sprache, den Laut in der Anfangs- und Endposition im Wort so- 
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wie die Anzahl der Laute im Wort finden und dass sie stimmhafte und stimm- 
lose Laute unterscheiden können. 


Aufgrund dieser grundlegenden methodischen Aufgabe an die Kinder wird der 
Vergleich zwischen der bulgarischen Sprache und Romani vermieden, weil diese 
Grundstrukturen nicht voneinander ableitbar sind. 

Bei der Anwendung der diagnostischen Verfahren zur Feststellung des Niveaus 
der Aneignung der sprachlichen und literarischen Kenntnisse müssen die Fach- 
kräfte die Ergebnisse der Kinder aus den ethnischen Gruppen mit einer sich vom 
Bulgarischen unterscheidenden Muttersprache nach einer eigenen Richtlinie be- 
werten. Ihr durchschnittliches Niveau beträgt 55 bis 75% der Sprachfertigkeiten 
der ethnischen Gruppen der Bulgar*innen. Das Niveau ist sowohl von den indi- 
viduellen Fähigkeiten der Mädchen und Jungen wie auch vom Bilingualismus 
in der konkreten Herkunftsgruppe der Kinder abhängig. Insofern wird zwischen 
Gruppen-, Massen- und individuellem Bilingualismus unterschieden. Wesentlich 
ist jedoch nicht der Status der sprachlichen Fähigkeiten und die Zugehörigkeit zu 
einer ethischen Gruppe und auch nicht die Identifizierung der Besonderheiten der 
Gruppen, sondern die Zusammenarbeit zwischen Kindergarten und Familie. 


4.2 Ebene der Zusammenarbeit mit den Muttersprachlichen 
Fachkräften und der Familie 


Alle Kinder haben das Recht alles zu erfahren, was sie für ein gutes Leben wissen müs- 
sen, aus dem Radio, der Zeitung, aus Büchern, dem Computer und anderen Quellen. 
Erwachsene sollen dafür sorgen, dass die Informationen, die die Kinder erhalten, Ihnen 
nicht schaden. Die Erwachsenen sollen den Kindern helfen, die Informationen, die sie 
brauchen zu finden und zu verstehen. 


Um bessere Ergebnisse in der Bildungsrichtung „Bulgarische Sprache und Lite- 
ratur“ zu erzielen, um auf diese Weise die Kinder mit der Welt der gesprochenen 
Sprache und der Schriftsprache zu verbinden, müssen sich die Fachkräfte in einem 
Netzwerk einrichten: 


e Mit den Erziehungshelfer*innen der Gruppe: Wünschenswert ist ein/e Vertre- 
ter*in in der überwiegenden ethnischen Gruppe, die/der aber korrektes Bulga- 
risch spricht; 

e Mit die Eltern und älteren Geschwistern in der Familie: Das Sprache-Lernen 
ist ein zweiseitiger Prozess, insofern ist die Bereitschaft der Eltern zur pädago- 
gischen Zusammenarbeit und ihr Interesse an den Lernerfolgen der Kinder von 


Methodische Strategien für die Arbeit mit bilingualen Kindern... 87 








großer Bedeutung; sollte es ältere Schüler*innen in der Familie geben, übt das 
Kind mit diesen auf Bulgarisch zu sprechen, wobei es auf diese Weise womög- 
lich seine Altersgenossen der bulgarischen ethnischen Gruppe einholt; 

e Mit Fort- und Weiterbildungsarrangements: Die aktuelle methodische Litera- 
tur, sowie die Teilnahme an komplexen Qualifikationskursen stabilisieren und 
unterstützen die Fertigkeiten und Kompetenzen der Fachkräfte bei der pädago- 
gischen Arbeit (Terzieva 2012: 404f.), z.B. die Storytelling-Methode als Unter- 
stützung der Fachkräfte. 


4.3 Ebene der kulturellen Wertschätzung 


Die Kinder haben das Recht, die Sprache und die Bräuche ihrer Familie frei anzuwen- 
den. 


Die Unterstützung des Interesses an der Muttersprache erfolgt über das Arbeiten 
mit dem Ritual- und Feiertagssystem und über die Einführung von Texten aus der 
Tradition der Roma in strukturierten und freien Lernsituationen. 

Die Wertschätzung der für die ethnischen Gruppen gemeinsamen Feiertage 
sowie die Erzählungen über die Spezifik des Inszenierens der Bräuche, führen 
zu einer spontanen Verwendung von Wörtern und Ausdrücken, die für das Feier- 
tagszeremoniell charakteristisch sind. Auf diese Weise verwenden und festigen die 
Kinder die Begriffe, wie auch das wertschätzende Miteinander und die Teilnahme 
an den kulturellen Riten anderer ethnischer Gemeinschaften. Die Vertreter*innen 
der anderen ethnischen Gruppen erweitern ihren geistigen Horizont. Sie lernen 
durch das Eingebunden-Sein in die Inszenierung, Gebräuche, Sitten und Traditio- 
nen anderer Gemeinschaften kennen und schätzen. 

Über das operationelle Programm „Entwicklung menschlicher Potentiale“, 
das Projekt BGO5IPO001.4.1.03 „Integration von Kindern und Schülerinnen und 
Schülern ethnischer Minderheiten in das Bildungssystem“ erarbeitete eine Gruppe 
von Universitätsdozenten (M. Terzieva, E. Kapinova und Hr. Külukov) ein spe- 
zielles Lehrbuch für Lehrer*innen und Erzieher*innen mit dem Titel Das Bild der 
Roma in der bulgarischen Literatur (2011). An Mittelschul- und Gymnasialleh- 
rer*innen waren die Abschnitte „Roma-Figuren in der bulgarischen klassischen 
Literatur“, „Werke bulgarischer Autoren mit Roma-Thematik“, „Roma-Autoren 
in der bulgarischen Literatur“, „Bulgarische Übersetzungsrezeptur weltbekannter 
literarischer Werke mit Roma-Figuren“ gerichtet. An Erzieher*innen und Grund- 
schullehrer*innen waren die Abschnitte „Roma-Figuren in der bulgarischen Kin- 
der- und Jugendliteratur“ und „Methodische Entwicklungen“ adressiert. 
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Im zuerst genannten Abschnitt werden Auszüge von bekannten Werken für 
Kinder angeführt, unter anderem ein Auszug aus dem ersten bulgarischen Kinder- 
und Jugendroman Zlatno Sfce (dt.: Goldenes Herz) von Kalina Malina. Darin ist 
mit besonderer Wärme die Figur der Zigeunerin AjSe beschrieben, die zu einer 
Mutter eines bulgarischen Waisenkindes wird. 

Im zweiten Abschnitt wird eine didaktisch geplante Situation für eine Vorbe- 
reitungsklasse angeführt. In der Vorbereitungsklasse werden Kinder ethnischer 
Gruppen unterrichtet, um den erforderlichen Wortschatz zu erlangen, der für den 
Übertritt in die erste Grundschulklasse wichtig sein wird. Sie lernen das Roma- 
Volksmärchen „Der heilige Georg, der Retter“ im folgenden Algorithmus kennen: 

Ziel der Methode: ästhetische Wahrnehmung des überlieferten Werks 

Pädagogische Aufgaben: Vermittlung eines Gefühls für ethnische Toleranz, 
Kennenlernen der Feiertage und Bräuche vieler ethnischer Gruppen 


Ablauf: 

1. Die Kinder hören ein Lied über den Heiligen Georg: „Ederlezi“ von G. Brego- 
vie. 

2. Erarbeiten folgender Informationen: 

e Welchem Feiertag ist dieses Lied gewidmet? 

e Was wisst ihr über diesen Heiligen? 

« Wessen Schutzpatron ist er? 

Antwort: 

„Der der Hirten; am 6. Mai feiern ihn auch die Soldaten, da dies der Tag 

der Tapferkeit der Soldaten ist. Der Georgstag wird von allen Bewohner*in- 

nen des Landes geehrt, unabhängig davon, ob es sich um Bulgaren, Türken, 

Roma, Juden oder Armenier handelt. Neben den Bulgaren ehren ihn auch 

die Roma sehr. Warum, werdet ihr heute aus dem Roma-Volksmärchen „Der 

heilige Georg, der Retter“ verstehen.“ 
Ausdrucksvolles Vorlesen des Textes durch die pädagogische Fachkraft. 
4. Dialog über den Text: 

« Habt ihr verstanden, wo und wann das in dem Märchen Beschriebene pas- 
siert ist? 

«e Wieändern die Roma das Leben der Leute im Land? 

« Was brauchst du, um glücklich zu sein, dass deine Seele nicht von Angst 
ergriffen ist, dass du dich freust, dass du lachst, dass du Freude um dich 
herum spürst? 

« Warum freut sich der Zar nicht über die Veränderung bei seinen Untertanen? 
Er möchte nicht, dass sie glücklich sind, möchte, dass sie leiden, um leichter 
über sie herrschen zu können. 


> 
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« Welchen schlauen Plan denkt er sich aus, um die Menschen erneut unglück- 
lich und hilflos zu machen? (Ausführliche Nacherzählung) Lasst ihr sein 
Verhalten zu? 

« Erzählt mit eigenen Worten, wie die Roma zum Herrn beten, damit er ihnen 
hilft? 

« Was lernen wir aus ihren Gebeten? (Erklärung der Wörter „Verzinner“ und 
„Backpfannen“ mit Hilfe von didaktischem Malmaterial). 

5. Deutung der Spezialausdrücke: 

„Wer wird die Backpfannen leuchten lassen, damit das Brot heilig ist?!“ Ant- 

wort: Die Gefäße werden poliert, das dort hineingelegte Brot glänzt auch, so- 

wie vom göttlichen Licht erleuchtet! 

„Und wer wird die Herzen der Menschen öffnen, damit du, Herr, in sie hinein- 

gehst?! Antwort: Es ist die Musik, die unsere Herzen mit eigenen Melodien 

öffnet, und die Roma sind unübertroffene Musiker! 
6. Vertiefen des Inhalts und der ethnischen Dimension: 

« Habt ihr verstanden, warum die Roma den Heiligen Georg verehren und ihn 
immer an diesem Tag feiern? 

° Wie feiern die Bulgaren? (Kurze Erzählung eines bulgarischen Kindes.) 
Erläuterung: 

„Bei den Roma wird am Georgstag auch das Haus mit Grün geschmückt, 
Schaukeln werden angebunden, die Menschen versammeln sich an einer Ta- 
fel mit gebratenem Lamm. Es gibt jedoch auch Unterschiede. Bei den Roma 
und Türken werden auch die Gesundheit und das Glück der Neugeborenen 
gefeiert. In der Nacht werden den Eltern ihre Kinder „gestohlen“, d.h. von 
nahestehenden Personen mitgenommen. Anschließend werden die Kinder 
mit Lamm zurückgekauft, und die gesamte Familie sitzt am Tisch. Musik 
und Tänze sind Teil des Festes. Die Kinder tragen Weidenzweige, damit sie 
lebhaft wie diese und gesund wie der Baumstamm sind.“ 

7. Inszenierung: 

„Zeigen wir, dass wir diesen Feiertag wertschätzen und wir ihn alle zusammen, 

Bulgaren, Türken und Roma, ehren!“ 

Die Kinder werden in Gruppen eingeteilt. Eine Gruppe räumt das Haus (die 

Puppenecke) auf und bereitet das Festmahl vor, sie backt spielerisch Brot und 

Lamm. Die zweite Gruppe schmückt die Eingangstür. Die Kinder binden Wei- 

denzweige zu einem Kranz zusammen und hängen sie an die Tür des Spiel- 

zimmers. 
8. Im Spielzimmer werden festliche Melodien gehört (vgl. Terzieva, Kapinova u. 

Kücukov 2011). 
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5 Zusammenfassung: 
Die Rechte von bilingualen Kindern 
in einem multiethnischen Kontext 


Mit der Darstellung der Bedeutung einer bilingualen und multiethnischen Päda- 
gogik in den Bulgarischen Kindertagesstätten, wurde der Zugang aufgezeigt, den 
allen Kindern der verschiedenen Bevölkerungsgruppen in Bulgarien zu einer ge- 
meinsamen Bildung geöffnet wird. Bildung, Entwicklung und Wohlgefühl sowohl 
in Bezug zur eigenen Sprache und Kultur, wie auch zur Sprache und Kultur der 
anderen Ethnien, stellen Bezugspunkte für das Aufwachsen dar, die als Rechte 
von bilingualen Kindern in Kindertageseinrichtungen formuliert werden können. 


Alle Kinder haben das Recht auf Leben. 
Alle Kinder haben das Recht auf persönliche Entfaltung. 


Alle Kinder haben das Recht, die Sprache und Bräuche ihrer Familien frei anzuwenden 
und sich zu ihrer Religion zu bekennen. 


Alle Kinder können sich einem breiten Kreis an kulturellen und kreativen Tätigkeiten 
anschließen. 


Angeleitete und nicht geplante Situationen lehren Toleranz und Achtung sowie die 
Anerkennung der Rechte von Kindern aus allen ethnischen Gruppen. Dieser An- 
satz findet eine breite Anwendung bei der Vermittlung der bulgarischen Sprache 
und von Literacy im Vorschulalter. 

Die Beziehungen zwischen den verschiedenen ethnischen Gruppen in der bul- 
garischen Gesellschaft sind historisch und aktuell von großer Bedeutung. Aus- 
schluss und Segregation sind zu bearbeiten und als Barrieren des Zugangs zu 
Bildungschancen von Kindern, insbesondere minoritärer, ethnischer Gruppen, zu 
erkennen. Strukturelle Hindernisse, insbesondere in der Bildung und Erziehung 
in der Kindheit, die von Generation zu Generation reproduziert werden, sind zu 
überwinden. 

Beim Füreinander- und Miteinanderleben sind alle ethnischen Gruppen, insbe- 
sondere im Kontext der Bildung der Mädchen und Jungen, miteinander verbunden. 
Trotz unterschiedlicher Lebensweisen, traditioneller Sitten und Gebräuchen wie 
auch sprachlicher Einbindung in Gruppen, sind die Menschen doch immer auch 
über die allgemein anerkannten Regeln verbunden und teilen die gleichen sozialen 
Werte. Darüber hinaus besteht die Herausforderung, vereint, trotz kultureller und 
strukturell determinierter Unterschiede zu bleiben, ohne der eigenen Identität den 
Rücken zukehren zu müssen. 
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Die Bedeutung der Globalisierung wie auch die Formen von Mobilität, mit der 
eine Erweiterung interkultureller Begegnungen einhergeht, kann gemeinsam im 
Europäischen Austausch erarbeitet werden. Um Bildung konstruktiv auf unter- 
schiedlichen Ebenen des Zusammenlebens im Kontext von Aufwachsen und Für- 
sorge von Mädchen und Jungen weiterzuentwickeln sowie alle Familien bei ihrer 
Erziehungsaufgabe zu unterstützen, sind Kooperationen in einem weiteren inter- 
nationalen Kontext zu erschließen. Eine ethnische, sprachliche, soziale und kultu- 
relle Vielfalt kann, insbesondere in der Bildung in der frühen Kindheit, wie hier 
gezeigt wurde, nicht als Realität übergangen werden. Sie muss auch nicht übergan- 
gen werden, um Gemeinschaft lebendig zu machen. Kreative Formen von Bildung 
zu erschließen, bedeutet die Zukunft der Kinder, nicht aus einer Vergangenheit zu 
konstruieren, sondern mit ihnen, im Wandel der gesellschaftlichen Dynamiken 
und in Bezug auf eine Rechtsposition von allen Kindern eine multiethnische Di- 
mension von Bildung zu erfinden. 
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Mifneh (Hebr. Wendepunkt) 


Ein multikulturelles Music Education Program 
in Galiläa 


Gesa Biffio 


1 Einleitung 


Der vorliegende Bericht basiert auf mehreren Besuchen bei Veranstaltungen des 
Mifneh-Programms, nachdem ich das Jezreel Valley Center for the Arts als Teil- 
nehmerin eines Kongresses 2008 kennenlernen konnte. Anhand von ausgewählten 
Hospitationen und Interviews mit 24 Personen, darunter Schüler*innen, Eltern, 
Lehrer*innen, Musiker*innen und Direktor*innen, in den Jahren 2013 bis 2015, 
wird der Versuch unternommen, Momente der Vielfalt und Komplexität, aber auch 
der Kreativität und Freude in der anspruchsvollen multikulturellen Music Educa- 
tion in Galiläa hervorzuheben. 

Im ersten Abschnitt wird die fünfzehnjährige Aufbauphase rund um das Mif- 
neh-Programm rekonstruiert. Ergänzend zu den Interviews stellten die Verant- 
wortlichen ihre Daten und Manuskripte zur Verfügung. Der zweite Abschnitt führt 
näher an einzelne Schüler*innen und Musiker*innen heran, deren Erzählungen 
mit Begriffen der Peace Education in Verbindung gebracht werden. 

Alle Interviews wurden auf Englisch geführt. Schüler*innen haben allein, in 
kleinen Gruppen oder mit ihren Eltern an Gesprächen teilgenommen, wobei sie 
Übersetzungshilfe bekamen, sofern dies nötig war. Grundschulkinder wurden 
nicht befragt. Sie sind repräsentiert in ausführlichen Beschreibungen der Päda- 
gog*innen und in den Eindrücken aus der musikalischen Arbeit. Es bleibt ein sub- 
jektiver Bericht von einem multikulturellen Music Education Program, von dem 
wir nur lernen können. 
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Da die englischen oder hebräischen Eigennamen der Institutionen beibehalten 
werden - in Israel ist es üblich, Bezeichnungen auf Hebräisch, Arabisch und Eng- 
lisch anzugeben - bieten sich zum besseren Verständnis Vergleiche mit deutschen 
Institutionen an. Das staatliche Jezreel Center for the Arts, mit den Abteilungen 
Musik (Music Center) und Tanz, entspräche demnach einer Kunst- und Musik- 
schule. In einem Music Center oder Conservatory werden, wie in deutschen Mu- 
sikschulen sowohl Amateurunterricht als auch Studienvorbereitungen angeboten. 
In einigen Music Center werden Prüfungen für das Bagrut, vergleichbar mit dem 
Abitur, in Musik abgenommen. Grundschulen in Israel gehen von der 1.-6. Klasse. 
Hebräische und arabische Schulen existieren nebeneinander. 








2 Die Entwicklungsphasen des multikulturellen Music 
Education Program 


Im Mai 2000 trafen sich die Musikerin Irith Rub und der Musiker Uri Ben David 
zu einem langen Gespräch im Anschluss an eine interkulturelle Musikveranstal- 
tung in Haifa. Sie dachten an eine Zusammenarbeit zwischen ihren Bildungsan- 
geboten in Tel Aviv und in Galiläa. 

Mit dem KeyNote Program des Israel Philharmonic Orchestra hatte Irit Rub 
gerade ein konzertpädagogisches Programm ins Leben gerufen, in welches sie die 
Aktivitäten des arabisch-jüdischen Shesh Besh Ensembles, bestehend aus Mitglie- 
dern des Orchesters und arabischen Solisten, als wesentlichen Bestandteil inter- 
kultureller Musikvermittlung integrierte. Uri Ben David war 1993 zum Direktor 
des Jezreel Valley Music Center berufen worden, an dem er seit 1989 als Kla- 
rinettenlehrer tätig war. Es verband sie der Wunsch, mit ihrem interkulturellen 
Ansatz in der Musikpädagogik einen Beitrag zur friedlichen Koexistenz in Israel 
zu leisten. 

Bereits im Juli 2000 organisierten sie eine Konferenz mit ca. 100 arabischen 
und jüdischen Musiker*innen und Musikpädagog*innen im Jezreel Valley Center 
for the Arts zur Gründung des Circle of Peace, von dem multikulturelle musika- 
lische Bildungsaktivitäten ausgehen sollten. Kurz darauf, im Spätsommer 2000, 
begann das erste multikulturelle Musikprojekt. 14 Grundschüler*innen der 3. und 
4. Klasse aus Manshiyat Zabda und Sarid erhielten Violinunterricht nach der Su- 
zukimethode. Beide Orte liegen in der Jesreelebene. Sarid ist ein jüdischer Kib- 
butz, während im Dorf Manshiyat Zabda viele Beduinen wohnen. Bemerkenswert 
ist, dass die Elroa-School in Manshiyat Zabda, die mehrere ethnische Gruppen 
vereint, zugleich inklusiv mit behinderten und nicht behinderten Kindern arbeitet. 
Der hebräische Projektname war Kshatot shel shalom, wörtlich: Bögen des Frie- 
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dens, womit sowohl Regenbögen als die Bögen von Streichinstrumenten gemeint 
sind. 

Ebenfalls im Jahr 2000 konnte das erste staatlich anerkannte arabische Kon- 
servatorium Beit AlMusica in Shfaram für die multikulturelle Kooperation ge- 
wonnen werden. Das Beit AlMusica Conservatory beschreibt die Lebensumstände 
der meisten seiner Schüler*innen als „Children at Risk“. Gemeinsam wurden auf 
formaler Ebene Lehrpläne entwickelt und Erfahrungen ausgetauscht. In Shfaram 
fand am 11.9.2009 eine der offiziellen Eröffnungen des Mifneh-Projekts durch 
dessen Schirmherrn Zubin Mehta statt. 

Mit dem Beginn der 2. Intifada, im Oktober 2000, entfiel die Möglichkeit einer 
Zusammenarbeit mit Schulen in Jenin, ebenfalls in der Jesreelebene, die in Ge- 
sprächen mit dem Secretary of Jenin und der Behörde in Ramallah vorbereitet 
worden war, weil die Ebene innerhalb der Palästinensischen Autonomiegebiete 
liegt. 

Als 2002 eine Regionalpartnerschaft zwischen der Jesreelebene, den Städten 
Migdal Haemek und Nazareth Illit mit der US amerikanischen Region Detroit- 
Michigan geschlossen wurde, übernahm Uri Ben David die Aufgabe, arabische 
Einrichtungen in die kulturellen Aktivitäten einzubinden. Hierfür bestimmte er 
die staatlichen Grundschulen von Yafia, mit der Musiklehrerin Alhan Hilou, und 
die El Mutran School in Nazareth, unter Leitung von Father Emil Shufani. Etwas 
später kamen Schüler*innen aus der arabischen Ortschaft Iksal, südöstlich von 
Nazareth, und weitere arabische Musiker*innen hinzu. 

Mit dem Shani Choir, einem 2003 von Pnina Inbar gegründeten Mädchenchor 
mit jüdischen und arabischen Sängerinnen im Alter von 13 bis 18 Jahren, schickt 
das Center for the Arts Botschafter in die umliegenden Schulen, zu regionalen 
und überregionalen Veranstaltungen und auf internationale Festivals zu interkul- 
turellen und interreligiösen Themen. 2013 übernahm Anat Aharoni die Chorlei- 
tung, dann 2014 Alexandra Kim. Das Repertoire des Shani Choir umfasst sowohl 
klassisch westliche Musik als auch Pop und Folklore. Die Sängerinnen singen auf 
Englisch, Hebräisch und Arabisch und in anderen Sprachen. Viele der einstudier- 
ten Lieder wurden speziell für den Chor komponiert oder arrangiert. Höhepunkte 
waren ausgewählte Konzertreisen wie 2004 die Teilnahme an einer interreligiösen 
Konferenz in den USA. Auf einer Italienreise im Jahr 2007 wurde der Shani Choir 
von Papst Benedikt XVI empfangen. Es folgten weitere Tourneen wie zuletzt, im 
Oktober 2015, eine Konzertreise nach Süddeutschland. 

Seit 2004 ist die Reeim School des erst im Jahr 2000 errichteten jüdischen 
Ortes Shimsheet aktiv am multikulturellen Kooperationsprojekt beteiligt. Im Auf- 
trag des Kultusministeriums führte die Musiklehrerin Lea Zait (2012 in LSME) 
von 2009-2014 ein experimentelles Forschungsprojekt zu Gruppenunterricht und 
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Kreativität an der Reeim School durch, dessen Ergebnisse modellhaft in die Arbeit 
des Jezreel Valley Center for the Arts einfließen (Zait 2012: 74). 

Unter der Leitung von Dr. Marina Minkin entstand 2005 das LAUDA Ensemble 
mit Schüler*innen des Music Center, das in seinen Konzerten gemeinsame Spuren 
orientalischer und westlicher Musik in der Musik des Mittelalters, der Renais- 
sance und des Barock sowie in neueren Crossover-Stilrichtungen aufzeigt. Musi- 
ziert wird mit westlich-klassischen und arabischen Streichinstrumenten, Holzblas- 
instrumenten, dem Cembalo sowie Oud und Darbuka. In dieser Besetzung lässt 
LAUDA vor allem Musik aus Epochen erklingen, in denen arabische, jüdische und 
westliche Wissenschaften und Künste in enger Verbindung zueinander standen. 
Auf einer Konzertreise 2007 nach Weimar präsentierte sich das Ensemble einem 
musikwissenschaftlichen Fachpublikum. 

Dem gegenüber bringt das Galilee String Orchestra des Music Center, unter 
der Leitung des international renommierten Bratschisten und Dirigenten Zvi Car- 
melli, nach Uri Chen, ein klassisches Kammerorchesterrepertoire zur Aufführung. 
Das Orchester ist Magnet für Musikschüler*innen aus dem ganzen Norden Israels, 
die im Center for the Arts an Probenarbeit auf höchstem Niveau teilnehmen und 
überregional konzertieren. Auch Dozenten spielen im Orchester mit und tragen 
somit zur Pflege der Kammermusik in Nordisrael bei. 

Die Aufbauphase von 2000-2005 war geprägt von Gründungen und einzelnen 
Projekten an verschiedenen Orten der Region. An den Projekten hatte insbeson- 
dere das arabisch-jüdischen Shesh Besh Ensemble, das im Rahmen des KeyNote- 
Programms zu den Schülern der Jesreelebene und den Orten um Nazareth fuhr 
und diese nach Tel Aviv einlud, einen großen Anteil. Zugleich bildeten sich in Un- 
tergaliläa multikulturelle Ensembles, Grundschulkooperationen und experimen- 
telle Unterrichtstrukturen. Jüdische und arabische Kinder erhielten Instrumental- 
unterricht aus dem jeweils anderen Kulturkreis. 

Ein Konzept reifte heran, das Uri Ben David (Ben David u. Dayan 2009) als 
Multicultural Musical Tree beschreibt, dessen Wurzeln tief in den Wohnorten der 
Kinder, in Kindergärten und Grundschulen, verankert sind, dessen Stamm im 
Center for the Arts umfangreich und stabil genug ist, Exzellenz und Breitenför- 
derung zu vereinen, und dessen Krone ihr Licht als Inspiration aufnimmt, die in 
Meisterkursen, Konzerten und Konferenzen erscheint. So wuchsen nachbarschaft- 
liche Beziehungen zu Interessensgemeinschaften im Ringen um multikulturelle 
Bildungschancen für die nächste Generation heran. Musik als universale Sprache, 
als persönliches Ausdrucksmittel und als aktive und soziale Kunstform wurde 
zum Zentrum eines multikulturellen Entwicklungsprozesses. 

Dank des Sponsorings durch die Bracha Foundation, den Regional Council 
der Jesreelebene, die Städtegemeinschaft Detroit-Michigan u.a. wurde es mög- 
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lich, Instrumente zu kaufen, zusätzlichen Musikunterricht zu honorieren und Bus- 
fahrten zu Kinderkonzerten nach Tel Aviv zu finanzieren. Über die musikalischen 
Aktivitäten in den Schulen erhielten Kinder aus einkommensschwachen Familien 
finanzielle Unterstützung. 

Shesh Besh, the Arab-Jewish Ensemble nahm seine Konzertaktivitäten im Jahr 
2000 zusammen mit der Gründung des KeyNote Programms auf. Drei Musiker 
des Israel Philharmonic Orchestra bildeten ein Ensemble mit drei hervorragenden 
arabischen Musikern aus dem Norden Israels. Das pädagogische Programm, die 
Auftritte und Workshops in Schulen, Kommunen und Kulturzentren waren von 
Anfang an eines der Hauptanliegen des Ensembles. In den Klassenräumen wenden 
die Musiker*innen sich den Kindern zu, einige von ihnen unterrichten arabische 
Instrumente im Rahmen der beschriebenen Music Education Programme. Durch 
eigens für Shesh Besh komponierte Stücke, trägt das Ensemble zur Weiterentwick- 
lung west-östlicher Musikstile bei. 

Unter dem Begriff Keshet Avraham (Hebr. Abrahams Regenbogen) wurden 
2005-2007 Projekte gebündelt und es wurde möglich, mit mittelfristigen Finanzie- 
rungsplänen zu arbeiten und regelmäßige Aktivitäten zu etablieren. So brachte eine 
arabische Mutter, die gleichzeitig als Grundschullehrerin beteiligt war, folgendes 
zum Ausdruck: „Es sind nicht die Eltern, die ihre Kinder beeinflussen, vielmehr 
bringen die Kinder die Musik von Beethoven in ihre Häuser und Familien.“ Eine 
jüdische Schülerin schwärmte vom Darbuka-Unterricht in ihrer Schule. Er habe 
sie nicht nur arabische Perkussion gelehrt. Er lehre sie auch die arabische Sprache, 
Kultur und Poesie.? 

2007 trat mit dem staatlich geförderten Projekt Tnufa (Hebr. Schwung) das Mi- 
nistry of Education des Staates Israel in eine Bewegung ein, die in der Bevölke- 
rung, bei Schüler*innen, Eltern, Lehrer*innen, Direktor*innen, Bürgermeister*in- 
nen in Untergaliläa zu einer multikulturellen Bildungsinitiative herangewachsen 
war. Tnufa gab den erfolgreichen Projekten Aufschwung. Der Leiter des Music 
Center Uri Ben David erklärte sein Prinzip: „Listen to what exists and give it a 
help!“ 

Durch das 2009 ins Leben gerufene Gemeinschaftsprojekt Mifneh (Hebr. Wen- 
depunkt), von Maestro Zubin Mehta, Avi Shoshani, Prof. Zeev Dorman, (Israel 





1  Berichtet von Zohar Dayan, am 19.3.2013, in Haifa (weitere Gespräche in den Jahren 
2013-15). 


2 Interview mit Schülerin M., am 20.3.2013, im Music Center. Die Namen der Schü- 
ler*innen wurden anonymisiert. 


3 _ Telefoninterview mit Uri Ben David, am 16.8.2015 (weitere Gespräche in den Jahren 
2013-15). 
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Philharmonic Orchestra), Prof. Tomer Lev (Tel Aviv University) und Uri Ben Da- 
vid wird die Chancengleichheit arabischer und jüdischer Schüler*innen in der Mu- 
sikausbildung auf der Ebene der Begabtenförderung in den Mittelpunkt gerückt. 
Es ist der aufrichtige Wunsch von Zubin Mehta, so berichtet Irit Rub, dass eines 
Tages arabische Musiker*innen Mitglieder des Israel Philharmonic Orchestra 
werden können.* 

Mit ihrem Mifneh-Projekt schaffen Zubin Mehta und Uri Ben David (2014) 
die Voraussetzungen für eine breit angelegte multikulturelle Begabtenförderung. 
Stipendien, Unterrichtsangebote von exzellenten Lehrer*innen, hervorragende 
Ensembles mit Auftrittsmöglichkeiten im In- und Ausland, Meisterkurse in der 
Musikhochschule der Tel Aviv Universität und das multikulturelle Sommerfes- 
tival Music in the Valley im Music Center der Jesreelebene charakterisieren das 
Angebot. Uri Ben David wurde zum Projektmanager ernannt und Lea Zait zur 
Direktorin des Jezreel Valley Center for the Arts, unter dessen Dach Gili Jaeger, 
in der Nachfolge von Uchma Shafran, Direktorin von 2007-2013, das Music Cen- 
ter leitet, mit Konservatorium und Stipendienprogramm, einer Musikschule für 
Amateure und einer Prüfungsstelle für das Bagrut im Abiturfach Musik für den 
Norddistrikt. 

Im Oktober 2014 gab das Music Center (Jaeger 2014) eine Schülerzahl von 389 
Kindern und Jugendlichen an, von denen 274 Instrumental- und Gesangsunterricht 
im Hause und 115 Schüler*innen Unterricht in den Außenstellen erhalten, in denen 
etwa zur Hälfte in Gruppen unterrichtet wird. Im Konservatorium hat der Einzel- 
unterricht Vorrang. Die Anzahl der arabischen Schüler*innen lag 2014 bei 85 mit 
steigender Tendenz im Jahr 2015. 

Als Geldgeber für Mifneh, konzipiert zunächst für die Jahre 2009-2014, konn- 
ten die Bank Leumi und die Arab-Israel Bank gewonnen werden. Aufgrund seines 
großen Erfolges in der ersten Projektphase wurde eine Anschlussfinanzierung ge- 
sichert, die allerdings ein geringeres Budget aufweist. Mifneh ist eine durch das 
Kultusministerium und die Regionen geförderte Bildungsmaßnahme des Staates 
Israel. 

Das KeyNote Program erreichte in der Saison 2014/15 (Rub 2015: 2) ca. 6300 
Grundschulkinder und 2737 Kindergartenkinder in ganz Israel, die in ihren Schu- 
len und Kindergärten mit Live-Musik in Kontakt kommen und zu Kinderkonzer- 
ten und Workshops nach Tel Aviv eingeladen werden. Die multikulturellen Ak- 
tivitäten in der Jesreelebene, mit ca. 1000 Teilnehmer*innen, gehören ebenfalls 
zum konzertpädagogischen Programm des Israel Philharmonic Orchestra (Rub 





4 Interview mit Irit Rub, am 8.10.2015, im Bronfman-Auditorium Tel Aviv (zuvor 
17.11.2014). 
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2014; 2015). Dr. Dochy Lichtensztajn (2008: 202ff.), die pädagogische Direktorin 
von KeyNote, bildet eine Gruppe von jungen Musikvermittler*innen, überwiegend 
Absolvent*innen der Levinsky School of Music Education, darin aus, Brücken zur 
konzertanten Musik zu bauen.’ 

Parallel dazu werden weiterhin Projekte mit schulischem Schwerpunkt durch- 
geführt wie beispielsweise das 2014-2015 von der US-Botschaft geförderte Musi- 
cal Tree, ein multikulturelles Austauschprogramm von Schul- und Chorprojekten 
mit einem Sommercamp im Center for the Arts, koordiniert von Lea Zait und 
Alhan Hilou. 

Im Hinblick auf multikulturelle Bildung nimmt der Norddistrikt eine Sonder- 
stellung ein, da in ihm als einzigem Distrikt des Staates Israel, die arabische Be- 
völkerung mit ca. 54% in der Überzahl ist. Nazareth ist die Hauptstadt des Nord- 
distrikts und gilt als größte arabische Stadt des Landes. Insgesamt liegt der Anteil 
der arabischen Staatsbürger laut Central Bureau of Statistics CBS (nach Myers- 
CDS-Brookdale Institute 2015: 1) in Israel im Jahre 2014 bei 21% bzw. 1.72 Mil- 
lionen Personen. 83% davon sind Muslime, inklusive der Beduinen, 9% Christen 
und 8% Drusen. Ihre Muttersprache ist Arabisch. 

In der Region der Jesreelebene, an der Autostraße 60 von der regionalen Haupt- 
stadt Afula zur Distrikthauptstadt Nazareth, auf der Höhe des Kibbutz Mizra, be- 
findet sich das staatliche Jezreel Valley Center fort he Arts, dessen Musikdirektor 
Uri Ben David von 1993-2009 war. Da er selbst in der Jesreelebene aufgewach- 
sen ist, war ihm die Koexistenz mit der arabischen Bevölkerung von Kindheit an 
selbstverständlich. Nach einem Musikstudium und anthroposophischen Studien in 
England und Deutschland ist er in die Region zurückgekehrt. Die multikulturelle 
Music Education des Mifneh Projektes und seiner Vorläufer ist in der Bevölkerung 
von Untergaliläa herangewachsen und auf Resonanz bei Ministerien und Organi- 
satoren gestoßen.° Die Tatsache, dass die Kinder unterschiedliche Musikstile lie- 
ben und in beiden Sprachen miteinander kommunizieren, hat sie überzeugt. 





5 _ Interview mit Dr. Dochy Lichtensztajn, am 8.10.2015, im Bronfman-Auditorium Tel 
Aviv. 


6 _ Interview mit Uri Ben David, am 18.11.2014, im Music Center. 
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3 Auswertung von Berichten, Befragungen 
und Beobachtungen 


3.1 Kulturelle Vielfalt 


In den Biografien einzelner Lehrer*innen und Schüler*innen kommt ein vielfälti- 
ger kultureller Hintergrund zum Ausdruck, der sich bereichernd auf ihre musika- 
lischen Aktivitäten auswirkt. 

Eine junge Lehrerinnen und ein junger Lehrer berichten von ihrer musikali- 
schen Herkunft, die sie besonders offen und experimentierfreudig in der Arbeit 
mit ihren Schüler*innen macht. 

R. (26) ist vor zwei Jahren aus dem Baltikum nach Israel eingewandert, da sie 
den Wunsch hatte „sich wieder als Mensch zu fühlen“ nachdem in ihrer Heimat- 
stadt antisemitische Übergriffe und Parolen zugenommen hatten. In Israel lernte 
sie sehr schnell Hebräisch und begann sofort, ihre Tätigkeit als Geigenlehrerin 
fortzusetzen. Ihrer eigenen Einschätzung nach hat sie mehr Schüler*innen als dies 
in ihrem osteuropäischen Herkunftsland wahrscheinlich ist. Auch das Einkommen 
als Instrumentalpädagogin liegt nicht unter ihren Erwartungen. Sie ist mit dem 
Berufsbild vertraut, da ihre Mutter eine bedeutende Violinpädagogin an einem 
führenden Musikgymnasium einer baltischen Hauptstadt ist. 

Anders als in Osteuropa zahlen die Schüler in Israel auch an staatlichen Musik- 
schulen Gebühren und melden sich vom Unterricht ab, wenn er ihnen nicht mehr 
zusagt. Außerdem wird in Israel nur eine Instrumentalstunde pro Woche erteilt 
und nicht, wie es im Baltikum gewöhnlich ist, zwei. Ihrem Empfinden nach lastet 
mehr Druck auf der einzelnen Unterrichtsstunde. 

Obwohl R. bei arabischen und jüdischen Schüler*innen sehr beliebt ist, findet 
sie es manchmal schwierig, die Erwartungen an sie als Lehrerin einzuschätzen. 
R. hat Unterrichtsmaterial aus Osteuropa mitgebracht und arrangiert Stücke, die 
sie in Israel kennenlernt. Die von ihr sehr geschätzten osteuropäischen Metho- 
den der Instrumentalpädagogik kann sie in Israel nicht ohne weiteres anwenden. 
Infolge ihrer offenen Haltung entwickelte sie ein großes Einfühlungsvermögen 
für neue Kulturen und ist vor allem bemüht, sich den individuellen Bedürfnissen 
ihrer Schüler*innen anzupassen. Da sie sich für Psychologie interessiert, belegt sie 
nebenberuflich Fernkurse an der Universität. 

R. unterrichtet in einem anthroposophischen Kibbuz und im Center for the 
Arts. Etwa ein Jahr lang war sie auch als Geigenlehrerin in Shfaram tätig.’ 





7 Interview mitR., am 13.10.2015, im Music Center (anonymisiert). 
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Mehrere Lehrer*innen erwähnten eine latente Verunsicherung arabischen 
Schüler*innen gegenüber, da sie nicht deren Sprache sprechen und nicht mit ih- 
nen auf Hebräisch kommunizieren können, sofern die Schüler*innen Hebräisch 
noch nicht in der Schule gelernt haben oder ungern Gebrauch davon machen. Die 
Zurückhaltung einiger arabischer Familien im Umgang mit der hebräischen Spra- 
che wird als eine distanzierte Haltung wahrgenommen. In kreativen Phasen der 
Projekte wird die Notwendigkeit der Übersetzung als Blockade empfunden, die 
Kommunikation ist weniger spontan, was viele Lehrer*innen bedauern. 

In arabischen Schulen erhalten die Kinder ab der 3. Klasse Hebräischunterricht, 
den sie bis zum Schulabschluss fortsetzen. Sie können die Sprache relativ schnell 
lernen, da Hebräisch als Alltags- und Amtssprache überwiegt. Dem gegenüber 
beginnt der Arabischunterricht in den hebräischen Schulen später und ist weni- 
ger intensiv. Die ältere Lehrergeneration sowie die meisten Einwanderer sprechen 
überhaupt kein Arabisch. 

G. (29) ist ein arabischer Oudspieler und Musikpädagoge aus Nazareth. Bis 
vor kurzem hat er ein Jahr lang als freiberuflicher Musiker in Berlin gelebt, wo 
er sich verschiedenen multikulturellen Initiativen wie der Berlin Oriental Group 
anschloss. Bereits mit 10 Jahren bekam er von seinem Vater eine Oud geschenkt, 
die dieser aufgrund physischer Einschränkungen nicht selbst spielen konnte. Dar- 
aufhin begleitete sein Vater alle Entwicklungsschritte seines Sohnes auf dem Ins- 
trument fürsorglich. 

Bis zu seinem 22. Lebensjahr spielte G. im Arab-Jewish Youth Orchestra und 
nahm mit einer elektronisch verstärkten Oud an multikulturellen Jugendprojekten 
teil, die ihn auf Konzertreisen in mehrere Länder führten. G. sucht diese Projekte, 
weil er sie „für seine Seele braucht“. Er ist tief überzeugt von der Bedeutung multi- 
kultureller, insbesondere arabisch-jüdischer kultureller Bildung. 

In Grundschulprojekten regt er arabische und jüdische Kinder dazu an, sich 
gegenseitig Lieder und Musikstücke beizubringen. So entwickelt jede Gruppe ihre 
eigene Sprache, in der sie sich verständigt. Einige Gruppen beginnen zu malen 
oder sich tänzerisch zu bewegen, um das Verständnis ihrer Musik mit den jeweils 
anderen zu teilen. Andere Gruppen beschränken sich darauf, zu musizieren oder 
eine angenehme Atmosphäre durch Spiele zu schaffen. Nur manchmal wenden 
sich die Kinder an den Lehrer mit der Frage, wie sie weitermachen sollten. 

G. spricht und schreibt beide Sprachen fließend. Seine Muttersprache ist Ara- 
bisch, aber er hat seine akademischen Studien auf Hebräisch absolviert. Dies emp- 
findet er als großen Vorteil. Er selbst möchte nicht auf Übersetzungen angewiesen 
sein. Damit die Kinder sich in der fremden Musik wohlfühlen, übersetzt er die 
Texte der Lieder für sie anfangs in ihre Sprache. So können sie das Lied unmittel- 
bar verstehen und sich auf die etwas andere Musik einlassen. Für ein gemischtes 
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Chorprojekt mit einer jungen jüdischen Kollegin komponierten beide Lehrer mit 
ihrer Gruppe ein Lied, das den Anblick des Lebensraumes des anderen reflektiert. 
„Boker bahir“ (Hebr. ein strahlender Morgen) besingt den Blick aus dem Tal am 
Morgen auf Nazareth in den Bergen. Das arabische Pendant „Min Jabal Elkafzi“ 
beschreibt den Anblick des Tales von Nazareth aus. 

In seinem Unterrichtskonzept sind Performances besonders wichtig. Durch 
Auftritte sollen die Kinder die Möglichkeit erhalten, stolz auf sich und das Er- 
reichte zu sein. Eine große Rolle spielt auch das Lachen in seinem Unterricht, das 
ihm hilft, Kontakt aufzubauen und Vertrauen zu bilden. Auf dieser Grundlage von 
Wertschätzung und Nähe finden die Schüler*innen eine gemeinsame Sprache, um 
über den Konflikt zu reden, wenn die Kinder es wünschen. 

Mehrmals hat G. erlebt, wie gemischte Gruppen sich langsam zusammenfan- 
den. Eine gewisse Magie tritt seinen Worten nach ein, wenn mehrere Gruppen 
zusammengeführt werden, und der Gruppenzusammenhalt bestehen bleibt. In 
Projekten geschieht es nicht automatisch, dass sich arabische Schülerinnen zu 
arabischen Schülern*innen oder Lehrer*innen gesellen und jüdische zu jüdischen. 
Vielmehr bleibt die erprobte Bindung bestehen, so als wollten die Kinder sagen: 
„Wenn ich Hunger habe oder etwas brauche, ist G. für mich zuständig. Er ist mein 
Lehrer, und dies sind meine Kameraden“ 

G. hat einen Bachelor in Music Education und Music Performance an der Jeru- 
salem Academy of Music and Dance erworben, ein Masterstudium der Musikthe- 
rapie folgt. Er arbeitet an mehreren Förderschulen, gibt Oud-Unterricht und spielt 
in Konzerten. Sein Plan für das Jezreel Valley Center for the Arts ist es, binnen 
der nächsten Jahre eine Abteilung für arabische Musik aufzubauen und Bagrut- 
Prüfungen auf der Oud anzubieten.® 

Auch die folgenden biografischen Aufzeichnungen heben hervor, dass für den 
Musikerberuf - nicht nur in Israel — ein multikulturelles Ambiente selbstverständ- 
lich ist. Selbst junge Musikpädagog*innen und Künstler*innen suchen interna- 
tionale Kontakte und bewältigen den Wechsel ihres Standorts. So steht friedliche 
Koexistenz in der Music Education auf dem Boden eines vielfältigen kulturellen 
Beziehungsgeflechts der Musiker*innen und der musikalischen Traditionen. 

Yossi Arnheim, Soloflötist des Israel Philharmonic Orchestra und Ensemble- 
mitglied von Shesh Besh hat neben seiner Tätigkeit in einem klassisch-westlichen 
Spitzenorchester angefangen, orientalische Musik auf der Querflöte zu spielen, 
weil sie ihn sehr ansprach. Seine jüdische Mutter kommt aus dem Irak und hat zu 
Hause orientalische Musik gehört. Sein Vater hingegen stammt aus Deutschland. 
In der kulturellen Prägung seiner Umgebung in seinem Geburtsland Israel über- 
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wiegt die Ästhetik der europäischen Musik. Sowohl der eigene Migrationshinter- 
grund als auch die Migration seiner Eltern und Großeltern sind Bestandteil einer 
in jeder Hinsicht multikulturellen Gesellschaft. Bei seinen Auftritten in Schulen 
und Kindergärten bemerkt Yossi Arnheim, dass alle Kinder ihrem Alter gemäß 
offen sind für unterschiedliche Musikrichtungen. Er genießt ihre spontane Freude 
an jeglicher Art von Musik und Bewegung. Zugleich stellt er bei jüdischen und 
bei arabischen Kindern fest, wie wenig sie ihre eigene Musiktradition kennen. Die 
Kinder scheinen in ihren Elternhäusern und in ihrem Alltag weniger zu musizie- 
ren oder traditionelle Musik zu hören, als in früheren Generationen? 

Alhan Hilou, eine der Gründerinnen und Koordinatorinnen, ist eine erfahrene 
Lehrerin an zwei staatlichen arabischen Schulen in Yafia bei Nazareth. Mit 31 
Dienstjahren steht sie kurz vor ihrer Pensionierung. Von Beginn an nimmt sie mit 
ihren Schülern an Kooperationsprojekten mit dem Jezreel Valley Center for the 
Arts teil, insbesondere arbeitet sie mit der jüdischen Schule in Shimsheet zusam- 
men, in der Lea Zait, die Direktorin des Center for the Arts, seit über 10 Jahren als 
Musiklehrerin tätig ist. 

Im Schulunterricht lehrt Alhan Hilou westliche und arabische Musik kombi- 
niert. Sie präsentiert westliche Stücke mit einem orientalischen Gefühl. Diese Er- 
fahrung möchte sie ihren Schülern weitergeben. Am Klavier demonstriert sie, wie 
sie orientalische Rhythmen russischen Stücken unterlegt, arabische Skalen harmo- 
nisiert und improvisatorisch einsetzt. Alhan Hilou ist Spezialistin auf dem Gebiet 
der Harmonisierung arabischer Musik und plant ihre Masterarbeit, in der sie sich 
eingehend mit Harmoniestrukturen beschäftigt hat, zur Dissertation auszubauen. 
Die Harmonien setzt sie sparsam und leicht rhythmisiert ein, um den melismati- 
schen Charakter der arabischen Musik nicht zu überdecken. 

Ihre Schüler*innen erleben das Zusammentreffen westlicher und orientalischer 
Musik nur in der Interaktion. Alhan Hilou genießt jede Stunde mit ihnen, sie freut 
sich auf ihre Beteiligung und ihre Fragen. Da viele Schüler*innen der staatlichen 
Schulen aus Haushalten kommen, in denen wenig musiziert wird, fühlt sie eine 
große Verantwortung, ihnen das Gefühl für die Musik zu vermitteln. Die sozio- 
ökonomische Situation der muslimischen Schüler*innen ist relativ schlecht. Rei- 
chere Familien schicken ihre Töchter und Söhne zu (christlichen) Privatschulen. In 
den staatlichen arabischen Grundschulen sind 90-100% der Schüler*innen Mus- 
lime. Von 50 Lehrer*innen einer Schule sind etwa 35 Muslime und 15 Christen. 

Der Unterricht besteht aus den Elementen Musik hören, Musiktheorie (Noten, 
Skalen, Gehörbildung und Partitur) und Rhythmus (Spielen auf arabischen Perkus- 
sionsinstrumente und das Begleiten von Stücken). Dabei lehrt Alhan Hilou orien- 
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talische Musik aus verschiedenen arabischen Ländern. Sie wählt überwiegend 
Instrumentalmusik, da bei arabischen Liedern der Text zu sehr im Vordergrund 
steht. Es gibt nur eine Musikstunde pro Woche. Aber in der Morgenrunde lässt sie 
ihre Schüler die gelernten Stücke vor der ganzen Schule präsentieren. Seit ca. 10 
Jahren wird Musik an arabischen Schulen nur in der Grundschule, das heißt bis 
zur 6. Klasse unterrichtet, während das Fach in jüdischen Schulen bis zum Abitur 
belegt werden kann. 

Bereits Alhan Hilous Vater war Musiker, die Mutter war eine Musikliebhabe- 
rin, die sehr auf die musische und schulische Bildung ihrer Kinder achtete. Beide 
Eltern entstammen gebildeten christlich-palästinensischen Familien aus dem Li- 
banon. Der Vater hatte autodidaktisch begonnen, Geige zu lernen, bis er durch 
die Vermittlung seines Vaters an einen russisch-jüdischen Geigenlehrer in einem 
Kibbuz geriet, der den begabten arabischen Jungen unterrichtet und zu einem nam- 
haften Musikwissenschaftler und Komponisten mitnahm. Später arbeitete Alhan 
Hilous Vater als Musiklehrer an einer christlichen Privatschule und mehreren 
staatlichen Grundschulen. Sie hat ihr 1. Lehrerzertifikat bei ihrem Vater gemacht. 
Als Kammermusikpartnerin spielte sie mit ihm sowohl westlich-klassische Musik, 
als auch ägyptische, armenische u.a. 

Alhan Hilou ist Master of Music Education, graduiert an der hebräischsprachi- 
gen Levinsky School of Music Education in Tel Aviv. Neben ihrem vollen Deputat 
hat sie einen Lehrauftrag am Standort Zfat des Levinky College of Education inne. 
Dort begegnet sie vielen jüdisch-orthodoxen Studenten, die einen familiären Hin- 
tergrund aus dem Irak oder Marokko haben und mit orientalischer Musik vertraut 
sind. 


3.2 Differenzierte Persönlichkeit 


Sowohl in Interviews mit Lehrer*innen als auch mit Schüler*innen finden sich 
deutliche Hinweise darauf, dass gemeinsames Musizieren und Musiklernen in der 
multikulturellen Music Education die Bildung von differenzierten Persönlichkei- 
ten fördert. 

Jüdische Musikschüler*innen und Orchestermitglieder, die mit dem Mifneh- 
Projekt aufgewachsen sind, erzählten, wie selbstverständlich ihnen die multikul- 
turelle Musikpädagogik im Center for the Arts und die Arbeit im multikulturellen 
Kammerorchester ist. Sprachschwierigkeiten werden spielend bewältigt. Zwar be- 
dauern sie es, in der Schule zu spät und zu wenig intensiv Arabisch gelernt zu 
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haben, weil sie die arabische Sprache als wohlklingend und poetisch erleben, aber 
dies behindere nicht das gemeinsame Musizieren. O. (15) hat mit 6 Jahren ange- 
fangen, Geige zu spielen und ist seit 3 Jahren im Orchester. Ihre Mutter arbeitet als 
Lehrerin in jüdischen und arabischen Schulen. R. (16) fährt wie seine Geschwister 
zum Geigenunterricht nach Tel Aviv und ist ebenfalls Mitglied des Kammeror- 
chesters. In seinem Kibbuz spielt jedes Kind ein Instrument. Seine Eltern sind 
ebenfalls Pädagogen, die normalerweise zum Einkaufen in die nächstgelegenen 
arabische Stadt fahren. 

In Krisenzeiten und konfliktreichen Phasen wie der Woche, in der das Inter- 
view stattfand, bleiben alle lieber zuhause. Jüdische und arabische Schüler*innen 
des Music Center benutzen ungern öffentliche Busse und werden nach Möglich- 
keit von ihren Eltern gebracht. Viele Unterrichtsstunden mussten ausfallen. Die 
Proben waren nur spärlich besetzt. In diesen Zeiten gehen auch die Eltern nicht in 
arabische Orte. R. meint, dass sein Kibbuz so gut ausgestattet sei, dass sie nicht 
darauf angewiesen seien, sich nach außen zu orientieren. Multikulturelle Kultur- 
arbeit ist er auch von Theaterprojekten im Kibbuz gewohnt." 

Eine junge Sängerin, J., des Shani Choir berichtete in einem Interview 2015 
über den multikulturellen Hintergrund ihrer Familie. Ihre Mutter ist arabische 
Christin, während ihr Vater als russischer Jude, wiederum aus einer gemischten 
Familie, nach Israel kam. Beide Eltern arbeiten in eigener Praxis in Nazareth. J. 
(18) spricht vier Sprachen fließend und vermittelt gern bei Verständigungsschwie- 
rigkeiten in gemischten Chorprojekten, an denen sie teilnimmt. Sie kennt die 
Chorleiterin Alexandra Kim aus dem Musikunterricht von früher Kindheit an, seit 
4-5 Jahren singt sie im Shani Chor, dessen Sängerinnen momentan leider nur zu 
einem Viertel aus arabischen Mädchen bestehen. Besonders wichtig war es ihr, in 
verschiedenen politisch brisanten Situationen wie beispielsweise Streiks, den jüdi- 
schen Mädchen ihre Sichtweise darzustellen. Regelmäßig kam es zu mitfühlenden 
Reaktionen wie: „Ja, das ist wirklich unfair.“ Die Musik bezeichnet sie hierbei als 
gemeinsames Ziel und zugleich als Medium, „das die persönliche Melodie her- 
vorbringt“. Allerdings sind die jüdischen Mädchen in Kooperationsprojekten ein- 
geschränkt, wenn sie nicht Arabisch sprechen. Insbesondere die Zusammenarbeit 
mit dem arabischen SAWA Choir im letzten Jahr hat ihr gut gefallen, da einerseits 
die Mädchen sehr nett waren, andererseits das Chorprojekt sehr professionell ver- 
lief und sogar internationale Experten anreisten, um Workshops zu geben. Die Zu- 
sammenarbeit der Chorleiterin Alexandra Kim und des Chorleiters Rahab Haddad 
vom SAWA Choir aus Shfaram erschien ihr harmonisch. 
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Der freundschaftliche Kontakt zwischen arabischen und jüdischen Sängerinnen 
des Shani Choir beschränkt sich eher auf die gemeinsame Zeit im Music Center 
und auf Konzertreisen. J. nimmt seit zwei Jahren durch den Chor und ein Stipen- 
dium für ihren Gesangsunterricht am Mifneh-Programm teil. Zudem bereitet sie 
sich im Music Center auf die Abiturprüfungen in Musik vor." 


3.3 Das Narrativ des anderen 


Insbesondere in der Musik wird das Narrativ des anderen nicht nur verstanden und 
gewürdigt, sondern auch gemeinsam erlebt. Musizieren geschieht im Spannungs- 
feld von Bewahren der Tradition, von Authentizität und Präzision in der Ausfüh- 
rung und gleichzeitig in der Gestaltung und im momentanen Ausdruck. Durch 
den Unterricht in fremden Musiktraditionen und beim gemeinsamen Musizieren 
in verschiedenen Sprachen und Stilen fühlen die Musiker*innen sich ein in das 
komplexe Narrativ der eigenen und der anderen Kultur. Es wird musikalisch zum 
Leben erweckt. 

Darüber hinaus kommt es zu Neuschöpfungen und Weiterentwicklungen durch 
Eigenkompositionen und gemeinsame Improvisation. Sowohl die Schüler*innen- 
ensembles Shani Choir und LAUDA als auch das professionelle Shesh Besh En- 
semble führen eigens für sie komponierte Stücke im Repertoire. Im westlichen Stil 
werden Stücke für das Ensemble arrangiert. Zur orientalischen Musik, die hetero- 
phon angelegt ist, gehören spontan improvisierte Ornamente und Registerwechsel. 

Die Schüler*innen stimmten darin überein, wie sehr sie den Unterricht auf 
westlichen oder orientalischen Instrumenten schätzen. Die arabischen Kinder und 
Jugendlichen, die in das Music Center kommen, haben Unterricht in klassischer 
Musik gewählt und spielen gern im Kammerorchester. 

Dennoch wurden Blockaden und Irritationen benannt. Das Sprachproblem 
schafft Distanz. Arbeits- und Kommunikationsweisen bleiben fremd, Empfind- 
lichkeiten bestehen, und Missverständnisse müssen geklärt werden. Auch zwi- 
schen christlich-arabischen und muslimisch-arabischen Gruppen sowie jüdischen 
Musiker*innen zeigen sich Unterschiede im Umgang mit Regeln und Rollenver- 
ständnissen. Verschiedene Interviewpartner wiesen darauf hin, dass es ihnen auch 
nach Jahren der Zusammenarbeit manchmal nicht möglich ist, alle Aspekte der 
anderen Gesellschaft nachzuvollziehen." 
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Beim Musizieren gelingt Akzeptanz. Es mag Vieles geben, was einem fremd 
bleibt und zugleich inspiriert man sich gegenseitig, harmoniert und setzt sich 
gegenseitig in Szene. Bewunderung für die Meisterschaft des anderen und Glück 
im emotionalen Ausdruck werden als stark verbindende Faktoren erlebt. 

Hinzu kommt, dass die musikalische Arbeit in Form von Unterricht, Proben 
oder Kooperationsprojekten eine kontinuierliche Folge von Interventionen bietet. 
Musiklernen und gemeinsames Musizieren ist auf eine Praxis von Jahren angelegt 
und fördert somit auf natürliche Weise den Prozess der Annäherung. Dies bedeutet 
Nachhaltigkeit. 

Im Schul- und Chorprojekt The Musical Tree, gemeinsam koordiniert mit Al- 
han Hilou, wird Lea Zaits Schwerpunkt in multikultureller Arbeit und Kreativi- 
tätsforschung sichtbar. Lea Zait hat in Israel und in den USA studiert. Sie ist dabei, 
ihren pädagogischen Ansatz der Creative Space weiterzuentwickeln und in Fort- 
bildungen an die Lehrer*innen weiterzugeben. Weiterhin plant sie eine systemati- 
sche Auseinandersetzung mit multikultureller Bildung und Peace Education und 
eine Erhöhung des Anteils arabischer Lehrenden im Kollegium des Center for the 
Arts. Mit dem Oudlehrer fand sie einen internen Namen für das Projekt: Common 
Sounds.'* Zur Eröffnung, am 21.10.2014, mit dem Bürgermeister Eyal Betzer, hatte 
Lea Zait den Leiter des Center for Research on Peace Education der Universität 
Haifa, Prof. Gavriel Salomon (2009), zu einem Vortrag mit Aussprache eingela- 
den, der von den Lehrer*innen begeistert aufgenommen wurde. 

Die von der US-Botschaft geförderte Projektphase 2014-15 führte arabische 
und jüdische Chöre und Schulen zusammen. Die ausführlichen Berichte über die 
einjährige Projektphase lassen unterschiedliche Rollenverständnisse arabischer 
und jüdischer Lehrer*innen erkennen, die jedoch nicht nur nach Herkunft, sondern 
auch nach Alter und Berufserfahrung variieren. Die Pädagog*innen des Center for 
the Arts vertreten überwiegend eine europäisch geprägte musikalische Ästhetik. 

Als weiterer externer Begleiter wurde der Experte für multikulturelle Chor- 
arbeit, Prof. Andr& de Quadros, eingeladen. Die Direktorinnen Lea Zait und Gili 
Jaeger führten bei Bedarf umfangreiche Schüler- und Lehrergespräche, um päda- 
gogische Entscheidungen zu stabilisieren. Das Programm, welches in ein gemein- 
sames Abschlusskonzert mündete, war vielfältig. Der jüdisch-arabische Shani 
Choir des Center for the Arts arbeitete zusammen mit dem rein arabischen (mus- 
limischen und christilichen) SAWA Choir aus Shfaram. Zwischen Grundschulen 
wurden weitere gemischte Chöre gebildet, jüdische und arabische Instrumental- 
lehrer vermittelten ihre Musik an gemischte Schülergruppen. 
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Im Zentrum der Beobachtungen und Reflexionen von Lea Zait und Alhan Hi- 
lou standen die Schülerinnen und Schüler. So wurden typische Unterschiede in 
Arbeitsgewohnheiten und Umgangsformen festgestellt und teilweise Ängste und 
Vorbehalte gegenüber „dem Anderen“ wahrgenommen, insbesondere wenn es um 
gegenseitige Besuche in ihnen unbekannten Orten ging. Einige jüdische Schü- 
ler*innen waren noch nie in arabischen Wohnorten gewesen und umgekehrt. Bis 
zum gut verlaufenden Empfang durch die jeweils andere Schülergruppe visuali- 
sierten einige Kinder und Jugendliche pauschale Angstvorstellungen von Juden 
als Soldaten und arabischen Israeli als Terroristen, die von den Pädagog*innen 
behutsam aufgenommen und aufgearbeitet wurden. Die Lehrer*innen berichteten, 
dass sie in dieser Phase eher als Musiktherapeuten agierten. 

Arabische Kinder und Jugendliche sind einen instruktiven Unterrichtsstil ge- 
wöhnt, während jüdische Kinder und Jugendliche mit freien kreativen Aufgaben- 
stellungen mehr Erfahrung zu haben scheinen. Insgesamt wurde die Arbeitsphase 
als beglückend und bereichernd erlebt. Über die Resultate des Abschlusskonzerts 
herrschte allgemein Zufriedenheit, teilweise Erstaunen. Insbesondere die Arbeit 
während des Sommercamps wurde als sehr entspannt und zugleich intensiv emp- 
funden, da die Belastung durch den Schulalltag wegfiel. Hier ereignen sich musi- 
kalische Anekdoten. Musik wurde im wahrsten Sinne des Wortes gespielt (Zait 
2015; Quaterly report 2014; 2015). 


3.4 „Persönliche Chancen”: 


Schüler*innen und Eltern hoben in den Interviews hervor, dass die Möglichkeit 
der Musikprüfungen für das Bagrut die Bildungschancen der Kinder enorm er- 
höhen, unabhängig davon, welches Fach sie studieren wollen. 

An der Tel Aviv University fand im November 2014 ein Treffen mit vier ara- 
bischen Absolventen des Mifneh-Programms statt, von denen eine ein Musik- 
studium an der Buchman-Mehta-School of Music der Universität aufgenommen 
hatte, während die anderen drei andere Fächer studierten. Alle stimmten darin 
überein, dass die musikalische Ausbildung, die sie im Music Center durch das 
Mifneh-Programm genossen hatten, ihnen persönliche Entwicklungschancen gab, 
die sie auf anderem Wege nicht erreicht hätten. Erst die individuelle Förderung 
durch Stipendien und die multikulturellen Chor- und Orchesterreisen hätten sie zu 
den selbstbewussten und eloquenten Studentinnen und Studenten gemacht, die sie 
geworden sind. Zudem hat die hohe Punktzahl, die sie aufgrund der guten Vorbe- 
reitung in den Abiturprüfungen im Fach Musik erwerben konnten, einen wesentli- 
chen Anteil an der Gesamtqualifikation ausgemacht, die für die Studienzulassung 
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entscheidend ist. Dennoch ließ das abrupte Aussetzen der Förderung nach dem 
Abitur sie in ein Loch stürzen, das die Finanzierung eines anschließenden Mu- 
sikstudiums fraglich erschienen ließ. Diese Schwierigkeiten und die unsicheren 
Berufsaussichten als Musiker haben drei von ihnen zur Wahl eines anderen Stu- 
diengangs bewogen. 

Während M. seine Karriere in klassischer Musik beendete, bleibt er als Oud- 
Spieler in Veranstaltungen in der arabischen Welt aktiv, insbesondere im Zusam- 
menhang mit arabischer Dichtkunst, die musikalisch begleitet wird. Sein Vater'® 
äußerte in einem Interview, wie stolz es ihn mache, seinen Sohn spielen und singen 
zu hören. Die Familie lebt in einem kleinen Ort, und er selbst hat das Oud-Spiel 
während seines Studiums in Jerusalem für sich entdeckt und seinen Sohn anfangs 
unterrichtet. M.‘'s Schwester spielt Flöte in orientalischer und westlicher Musik. 
Das Spiel von Saiteninstrumenten ist traditionell eher den Männern vorbehalten. 

N. wurde in die Opernklasse aufgenommen. Sie berichtete, wie sie als arabische 
Muslima, trotz der Unterstützung ihrer Familie, Vorbehalte gegenüber dem Singen 
von Frauen in der Öffentlichkeit überwinden musste. Auch stimmlich musste sie 
sich umstellen, da im orientalischen Gesang die Singstimme mit weniger Stütze, 
eher aus dem Brustraum getragen wird. Sie war eine der Solistinnen des Shani 
Choir, mit dem sie auf Konzertreisen nach Italien, Deutschland und in die USA 
reiste. Neben dem Mifneh-Stipendium erhielt sie ein weiteres Stipendium von der 
amerikanischen Keren Sharet Foundation und schloss ihre Schulzeit mit einer 
sehr guten Abschlussprüfung ab. Zusätzlich haben die Eltern viele Privatstunden 
bei Professor*innen auf dem Weg ihrer Musikerkarriere bezahlt, obwohl es für 
sie ungewohnt ist, westliche Opernmusik zu hören. Ihren eigenen Angaben nach 
begann N. mit dem Singen bei null und ist oder wird eine von wenigen arabische 
Opernsängerin werden. Ohne die bedingungslose Unterstützung ihrer Familie hät- 
te sie es, gegen den Widerstand ihrer Umgebung, nicht so weit gebracht. Sie hält 
den Einfluss ihrer Eltern für ebenso entscheidend wie den von Mifneh. Von ihrem 
Vater, der ebenfalls Oud spielt, wurden sie und ihre Schwester mit zu orientali- 
schen Konzerten nach Nazareth mitgenommen. Für sich persönlich plant sie eine 
große Opernkarriere, zunächst jedoch ein Masterstudium in Deutschland oder in 
den USA. 

Wie M. und N. beschrieben auch die beiden anderen Absolventen die Atmo- 
sphäre im Jezreel Valley Center for the Arts und die Arbeit der Lehrer*innen als 
sehr positiv. Neben der Liebe zur klassisch-westlichen Musik, die in ihren Eltern- 
häusern weitgehend unbekannt ist, haben sie viele Fähigkeiten erworben, die ihren 
weiteren Weg erleichtern. Nur drei arabische Absolvent*innen hatten bis dahin 
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den Sprung in das Musikstudium geschafft. Y. musste diesen Plan aus finanziel- 
len Gründen aufgeben und erhoffte sich mehr Unterstützung nach der Schulzeit. 
Dennoch wird er immer musikalisch aktiv bleiben, und zwar in der klassischen 
Musik.‘ 

Die Beschreibung von musikalischen Parallelwelten mit orientalischen und 
westlichen Kulturveranstaltungen, wurde in mehreren Interviews von arabischen 
Eltern angeführt. Selbst junge Kinder erhalten an verschiedenen Orten parallel 
Unterricht wie beispielsweise ein zehnjähriger Junge auf der westlichen und orien- 
talischen Geige. Die Option, in mehreren musikalischen Welten zuhause zu sein, 
wurde von den Eltern als zusätzliche Chance angesehen.” 

Als Direktorin des Music Center verantwortet Gili Jaeger im Musikschulalltag 
die Kommunikation mit Lehrer*innen, Schüler*innen und Eltern über das Unter- 
richtsgeschehen, die Probenarbeit der Ensembles, die Vergabe von Stipendien und 
Ermäßigung von Gebühren, Prüfungsleistungen und Konzertvorbereitungen. Sie 
selbst hat als junge Instrumentallehrerin im Center for the Arts begonnen und 
kennt die Gegebenheiten von Jugend an. In den Interviews betonte Gili Jaeger den 
Balanceakt, der notwendig ist, um alle Interessen zu berücksichtigen. Das Music 
Center hat kein ausformuliertes pädagogisches Konzept, jedoch gibt es gewachse- 
ne Umgangsformen, die von Geduld, Respekt undAufmerksamkeit geprägt sind. 
Jede Schülerin und jeder Schüler ist mit Namen bekannt und soll sich im Zentrum 
zu Hause fühlen, insbesondere da das Einzugsgebiet groß ist, und viele Kinder den 
ganzen Nachmittag dort verbringen. Eine wichtige Übereinstimmung innerhalb 
des Music Center formulierte sie folgendermaßen: „Art isa common language and 
the only way to be a tolerant person.”'® 





4 Schlussbemerkungen 


Alles deutet darauf hin, dass Mifneh zumindest im Leben der Beteiligten eine 
Wendung zum Besseren bringt. Es ist ein bleibendes Erlebnis, an den Projekten 
oder ganzen Ausbildungsprogrammen teilzunehmen, so berichten es die älteren 
Schüler*innen, wie auch die Absolvent*innen. Noch eindrucksvoller ist es, Schü- 





16 Interviews mit den Student*innen M., N., Y., und Ma. (Absolventen des Mifneh-Pro- 
gram), am 17.11.2014, in der Buchmann-Mehta-School of Music der Tel Aviv Univer- 
sity. 

17 Interview mit Mutter und Sohn, am 18.11.2014, im Music Center. 

18 Interview mit Gili Jaeger, am 12.10.2015 (zuvor 18.11.2014). 
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ler*innen, Eltern und Lehrer*innen beim konzentrierten Musizieren zu beobach- 
ten. Die musikalischen Resultate sind herausragend. 

Einzelne Schüler*innen und Lehrer*innen erwähnten in den Interviews, dass 
sie schon an mehreren Peace Education Projekten mit Musik teilgenommen hätten. 
Sie wünschten sich, ganz bei der Musik bleiben zu dürfen, ohne zusätzliche Ziele 
zu verfolgen. Andere schätzen die Reflexion innerhalb der Projekte sehr und be- 
fürworten die Anwesenheit eines „Mediator — the 3rd party“ (Lichtensztajn 2012: 
9f.). 

In der Musikpädagogik besteht noch ein Forschungsbedarf über die spezifi- 
schen Qualitäten der Musik in der multikulturellen Music Education sowie über 
die Rolle der Musik in der Peace Education. Die Pläne des Israel Philharmonic 
Orchestra und des Jezreel Valley Center for the Arts, unter dem Namen Zubin 
Mehta Art Center (Mebel 2014) ein großer Kultur-und Kongresszentrum zu errich- 
ten, bringen Möglichkeiten mit sich, vernetzte Forschungsprojekte durchzuführen, 
Erfahrungen auszutauschen und vor allem, unbegrenzt zu musizieren. 
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Kinderarmut in Deutschland 


Was leistet die Familienpolitik zur Armutsvermeidung? 


Angelika Koch 


1 Einleitung 


Im Jahr 2015 lebten 1,664 Mio. Kinder von „Hartz IV“.' Die große Zahl von Kin- 
dern, die die sozialstaatliche Grundsicherung erhalten, die langen Verweildauern 
von Kindern im Bezug dieser Transferleistungen, wie auch die hohe Armutsge- 
fährdung von Kindern in Deutschland sind immer wieder Ausgangspunkt einer 
intensiv und kontrovers geführten Debatte zum Thema Kinderarmut.? Im Mittel- 
punkt steht dabei die Frage, wie die ökonomischen und sozialen Teilhabemög- 
lichkeiten von Kindern zu bewerten sind und welche politischen Anforderungen 
sich daraus ergeben. Die Bundesregierung sieht die Entwicklung der Lebenslagen 
in Deutschland im 4. Armuts- und Reichtumsbericht insgesamt positiv und führt 
hierzu u.a. die Reduzierung der Zahl der betroffenen Kinder im Grundsicherungs- 
bezug an (Bericht der Bundesregierung 2013, VII). Als politische Aufgabe formu- 
liert sie, „dass sich Armutsrisiken für bestimmte gesellschaftliche Gruppen nicht 
über Generationen verfestigen und dass Chancen zur sozialen Mobilität, d.h. zur 
Verbesserung der Lebenslage, in ausreichendem Maße vorhanden sind“ (Ibidem: 





1 Daten für August 2015, Kinder im Grundsicherungsbezug nach dem SGB I (Statistik 
der Bundesagentur für Arbeit 2015a). 

2 Die Hälfte aller Kinder unter 18 Jahren im Grundsicherungsbezug (50,7%) bezog drei 
Jahre und länger Grundsicherungsleistungen nach dem SGB IH, eigene Berechnungen 
nach Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2015b). Die Armutsgefährdung von Kin- 
dern unter 18 Jahren betrug im Jahr 2014 19%, siehe Daten des Mikrozensus (Statisti- 
sches Bundesamt 0.J.a). Fast jedes fünfte Kind war somit betroffen. 
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II). Doch kann es als sozialstaatliches Leistungskriterium für die gleichberechtigte 
ökonomische und soziale Teilhabe aller Mitglieder eines demokratischen Gemein- 
wesens und damit den Kern des Sozialstaatsprinzips ausreichen, lediglich einem 
dauerhaften Armutsrisiko entgegenzuwirken? Werden damit die Rechte von Kin- 
dern auf einen „angemessenen Lebensstandard“ (827 UN-KRK 2014), wie in der 
1992 in Deutschland in Kraft getretenen UN-Kinderrechtskonvention vereinbart, 
gewahrt? 

Betrachtet man die Ursachen von Armut, so werden seit langem grundlegende 
gesellschaftsstrukturelle Ursachen benannt.’ Hierzu gehören die mithoher Arbeits- 
losigkeit verbundene Strukturkrise des Arbeitsmarktes, seine Transformation mit 
der Erosion des Normalarbeitsverhältnisses und der Zunahme prekärer, nicht 
existenzsichernder Beschäftigung, die Veränderungen in den Familien- und Le- 
bensformen bei einer auf das traditionelle Familienmodell ausgerichteten sozialen 
Sicherung sowie Strukturmängel in den sozialen Sicherungssystemen — allesamt 
Faktoren, die zu einer Verringerung des sozialen Schutzes und somit vermehrt zu 
Risiken von Einkommensarmut führen, die auch Familien und somit Kinder be- 
treffen können. An der Vermeidung von Armut ist der Sozialstaat in vielfältiger 
Weise beteiligt. Auch die Familienpolitik hat die Aufgabe, Kinderarmut präventiv 
zu bekämpfen sowie die materielle Sicherung von Kindern zu gewährleisten, wenn 
Armut bereits eingetreten ist. Kritisch wird in der Armutsforschung gesehen, dass 
die familienpolitischen Instrumente zur Armutsvermeidung seit Mitte der 2000er 
Jahre einer ‚sozialinvestiven‘ Strategie folgen, die sich darauf richtet, auch Maß- 
nahmen gegen Kinderarmut als Investition in Humankapital unter dem Gesichts- 
punkt ökonomischen Wachstums und wirtschaftlicher Wettbewerbsfähigkeit zu 
konzipieren (Olk u. Hübenthal 2009: 151).* 

Ziel dieses Beitrags ist es zu untersuchen, welche Bedeutung der Familien- 
politik aktuell bei der Vermeidung von Kinderarmut zukommt. Was leistet die 
Familienpolitik, um Kinderarmut zu vermeiden? Wo zeigen sich Reformbedarfe, 
und welche Strategien können dazu beitragen, derzeitige Defizite zu beseitigen? 
Um eine Einschätzung der aktuellen Problemlage zu gewinnen, gehe ich zunächst 
auf unterschiedliche Armutskonzepte und empirische Befunde zu Kinderarmut 
in Deutschland ein. Der zweite Schritt, in dem ich wesentliche familienpolitische 





3 Siehe hierzu bereits Hanesch (1995: 142ff.), zu gesellschaftsstrukturellen Ursachen 
ebenfalls Butterwegge et al. (2008). 

4 Olk und Hübenthal charakterisieren den ‚Sozialinvestment-Ansatz‘ als eine grund- 
legende Verschiebung sozialpolitischer Zielsetzungen, von der sozialen Gleichheit 
durch Umverteilung von Ressourcen hin zu sozialer Integration durch die Produktion 


von Beschäftigungsfähigkeit über Arbeitsmarktaktivierung und lebenslanges Lernen 
(Ibidem). 


Kinderarmut in Deutschland 117 








Leistungen unter dem Aspekt der Armutsvermeidung untersuche, dient dazu, Re- 
formbedarfe herauszuarbeiten, um anschließend alternative Optionen zur Beseiti- 
gung von Kinderarmut vorzustellen. 





2 Kinderarmut in Deutschland 
2.1 Armutsbegriffe 


Um die Armutsbetroffenheit von Kindern zu beschreiben, werden im Folgenden 
zwei Armutsbegriffe herangezogen, das Konzept der relativen Einkommensarmut 
sowie eine politisch festgesetzte Armutsgrenze, ab der sozialstaatliche Mindest- 
sicherungsleistungen gezahlt werden. 

Grundlegend für die relative Einkommensarmut ist ein Konzept relativer Ar- 
mut, bei dem eine erhebliche Unterschreitung des durchschnittlichen Lebensstan- 
dards Maßstab für die Bestimmung von Armut ist. Die relative Armut ist somit als 
Ungleichheitsmaß konzipiert, indem das Wohlstandsniveau einer Gesellschaft zur 
Bestimmung von Armut herangezogen wird.’ Armut ist in diesem Sinne der „ext- 
reme Ausdruck sozialer Ungleichheit“ (Bäcker et al. 2008: 357). Von relativer Ein- 
kommensarmut wird gesprochen, wenn das verfügbare Einkommen nur noch we- 
niger als 60% des Durchschnittseinkommens der Bevölkerung (Median) erreicht.‘ 
2014 betrug die Armutsgefährdungsschwelle für einen Einpersonenhaushalt nach 
Ergebnissen des Mikrozensus 917 Euro (Statistisches Bundesamt 0.J.a). 

Demgegenüber definiert die politisch festgesetzte Armutsgrenze ein soziokul- 
turelles Existenzminimum als Mindestbedarf, dessen Unterschreitung als Armut 
verstanden wird. Die Berechnungsbasis dieses soziokulturellen Existenzmini- 
mums bildet ein empirisches Verfahren (,‚Statistikmodell‘), mit dem die Ausgaben 
unterer Einkommensgruppen erhoben werden. Diese bestimmen grundlegend den 
existenzminimalen Bedarf, jedoch hat der Gesetzgeber zusätzlich die Möglichkeit 
zu entscheiden, welche spezifischen Ausgaben er ggf. als nicht relevant für die 





5 Vgl. Bäcker et al. (2008: 357) sowie Hauser (2008: 96). 


Grundlage der Einkommensberechnung für das Durchschnittseinkommen sind ge- 
wichtete Haushaltseinkommen, die sog. Nettoäquivalenzeinkommen. Ausgehend von 
der Annahme, dass sich durch gemeinsames Wirtschaften in Haushalten Einsparun- 
gen ergeben und der Bedarf von Kindern niedriger ist als der von Erwachsenen, wird 
Kindern unter 14 Jahren ein Bedarfsgewicht von 0,3 sowie Personen ab 14 Jahren ein 
Bedarfsgewicht von 0,5 zugeordnet. 
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Gewährleistung des Existenzminimums ansieht.” Bedeutsam ist für die politisch 
festgesetzte Armutsgrenze überdies das strenge Nachrangprinzip, nach dem bis 
auf ein geringes Schonvermögen sämtliche Einkommen und Vermögen (eigenes 
sowie unterhaltspflichtiger Personen) eingesetzt werden müssen, bevor Mindest- 
sicherungsleistungen gezahlt werden. Für eine alleinstehende Person lag im Jahr 
2014 das Existenzminimum bei 701 Euro (IAQ 0.J.). 

In Deutschland erhalten Kinder unter 15 Jahren Mindestsicherungsleistungen, 
die das Existenzminimum gewährleisten sollen, im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende nach dem SGB II (Sozialgeld), wenn sie mit erwerbsfähigen 
Personen in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Kinder, die mit einer nicht erwerbs- 
fähigen Person zusammenleben, erhalten Sozialhilfeleistungen nach dem SGB 
XL. 


2.2 Ausmaß und Struktur der Armutsgefährdung 
von Kindern 


Aktuell lässt sich für Deutschland ein sehr hohes Ausmaß an relativer Einkom- 
mensarmut feststellen. Im Jahr 2014 waren 15,4% der Gesamtbevölkerung armuts- 
gefährdet, bei den Kindern unter 18 Jahren lag die Armutsrisikoquote mit 19% 
noch höher.* Auffallend ist, dass sich die Armutsgefährdung von Kindern in den 
letzten zehn Jahren kaum reduziert hat, bei Kindern unter 18 Jahren lag sie 2005 
mit 19,5% bei ebenfalls rund einem Fünftel aller Kinder in Deutschland. 

Das Armutsrisiko der Kinder unterscheidet sich danach, in welcher Region 
Deutschlands sie leben, in welchen Familienformen und ob ein Migrationshinter- 
grund besteht: 





7 Diese Möglichkeit hat der Gesetzgeber stark dazu genutzt. Die normativen Setzun- 
gen, verknüpft mit weiteren Berechnungsveränderungen, führen dazu, dass sich der 
errechnete Mindestbedarf um 30% reduziert (Becker 2015: 147). Ob die Höhe der 
festgelegten Mindestsicherungsleistungen angemessen ist, um den soziokulturellen 
Mindestbedarf zu decken, ist seit Jahren gesellschaftlich kontrovers, wie auch die Ver- 
fahren zu dessen Ermittlung. Davon hängt somit ab, ob der Bezug von Mindestsiche- 
rungsleistungen als bekämpfte Armut oder als Armut verstanden wird. Siehe hierzu 
weitere Ausführungen in Kap. 3. 

8 Daten des Mikrozensus mit Berechnungen auf der Basis des Bundesmedians. Siehe 
hierzu und zum Folgenden Statistisches Bundesamt (0.J.a). In früheren Jahren wurde 
zur Armutsmessung das arithmetische Mittel für die Berechnung des Durchschnitts- 
einkommens herangezogen und von einer Armutsgefährdung ausgegangen, wenn we- 
niger als 50% des Durchschnittseinkommens zur Verfügung stand. Nach EU-Standard 
wird heute EU-weit eine 60%-Schwelle berechnet. 
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Zu den regionalen Unterschieden zeigt sich, dass 2014 in Westdeutschland 
17,8% der Kinder armutsgefährdet waren, in Ostdeutschland war fast jedes vierte 
Kind (24,6%) betroffen. Auch variiert die Armutsgefährdung danach, in welchen 
Bundesländern die Kinder leben: Am stärksten waren Bremen (33,1%), Sachsen- 
Anhalt (28,7%) und Berlin (26,8%) betroffen, in Bayern war das Armutsrisiko von 
Kindern demgegenüber mit 11,9% etwa dreimal niedriger als in Bremen. 

Differenziert nach Haushaltsformen sind Alleinerziehendenhaushalte am stärk- 
sten betroffen. Dies waren 2014 mehr als zwei Fünftel (41,9%) aller Alleinerzie- 
hendenhaushalte. Auch zeigt sich für Paarhaushalte, dass je mehr Kinder in einer 
Familie leben, die Armutsgefährdung umso höher ist. Bei Familien mit drei und 
mehr Kindern lag das Armutsrisiko bei rd. einem Viertel (24,6%), im Unterschied 
zu 9,6% bei Familien mit einem Kind. Paarhaushalte ohne Kind waren mit 9,3% 
betroffen. 

Ein sehr viel höheres Armutsrisiko als Kinder unter 18 Jahren insgesamt haben 
Kinder mit Migrationshintergrund. Fast jedes dritte Kind dieser Gruppe (30%) 
war 2014 armutsgefährdet (Statistisches Bundesamt 2015a: 386). 

Zieht man den Bezug von Grundsicherungsleistungen heran, so waren 2015 
unter den rd. 6,082 Mio. Bezieherinnen und Beziehern der Leistungen nach dem 
SGB II 1, 664 Mio. Kinder unter 15 Jahren (Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
2015a: 5). Bezogen auf die entsprechende Altersgruppe in der Gesamtbevölkerung 
traf dies 15,6% aller Kinder unter 15 Jahren. Kinder sind damit überproportional 
betroffen, denn für die Gesamtbevölkerung bis zur Regelaltersgrenze lag die Hil- 
fequote bei 9,4% (Ibidem: 7). 

Auch bei den Grundsicherungsleistungen lassen die Daten dabei starke Unter- 
schiede nach regionaler Verteilung und Haushaltsform erkennen: In den ostdeut- 
schen Bundesländern lebte fast ein Viertel der Kinder (22,6%) auf Grundsiche- 
rungsniveau, in den westdeutschen waren es 14% (Ibidem: 9). Fast zwei Fünftel 
aller Alleinerziehenden-Haushalte (38,4%) war 2015 hilfebedürftig, bei den Al- 
leinerziehenden mit drei Kindern waren rd. 71% der Haushalte im Grundsiche- 
rungsbezug. Paarhaushalte mit Kindern betraf dies im Vergleich zu Alleinerzie- 
hendenhaushalten deutlich seltener (7,3%). Doch auch bei den Paarhaushalten 
steigt der Grundsicherungsbezug mit der Zahl der Kinder: 5,8% der Paarhaushalte 
mit einem Kind waren im Leistungsbezug, bei Paarhaushalten mit drei Kindern 
und mehr waren es mit 16,4% fast dreimal so viele. Dagegen bezogen lediglich 
3,4% der Paarhaushalte ohne Kinder Grundsicherungsleistungen (Ibidem: 7). 

Wie lange Kinder von Leistungen am soziokulturellen Existenzminimum ab- 
hängig sind, zeigen hierbei Daten zu den Verweildauern im Leistungsbezug nach 
dem SGB II: Bei den Kindern unter 15 Jahren bezogen 2015 fast zwei Fünftel 
(39,1%) die Grundsicherungsleistung vier Jahre und länger, bei den Kindern unter 
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18 Jahren waren es 41,7% (eigene Berechnungen nach Statistik der Bundesagentur 
für Arbeit 2015b). 


3 Familienpolitische Leistungen und ihre Bedeutung für 
die Armutsvermeidung 





Familienpolitische Leistungen finden sich in vielen Politikfeldern. Sie lassen sich 
unter dem Gesichtspunkt der Armutsvermeidung differenzieren in sozialstaatliche 
Leistungen, die bereits eingetretene Armut kompensieren, sowie präventive Leis- 
tungen, die die Armutslage im Vorhinein vermeiden sollen. Im Folgenden werden 
auf der Basis dieser Unterscheidung drei für die Armutsvermeidung von Kindern 
zentrale Politikfelder untersucht: erstens die Gestaltung der Grundsicherungs- 
leistungen zur Beseitigung von Armut sowie zweitens wesentliche Elemente des 
kinderbezogenen Familienleistungsausgleichs und drittens die familienpolitischen 
Maßnahmen der Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Familienarbeit als prä- 
ventive Leistungen. 


3.1 Armutsvermeidung und Grundsicherungsleistungen: 
Fehlende Bedarfsdeckung fördert Ausgrenzung 


Zu den Aufgaben der Familienpolitik zählt die Existenzsicherung von Familien. 
Unterschreitet das Einkommen von Familien ein bestimmtes Mindestniveau, grei- 
fen sozialstaatliche Grundsicherungsleistungen, die vermeiden sollen, dass Eltern 
und Kinder unter dem Existenzminimum leben. Das Existenzminimum, das ge- 
währleistet werden muss, bezieht sich dabei sowohl auf die physische Existenz, 
als auch auf die gesellschaftliche Teilhabe. Grundsicherungsleistungen für Kinder 
und Jugendliche bestehen aus einem Regelsatz zur Sicherung des Lebensunter- 
halts (Ernährung, Kleidung, Körperpflege etc.) und für persönliche Bedürfnisse 
des täglichen Lebens, zu denen auch die Teilhabe am sozialen und kulturellen 
Leben zählt. Tatsächliche Kosten für Unterkunft und Heizung werden im Grund- 
sicherungsbezug übernommen, sofern sie angemessen sind. 

Für die Festlegung des Kinderexistenzminimums zieht der Gesetzgeber im 
Rahmen des o.a. Statistikmodells die Ausgaben der Paarhaushalte mit einem Kind 
heran, die die untersten 20% auf der Einkommensskala umfassen.” Während Fa- 





9 Siehe hierzu und zum Folgenden die Bestimmungen des Regelbedarfsermittlungsge- 
setzes (2011). 
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milienhaushalte, die sich im Grundsicherungsbezug befinden und kein Erwerbs- 
einkommen erzielen, nicht in diese Referenzgruppe mit einbezogen sind, um Zir- 
kelschlüsse zu vermeiden, werden jedoch Familien, die ihr Erwerbseinkommen 
mit SGB-Il-Leistungen aufstocken, in der Referenzgruppe berücksichtigt. Für die 
statistische Erhebung wird die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 
herangezogen, die alle 5 Jahre erhoben wird. Die für 2015 und 2016 berechneten 
Regelsätze beruhen auf Daten der EVS von 2008, da die letzte Erhebung von 2013 
noch nicht ausgewertet ist. Bis zur Vorlage neuer Daten werden die Regelsätze 
jährlich dynamisiert mittels eines Mischindexes, der die Preis- und Lohnentwick- 
lung berücksichtigt (70% Preisentwicklung und 30% Lohnentwicklung). 

Die monatlichen Regelsätze der Grundsicherungsleistung liegen für Kinder ab 
dem 1. Januar 2016 bei 237 Euro (Kinder unter sechs Jahren), bei 270 Euro für 
Kinder von sechs bis unter 14 Jahren sowie bei 306 Euro für Kinder von 14 bis 
unter 18 Jahren (RBSFV 2016). Dies ergibt zur Sicherung sämtlicher Grundbe- 
dürfnisse einen Betrag von 7,90 Euro pro Tag für Kinder unter 6 Jahren, von 9 
Euro für Kinder von 6 bis unter 14 Jahren sowie 10,20 Euro für Kinder zwischen 
14 und 18 Jahren.'’ In welchem Maße spezifische Ausgaben bei den Kinderregel- 
sätzen Berücksichtigung finden, zeigt Tabelle 1 für 2015: 


Tabelle 1 Monatlicher Kinderregelsatz 2015 — Ausgewählte Positionen in Euro 






































| Kinder unter 6 | Kinder von 6-13 | Kinder von 14-18 














Nahrungsmittel, Getränke 86,96 | 107,27 | 136,88 
Bekleidung, Schuhe | 34,37 | 37,02 | 41,07 
Gesundheitspflege | 6,73 | 5,50 | 71,24 
Bildungswesen | 1,08 | 1,29 | 0,32 
Freizeit, Unterhaltung, Kultur | 39,72 | 45,92 | 34,67 





Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Martens (2014: 22-24). 


Für Ernährung (Essen und Getränke) bleiben Kindern unter sechs Jahren demnach 
2,90 Euro pro Tag, Kinder zwischen sechs und 13 Jahren müssen mit 3,57 Euro 
auskommen, bei den 14 bis 18-Jährigen sind es 4,56 Euro." 

Neben den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts und den Wohn- 
kosten kommen Leistungen für Bildung und Teilhabe hinzu (SGB II 2015). Zu 
den Bildungsleistungen gehören solche für den Schulbedarf, die zur Regelleistung 
hinzukommen (100 Euro pro Jahr) sowie Leistungen auf Antrag für die Beförde- 





10 Eigene Berechnungen. 
11 Eigene Berechnungen nach Martens (2014: 22ff.). 
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rung zur Schule (zumutbare Eigenleistung 5 Euro mtl.), Nachhilfe und Mittags- 
verpflegung. Mehrtägige Klassenfahrten und Schulausflüge werden in Höhe ihrer 
tatsächlichen Aufwendungen anerkannt. Diese Leistungen werden bis zum 25. Le- 
bensjahr gezahlt. Kulturelle und soziale Teilhabeleistungen betreffen Kinder bis 
zur Vollendung des 18. Lebensjahres und belaufen sich auf insgesamt 10 Euro 
monatlich. 

Decken die Leistungen den notwendigen Bedarf von Kindern und Jugendli- 
chen, um soziale Ausgrenzung zu vermeiden und Chancengleichheit zu gewähr- 
leisten? Die Konstruktion der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts wie 
auch die Gestaltung der Bildungs- und Teilhabeleistungen lassen erhebliche Pro- 
blematiken erkennen, die dazu führen, dass die Zielsetzung, das soziokulturelle 
Existenzminimum zu sichern, nicht erreicht wird. 

In der Kritik hinsichtlich einer ausreichenden Bedarfsdeckung stehen vor allem 
die Berechnungsgrundlage der Regelsätze sowie das Verfahren des Statistikmo- 
dells selbst: 

So werden Haushalte, die zwar leistungsberechtigt wären, allerdings keine 
Leistungen beanspruchen (,„verdeckte“ Armut), in die Referenzgruppe der ein- 
kommensschwachen Haushalte mit einbezogen, ebenso wie jene, bei denen das 
Erwerbseinkommen so gering ist, dass es mit Grundsicherungsleistungen aufge- 
stockt werden muss. Diese „armen“ Haushalte werden somit zur Berechnung ihres 
eigenen Mindestbedarfs herangezogen.'” Die Kinderregelsätze berücksichtigen 
darüber hinaus bestimmte Konsumausgaben mangels ausreichender Daten nicht 
(Martens 2014: 19). Des Weiteren ist die Anpassung des Regelsatzes, die auch 
für die Festsetzung des existenzminimalen Bedarfs von Kindern relevant ist, kri- 
tisch zu sehen, da sie sich nicht nur an der Entwicklung der regelbedarfsrelevanten 
Lebenshaltungskosten, sondern auch an der Lohnentwicklung orientiert. Letzte- 
re erscheint jedoch für die Fortschreibung einer als existenzsichernd definierten 
Leistung dysfunktional. Schließlich können durch die Fortschreibung des Regel- 
satzes auch starke Preissteigerungen einzelner wichtiger Güter nicht angemessen 
berücksichtigt werden. Dies gilt bspw. für starke Preissteigerungen, die bei den 
Nahrungsmitteln zu verzeichnen sind, so dass faktisch für andere existenziell not- 
wendige Ausgaben weniger zur Verfügung steht.'” Grundlegend bleibt es wider- 





12 Berechnungen zu den Regelsätzen unter Einbeziehung der verdeckten Armut bei Be- 
cker (2015: 145f.). Schüssler (2015: 64) weist mit Bezug auf Untersuchungen des TAB 
(Bruckmeier et al. 2013) darauf hin, dass es sich bei der verdeckten Armut um Grö- 
Benordnungen handelt, die nach Modellrechnungen bei 3,08 bis 4,86 Mio. Haushalten 
liegen. 

13 So stiegen die Preise für Nahrungsmittel zwischen 2005 und 2015 um 24,4%, der 
Regelsatz wurde jedoch insgesamt nur um 15,7% angehoben (Berechnungen auf der 
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sprüchlich, aus den Ausgaben unterer Einkommensgruppen auf deren Bedarf zu 
schließen. Eine normative Bestimmung dessen, was der Bedarf an gesunder Er- 
nährung, Bildung etc. ist, unterbleibt somit.'* 

Auch die Gestaltung der Bildungs- und Teilhabeleistungen für Kinder und 
Jugendliche erweist sich als unzureichend. Die pauschalen Leistungen für den 
Schulbedarf wurden seit ihrer Einführung 2008 nicht erhöht (Knickrehm 2014: 
160). Unklare gesetzliche Definitionen für Lernförderung („angemessene Lern- 
förderung“, „kurzzeitig“ erforderliche Hilfen) erschweren die Umsetzung dieses 
Instruments. Knickrehm weist darauf hin, dass hierunter in ersten gerichtlichen 
Entscheidungen auch langfristige Maßnahmen bei Legasthenie oder Dyskalkulie 
subsumiert wurden (Ibidem: 161). Zudem stellt sich die Frage, wie bei als exis- 
tenzminimal definierten Leistungen noch Zuzahlungen als zumutbar veranschlagt 
werden können, wie bei der Schülerbeförderung. Auch die Schülerverpflegung mit 
der täglichen Zuzahlung von einem Euro aus dem Regelsatz erscheint angesichts 
der minimalen Beträge für Ernährung höchst problematisch. Für ein Schulkind 
zwischen sechs und 13 Jahren bleiben bspw. lediglich 2,57 Euro für Ernährung. 
Weitere Leistungen für Teilhabe bleiben weit hinter den Erfordernissen zurück, da 
für sämtliche außerschulische Aktivitäten, wie bspw. Musikunterricht, Mitglied- 
schaften in Sportvereinen und Teilnahme an Freizeiten insgesamt 10 Euro monat- 
lich im Regelfall erstattet werden.” 

Schließlich zeigen Evaluationen zur Inanspruchnahme der Bildungs- und Teil- 
habeleistungen, dass sie einen hohen Anteil von Kindern und Jugendlichen nicht 
erreichen: So nutzte nicht einmal die Hälfte der leistungsberechtigten Kinder und 
Jugendlichen (45%) mindestens eine Leistung (BMAS 2015: 288). Sehr unter- 
schiedlich ist auch die Inanspruchnahme einzelner Leistungen: Die gemeinsame 
Mittagsverpflegung wurde von 35% der berechtigten Kinder und Jugendlichen 
mindestens einmal in Anspruch genommen, bei den Tagesausflügen und Klassen- 
fahrten waren es 20%. Mit Abstand am geringsten (5,3%) wurde die Kostenerstat- 
tung für Nachhilfe genutzt (Ibidem). Die Auswertungen lassen zudem erhebliche 
Zugangshürden erkennen, da fast die Hälfte (47%) der leistungsberechtigten Haus- 
halte, die seit der Einführung der Bildungs- und Teilhabeleistungen keinen Antrag 





Basis des harmonisierten Verbraucherpreisindexes, DGB 2015). 

14 Schneider (2010: 207) formuliert die Logik des Statistikmodells zugespitzt: „Was 
nicht gekauft wird, wird offensichtlich auch nicht gebraucht.“ Das Statistikmodell 
sei im Grunde genommen blind für Armut (Ibidem). Kritisch ebenfalls Bündnis für 
ein menschenwürdiges Existenzminimum (0.J.: 8). Hier wird argumentiert, dass das 
Statistikmodell sich für die Überprüfung von Mängeln und Bedarfsunterdeckungen 
eignet, jedoch nicht für die grundlegende Bedarfsfestsetzung. 


15 Zu letzterem im Detail Knickrehm (2014: 162f.). 
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gestellt hatten, nicht wusste, an welche Stelle sie sich wenden musste, und fast ein 
Viertel (23,7%) keinen Antrag stellte, weil förderfähige Angebote in der Gegend 
fehlten.'® 


3.2 Familienleistungsausgleich: Unzureichende Förderung 
von Familien mit geringen Einkommen 


Zielsetzung der kinderbezogenen Leistungen des Familienleistungsausgleichs bzw. 
Kinderleistungsausgleichs ist es, Familien mit Kindern durch direkte Zahlungen 
oder Steuerermäßigungen den Unterhalt ihrer Kinder ohne unzumutbare Einbußen 
im Lebensstandard zu ermöglichen (Bäcker et al. 2008: 295). Die Elemente des 
Kinderleistungsausgleichs im engeren Sinne sind hierbei das Kindergeld und die 
steuerlichen Kinderfreibeträge. Kindergeld und Kinderfreibeträge werden alterna- 
tiv gewährt, es erfolgt eine automatische Prüfung durch die Finanzämter, welche 
Form sich günstiger auswirkt. Zentraler Bezugspunkt für die Berücksichtigung 
des Bedarfs von Kindern im Kinderleistungsausgleich ist das Kinderexistenzmi- 
nimum. Es muss steuerfrei bleiben, so der Grundgedanke, da die Eltern durch 
den Unterhaltsbedarf der Kinder bereits in ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit 
eingeschränkt sind. Mit den kindbezogenen Freibeträgen soll somit erreicht wer- 
den, dass das Kinderexistenzminimum nicht der Besteuerung unterliegt, um auf 
diese Weise Benachteiligungen gegenüber kinderlosen Steuerpflichtigen zu ver- 
meiden. Die Familienpolitik folgt mit der Ausgestaltung der Familienförderung 
über Steuerermäßigungen durch die Kinderfreibeträge dem Prinzip des sog. ho- 
rizontalen Leistungsausgleichs, indem Benachteiligungen zwischen gleichen Ein- 
kommensgruppen mit und ohne Kinder vermieden werden sollen. 

Durch das Kindergeld erhalten auch die Familien Leistungen, bei denen auf- 
grund ihres Einkommens die Steuerentlastung geringer wäre als das Kindergeld 
oder die gar keine Steuern zahlen. Das Kindergeld wird insofern als Förderleistung 
verstanden, als der Teil, der über der Summe der Steuerentlastung liegt, zusätzlich 
bis zur Höhe des Kindergeldes gezahlt wird (vertikaler Leistungsausgleich).'” 





16 Zu den Daten BMAS (2015: 301). 


17 Zum horizontalen und vertikalen Leistungsausgleich siehe Bäcker et al. (2008: 296f. 
und 301). 
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3.2.1 Kinderfreibeträge, Kindergeld und deren Effekte 


Um den Unterhaltsbedarf von Kindern zu bestimmen, berücksichtigt das Einkom- 
menssteuerrecht das Kinderexistenzminimum über Kinderfreibeträge, die den so- 
ziokulturellen Mindestbedarf eines Kindes abbilden sollen.'® Dazu gehören zum 
einen der existenzminimale Sachbedarf (sächliches Existenzminimum) sowie zum 
anderen der Bedarf an Leistungen für Betreuung, Erziehung und Ausbildung von 
Kindern. Die Mindestkinderkosten für das sächliche Existenzminimum orientie- 
ren sich wiederum am sozialhilferechtlichen Mindestbedarf.'” Für das Jahr 2016 
ist das Existenzminimum eines Kindes auf 7.248 Euro pro Kind festgelegt (Frei- 
betrag für das sächliche Existenzminimum: 4.608 Euro; Freibetrag für Erziehung, 
Betreuung und Ausbildung: 2.640 Euro). 

Das alternativ zu den finanziellen Entlastungen über die Kinderfreibeträge ge- 
währte Kindergeld ist eine Leistung, die einkommensunabhängig und grundsätz- 
lich bis zum 18. Lebensjahr eines Kindes gezahlt wird. Seine Höhe ist nach der 
Anzahl der Kinder gestaffelt (Bundeskindergeldgesetz 2015). Das Kindergeld liegt 
2016 für das erste und zweite Kind bei 190 Euro, für das dritte Kind bei 196 Euro, 
für alle weiteren Kinder sind es je 221 Euro. Die große Mehrheit der anspruchsbe- 
rechtigten Kinder in Deutschland erhält Kindergeld. Der Anteil der Kinder, deren 
Eltern von den Kinderfreibeträgen profitieren konnten, lag 2014 bei rd. 23%.?° Die 
Ausgaben für die Kinderfreibeträge beliefen sich im gleichen Jahr auf rd. 2,28 
Mrd. Euro, die Ausgaben für das Kindergeld lagen bei 38,15 Mrd. Euro (Ibidem). 

Leistet die Familienförderung durch den Kinderleistungsausgleich einen aus- 
reichenden Beitrag zur Armutsprävention? 

Zunächst ist ein zentraler Grundmechanismus des dualen Kinderleistungsaus- 
gleichs in den Blick zu nehmen. Zwar wird das Kinderexistenzminimum im Ein- 
kommensteuerrecht als pauschale Größe festgelegt, allerdings haben die kindbe- 
dingten Freibeträge aufgrund des progressiven Steuertarifs den Effekt, dass die 
finanzielle Entlastung für Familien umso höher ausfällt, je besser die Erwerbs- 
situation der Eltern ist.?! 





18 Siehe hierzu und zum Folgenden BT-Drs. (18/3893: 2 sowie 6/7). 


19 Dieser umfasst die Regelbedarfe, typische Bildungs- und Teilhabeleistungen sowie 
Kosten für Unterkunft und Heizung. Da die Regelbedarfe im Grundsicherungsrecht 
altersabhängig sind, wird ein durchschnittlicher, gewichteter Regelbedarf berechnet 
(Ibidem: 4f.). 

20 Eigene Berechnungen nach Bundesfinanzministerium (2015: 51). 


21 Zu früherer Kritik des Kinderleistungsausgleichs siehe Bäcker et al. (2008: 302), Schä- 
fer (2012), Becker (2012). 
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Dies hat auch zur Folge, dass sich bei steigendem Einkommen in den oberen 
Einkommensbereichen finanzielle Entlastungen ergeben, die das Kindergeld weit 
übersteigen. Die Grenze, ab der sich eine höhere Entlastung durch die Kinderfrei- 
beträge ergibt, lag 2014 bei einer Familie mit einem Alleinverdiener und einem 
Kind bei einem Jahresbruttolohn von 72.660 Euro (Bundesfinanzministerium 
2015: 55).”? Tabelle 2 auf der folgenden Seite zeigt die Entlastungswirkung durch 
die Kinderfreibeträge mit steigendem Einkommen im Vergleich zum Kindergeld 
bis zur maximalen finanziellen Wirkung der Freibeträge. Eine Familie mit einem 
Alleinverdiener und einem Kind bspw. erhielt 2014 für den Unterhalt ihres Kindes 
jährlich maximal 736 Euro mehr, als sich durch das Kindergeld ergab, bei zwei 
Kindern erhielt sie 1470 Euro mehr. 

Kritisch zu sehen ist auch die Höhe des Kindergelds. Nimmt man den Bedarf, 
der als Kinderexistenzminimum im Einkommensteuerrecht angesetzt ist, als 
Maßstab (2016: 604 Euro monatlich), unterschreitet das Kindergeld diesen Be- 
darf erheblich. Beim ersten Kind liegt es mit lediglich 31% mehr als zwei Drittel 
unter dem Bedarf (190 Euro zu 604 Euro), selbst beim vierten Kind erreicht es nur 
knapp 37%.” 





22 Dies ist ein zu versteuerndes Einkommen von 63.486 Euro (Bruttolohn abzüglich ab- 
setzbarer Vorsorgeaufwendungen, Arbeitnehmerpauschbetrag und Sonderausgaben- 
pauschbetrag (Ibidem). 


23 Eigene Berechnungen auf der Basis der o.a. Daten. Wenig geeignet erscheint als Re- 
ferenzgröße für die Leistungsfähigkeit des Kindergelds der sozialhilferechtlich an- 
erkannte Mindestbedarf, danach dem 10. Existenzminimumbericht (BT-Drs. 18/3893: 
6) die Leistungen für Erziehung, Bildung und Ausbildung bei den Mindestunterhalts- 
kosten sehr niedrig angesetzt sind (19 Euro monatlich, 2016), so dass von einer Be- 
darfsunterdeckung bei den angesetzten Mindestunterhaltskosten auszugehen ist. Zu 
diesen 19 Euro kommt es, da 100 Euro jährlicher Schulbedarf, 3 Euro monatlich für 
Ausflüge in Schule oder Kita sowie 10 Euro monatlich für gesellschaftliche Teilhabe 
veranschlagt werden (sämtliche Mitgliedschaften in Vereinen, Teilnahme an Freizeit- 
gestaltungen). 


Kinderarmut in Deutschland 


127 









































Tabelle2 Entlastungswirkung durch Kinderfreibeträge im Vergleich zum Kindergeld bei 
steigenden Einkommen 2014, in Euro 
Alleinverdiener- | Alleinverdiener- |Alleinverdiener- | Alleinverdiener- 
familie familie familie familie 
mit 1 Kind mit 1 Kind mit 2 Kindern mit 2 Kindern 
Jahres- Kindergeld Zusatzentlastung | Kindergeld Zusatzentlastung 
brutto durch Kinderfrei- durch Kinderfrei- 
beträge beträge 
30.000 2.208 0 4.416 0 
42.000 2.208 0 4.416 0 
50.000 12.208 0 4.416 0 
60.000 2.208 0 4.416 0 
70.000 |2.208 0 4.416 0 
74.000 |2.208 22 4.416 22 
82.000 |2.208 150 4.416 190 
90.000 12.208 280 4.416 448 
98.000 12.208 408 4.416 704 
110.000 2.208 600 4.416 1.088 
122.000 2.208 736 4.416 1.416 
130.000 2.208 736 4.416 1.470 
134.000 | 2.208 736 4.416 1.470 

















Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Bundesfinanzministerium (2015: 54). 


Die erhebliche Unterschreitung des soziokulturellen Mindestbedarfs durch das 
Kindergeld im Vergleich zur finanziellen Entlastung durch die Kinderfreibeträge 
im Einkommensteuerrecht hat überdies zur Konsequenz, dass paradoxerweise die 
privat zu finanzierenden Kosten im unteren Einkommensbereich steigen. Hinzu 
kommt, dass, je niedriger das Einkommen ist, desto höher ist der nicht gedeckte 
Anteil an den Kinderkosten am Einkommen. Es ist somit davon auszugehen, dass 
notwendige Bedarfe nicht gedeckt werden können und eine gleichberechtigte ge- 
sellschaftliche Teilhabe von Kindern im unteren Einkommensbereich nicht ge- 
währleistet ist.** 

Der unzureichende Kinderleistungsausgleich trägt somit im unteren Einkom- 
mensbereich zu prekären Einkommenslagen von Familien wesentlich bei. Auch 
die ungleiche finanzielle Entlastung von Familien im oberen im Vergleich zu Fa- 
milien im mittleren und unteren Einkommensbereich durch das Nebeneinander 





24 Zur Leistung des Kinderzuschlags, der wiederum diese Bedarfe decken soll, siehe 
unten. 
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von Kindergeld und Kinderfreibeträgen bleibt ein zentraler Kritikpunkt. Zwar 
wird die Maxime der horizontalen (Steuer-)Gerechtigkeit erfüllt, das sozialstaat- 
liche Prinzip der Bedarfsgerechtigkeit demgegenüber nicht. 


3.2.2 Kinderzuschlag 


Eine weitere familienpolitische Leistung soll die Bedarfe von Kindern im unteren 
Einkommensbereich jedoch decken. Familien können einen Kinderzuschlag er- 
halten, wenn sie allein durch den Bedarf ihrer Kinder das soziokulturelle Exis- 
tenzminimum unterschreiten würden und daher Grundsicherungsleistungen be- 
anspruchen müssten. Beim Kinderzuschlag handelt es sich um eine Leistung von 
140 bzw. ab 1. Juli 2016 von 160 Euro monatlich pro Kind, die längstens bis zum 
25. Lebensjahr gezahlt wird. Die Einkommensgrenze für den Bezug des Kinder- 
zuschlags beträgt 900 Euro brutto bei Paaren, 600 Euro bei Alleinerziehenden.” 

Im Vergleich zum einkommensunabhängig gezahlten Kindergeld und den pau- 
schalen Kinderfreibeträgen ist der Kinderzuschlag eine bedürftigkeitsgeprüfte 
Sozialleistung, die sich nach den Bedingungen des Grundsicherungsrechts richtet. 
Einen Kinderzuschlag erhalten Eltern erst dann, wenn Einkommen und Vermögen 
bis auf ein geringes Schonvermögen für die Existenzsicherung aufgebraucht sind. 
Der Kinderzuschlag vermag die grundlegenden Mängel des Kinderleistungsaus- 
gleichs im unteren Einkommensbereich somit bereits von seiner Konstruktion her 
nicht auszugleichen, da er nur in einem sehr eng begrenzten Niedrigeinkommens- 
bereich oberhalb des Grundsicherungsniveaus greift.”° Als bedürftigkeitsgeprüfte 
Sozialleistung ist er zudem keine Maßnahme des Kinderleistungsausgleichs im 
oben beschriebenen Sinne, da er nicht der Logik folgt, Einkommensbelastungen 
von Familien, die durch die Bedarfe von Kindern entstehen, grundsätzlich zu be- 
rücksichtigen. 

Der Kinderzuschlag ist daher als Antwort auf die Lücken des Kinderleistungs- 
ausgleichs als nicht zureichend zu bewerten. Aus Sicht der Armutsvermeidung 
bietet er keine Lösung, die fehlende bedarfsgerechte Ausgestaltung des Kinder- 
leistungsausgleichs im unteren Einkommensbereich zu kompensieren. Es bleiben 
erhebliche Unterversorgungen und mithin Risiken der Einkommensarmut bei 
Familien mit niedrigen Einkommen. Auch die verteilungspolitische Problematik 





25 Siehe hierzu wie auch zu weiteren Details bzgl. Einkommensgrenzen und Anrech- 
nungsvorschriften (Familienkasse der Bundesagentur für Arbeit 2015). Im Detail zu 
Defiziten des Kinderzuschlags, die seine Umsetzung behindern, siehe Adamy et al. 
(2009) sowie Hauser (2015). 


26 Kritisch auch Strengmann-Kuhn (2006: 452). 
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bleibt: Während sich für den oberen Einkommensbereich deutliche Begünstigun- 
gen durch die Einkommenslage der Familie im Rahmen des Kinderleistungsaus- 
gleichs ergeben, werden Bedarfsunterdeckungen in den unteren Einkommensbe- 
reichen mit einer bedürftigkeitsgeprüften Sozialleistung beantwortet. 


3.2.3 Unterhaltsvorschuss 


Für die finanzielle Sicherung und die Vermeidung von Armutsrisiken von Allein- 
erziehenden ist der Unterhaltsvorschuss familienpolitisch bedeutsam. Anspruch 
auf Unterhaltsvorschuss besteht, wenn bei Trennung oder Scheidung die Unter- 
haltszahlungen für das Kind/ die Kinder nicht oder nicht regelmäßig geleistet wer- 
den.?’ Die Leistung wird max. sechs Jahre bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres 
gezahlt. Sie bemisst sich am unterhaltsrechtlichen Mindestbedarf eines Kindes 
und ist nach Alter des Kindes gestaffelt. Dieser Betrag reduziert sich um das Kin- 
dergeld in der Höhe für ein erstes Kind. 
Ab dem 1. Januar 2016 beläuft sich der Unterhaltsvorschuss für Kinder 


° vonbis zu fünf Jahren auf 145 Euro, 
° von6bis 11 Jahren auf 194 Euro. 


Unter dem Gesichtspunkt der Armutsprävention lassen sich eine Reihe von Män- 
geln erkennen: 

Die begrenzte Dauer der Zahlung von sechs Jahren und die Altersgrenze führen 
dazu, dass sich die Einkommenssituation der Familie beim Wegfall des Unter- 
haltsvorschusses erheblich verschlechtert (Hauser 2015: 197 sowie Lenze 2014: 
48). Dies ist besonders dann der Fall, je mehr Kinder in der Familie leben (Hauser 
2015: Ibidem).Wie sehr durch diese Regelungen die Situation in Familien von Al- 
leinerziehenden beeinflusst wird, zeigen folgende Daten: Nach Angaben der Bun- 
desregierung erhielten 2012 fast eine halbe Million Kinder (487.809) Unterhalts- 
vorschuss (BT-Drs. 18/1346: 4). Im gleichen Jahr fielen 15% (73.331) der Kinder 
aus dem Bezug, weil sie das 12. Lebensjahr oder die Höchstbezugsdauer von sechs 
Jahren erreicht hatten.?® 

Von großer Bedeutung ist auch die Höhe des Unterhaltsvorschusses, ermög- 
licht er doch ggf. bei fehlender Erwerbstätigkeit oder unzureichendem Erwerbs- 
einkommen, den Bezug von Grundsicherungsleistungen zu vermeiden. Auch hier 





27 Sie hierzu wie zum Folgenden Unterhaltsvorschussgesetz (2015). 


28 Eigene Berechnung auf der Grundlage der Statistik zum Unterhaltsvorschussgesetz 
nach BT-Drs. (18/1346: 4 und 5/6). 
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besteht ein Problem der Bedarfsunterdeckung, da der Unterhaltsvorschuss und das 
Kindergeld in der Summe das Kinderexistenzminimum, das im Steuerrecht ver- 
anschlagt wird, weit unterschreiten. 

Hinzu kommt die sachlich nicht begründbare Anrechnung des vollen Kinder- 
gelds auf den Unterhaltsvorschuss, womit sich die Höhe der Leistung erheblich 
reduziert mit der Folge starker finanzieller Nachteile für Einelternfamilien. Diese 
Kürzung ist deshalb problematisch, so Lenze (2014: 47), da sowohl das Kindergeld 
als auch die Kinderfreibeträge jeweils zur Hälfte beiden Elternteilen zustünden, 
um ihre Unterhaltskosten für das Kind zu mindern.” 

Bleibt festzuhalten, dass der Unterhaltsvorschuss durch seine erheblichen Lü- 
cken Armutsrisiken von alleinerziehenden Familien im unteren Einkommensbe- 
reich nicht wirksam genug vermeiden kann. 


3.3 Vereinbarkeit von Beruf und Familienarbeit weiterhin 
verbesserungsbedürftig 


Die materielle Lage von Paaren mit Kindern wird ebenfalls entscheidend von der 
Vereinbarkeit von Elternschaft und Erwerbstätigkeit beeinflusst. Sie verschlechtert 
sich, wenn Möglichkeiten der Erwerbstätigkeit in Kombination mit gleichzeitiger 
Betreuungsarbeit nicht oder nicht im gewünschten Zeitumfang gegeben sind und 
wenn Zeiten der Übernahme von Kinderbetreuung zu hohen Einkommensausfäl- 
len führen. Damit sind zwei Kriterien für die Armutsvermeidung in Haushalten 
mit Kindern von wesentlicher Bedeutung: erstens eine existenzsichernde finanziel- 
le Unterstützung in Zeiten von Betreuungsarbeit, zweitens die familienpolitische 
Förderung einer parallelen Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Elternschaft.’ 
In den Blick kommen somit betreuungsbezogene Transfers wie das Elterngeld, 
gesetzliche Regelungen, die es ermöglichen, Erwerbsarbeitszeit und Betreuung zu 
kombinieren sowie die Infrastruktur der Kinderbetreuung. 

Betrachtet man zunächst die gelebten Vereinbarkeitsmuster in Deutschland, 
zeigen Arbeitsmarktdaten für West- wie für Ostdeutschland, dass Mütter zu einem 
hohen Anteil in der Kleinkindphase ihrer Kinder (0-3 Jahre) nicht erwerbstätig 
sind. Im Jahr 2014 waren dies im Westen rd. 70%, im Osten Deutschlands mit 





29 Bis 2008 wurde nur das hälftige Kindergeld vom Unterhaltsvorschuss abgezogen 
(Lenze 2014: 47). 

30 Davon nicht zu trennen sind gleichstellungspolitische Zielsetzungen, die auf eine 
egalitäre Verteilung von Erwerbs- und Betreuungsarbeit zwischen den Geschlechtern 
orientieren. 
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62,3% knapp zwei Drittel der Mütter (Statistisches Bundesamt 2015b). Mit zu- 
nehmendem Alter der Kinder steigt die Arbeitsmarktbeteiligung der Mütter zwar 
an, allerdings sind auch bei älteren Jugendlichen im Alter von 15 bis 17 Jahren in 
beiden Teilen Deutschlands nur knapp Dreiviertel der Mütter (jeweils 72,7%) über- 
haupt erwerbstätig (Ibidem). 

Bei erwerbstätigen Müttern mit Kindern unter 18 Jahren dominierte dabei in 
Westdeutschland die Teilzeitarbeit (74,8%), in Ostdeutschland arbeiteten 2014 mit 
50,8% rd. die Hälfte der erwerbstätigen Mütter Vollzeit (Statistisches Bundesamt 
2015c).”' Wunsch und Wirklichkeit der Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und 
Kinderbetreuung klaffen jedoch vielfach auseinander. Lauber et al. (2014) zeigen 
in ihrer Längsschnittuntersuchung, dass die Arbeitszeiten bereits bei erwerbstäti- 
gen Müttern mit kleinen Kindern nicht mit den Arbeitszeitwünschen übereinstim- 
men: Rund ein Fünftel (21%) der erwerbstätigen Mütter mit einem Kind zwischen 
dem zweiten und dritten Lebensjahr wollte die Arbeitszeit erhöhen, in ähnlichem 
Umfang (22%) war dies auch bei Müttern mit Kindern zwischen vier und sechs 
Jahren der Fall (Ibidem: 52). 

Die gleichzeitige Übernahme von Kinderbetreuung und Erwerbstätigkeit ge- 
meinsam mit dem Partner, die in Deutschland nur selten realisiert wird, ist zudem 
ein Modell, das von vielen Paaren gewünscht ist.”” Den Wunsch nach politischer 
Unterstützung einer stärker partnerschaftlichen Arbeitsteilung äußerten 2014 50% 
der befragten Eltern mit Kindern unter sechs Jahren, 81% waren es bei denjenigen, 
die eine solche Aufteilung nicht realisiert hatten (Allensbach 2015: 64). Bieten 
Elterngeld, Kinderbetreuungsinfrastruktur und Arbeitszeitregelungen Lösungen, 
Risiken von Einkommensverlust und Armut entgegenzuwirken? 


3.3.1 Elterngeld und Elterngeld Plus 


Beim Elterngeld, jetzt auch seit 2015 Basiselterngeld genannt, handelt es sich um 
eine Lohnersatzleistung, mit der der Einkommensausfall durch die Übernahme 
von Betreuungsarbeit in der Kleinkindphase kompensiert werden soll.” Basisel- 
terngeld wird für 12 bzw. 14 Monate nach der Geburt des Kindes gezahlt, das 
vorherige Erwerbseinkommen (netto) wird grundsätzlich zu 65% bis zu einem 
Höchstbetrag von 1800 Euro ausgeglichen. Auch bei Teilzeitarbeit bis zu 30 Stun- 





31 Siehe detailliert zu den Arbeitszeitmustern der Mütter je nach Altersstufe der Kinder 
(Ibidem). 

32 Nur 3% der Paare in Deutschland mit Kindern unter 18 Jahren lebte 2014 ein solches 
Vereinbarkeitsmodell (Statistisches Bundesamt 2015a). 


33 Zu den folgenden Regelungen siehe Bundeselterngeld und Elternzeitgesetz (2015). 
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den wöchentlich gibt es einen Einkommensausgleich zu diesem Prozentsatz für 
das Einkommen, das aufgrund von Betreuungsarbeit wegfällt. 14 Monate Basisel- 
terngeld erhalten Alleinerziehende sowie Paare, wenn auch der Partner mindestens 
zwei Monate Betreuungsarbeit übernimmt. Mütter oder Väter, die vorher nicht 
erwerbstätig waren, erhalten einen Sockelbetrag von 300 Euro pro Monat. Durch 
die neue Leistung des Elterngelds Plus kann sich die finanzielle Sicherung unter 
bestimmten Voraussetzungen auf bis zu 28 Monate verlängern, allerdings redu- 
ziert sich die Leistung dann erheblich (s.u.).** 

Betrachtet man zunächst die finanzielle Sicherung durch das Basiselterngeld, 
so ist der individuelle Lohnersatz für den betreuungsbedingten Ausfall des Er- 
werbseinkommens grundsätzlich positiv zu bewerten. Defizite und Risiken der 
Einkommenssicherung ergeben sich allerdings durch die Höhe der Leistung und 
ihre Dauer. Zieht man als Kriterium die gleichwertige Behandlung von Erwerbs- 
und Betreuungsarbeit heran, so wird mit einem Einkommensersatz von 65% beim 
Basiselterngeld Betreuungsarbeit in erheblichem Umfang privatisiert mit der Folge 
von Armutsrisiken im unteren Einkommensbereich. Einen höheren Lohnersatz er- 
halten lediglich Mütter oder Väter bei einem Niedrigeinkommen von bis zu 1000 
Euro netto vor der Geburt des Kindes. Personen im SGB-II-Bezug können den 
Sockelbetrag von 300 Euro zudem nur dann beziehen, wenn sie vor der Geburt 
des Kindes erwerbstätig waren; eine Ungleichbehandlung von arbeitslosen Grund- 
sicherungsbezieher/-innen, die sachlich nicht begründbar erscheint. Weitere Ein- 
kommensrisiken kommen dann zum Tragen, wenn aufgrund fehlender Kinderbe- 
treuungsinfrastruktur nach dem Ende des Bezugs der Leistung nicht die Chance 
einer Integration in den Arbeitsmarkt besteht.” 

Zwar stellt das Elterngeld Plus im Vergleich zu den vorherigen Regelungen eine 
Verbesserung dar, dennoch zeigen sich Problematiken, die das Ziel einer ausrei- 
chenden Existenzsicherung betreffen. Zwei Beispiele sollen dies illustrieren: 

Entscheidet sich eine alleinerziehende Mutter für die Vollfreistellung bei der 
Übernahme von Betreuungsarbeit, so endet die finanzielle Sicherung durch das Ba- 
siselterngeld nach 14 Monaten, auch wenn sie nach dieser Zeit mit halber Stelle Teil- 
zeit erwerbstätig ist und dies mit Kinderbetreuungsaufgaben kombiniert. Kehrt die 
alleinerziehende Mutter nach sieben Monaten in Vollfreistellung nach der Geburt des 





34 Statt eines Monats Elterngeld können zwei Monate Elterngeld Plus bezogen werden. 
Grundlage der Berechnung des Elterngeld Plus ist das Elterngeldbudget. Hierbei han- 
delt es sich um die Summe des Lohnersatzes, die sich bei einer Vollfreistellung von 12 
bzw. 14 Monaten ergibt. Siehe zum Elterngeld wie zu den weiteren Ausführungen zur 
Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Elternschaft auch Koch (2016: 165-171). 

35 Siehe zur derzeitigen Situation in der Kinderbetreuung sowie zu den gesetzlichen Re- 
gelungen die Ausführungen weiter unten. 


Kinderarmut in Deutschland 133 








Kindes aufihren Arbeitsplatz zurück, erhält sie noch 14 Monate zusätzlich Elterngeld 
Plus. Der Einkommensausgleich bei Teilzeitarbeit reduziert sich jedoch in dieser Zeit. 
Er bemisst sich lediglich am Umfang des verbleibenden Elterngeldbudgets.* 

Mit der Inanspruchnahme des Elterngelds Plus steigen in der Konsequenz die 
Einkommenseinbußen, verglichen mit der Höhe des Elterngelds, erheblich. Ein 
annähernd ausreichender Lohnersatz ist beim Elterngeld Plus somit nicht Grund- 
lage der sozialen Sicherung. Zudem wird auch die Dauer der finanziell gesicherten 
Phase von Sorgearbeit individualisiert, da sie nunmehr vom Elterngeldbudget ab- 
hängt, nicht aber von einem gesellschaftlich generell als schutzwürdig definierten 
Zeitraum des Einkommensausgleichs für Sorgearbeit. Schließlich ist die Gesamt- 
dauer der Leistung von insgesamt max. 28 Monaten zu kurz, da Sorgearbeit auch 
nach der Kleinkindphase bei einer Teilerwerbstätigkeit geleistet werden muss und 
für diese Zeit keine finanzielle Sicherung besteht. 


3.3.2 Arbeitszeitregelungen und Kinderbetreuungsinfrastruktur 


Zu den Problematiken einer ausreichenden Existenzsicherung durch Elterngeld 
und Elterngeld Plus kommen Defizite in der Förderung einer parallelen Verein- 
barkeit von Elternschaft und Erwerbstätigkeit hinzu, die sich durch die arbeits- 
zeitpolitischen Regelungen und die Kinderbetreuungsinfrastruktur ergeben und 
wiederum Armutsrisiken in sich bergen. 

Rechtsansprüche auf Teilzeitarbeit in der Elternzeit sowie nach der Elternzeit 
richten sich auf eine flexible Kombination von Betreuungs- und Erwerbsarbeit. In 
der insgesamt dreijährigen Elternzeit besteht ein Anspruch auf Arbeitszeitredu- 
zierung mit einer Arbeitszeit zwischen 15 und 30 Wochenstunden (Bundeseltern- 
geld- und Elternzeitgesetz 2015). Auch in der Zeit, in der keine Elternzeit mehr 
besteht, haben Beschäftigte grundsätzlich ein Recht, ihre Arbeitszeit zu reduzieren 
(Teilzeit- und Befristungsgesetz 2011). Der Arbeitgeber kann jedoch bei beiden 
Ansprüchen unter bestimmten Voraussetzungen seine Zustimmung verweigern.’ 
Rechte der Kombination von Erwerbs- und Betreuungsarbeit sind durch diese Vo- 
raussetzungen somit betrieblichen Bedürfnissen nachgeordnet, zudem bestehen 
insbesondere beim Recht auf Arbeitszeitreduzierung nach der Elternzeit weite 





36 Siehe im Detail ein Berechnungsbeispiel der Bundesregierung (BMFSFJ 2014). 


37 Beim Rechtsanspruch auf Elternzeit sind dies „dringende betriebliche Gründe“, beim 
Rechtsanspruch nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz kann der Arbeitgeber „be- 
triebliche Gründe“ geltend machen. Gesetzlich genannt werden zu letzteren eine we- 
sentliche Beeinträchtigung der Organisation, des Arbeitsablaufs, der Sicherheit im 
Betrieb sowie unverhältnismäßige Kosten. 
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Interpretationsspielräume hinsichtlich der Gründe, die der Arbeitgeber geltend 
machen kann. Verminderte Chancen auf Erwerbsintegration ergeben sich darüber 
hinaus dadurch, dass Beschäftigte in Kleinbetrieben mit bis zu 15 Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeitern von vorneherein von diesen arbeitszeitpolitischen Rechten 
ausgeschlossen sind. Hinzu kommt, dass das grundlegende Recht auf Teilzeit- 
arbeit auch nach der Elternzeit noch immer nicht mit einer Rückkehroption auf 
die vorherige Arbeitszeit verbunden ist. Bestehen zudem noch keine ausreichen- 
den Kinderbetreuungsmöglichkeiten, laufen die gesetzlichen Möglichkeiten auf 
Arbeitszeitreduzierung ins Leere. 

Dass dies durchaus der Fall sein kann, zeigen der Stand der derzeitigen Kinder- 
betreuungsinfrastruktur in Deutschland und die dafür bestehenden gesetzlichen Vor- 
gaben. So verbessert der seit 1. August 2013 bestehende Rechtsanspruch auf einen 
Platz in der öffentlichen Kinderbetreuung oder in der öffentlich geförderten Kinder- 
tagespflege für Kinder ab einem Jahr die Möglichkeit der Erwerbsintegration zwar 
grundsätzlich. Der Nachweis des gesetzlich geforderten individuellen Bedarfs für 
den Betreuungsumfang birgt, wie Meysen und Beckmann ausführen, jedoch wiede- 
rum Problematiken in sich, da die Feststellung dieses Bedarfs im Zweifelsfall der 
Rechtsprechung überlassen bleibt (Meysen u. Beckmann 2013: 60ff.). Zudem sind in 
den Bundesländern die landesgesetzlich geregelten zeitlichen Vorgaben zur Mindest- 
betreuungszeit sehr unterschiedlich. In fünf westdeutschen der 16 Bundesländer ist 
keine Mindestbetreuungszeit festgelegt (Bertelsmann-Stiftung 0.J., Stand: Mai 2014). 

Aktuell werden 2015 nach Daten der Kinder- und Jugendhilfestatistiken 32,3% 
der Kinder unter drei Jahren in Deutschland in öffentlicher Kinderbetreuung oder 
in der Kindertagespflege betreut, wobei die Betreuungsquote in Westdeutschland 
bei 27,4% liegt, in Ostdeutschland mit 52% demgegenüber deutlich höher ist (Sta- 
tistisches Bundesamt 2015d: 119). Diskrepanzen zwischen den Betreuungsquoten 
und dem Betreuungsbedarf zeigen jedoch, dass dem Modell einer Erwerbstätigkeit 
bei gleichzeitiger Kinderbetreuung Grenzen gesetzt sind. Nach einer repräsenta- 
tiven Untersuchung des Deutschen Jugendinstituts war der Betreuungsbedarf im 
Jahr 2013 sowohl in West- als auch in Ostdeutschland bei den unter dreijährigen 
Kindern höher als die tatsächliche Betreuung (Hubert, Berngruber u. Alt 2014: 17). 
Altersdifferenziert war der Betreuungsbedarf bei Einjährigen in Westdeutschland 
fast doppelt so hoch wie die Betreuungsquote (Betreuungsquote: 23,1%, zusätz- 
licher Bedarf: 22,8 Prozentpunkte), in Ostdeutschland überstieg der Bedarf die 
Betreuungsquote von bereits knapp zwei Dritteln (64,8%) um 12,6 Prozentpunkte 
(Ibidem: 9). 





38 Hinzu kommen Diskrepanzen beim Betreuungsumfang für Kinder unter drei Jahren 
(Ibidem: 24). 
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Defizite für eine Kombination von Erwerbstätigkeit und Betreuungsarbeit er- 
geben sich aufgrund der Kinderbetreuungsinfrastruktur auch bei älteren Kindern. 
Der bundesgesetzliche Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung für Kinder ab dem 
vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt in einer öffentlichen Kin- 
dertageseinrichtung sieht keinen zeitlichen Mindestumfang vor. Einen Rechtsan- 
spruch für Kinder im schulpflichtigen Alter gibt es weiterhin nicht, lediglich die 
gesetzliche Verpflichtung, ein bedarfsgerechtes Angebot an Betreuungsplätzen in 
einer Tageseinrichtung vorzuhalten. Im Unterschied zu den Kindern von drei bis 
unter sechs Jahren, die 2015 zu 93,5% betreut wurden, waren dies bei den 6-11 
Jährigen nur 22,7%, bei den 11-14 Jährigen nur 0,9% (Statistisches Bundesamt 
2015d). 





4 Fazit und Ausblick auf Reformoptionen 


Die Analyse zeigt, dass Kinderarmut in Deutschland in Ausmaß und Struktur 
aktuell noch immer ein gravierendes gesellschaftliches Problem darstellt und 
die familienpolitischen Leistungssysteme gegenwärtig keine ausreichenden Ant- 
worten für eine effektive Vermeidung von Kinderarmut bieten. In sämtlichen der 
untersuchten Politikbereiche offenbaren sich Mängel, die einerseits die materielle 
Sicherung betreffen (Grundsicherung, Absicherung von Betreuungsarbeit, Kinder- 
leistungsausgleich), wie andererseits die Gestaltung der Betreuungsinfrastruktur 
für Kinder und den Arbeitsmarktzugang, um eine parallele Vereinbarkeit von Be- 
treuungsarbeit und Erwerbstätigkeit zu gewährleisten. 

So ist ein ausreichendes, Armut und Ausgrenzung vermeidendes Kinderexis- 
tenzminimum, das soziale und kulturelle Teilhabe einschließt, derzeit nicht gege- 
ben aufgrund der nicht bedarfsgerechten Grundsicherungsleistungen für Kinder. 
Die Analyse lässt erkennen, dass hierfür Ursachen in den für die Bedarfsermitt- 
lung der Regelsätze herangezogenen Maßstäben und Berechnungsmethoden liegen 
sowie in der Konstruktion der Bildungs- und Teilhabeleistungen mit ihren hohen 
Zugangshürden und zu geringen Leistungen. 

Die sozialstaatlichen Leistungen des Kinderleistungsausgleichs als armutsprä- 
ventive Maßnahmen gewährleisten die Deckung des Bedarfs von Kindern im unte- 
ren Einkommensbereich nicht in ausreichendem Maße aufgrund der unzureichen- 
den Förderung durch das Kindergeld, sie beinhalten verteilungspolitische Mängel 
und führen so zu Benachteiligung und Ausgrenzung von Kindern. Die Familien- 
förderung durch den Kinderzuschlag, der als Ergänzung des Kinderleistungsaus- 
gleichs dient, vermag zudem dessen strukturelle Defizite nicht grundlegend zu 
beheben, da sich der Kinderzuschlag nicht auf eine einkommensunabhängige Si- 
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cherung des Unterhalts von Kindern im unteren Einkommensbereich richtet und 
sich nur auf eine sehr begrenzte Gruppe von Familien im Niedrigeinkommens- 
bereich oberhalb der Grundsicherung bezieht. Der für Alleinerziehende bedeutsa- 
me Unterhaltsvorschuss erreicht ebenfalls noch nicht das Ziel, das soziokulturelle 
Existenzminimum abzudecken, gemessen an dem im Einkommensteuerrecht ver- 
anschlagten Kinderexistenzminimum. Des Weiteren birgt er hohe Armutsrisiken 
durch seine begrenzte Bezugsdauer und die Altersbegrenzung für die Kinder. 

Im Hinblick auf die Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Familienarbeit 
stellen die betreuungsbedingten Transfers von Basiselterngeld und Elterngeld Plus 
als materielle Sicherung bei Betreuungsarbeit durch ihre zu geringe Dauer und 
die Höhe der Einkommenskompensation ein Armutsrisiko für Familien und da- 
mit mittelbar für Kinder dar, wobei auch die parallele Vereinbarkeit von Erwerbs- 
tätigkeit und Betreuungsarbeit nur unzureichend materiell abgesichert ist. Hinzu 
kommen Lücken bei den arbeitszeitpolitischen Regelungen und ein noch immer 
nicht dem Bedarf entsprechendes Angebot an Kinderbetreuungsinfrastruktur für 
Kleinkinder. 

Soll es nicht zur Reproduktion sozialer Ungleichheit durch sozialstaatliche 
Leistungen kommen, erscheint somit ein Ausbau sozialer Schutzstandards zur 
Vermeidung von Kinderarmut bei gleichzeitiger Beseitigung von Strukturmängeln 
notwendig. 

Gefragt ist zuvorderst eine bedarfsgerechte und transparente Ausgestaltung der 
Grundsicherungsleistungen für Kinder, verbunden mit verbesserten Methoden der 
Bedarfsermittlung, wie insbesondere der Überprüfung der vorgesehenen Leistun- 
gen anhand eines Warenkorbs, mehr individueller Hilfen bei außergewöhnlichen 
Anschaffungen statt grundlegender Pauschalierung und der Bereitstellung kosten- 
freier Dienstleistungen für Kinder und Jugendliche, die kulturelle und soziale Teil- 
habe ermöglichen, um zum Abbau von Bildungsbenachteiligung und zur Chancen- 
gleichheit aller Kinder beizutragen.” 

Beim Kinderleistungsausgleich würden die Umgestaltung des Familienförder- 
systems mit einer deutlich stärkeren Berücksichtigung des Kriteriums der verti- 
kalen Gerechtigkeit und eine armutsvermeidende Ausgestaltung des Kinderleis- 
tungsausgleichs dazu führen, dass die Bedarfe von Kindern in Haushalten im 
unteren Einkommensbereich umfassend und ohne Anknüpfung an das Grundsi- 
cherungsrecht gedeckt werden können. Dies wäre möglich mit einer Kindergrund- 
sicherung, die sich am gesamten soziokulturellen Mindestbedarf von Kindern be- 





39 Siehe hierzu auch Bündnis für ein menschenwürdiges Existenzminimum (2012). Zu 
Möglichkeiten von aussagekräftigeren Berechnungsgrundlagen für den Mindestbe- 
darf siehe auch Rixen (2015: 140f.). 
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misst und im unteren Einkommensbereich bedarfsdeckend ist, um Armutsrisiken 
durch den Unterhaltsbedarf von Kindern zu vermeiden. Im Unterschied zur jet- 
zigen Familienförderung würde die Kindergrundsicherung mit steigendem Ein- 
kommen der Eltern abgeschmolzen. Um Benachteiligungen von Familien durch 
den Unterhaltsbedarf ihrer Kinder gegenüber Kinderlosen zu vermeiden und somit 
auch dem Kriterium der horizontalen Gerechtigkeit Rechnung zu tragen, ist ein 
Grundgedanke der Kindergrundsicherung dabei, die bisherige maximale finan- 
zielle Entlastung, die sich durch die Kinderfreibeträge ergibt, beizubehalten (Be- 
cker u. Hauser 2012: 20).”° Analysen zu den Verteilungswirkungen einer solchen 
Kindergrundsicherung kommen zu dem Ergebnis, dass sich die Armutsquote bei 
Kindern unter 16 Jahren auf ein Mindestmaß reduzieren ließe (Becker u. Hauser 
2012). Berechnungen auf der Grundlage des für 2009 festgelegten Kinderexistenz- 
minimums zufolge bedeutete dies eine Reduktion der Armutsquote von damals 
16,5% auf 3,3% (Ibidem: 169). 

Um die unzureichende soziale Absicherung von Betreuungsarbeit und die da- 
mit verbundenen Armutsrisiken zu beseitigen und eine verbesserte parallele Ver- 
einbarkeit von Erwerbstätigkeit und Elternschaft zu erreichen, bieten höhere, im 
unteren Einkommensbereich existenzsichernde materielle Transfers bei Betreu- 
ungsarbeit, in Verbindung mit gleichen Ansprüchen für Mütter und Väter eine poli- 
tische Alternative. Auch bei betreuungsbedingter Teilzeitarbeit bedarf es grund- 
legend eines ausreichenden Lohnersatzes für den Einkommensausfall und einer 
längeren finanziellen Unterstützung, da Betreuungsarbeit nicht mit dem zweiten 
oder dritten Lebensjahr eines Kindes beendet ist. Arbeitszeitpolitisch bieten ein 
uneingeschränkter Rechtsanspruch auf Arbeitszeitreduzierung bei Kinderbetreu- 
ung mit Rückkehroption auf die vorherige Arbeitszeit sowie eine flächendeckende 
hochwertige Kinderbetreuungsinfrastruktur Möglichkeiten der Arbeitsmarktpar- 
tizipation bei Betreuungsarbeit und sind somit auch als wichtige sozialstaatliche 
Maßnahmen der Armutsvermeidung einzuschätzen. 

Notwendig ist somit insgesamt gesehen ein sozialpolitischer Diskurs, in dem 
sowohl die materielle Sicherung von Kindern und Betreuenden als auch der Zu- 
gang zum Arbeitsmarkt als zentrale Faktoren sozialer Gleichheit über individuelle 
Einkommenssicherung verstanden werden.* In diesem Sinne können ‚sozialin- 





40 Ob die horizontale Gerechtigkeit in diesem Ausmaß berücksichtigt werden muss, ist 
jedoch, wie bei anderen sozialstaatlichen Leistungen, diskussionswürdig, d.h.,ob auch 
Einkommensgruppen, die aufgrund ihres Einkommens die Bedarfe zu einem höheren 
Anteil privat erbringen können, in gleichem Maße berücksichtigt werden sollen. 

41 Davon zu unterscheiden ist ein sozialpolitischer Diskurs, der die Denkfigur der Akti- 
vierung zum Ausgangspunkt nimmt, Beschäftigungsfähigkeit als individuell zu gene- 
rierende Kompetenz versteht und kontrollierende und pädagogisierende Komponenten 
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vestive‘ familienpolitische Maßnahmen zur Beseitigung von Kinderarmut (über 
lebenslanges Lernen und Arbeitsmarktzugang) als Maßnahmen eines präventiv 
auf Armutsvermeidung ausgerichteten Sozialstaats gefasst werden, die ergänzt 
werden müssen um materielle Sicherungen, die sozialen Schutz und die Chan- 
ce einer gleichberechtigten ökonomischen und sozialen Teilhabe gewährleisten. 
Denn eine ‚sozialinvestive‘ Strategie läuft ins Leere, wenn die Bedingungen ihrer 
Inanspruchnahme weiterhin von Ungleichheit und Marginalisierung geprägt sind. 
Schließlich bleibt darauf zu verweisen, dass die Bekämpfung von Kinderarmut 
neben Maßnahmen der Familienpolitik eine Vielfalt von sozialstaatlichen Inter- 
ventionen in weiteren Politikfeldern erfordert, vor allem den Ausbau sozialer Si- 
cherung bei Arbeitslosigkeit im vorgelagerten Versicherungssystem, um die sozia- 
le Sicherung von Familien zu stärken, wie auch arbeitsmarktbezogene Strategien, 
die sich auf die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Gestaltung von existenz- 
sichernden Arbeitsplätzen richten. 
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Bildung im Lichte der Meritorikdebatte 


Bildungsökonomische Beiträge! 


Gisela Kubon-Gilke 


1 Einleitung 


Der Bildungsökonomik wird gern vorgeworfen, sie fokussiere die berufsqualifika- 
torischen Aspekte der Bildung, negiere dabei die Prozesshaftigkeit und die vielen 
weiteren miteinander verwobenen Ziele, Zusammenhänge und Elemente der Bil- 
dung, und sie unterbreite im vorschulischen und schulischen Kontext Vorschläge, 
die allein der späteren Arbeitsmarkteinmündung von Kindern und Jugendlichen 
dienten. Diese Interpretation beruht auf Missverständnissen. Die Diskussion um 
Bildung wird in der Ökonomik tatsächlich umfassender verstanden, wenngleich 
sich viele Arbeiten tatsächlich der speziellen Frage der beruflichen Qualifikation 
intensiv widmen. 

In diesem Beitrag soll der Ansatzpunkt der Bildungsökonomik dargestellt und 
eine aktuelle Debatte eingehender präsentiert werden. Im ersten Abschnitt werden 
grundsätzliche Fragen der Bildungsökonomik kurz skizziert, um ab dem zweiten 
Abschnitt speziell der Frage nachzugehen, welche Aufgaben der Staat bei der Fi- 
nanzierung und Steuerung der Bildungsdienstleistungen aus Sicht der Bildungsöko- 
nomik hat. Dabei werden insbesondere allokative Aspekte zur Sprache kommen, 
die damit zu tun haben, wie viele und welche Ressourcen (Arbeitskraft mit ver- 
schiedenen Qualifikationen, Maschinen, Grund und Boden etc.) eine Gesellschaft 
für den Bildungsbereich einsetzt und mit welchem Mechanismus (Markt, Staat oder 





1 Ich danke Claudia Maier-Höfer und Willehad Lanwer für wichtige Anregungen und 
Kritik. 
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einer Mischung aus beidem) man den Bildungsbereich am besten steuert. Neben 
einer Zusammenfassung gängiger Argumente im zweiten Abschnitt werden an- 
schließend im dritten Teil neuere Ansätze der Meritorik thematisiert, die man in 
einem engen Verhältnis u.a. zu Kinderrechten verstehen kann. Die normativ rele- 
vanten Fragen zu Gerechtigkeit, speziell Chancengerechtigkeit, nehmen zwar auch 
einen breiten Platz in bildungsökonomischen Diskussionen ein, werden hier jedoch 
nicht explizit thematisiert, da Forderungen nach mehr Chancengerechtigkeit incl. 
notwendiger struktureller Änderungen im Bildungsbereich - speziell im vorschu- 
lischen und schulischen Bereich - in der Bildungsökonomik nicht grundsätzlich 
anders als in anderen Zugängen diskutiert werden. Die normativen Überlegungen 
werden höchstens mit Effizienz- bzw. Funktionalitätsüberlegungen noch verstärkt. 





2 Das ökonomische Koordinationsproblem 
im Zusammenhang mit der Bildung 


In der Bildungsökonomik wird kein eigenständiger, vor allem explizit kein en- 
ger Bildungsbegriff verwendet. Stattdessen wird auf pädagogische Literatur und 
dort begründete Bildungsverständnisse verwiesen. Das schließt nicht aus, dass für 
bestimmte eng umrissene Bildungsfragen eine dafür hilfreiche engere Definition 
verwendet wird. Selbst das Konzept des Humankapitals wird zunächst offen im 
Sinne menschlichen Könnens und Vermögens interpretiert, und das kann prinzi- 
piell auch Aspekte der Selbstbestimmung, der Partizipation, der Moralentwicklung 
u.v.a.m. beinhalten. Auch der Koproduktionsaspekt mit dem Zusammenwirken 
von Lehrenden und Lernenden sowie die Prozesshaftigkeit der Bildung werden 
nicht in Abrede gestellt, wenngleich auch betont wird, dass die berufsqualifikatori- 
schen Anteile bei Bildungszielen und dem Bildungsverständnis nicht ganz negiert 
werden dürfen — vor allem nicht im Hinblick auf die schulische und hochschuli- 
sche Bildung bzw. das lebenslange Lernen (Klös u. Kubon-Gilke 2015: 94f.). Die 
Begründer des Konzepts der Sozialen Marktwirtschaft — die sich selbst Neolibe- 
rale nannten — hatten z.B. explizit ein ausgesprochen weites Bildungsverständnis, 
indem sie die gesamte Lebenslage der Menschen ins Visier nahmen und stets die 
Chancengerechtigkeit als zentrale Aufgabe im Hinblick auf die Konzeption eines 
dafür geeigneten Bildungssystems benannten. Aus dem neoliberalen Kreis sah Pu- 
fendorf (1960) Bildung z.B. in der Pflicht, der Doppelnatur des Menschen als Ein- 
zel- und als Sozialwesen Rechnung zu tragen. Die außerwirtschaftlichen Elemente 
wie Religion, Familie, moralisches Fundament, politische Partizipation u.a. seien 
ebenso durch Bildung zu unterstützen wie die sicher nicht zu vernachlässigenden 
ökonomischen Ziele, alle Menschen zu befähigen, an Marktprozessen teilzuneh- 
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men, um sich selbst die notwendigen materiellen Grundlagen für ein gelingendes 
Leben schaffen zu können. Pufendorf forderte bereits damals zum Zwecke der 
Chancengleichheit die Abschaffung der Mehrgliedrigkeit im Schulsystem. 

Im Fokus der Bildungsökonomik steht also nicht in erster Linie ein bestimmtes 
Bildungsverständnis. Allerdings wird darauf verwiesen, dass für die Erreichung von 
Bildungszielen Güter und Dienstleistungen nötig sind: Bibliotheken, Räumlichkei- 
ten, Medien, Unterricht u.v.a.m. Damit ist unmittelbar die bereits eingeführte Alloka- 
tionsfrage angesprochen zur gesellschaftlich gewünschten Menge und Qualität dieser 
Güter und Dienste angesichts endlicher Ressourcen.? Es geht in erster Linie darum, 
welche Ressourcen für den Bildungsbereich eingesetzt werden sollen („wer produ- 
ziert was, wie, wann, womit ...“). Das allgemeine Problem kann man in zunächst 
statischer Perspektive mit Abbildung 1 illustrieren (Kubon-Gilke 2006: Kap. 2.1): 


Bildung 


„alles andere“ 


Abbildung 1 


An der Ordinate werden zusammenfassend alle Güter und Dienstleistungen no- 
tiert, die für die Bildung eingesetzt werden sollen. Wenn sämtliche Ressourcen 





2 Die Frage nach „gesellschaftlicher Wünschbarkeit“ ist analytisch ein komplexes Pro- 
blem und wird an dieser Stelle nicht vertieft. In der Ökonomik spitzt sich das Problem 
in der Diskussion a) um Grundannahmen des methodischen Individualismus sowie b) 
um Möglichkeiten zur Konstruktion gesellschaftlicher Wohlfahrtfunktionen zu. Für 
die hier näher diskutierten Fragen vgl. dazu Kirchgässner (2013), Witt und Schubert 
(2013) sowie Weizsäcker (2014). In den beiden letztgenannten Beiträgen wird das Pro- 
blem der Wohlfahrt speziell bei wandelbaren Präferenzen diskutiert. 


146 Gisela Kubon-Gilke 


einer Volkswirtschaft — also sämtliche Arbeitskräfte, Maschinen sowie Grund 
und Boden - nur für den Bildungsbereich verwendet würden, könnte maximal die 
Menge X produziert werden - allerdings auch nichts anderes mehr. An der Abs- 
zisse steht das „kompositorische“ Gut aller anderen Waren und Dienstleistungen. 
Werden sämtliche Ressourcen nur für alle anderen Güter vorgesehen, kann davon 
maximal die Menge Y hergestellt werden, dann allerdings hat man keinerlei Res- 
sourcen mehr für die Bildung übrig. Die konkav zum Ursprung verlaufende Kurve 
zeigt die Grenzen der Produktionsoptionen der Volkswirtschaft an. Jeder Punkt 
auf oder unterhalb der Kurve ist möglich. Darüber hinaus kommt man (in zunächst 
statischer Betrachtung) nicht, da die Ressourcen dazu fehlen. Nun kommt es auf 
drei Zusammenhänge an, welche Kombination aus Bildung sowie „allen anderen 
Gütern“ letztlich resultiert: 


a) Gibt es einen Mechanismus der Organisation der Arbeitsteilung bzw. eine ge- 
eignete Kombination verschiedener Steuerungen, mit dessen Hilfe die Ressour- 
cen effizient eingesetzt werden, so dass ein Punkt auf der Kurve der Produk- 
tionsmöglichkeiten erreicht wird, sofern das gesellschaftlich erwünscht ist? 
Gelingt dies nicht — wie etwa im Punkt A — hat man entweder unterausgelastete 
Ressourcen oder Verschwendung, d.h. man kann mit den gegebenen Mitteln 
nicht die bestmögliche Zielerreichung realisieren. 

b) Falls es möglich ist, einen Punkt auf der Produktionsmöglichkeitengrenze zu 
erreichen: Garantiert der Steuerungsmechanismus zudem, dass tatsächlich 
auch die gesellschaftlich gewünschte Kombination an Gütern und Dienstleis- 
tungen bzgl. Bildung einerseits und „allem anderen“ realisiert wird? Wenn B 
der gewünschte Punkt ist, wird er auch erreicht und nicht stattdessen z.B. C? 

c) Gibt es Gründe dafür, dass sich die gesellschaftlichen Wünsche nicht aus den 
aktuellen Präferenzen der Gesellschaftsmitglieder ableiten lassen (Individuen 
präferieren C, aber „eigentlich“ erscheint politisch Verantwortlichen B im All- 
gemeinwohlinteresse als die bessere Wahl)? Dieser letzte Problemzusammen- 
hang führt an späterer Stelle unmittelbar in die Meritorikdebatte. 





3 Marktsteuerung, Politik und traditionelle Argumente 
des Marktversagens 


Bei vielen Gütern und Dienstleistungen gibt es ernst zunehmende Argumente, wa- 
rum der Markt als dezentraler Mechanismus eine gesellschaftlich vergleichsweise 
vorteilhafte Organisation der Arbeitsteilung und der Produktion leisten kann und 
diese spontane Koordination zu einer hinreichend guten materiellen Versorgung 
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bei solchen Gütern führt. Märkte koordinieren die Produktion und den Konsum 
über Angebot und Nachfrage. Die Preise geben den Unternehmungen und den 
Konsument*innen Signale über Produktions- und Konsumoptionen. Unter ideali- 
sierten Bedingungen (einer Art Referenz- oder Idealmodell) führt dieser Mecha- 
nismus zur bestmöglichen Zuordnung von Ressourcen zur Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen. Keine noch so gut informierte und gesellschaftlich wohl- 
wollende Instanz könnte es besser planen und umsetzen (Kubon-Gilke 2013: Kap. 
2). Es gibt allerdings schwerwiegende Probleme, die diese Aussage nicht verallge- 
meinerbar auf reale Marktumgebungen machen. Die drei wichtigsten „traditionell 
diskutierten“ Gründe für unbefriedigende Marktlösungen und die Notwendigkeit 
von staatlichen Eingriffen im Bildungsbereich sind: 


a Externe Effekte 

Externe Effekte bezeichnen Wirkungen einer Handels- bzw. Tauschbeziehung auf 
unbeteiligte Dritte, die nicht über den Preismechanismus gesteuert werden. Wenn 
aus Produktion und/oder Konsum Dritte geschädigt werden (z.B. durch Umwelt- 
verschmutzung), spricht man von negativen externen Effekten. Bei Vorteilen für 
Dritte wird der Begriff der positiven externen Effekte benutzt. Bildung wird als 
Musterbeispiel für solche positiven Effekte angeführt. Durch Bildungsdienst- 
leistungen profitieren nicht nur diejenigen, die diese Leistungen nutzen, sondern 
letztlich die gesamte Gesellschaft, da Kommunikation, Konfliktlösung, Kultu- 
reller Austausch, die Entwicklung von Moralregeln u.a. befördert werden. Wenn 
nun „Nutzer*innen“ der Bildung nur auf ihren individuellen Vorteil schauen und 
nicht die positiven Drittwirkungen einkalkulieren, wird es in einer reinen Markt- 
steuerung zu einer, gesellschaftlich gesehen, systematischen Unterversorgung im 
Bereich der Bildung kommen. Die Daumenregel der Bildungsökonomik lautet: je 
Jünger die Individuen sind, desto größer sind die positiven externen Effekte durch 
Bildung Eine staatliche Finanzierung oder zumindest weitgehende Subventionie- 
rung von Bildung ist in einem solchen Fall notwendig — das spricht übrigens mas- 
siv gegen eine Kita-Kostenbeteiligung für Erziehungsberechtigte (Kubon-Gilke 
2013: Kap. 4.1). 

Ein spezieller Bildungsaspekt beinhaltet aber sogar negative externe Effek- 
te. Diese können immer dann auftreten, wenn es um Zeugnisse oder Zertifikate 
geht. In solchen Fällen bekommt Bildung unmittelbar Statuscharakter und verteilt 
Chancen z.B. bei der Besetzung von Arbeitsstellen. Wenn Person A einen hervor- 
ragenden Abschluss im BA-Studiengang Childhood Studies erwirbt, sinken damit 
die Chancen einer Person B, die ein nicht ganz so gutes Zeugnis vorweisen kann. 
Sofern durch die Bildung nicht auch substantiell die beruflichen Fähigkeiten stei- 
gen und Bildungsinhalte auch keinen Eigenwert haben (so wie bei auswendig zu 
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lernenden Telefonbüchern), kann der Statuswettlauf zu überaus problematischen 
Trennungsgleichgewichten im spieltheoretischen Sinne führen.” Dabei werden 
die „Produktiven“, Bildung nur zum Signalerwerb nutzen, um gut dotierte Stellen 
zu erhalten. Das wäre gesamtwirtschaftlich massiv ineffizient und müsste sogar 
durch den Staat unterbunden werden (Kubon-Gilke et al. 1998: 244ff.). 


b Asymmetrische Informationen 

Wenn Bildungsanbieter*innen die Qualität ihrer Leistungen besser als die Lernen- 
den einschätzen können, dann droht in Märkten ohne geeigneten Ordnungsrah- 
men bzw. staatliche Interventionen eine Erosion der Bildungsqualität. Märkte oder 
Teilmärkte können schlimmstenfalls komplett verschwinden (zu den genaueren 
Argumenten Kubon-Gilke 2013: Kap. 4.3). Denkbar sind zwar auch Lösungen 
über institutionellen Wettbewerb, dennoch gibt es Argumente, wonach dem Staat 
zur Sicherung der gesellschaftlich gewünschten Bildungsqualität eine wesentliche 
Gestaltungsaufgabe zukommt. In diesem Problemfeld geht es weniger darum zu 
begründen, warum eine staatliche Finanzierung grundsätzlich nötig ist. Im Zen- 
trum stehen Fragen, wie selbständig Bildungseinrichtungen Entscheidungen tref- 
fen dürfen (z.B. bei der Auswahl und Honorierung von Mitarbeiter*innen), ob 
sie eventuell anfallende Überschüsse behalten dürfen, welche Rechtsform sinnvoll 
sein kann und welche Möglichkeiten es über Zertifizierungen oder „Gütesiegel“ 
geben kann, gute Qualität zu signalisieren. In diesem Zusammenhang zeigt sich 
z.B., dass das deutsche System der föderalen staatlichen Zuständigkeit und Steue- 
rung ebenso problematisch ist wie auch die staatlichen Vorgaben für kommunal 
oder privat organisierte Kitas. Die Diskussion um asymmetrische Informationen 
und institutionelle Gestaltungen offenbart nebenbei ein ganz spezielles Problem: 
Bildung ist mehrdimensional. Bildung im Sinne der Mündigkeitsentwicklung, der 
„Hingabe“ an Erkenntnissuche u.ä. erfordert systematisch andere institutionelle 
Strukturen als Bildung im Sinne des speziellen Kompetenzerwerbs z.B. im Be- 
rufszusammenhang. Die erstgenannten Vorstellungen erfordern weitgehende Frei- 
heit von Lehrenden und Lernenden sowie Hierarchielosigkeit von Bildungsein- 
richtungen. Die Entwicklung beruflich relevanter Kenntnisse und Kompetenzen 
geht mit curricularen Vorstellungen, Überprüfungen und Hierarchie einher. Man 
kann i.d.R. nicht gleichzeitig beides mit einem System — etwa der Hochschule — 
gewährleisten. 





3 Inder Spieltheorie werden strategische Probleme analog etwa zum Schachspiel ana- 
lysiert (Kubon-Gilke 2013: 207ff.). 
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c Spezifität 

Im engen Bereich der beruflichen Qualifizierung unterscheidet man allgemeine 
und spezifische Ausbildungen. Wenn eine Bildungsmaßnahme allgemeinen Cha- 
rakter hat, kann sie in vielen Unternehmungen oder Organisationen zur Erhöhung 
der Produktivität im Sinne verbesserter Leistungsfähigkeit hinsichtlich Menge 
und Qualität der Produkte und Dienstleistungen beitragen; ist die Ausbildung 
spezifisch, dann ist der produktivitätserhöhende Effekt im Extremfall auf einen 
Arbeitgeber beschränkt. Man leitet in diesen Fällen ab, wer genau die Ausbildung 
(abseits der staatlichen Subventionen wegen externer Effekte) finanzieren sollte. 
Je allgemeiner die Ausbildung ist, desto mehr können die Ausgebildeten damit 
rechnen, dass sich die Produktivitätssteigerung in hohen Löhnen niederschlägt, da 
es Konkurrenz um sie als Arbeitnehmer*innen gibt. Je spezifischer die Ausbildung 
ist, desto weniger wird es den Ausgebildeten finanziell zu Gute kommen. Das be- 
deutet: allgemeine Qualifizierung müssten die Lernenden abseits staatlicher Sub- 
ventionen anteilig selbst bezahlen (wobei das Problem der Chancengerechtigkeit 
prinzipiell durch staatliche oder institutionelle Vorfinanzierung lösbar ist), spe- 
zifische Qualifikationen müssten entsprechend Unternehmungen bezahlen. In 
staatlich kontrollierten und finanzierten Bereichen wie vielen pädagogischen und 
sozialen Kontexten bestimmt der Staat weitgehend die Konditionen der Arbeits- 
beziehungen. Die Qualifikationen werden dadurch staatsspezifisch, was bedeutet, 
dass aus Spezifitätsgründen der Staat auch komplett die Ausbildung für diese Be- 
reiche finanzieren müsste (Kubon-Gilke 2006: 52ff.). 





4 Der meritorische Charakter der Bildung 


Bildung - vor allem im Kindesalter - ist stets im Spannungsfeld von Selbstbestim- 
mung und Autonomie von Jungen und Mädchen einerseits sowie Fürsorge bzw. 
Sachwaltung andererseits verortet. Dies ist auch einer der zentralen Punkte der 
Meritorikdebatte, die nachfolgend etwas detaillierter dargestellt wird (weite Teile 
dieses Abschnitts sind Kubon-Gilke 2013: Kap. 4.4 entnommen bzw. daran an- 
gelehnt). Kernfrage ist, ob Individuen wirklich immer in ihrem eigenen Interesse 
Entscheidungen treffen. 

Wenn man unterstellt, dass Menschen sich selbst durch ihre Entscheidungen 
z.T. schaden, der Staat bzw. die Gesellschaft es aber besser weiß oder zu wissen 
glaubt, was „gut“ für die Menschen ist, dann misstraut man insofern dem Wett- 
bewerb, als er nicht in der Lage ist, die Menschen auf den „richtigen“ Entschei- 
dungsweg zu bringen. Eine solche Sichtweise ist außerordentlich umstritten in der 
neoklassisch inspirierten Mainstream-Ökonomik, die überwiegend dem methodo- 
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logischen Individualismus folgt, der vereinfachend unterstellt, Werte und Präfe- 
renzen entstünden nur in und durch Individuen und der gesellschaftliche Verwo- 
benheiten aus analytischen Begründungen heraus negiert. Der methodologische 
Individualismus geht überdies davon aus, dass Menschen im Großen und Ganzen 
für sich selbst vernünftige Entscheidungen treffen. Viele liberale Vertreter*innen 
bezweifeln ganz grundsätzlich, dass es irgendjemand außer einer Person selbst 
wissen kann, was sie möchte oder auch nicht. Deswegen hat die Meritorik-Debatte 
auch immer (noch) nur einen gewissen Nischenplatz in der Ökonomik inne. 

Befürworter*innen der Meritorik-Position unterbreiten dennoch spezifische 
politische Vorschläge, die auch nicht gänzlich in verschiedenen Politikfeldern 
übergangen werden. Demeritorische Güter, die den Menschen schaden, sollten 
vom Staat entweder sehr teuer gemacht oder deren Konsum sollte gleich ganz ver- 
boten werden. Das wird zur Rechtfertigung von Branntwein- und Tabaksteuern 
oder zum Verbot zum Vertrieb oder sogar des reinen Besitzes von bestimmten 
Drogen herangezogen. Analog werden meritorische Güter definiert, also Güter 
und Dienstleistungen identifiziert, die „gut“ für die Menschen sind, die sie aber 
nicht so sehr nutzen, wie es ihnen gut täte. Solche Güter müssten subventioniert 
oder deren Konsum sogar erzwungen werden. Die Schulpflicht wird z.B. so be- 
gründet, z.T. gehen Forderungen nach einer Kindergartenpflicht in die gleiche 
Richtung. Ebenso wird über die Meritorik die Subventionierung oder Höchstpreis- 
setzung bei bestimmten Lebensmitteln oder die Förderung von Sportvereinen in 
die politische Diskussion eingebracht. All dies wird häufig ergänzend in Kombi- 
nation mit externen Effekten oder anderen Marktversagensproblemen diskutiert. 
Bildungsgutscheine werden z.B. über die Meritorik, über externe Effekte und auch 
im Zusammenhang mit asymmetrischen Informationen gerechtfertigt. 

Die Argumente zu meritorischen Gütern wurden lange Zeit von vielen Wirt- 
schaftswissenschaftler*innen als methodisch eigentlich „wesensfremd“ für ihre 
Disziplin und ihre Fragen angesehen. Selbst in der Bildungsökonomik tat man 
sich durch die überwiegende Orientierung am methodologischen Individualismus 
schwer mit solchen Argumenten. In letzter Zeit gibt es nun mehrere Diskussionsli- 
nien, die der Meritorikdebatte mittlerweile innerhalb der Wirtschaftswissenschaf- 
ten doch einen etwas höheren Stellenwert verschaffen. 

Erstens wird im Zusammenhang mit Problemen der Nachhaltigkeit danach ge- 
fragt, was „gut“ oder zumindest nicht schädlich für zukünftige Generationen ist. 
Diese Generationen können sich selbst weder ökonomisch noch politisch in der 
Gegenwart in Entscheidungsprozesse einbringen. Es wird z.TT. (auch) meritorisch 
gedeutet, dass man heute alles unterlassen müsste, was zukünftige Generationen 
nicht wollen können. Ob die nächsten Generationen etwas tatsächlich nicht wollen 
oder dann gewollt haben, ist unbedeutend, denn man weiß es ja heute noch gar 
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nicht, was Individuen nachfolgender Generationen präferieren werden und was sie 
in der Lage sind zu produzieren. Und es muss heute bereits festgelegt werden, was 
den nächsten Generationen hinterlassen wird und zu Gute kommen soll an Res- 
sourcen, an Vielfalt, aber auch an gesellschaftlichen Regeln, Steuerungssystemen, 
Bildungschancen, kultureller Hinterlassenschaft u.a.m., damit sie später ein aus 
ihrer Sicht befriedigendes Leben führen können. 

Zweitens ergeben sich spezielle Schwierigkeiten aus der Prozesshaftigkeit man- 
cher „Tauschbeziehungen“. Bildung wird z.B. häufig durch den Koproduktions- 
aspekt charakterisiert. Das bedeutet, dass Bildung nicht einfach passiv konsumiert 
wird, sondern in Wechselwirkung mit den Lehrenden und mit anderen Lernenden 
eine gegenseitig abhängige, individuelle Entwicklung durchläuft. Damit werden 
aber Bildungsinteressen, Lernbereitschaft, kulturelles und anderes Vermögen 
nicht aufgrund vorgegebener Präferenzen einfach „nachgefragt“, sondern sie evol- 
vieren im Zuge der Bildungsprozesse. Da Individuen vor dem Beginn bestimmter 
Bildungswege bei sich selbst noch gar nicht wissen (können), welche Interessen 
und Präferenzen sie in der Abhängigkeit zu anderen Personen und als Folge ihres 
Bildungsweges, letztlich in der gesellschaftlichen und institutionellen Verwoben- 
heit, herausbilden, kann meritorisch argumentiert werden, dass man dann Bil- 
dungswege verpflichtend machen oder zumindest stark subventionieren sollte, bei 
denen man vermutet, dass sich Bildungspräferenzen im Eigeninteresse der Indi- 
viduen erst noch entwickeln (vgl. zu ähnlichen Argumenten im Care-Zusammen- 
hang Kubon-Gilke u. Kleinmann 2015). In der traditionellen Bildungsökonomik 
wird der Koproduktionsaspekt nur am Rande thematisiert, intensiver z.B. in der 
evolutorischen Ökonomik, indem „Präferenzlernen“ explizit berücksichtigt wird 
(Witt u. Schubert 2013: 260ff.). 

Drittens bekam die Meritorikdebatte eine gewisse inhaltliche Struktur, nach- 
dem eine Unterscheidung zwischen kurz- und langfristigen Präferenzen in der Dis- 
kussion Platz griff. Damit verlässt man eine rein paternalistische bzw. elitistische 
Position im ganz strikten Sinne, wonach es der Staat bzw. irgendeine Instanz, Per- 
son oder Personengruppe besser wisse, was den Menschen gut tut. Ein Individu- 
um hat vielleicht durchaus Präferenzen für eine schlanke Figur, ein langes Leben, 
Absicherung der Existenz im Krankheits- oder Erwerbsunfähigkeitsfall und auch 
für eine aktive Entwicklung ihrer persönlichen (geistigen, kreativen, körperlichen) 
Ressourcen. Die kurzfristigen Präferenzen, in gewisser Weise die „Gelüste“, inter- 
venieren jedoch und hindern die Person daran, den langfristigen Interessen zu 
dienen. Dann schließt sie eben keine Versicherung ab, sondern erwirbt lieber ein 
neues Kleidungsstück oder macht eine weitere kurze Urlaubsreise. Langfristige In- 
teressen werden kurzfristigen Freuden geopfert. Zur Begründung werden teilweise 
Evolutionsargumente herangezogen und behauptet, dass der Mensch evolutorisch 
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gesehen immer noch Jäger und Sammler sei und es noch nicht gelernt habe, lang- 
fristige Orientierungen zur Grundlage seiner Entscheidungen zu machen. Auch 
solche Argumente verlassen die typische Rationalitätsannahme der Ökonomik, die 
unterstellt, dass Menschen (in einem analytischen als-ob-Sinne) im Rahmen sta- 
biler Präferenzen und angesichts ihrer Möglichkeiten, für sich selbst vernünftige, 
d.h. rationale Entscheidungen treffen. 

Es gibt Beispiele für Institutionen, die Abhilfe schaffen können. Diese Institu- 
tionen sollen dafür sorgen, dass wir uns selbst daran binden, gar nichts anderes 
tun zu können als den Langfristinteressen zu dienen — ganz so wie Odysseus, der 
genau wusste, dass er den Sirenengesängen nicht widerstehen kann und sich des- 
halb an den Mast binden ließ, um nicht einen Kurs einzuschlagen, der den sicheren 
Schiffsuntergang bedeutet hätte. 

Nehmen wir an, Individuum A liebt es, ihrer Verwandtschaft zu Weihnachten 
nette Geschenke zu machen. Dazu muss es jedoch das ganze Jahr über jeden Monat 
einen kleinen Betrag zurücklegen, damit tatsächlich wie gewünscht Weihnachts- 
einkäufe getätigt werden können. Jeden Monat hat das Individuum aber auch die 
bekannten kurzfristigen Interessen. Wenn es den momentanen Präferenzen immer 
wieder nachgibt, können keine Geschenke gemacht werden. Das betrübt A zu dem 
späteren Zeitpunkt sehr. Zum Glück für A hat eine in den USA entstandene Idee 
auch hierzulande Freund*innen gefunden. A tritt einem Weihnachtsclub bei. Da- 
bei verpflichtet er/sie sich, monatlich jeweils einen bestimmten Betrag einzuzah- 
len. Sie/jer bekommt keine Zinsen für das Geld und hat keinerlei Verfügungsrechte 
über die Mittel bis Ende November. Dann bekommt A den gesamten angesparten 
Betrag ausgezahlt. 

Ökonomisch klingt das auf den ersten Blick völlig unsinnig, da es viel günstiger 
erscheint, das Geld auf einem Bankkonto anzulegen, Zinsen dafür zu bekommen 
und auch noch mehr Freiheiten zu haben, darüber zu verfügen. Als Instrument der 
Selbstbindung ist der Weihnachtsclub jedoch eine gute Möglichkeit. A kann bis 
November keinesfalls über die Mittel verfügen, und das erlaubt es ihm/ihr, die ge- 
wünschten Geschenke zu machen, was A zum Jahresende eine ganz besonders gro- 
Be Freude bereitet. Diese Freude könnte A nicht genießen, wenn zuvor alles Geld zu 
Gunsten der Kurzfristinteressen schon ausgegeben worden wäre. Als Selbstbindung 
in diesem Meritoriksinne werden u.a. Schulsysteme gedeutet. Danach haben wir 
uns selbst in einem politischen Prozess dem Zwangsinstrument der Schulpflicht 
unterworfen, weil wir genau wissen, dass wir nur so unseren langfristigen Präferen- 
zen bzw. denen unserer Kinder dienen können. Dass asymmetrische Informationen, 
externe Effekte u.a. weitere Begründungszusammenhänge bieten, stärke die Argu- 
mente zur Notwendigkeit solcher Zwangsinstrumente nur. Die Konsequenzen sind 
nach der gerade vorgestellten Idee doppelt vorteilhaft für uns alle. 
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Eine weitere Wendung der Meritorikdebatte mit einer recht jungen, aber bereits 
einflussreichen Konzeption stammt aus einer verhaltensökonomischen Richtung, 
die den strikten methodologischen Individualismus mit der Hypothese (schwa- 
cher) Rationalität verlässt. Thaler und Sunstein (2009) verweisen auf psychologi- 
sche Phänomene wie die Kontextabhängigkeit von Motiven und Verhaltenswei- 
sen. Sie nennen viele weitere psychologische Effekte, die jeweils inkompatibel 
mit der Rationalitätshypothese erscheinen, aber ökonomisch hoch relevant sein 
können. Aus der Vielzahl psychologischer Erkenntnisse seien nur einige wenige 
skizziert: 


« Trägheitseffekte. Es macht einen Unterschied, ob wir z.B. ein Zeitungsabonne- 
ment von uns aus kündigen müssen, nach einer kostenlosen „Kennenlernzeit“, 
oder ob diese Ausprobierzeit automatisch endet und wir die Zeitschrift aktiv 
neu bestellen müssen. Wenn wir selbst kündigen müssen, haben wir eine abon- 
nierte Zeitschrift wahrscheinlich viel länger periodisch in unserem Briefkasten 
als bei notwendiger Neubestellung, ob wir das Journal nun mögen oder nicht. 

« Komplexitätseffekte. Ob und welche Entscheidungen getroffen werden, hängt 
von der Alternativenmenge ab. Sehr viele Entscheidungsmöglichkeiten führen 
nicht zwangsläufig zu besseren Entscheidungen. Z.T. können wir uns dann 
überhaupt nicht mehr festlegen. Oder wir hören irgendwann mit dem Abwägen 
auf und treffen — auch nachteilige — Spontanentscheidungen. 

« Risikowahrnehmung. Insbesondere kleine Wahrscheinlichkeiten werden häufig 
verzerrt wahrgenommen und lösen „irrationale“ Ängste aus, manchmal aber 
auch völliges Ignorieren (seltener) Möglichkeiten. Das ist z.B. dafür relevant, 
ob Versicherungen gegen Elementarschäden etwa durch Erdbeben oder Sturm- 
fluten abgeschlossen werden, ob Lotto gespielt wird oder welche Proteste sich 
gegen den Bau von Kraftwerken, Funkmasten o.ä. formiert. Ebenso bedeutsam 
kann es für Bildungsentscheidungen mit unsicheren Konsequenzen z.B. hin- 
sichtlich des Weges im Erwerbsleben sein. 

« Effekte zur Wahrnehmung von Verlust- und Gewinnsituationen. Potentielle 
Verluste schrecken die Individuen häufig und fördern risikoscheues Verhalten. 
Potentielle Gewinne wirken psychologisch anders. In Experimenten reichte es 
bereits, z.B. hinsichtlich der Wirkung eines neuen Medikaments einmal davon 
zu sprechen, 90% der Patient*innen könnten durch die Einnahme des Präpara- 
tes überleben oder zu sagen, 10% würden wohl dennoch sterben, um deutliche 
Beurteilungsunterschiede bei den Testpersonen zu induzieren. 

« Der „Unerledigt“-Effekt. An etwas noch nicht Erledigtes oder Vollendetes erin- 
nern wir uns deutlicher als an Abgeschlossenes. Das nimmt nicht allein unsere 
Gedanken stärker ein, sondern hat auch Verhaltenskonsequenzen bei der Frage, 
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womit und wie intensiv wir uns mit etwas beschäftigen und welche Dinge wir 
vielleicht zu diesen Zwecken lernen oder kaufen. 

e Motivationseffekte. Je nach Kontext variieren Einstellungen, Motive und Ver- 
haltensweisen. Es kann in Arbeitszusammenhängen eine wichtige Rolle spielen, 
aber z.B. auch bei Fragen im Zusammenhang mit dem Umweltschutz. Werden 
Instrumente wie Steuern oder Zertifikathandel zur Internalisierung negativer 
externer Effekte eingesetzt, kann das eine Wahrnehmung nahelegen, man zahle 
für die Umweltverschmutzung (die Umwelt hat einen „Preis“), habe aber kei- 
ne weitere moralische Verpflichtung zum schonenden Umgang mit Ressourcen 
oder zur Vermeidung von Umweltschäden. Staatliche Ver- und Gebote schaffen 
andere Kontexte mit vielleicht besseren Möglichkeiten zum Aufbau eines in- 
trinsischen Umweltinteresses. Entsprechend wirkt es motivational nicht iden- 
tisch, ob man für Bildung etwas bezahlen lässt (oder Menschen per monetärer 
Bezuschussung dazu bringt, Bildungsleistungen in Anspruch zu nehmen) oder 
ob man eine einfache Pflicht, wie die zum Schulbesuch, verordnet. Für den Bil- 
dungsbereich gibt es z.B. Ergebnisse, wonach ein anreizfokussiertes Programm 
zur Förderung der Bildung erstens sehr teuer ist und zweitens z.T. gerade die 
Zielgruppe ärmerer Menschen häufig nicht gut erreicht. Alternativ können Pro- 
gramme mit minimalen ökonomischen Anreizen überaus wirksam sein, z.B. 
Eltern in ärmeren Ländern davon zu überzeugen, welchen großen Wert Schul- 
bildung für ihre Kinder hat (Behassine et al. 2015). Der Erfolg bei der Zielgrup- 
pe ist größer und er ist fiskalisch weniger schwer umsetzbar. 


Thaler und Sunstein (2009) argumentieren, dass es vorteilhaft sein kann, diese 
Effekte politisch zu Gunsten der Menschen auszunutzen. Sie beschreiben ihren 
eigenen Ansatz als libertär paternalistisch. Damit meinen sie, dass der Staat 
überwiegend keine direkten Vorschriften erlassen sollte — etwa wie man sich ver- 
sichert, ob man Bildungsangebote nutzt, ob man kiloweise Süßigkeiten zu sich 
nimmt, ob man alkoholische Getränke konsumiert oder nicht. Besser wäre es, den 
Menschen Wahlmöglichkeiten zu belassen, aber jeweils die Institutionen und Kon- 
texte so zu gestalten, dass sie möglichst vorteilhafte Entscheidungen für sich selbst 
treffen könnten. Den Einwänden, dann wisse es wohl doch jemand besser, was 
einem gut tut und das alles wirke ziemlich manipulativ, entgegnen sie, dass man 
ja immer beeinflusst wird durch den Kontext, und man sollte doch dann tunlichst 
die Rahmenbedingungen gleich so gestalten, dass etwas halbwegs Gescheites für 
jede/n und die Gesellschaft dabei herauskommt. Sie zeigen in ihrem Buch dann 
an vielen Beispielen vor allem der Sozialpolitik, wie Regeln zum verpflichtenden 
Krankenversicherungsschutz, zur Vermögensbildung oder der Gesundheitspräven- 
tion aussehen müssten, damit die Individuen Entscheidungen treffen, die ihnen zu 
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Gute kommen. Der libertär-paternalistische Ansatz kann für den Bildungsbereich 
zwanglos ausgeweitet werden. So kann man z.B. auf die Theorie zu intrinsischer 
Motivation zurückgreifen, wonach Belohnungen intrinsische Motivation zerstören 
können. Das kann für Lernende wichtig werden, wenn sie durch Noten oder sogar 
monetäre Belohnungen Bildung vorrangig instrumentell verstehen und das eigent- 
liche Lerninteresse verlieren; es kann aber auch für Lehrende wichtig werden, weil 
Leistungszulagen, unsichere Arbeitsverhältnisse, ständige Kontrolle den Fokus zu 
sehr auf diese Elemente richten und dadurch das Eigeninteresse am Beruf und am 
Pädagogischen erodieren kann (Kubon-Gilke 2013: 297ff.). 

Bislang wurden auf verschiedenen Ebenen Argumente dafür skizziert, warum 
der Staat den Individuen nicht immer die freie Entscheidung überlässt, sondern 
sie im Sinne ihres eigenen Wohlergehens zu bestimmten Verhaltensweisen zwingt 
oder zumindest dazu drängt. Meritorikargumente im engen Sinne betreffen al- 
lerdings nur einen Teil all der Begründungen, die Freiheitseinschränkungen und 
vermeintliche Bevormundungen durch den Staat zu rechtfertigen versuchen. Im 
engsten Sinne ginge es allein um das potentiell selbstschädigende Verhalten, aber 
„Bevormundung“ kann es auch aus anderen Gründen heraus geben. Sturn (2013) 
nimmt dazu sehr ausführlich Stellung und systematisiert die Diskussion. In Ana- 
logie zu seiner Klassifikation kann man folgende Argumente dafür unterscheiden, 
warum der Staat die Wahl- und Vertragsfreiheit unter Umständen zum Wohle der 
Individuen einschränken sollte. Nur einige davon sind der Meritorikdiskussion in 
einem ganz engen Sinne der potentiellen Selbstschädigung zuzuordnen. Hier wer- 
den nur die im Bildungszusammenhang relevanten Argumente benannt. 


a) Wenn die Ausübung von Freiheitsrechten zwar individuell rational ist, aber kol- 
lektiv zu ungewünschten Ergebnissen führt, werden bestimmte Handlungsop- 
tionen verboten oder erschwert. Das betrifft alle Formen des „Marktversagens‘“, 
bei denen Handlungseinschränkungen und Rahmungen des Wettbewerbs Ef- 
fizienzvorteile versprechen. Bei strategischen Situationen vom Typus Gefan- 
genendilemma, bei externen Effekten, bei asymmetrischen Informationen mit 
Qualitätserosion, bei Diskriminierung via nicht geräumter Märkte u.a.m. wer- 
den Handlungsgebote und -verbote verhängt, um gesamtwirtschaftlich „besse- 
re“ Ergebnisse zu bekommen und damit auch den einzelnen Individuen zu die- 
nen. Schulpflicht wird z.B. bekanntlich auch mit Marktversagen durch positive 
externe Effekte gerechtfertigt. 

b) Im gleichen Zusammenhang wird argumentiert, dass es günstiger sein kann, 
wenn der Staat Sachtransfers statt Geldtransfers an Bedürftige vergibt (Schul- 
bücher und andere Lernmaterialien statt Geld). Das kann damit zusammenhän- 
gen, dass der Staat befürchtet, die Bedürftigen könnten die Mittel schädlich für 
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sich selbst ausgeben, also z.B. Wodka statt Gemüse zu kaufen oder ein neues 
TV-Gerät zu erwerben statt ihre Kinder durch Bildungsangebote, Sport, Litera- 
tur, Musik u.a. zu fördern. 

c) In einem speziellen gerechtigkeitsorientierten Ansatz (Basu 2011) wird gefor- 
dert, dass man alle solche Verträge unterbinden sollte, bei denen man Nach- 
teile in Kauf nehmen müsste (bzw. einen Preis zu entrichten hätte), wenn man 
grundlegende Menschenrechte für sich in Anspruch nimmt. Das kann man un- 
mittelbar in den Zusammenhang mit Menschenrechten bzw. speziell den Kin- 
derrechten bringen, wenn es um das Recht auf Bildung geht. 


Die beschriebenen Fälle schränken Vertragsmöglichkeiten und freiwillige Hand- 
lungen der Individuen ein. Strikte Meritorikargumente sind es nicht durchgängig, 
denn in der Meritorik geht es eher darum, dass Menschen unter Umständen für 
sich selbst ungünstige Entscheidungen treffen und dazu gebracht werden sollen, 
doch tunlichst das zu tun, was „gut“ für sie selbst ist. Nun sollen nach der Vorstel- 
lung vieler Vertreter*innen des Liberalismus die Menschen aber eigentlich selbst 
bestimmen, wie sie ihr Leben führen möchten. Es sollen keine Ideolog*innen oder 
selbsternannte Weltverbesser*innen anderen ihre Vorstellungen eines richtigen 
oder guten Lebens aufzwingen. Sturn (2013) zeigt allerdings mit Verweisen auf 
Mill, Pigou und Musgrave Argumente auf, die dennoch sogar aus liberaler Pers- 
pektive heraus begründen, dass der Staat Verhaltensvorgaben macht, um Individu- 
en dazu zu bringen, für sich selbst sinnvolle Entscheidungen zu treffen. 
Menschen mit eingeschränkter Urteilsfähigkeit, die gemeinhin als „unmündi- 
ge“ Menschen bezeichnet werden, benötigen eventuell noch mehr Unterstützung 
in ihrer Entscheidungsfindung als andere Personen.’ Jemand anderes muss eine 
Sachwalterfunktion etwa für kleine Kinder oder für Menschen mit schwerwiegen- 
den psychischen Beeinträchtigungen ausüben. Ob das notgedrungen der Staat sein 
muss, ist damit noch nicht gesagt. Bei Kindern sind deren Eltern bzw. Erziehungs- 
berechtigten zunächst die naheliegenden potentiellen Sachwalter*innen. Sachwal- 
tung fokussiert die Fürsorgefunktion, hat aber auch immer damit zu tun, die Frage 





4 Witt und Schubert (2013: 257) weisen darauf hin, dass auch Positionen vertreten 
werden, die der individuellen Freiheit einen sehr hohen intrinsischen Wert zuweisen, 
wonach also trotz aller eingeschränkten kognitiven Möglichkeiten, trotz vieler Wider- 
sprüchlichkeiten und trotz wandelbarer Präferenzen keine Eingriffe in individuelle 
Entscheidungen rechtfertigungsfähig seien. 


5 _ Die Komplexität der nachfolgenden Frage zeigt sich besonders gut daran, dass Bildung 
auch als Teil der Erziehung zur Mündigkeit angesehen wird. Das betrifft erst einmal 
alle Menschen, aber nicht bei allen Personen oder Gruppen folgt daraus, dass zwangs- 
läufig stellvertretende Entscheidungen zu treffen sind. 
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nach der Grenzziehung zur Autonomie und Selbstbestimmung der Individuen zu 
stellen — und das im grundsätzlichen Zugang zunächst unabhängig vom Alter, der 
geistigen oder körperlichen Verfasstheit einer Person. Zwei entscheidende Schwie- 
rigkeiten ergeben sich hierbei. Es ist keineswegs von vornherein klar, was nötig ist, 
um den Zustand der „Mündigkeit“ hinreichend gut zu erreichen, der eine/n Sach- 
walter*in überflüssig macht. Sturn (2013: 20f.) weist zu Recht darauf hin, dass das 
Mündigkeitskonzept durchaus auch Missbrauch ermöglichen kann. Es ist häufig 
zudem ein zeitgebundenes Phänomen, welchen Menschen man Mündigkeit bzw. 
welches Ausmaß an Mündigkeit unterstellt und welchen nicht. Noch im 19. Jahr- 
hundert wurde sie Frauen grundsätzlich abgesprochen. Sie seien viel zu emotional 
und zu schwach, um eigenständig Entscheidungen treffen zu können. Noch lange 
im 20. Jahrhundert mussten Frauen die Erlaubnis ihrer Ehemänner einholen, wenn 
sie einer Erwerbstätigkeit nachgehen wollten. Das Frauenwahlrecht ist ebenso eine 
sehr späte Errungenschaft. Die Frauenbewegung berief sich Ende des 19. und An- 
fang des 20. Jahrhunderts explizit darauf, das Recht der Mündigkeit und Selb- 
ständigkeit im Staat zuerkannt zu bekommen. Ebenso wurden Menschen anderer 
Ethnien häufig wie unmündige Kleinkinder betrachtet und dadurch letztlich dis- 
kriminiert. Zu Zeiten des Kolonialismus war das besonders ausgeprägt. Menschen 
mit körperlichen und geistigen Beeinträchtigungen wurden und werden ähnlich 
kategorisiert. Unmündigkeit muss also zumindest sehr präzise umschrieben wer- 
den, um möglichst wenig missbrauchsanfällig zu klären, wer eine/n Sachwalter*in 
benötigt, wem man also letztlich keine komplett souveräne Entscheidung überlässt. 
Bei Kindern gibt es häufig Altersgrenzen wie etwa zur Möglichkeit, Kaufverträge 
abzuschließen oder zur Strafmündigkeit, die diese Kategorisierung zum Ausmaß 
der unterstellten Mündigkeit von Kindern und Jugendlichen gesetzlich fixiert. 

Es bleibt immer noch das Problem, warum man bei Kindern nicht deren EI- 
tern in jedem Fall die Sachwalterfunktion zugesteht und der Staat statt ihrer diese 
Funktion teilweise übernimmt (Schulpflicht, Eingriffe via Jugendamt). Nach Sturn 
(2013: 21) hat Mill (als entscheidender Vordenker liberaler, freiheitlicher und men- 
schenrechtsfokussierter Prinzipien) ein „reales“ Problem der Eltern identifiziert, 
dass übrigens auch die aktuelle Debatte etwa um das Betreuungsgeld begleitet. 
Gerade im Bildungs- und Betreuungszusammenhang zeige sich ein Problem auch 
bei den Eltern. Die Eltern aus benachteiligten sozialen Milieus, deren Kinder eine 
gute Bildung am dringendsten benötigten, würden sie unter Umständen am aller- 
wenigsten nachfragen. Das weist dem Staat eine Befähigungsaufgabe sowohl für 
die Eltern, aber auch unmittelbar für die Kinder zu. 

Eine weitere Ausnahme wird in Mills liberaler Perspektive gerechtfertigt, wenn 
Individuen unumkehrbare Entscheidungen treffen, sich etwa per Vertrag in die 
Sklaverei begeben. Dann würde man zwar vor Vertragsunterzeichnung in freier 
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Wahl entscheiden, danach seien aber Wahlfreiheit und Selbstbestimmung außer 
Kraft gesetzt. Ein Grenzfall stellt Kinderarbeit dar, wenn sie gleichzeitig die Bil- 
dungsmöglichkeiten torpediert. Nicht ganz so dramatisch, aber auch mit schwer- 
wiegenden unumkehrbaren bzw. zumindest sehr langfristigen Wirkungen, sind die 
Folgen aus dem Gebrauch von Suchtmitteln oder aus der Überschuldung. Diese 
Fälle könnten ebenso dafür sprechen, dass der Staat einige Entscheidungen zu 
unterbinden sucht und bestimmte Verträge von vornherein verbietet. 

In einer Art eines hybriden Arguments wird argumentiert, dass es so etwas wie 
„Gemeinschaftsbedürfnisse‘“ geben könnte (Sturn 2013: 23). So sei es denkbar, 
dass bestimmte Formen der Bildungspolitik, auch Bildungszwang, oder Varianten 
der Umverteilung deshalb von allen akzeptiert würden — mit allen zugehörigen 
Zwangsmaßnahmen des Staates — um die soziale Kohäsion und die Systemakzep- 
tanz der Individuen zu stärken. Das ist zumindest dann doch wieder ein „halbes“ 
Effizienzargument, weil es die Funktionalität solcher Regeln für die Gesellschaft 
betont. Gleichzeitig unterscheidet man damit implizit zwischen privaten und poli- 
tischen Präferenzen. 

Menschen werden zwar in vielen Modellen als rationale Wesen unterstellt, 
aber das ist zunächst nur eine analytische Vereinfachung, die in Einzelfällen auch 
durchaus gerechtfertigt werden kann, in anderen Zusammenhängen wenig ziel- 
führend ist. Auf keinen Fall bedeutet es, dass man die Menschen tatsächlich als 
stets rational handelnde Wesen einschätzt. In den Feldern der Verhaltensethik 
(Brazerman u. Tenbrunsel 2011) und der Verhaltensökonomik (Thaler u. Sunstein 
2009) werden die auch analytisch relevanten Phänomene aufgezeigt wie etwa die 
starke Diskontierung der Zukunft‘ oder die Kontextabhängigkeit von Bewertungen 
und Entscheidungen. Brazerman und Tenbrunsel weisen z.B. darauf hin, dass wir 
alle systematisch unseren eigenen moralischen Überzeugungen oft nicht folgen 
und auch unsere ganz persönlichen langfristigen Interessen oft aus dem Auge bei 
konkreten Entscheidungen verlieren (und das ist nicht etwa eine Verhaltensanoma- 
lie, es passiert ganz systematisch), sondern kurzfristigen Wünschen und Gelüsten 
immer wieder nachgeben. Unsere Person A hatten wir ja bereits als Beispiel dafür 
kennengelernt. Wir handeln oft nach dem want und nicht gemäß unseres selbst 
definierten should. Sofern wir es nicht selbst je nach nicht erreichtem should über 
Weight Watchers, Selbsthilfegruppen nach Erkrankungen, über die genannten 





6 _Diskontierung der Zukunft bedeutet, dass man aktuellen Vor- und Nachteilen ein hö- 
heres Gewicht als zukünftigen Ereignissen gibt. 100 Euro heute sind mir z.B. mehr 
wert als 100 Euro in zwei Jahren. Wenn ich in zwei Jahren vielleicht 125 Euro erwarte, 
dann kann mir das mit Diskontierung der Zukunft genauso viel wert sein wie 100 
Euro, die ich heute bekäme. 
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Weihnachtsclubs oder anderes schaffen, mit Selbstbindungsmechanismen unseren 
eigentlich wichtigeren langfristigen Interessen zu folgen, dann, so wird argumen- 
tiert, müsse unter Umständen der Staat so etwas erzwingen — Versicherungspflicht, 
Gesundheitsvorsorge, Informationsangebote vielfältiger Art, Fast-Food-, Fett- und 
Zuckersteuer, Kennzeichnungspflicht für Lebensmittel, Bildungszwang u.a. kön- 
nen so rechtfertigungsfähig werden. 

Eine noch etwas andere Wendung bekommt die Debatte in der differenzierteren 
Betrachtung, wenn man das Problem anschaut, wer denn wirklich „weiß“ oder es 
zu wissen glaubt, was gut für einzelne Menschen ist.’ Schulz-Nieswandt und Ses- 
selmeier (2008: 7ff.) betonen mit Nachdruck, dass dabei normative Prämissen eine 
wesentliche Rolle spielen. Diese impliziten normativen Wertungen gingen z.B. ein 
in die Logik und Gestaltung des Sozialstaats. Soziales und meritorisches Handeln, 
so ihre These, sei immer über die Wertfundierung, die soziale Normierung und die 
kulturellen Codes bestimmt. 


Gerade dadurch ist eine motivabhängige Habitualisierung bis hin zur Professionali- 
sierung sozialen Helfens ja möglich: Die Aufdeckung derartiger Grammatiken prak- 
tischer Sozialpolitik war immer schon Teil des wissenschaftlichen Programms der 
Sozialpolitik (Schulz-Nieswandt u. Sesselmeier 2004: 8). 


Normative Skripte in den handlungsleitenden Logiken seien für die Wissenschaft 
demnach ein zwingendes Thema. Die Vorstellungen über Rollen und daran gebun- 
dene Vorstellungen über die individuelle Lebensgestaltung sind zeit- und kulturab- 
hängig. In den 1950er Jahren hatte man sicherlich z.B. andere Vorstellungen, was 
Frauen zu einem gelingenden Leben wünschen (sollen) als heute, wenn damals die 
„Bestimmung der Frau“ hauptsächlich als Hausfrau und Mutter gesehen wurde. 
Heute werden auch Jungen und Mädchen, insbesondere ihre Autonomie und ihre 
zu respektierende Würde anders als vor 50 oder 80 Jahren gesehen. Welche Art 
und Umfang an Bildung dann im jeweiligen Meritorikverständnis abgeleitet wird, 
um Menschen zu „richtigen“ Entscheidungen für sich selbst zu bringen, hängt be- 
sonders stark von den jeweiligen kulturellen Normierungen ab. 

Einen Zugang zum Verständnis dieser Zusammenhänge bietet die Theorie der 
Pfadabhängigkeit an. Dieser theoretische Ansatz verdeutlicht, dass die Betrach- 
tung eines Systems (hier eines bestimmten Familien- speziell Kinderbildes bzw. 
eines Konstrukts zu „wahren“ Bestimmungen bestimmter Personengruppen und 





7 Die folgenden Argumente folgen den einleitenden Ausführungen von Kubon-Gil- 
ke/Bender (2013) sowie abschließenden Einschätzungen bei Klös und Kubon-Gilke 
(2015). 


160 Gisela Kubon-Gilke 


zu normierten Lebensverläufen, auch zu einer bestimmten und sehr speziellen 
Vorstellung des Heranwachsens) innerhalb seines institutionellen Geflechts, also 
innerhalb des Satzes vor allem informeller Normen und unterlegter Grammatiken, 
erfolgen muss. Brechen Reformideen etwa der Familien- oder Bildungspolitik mit 
dem eingeschlagenen Pfad, kann es zu Akzeptanzproblemen, gesellschaftlichem 
Widerstand und sogar unerwarteten Reaktionen im demokratischen Prozess kom- 
men. 

Die Theorie der Pfadabhängigkeit zeigt, dass gesellschaftliche und kulturel- 
le Zustände durch multiple Gleichgewichte gekennzeichnet sind. Die Gegenwart 
kann letztlich nicht unabhängig von der Vergangenheit und ihren Kodifizierungen 
verstanden werden, was an bestimmten positiven Rückkopplungseffekten liegt. 
Eichhorst, Sesselmeier und Yollu-Tok (2004: 16ff.) fassen die wesentlichen Ver- 
wobenheiten zusammen und zeigen die Bedeutung für die Auswahl staatlicher 
Interventionen, speziell für den sozial- und bildungspolitischen Wandel auf. Sie 
verweisen dabei auf drei wesentliche Rückkopplungseffekte: 


« Koordinationseffekte: Kulturelle Muster, Institutionen und Regeln helfen, Un- 
sicherheiten bei Interaktionen zu reduzieren und Erwartungen zu stabilisieren. 
Positive Rückkopplungen entstehen dadurch, dass sich Individuen aus diesem 
Grunde an bestehenden Regelungen und gesellschaftlich geteilte Interpretatio- 
nen über Rollen verschiedener Gruppen in ihrem Handeln orientieren. 

« Komplementaritätseffekte: Gesellschaftliche Muster und Regeln sind nicht 
voneinander unabhängig. Die Befolgung einer Regel wird z.B. dann attraktiver 
und wahrscheinlicher, je stärker sie mit anderen Regeln kompatibel ist. Damit 
stützt sich ein kohärentes normatives Gerüst in seinen einzelnen Regelelemen- 
ten gegenseitig. 

® Wechselwirkung zwischen Regel- und Handlungsebene: Menschen unterliegen 
kognitiven Grenzen und orientieren sich am Bestehenden. Der Kontext der ge- 
sellschaftlichen Grammatik bestimmt Sichtweisen, Einstellungen und Motive 
der Individuen. Auch dies führt zur Stabilisierung bestimmter Gleichgewichte. 


Durch diese Effekte befindet sich die Gesellschaft auf einem ganz bestimmten 
Entwicklungspfad, der durch die Anfangsbedingungen wesentlich mitbestimmt 
ist. Es kann zu sogenannten „lock-in“-Effekten kommen, wonach ein Pfad auch 
selbst dann nicht verlassen wird, wenn er sich als nachteilig sowohl auf individuel- 
ler als auch auf gesellschaftlicher Ebene erweist. 

Wichtiger noch für die Meritorikdebatte ist dabei folgendes Problem: Aus den 
psychologischen Erkenntnissen weiß man bekanntlich, dass der Kontext inklusive 
der normativen Kodierung in der gerade gültigen gesellschaftlichen Kultur ganz 
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wesentlich mitbestimmt, was man für sich selbst unter einem gelingenden Leben 
überhaupt versteht. Jemand aus einem Stadtteil, in dem besonders viele Benachtei- 
ligte leben, ohne Bildungsabschluss und ohne großes Einkommen wird vielleicht 
kontextgebunden ganz andere Vorstellungen für sich und seine Kinder als jemand 
aus einem Viertel Wohlhabender, mit Abitur und sicherem, gut entlohnten Beruf 
haben. Und es kann vor 50 Jahren noch ganz andere Ideen mit sich gebracht haben 
als heute. Das alles ist eben nicht allein eine Frage der Individualität oder familiä- 
rer Entscheidungen, denn lebte dieser Mensch bzw. diese Familie in einem anderen 
Kontext, zu anderer Zeit und in anderem Normengefüge, kämen er bzw. sie unter 
Umständen zu ganz anderen Vorstellungen über ein gutes, gelingendes Leben. Und 
wenn die Personen es aus welchen Gründen auch immer nicht schaffen sollten, die 
für sie sinnvollen Entscheidungen selbst zu treffen: Die Individuen, die politische 
Entscheidungen über das Wohl der Menschen zu treffen haben, unterliegen ja in 
ähnlicher Weise solchen Normierungen. Die Kontexte der politisch Verantwort- 
lichen und der betroffenen Adressat*innen meritorischer Eingriffe können aber 
ganz unterschiedlich sein. Was aber zählt? Ist der Staat dazu da, Ordnungsbe- 
dingungen zu schaffen, unter denen die aktuellen, jeweiligen Vorstellungen be- 
troffener Individuen oder die einer politischen „Elite“ umgesetzt werden können, 
oder gibt es im Vorfeld erst noch einen zu schaffenden Kontext, der die „richtigen, 
gewünschten“ Lebensvorstellungen der Menschen hervorbringt? Diese Diskussion 
um Identität, gelingendes Leben und die normativen Konsequenzen, letztlich um 
das Problem einer Art eines Metakonzepts für gelingendes Leben muss explizit 
geführt werden. Sie hat für die Sozial-, Familien- und Bildungspolitik wie für fast 
alle Politikbereiche weitreichende Bedeutung. 

Um ein extremes Beispiel zu bemühen: Wenn in den gegebenen normativen 
und institutionellen Kontexten viele Menschen zur Einschätzung kommen, dass 
das Leben nur dann erfreulich gelingen kann, wenn sie selbst bestimmten ästheti- 
schen Standards genügen, dann stellt sich die Frage, ob der Staat gegebenenfalls. 
diese Voraussetzung schaffen oder gar finanzieren muss, keinesfalls jedoch die 
Arbeit von Tattoo-Studies, kosmetische Operationen etc. erschweren darf — und 
das unabhängig vom Alter derjenigen, die bestimmte ästhetische Vorstellungen 
zu ihrem eigenen Körper entwickelt haben. Oder sollte bei anderen Bewertungen 
gelingenden Lebens durch Politiker*innen diese Freiheit zumindest für bestimmte 
Personenkreise eingeschränkt werden? Gilt es also im Vorfeld, institutionelle und 
gesellschaftliche Kontexte zu schaffen, bei denen die körperlich-ästhetischen Mo- 
mente für die Menschen gar keine besondere Bedeutung bei ihrer eigenen Vorstel- 
lung eines guten Lebens haben? Für Bildungszusammenhänge spielt es eine we- 
sentliche Rolle, ob Entscheidungen gegen Schul- oder Weiterbildung oder gegen 
den Besuch bestimmter kultureller Veranstaltungen nur Ausdruck der freien Wil- 
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lensentfaltung selbstbestimmter und verantwortungsfähiger Menschen im Sinne 
ihrer Vorstellungen des guten Lebens sind und damit respektiert werden müssen. 
Alternativ könnte die Vorstellung entstehen, man müsse elitistisch durch Kontex- 
tualisierung Menschen dazu „schubsen“, Interesse an Bildung, an Kultur etc. zu 
entwickeln, was sie dann andere Entscheidungen treffen lässt, was zu ihrem eige- 
nen Wohle sei. Die normative Position dazu sowie das genaue Verständnis des Bil- 
dungsprozesses als Koproduktion entscheiden mit, in welchem Ordnungsrahmen 
die damit angelegten Bildungsziele am besten zu erreichen sind. 





5 Zusammenfassung 


In diesem Beitrag wurden wesentliche Argumentationslinien der Bildungsökono- 
mik vorgestellt. Die Bildungsökonomik verfolgt kein einseitig enges Bildungsver- 
ständnis in ihrem allgemeinen Zugang. Sie vermag aufzuzeigen, dass eine reine 
Marktsteuerung ohne geeigneten Ordnungsrahmen und ohne staatliche (Mit-) 
Finanzierung erhebliche Effizienz- und Versorgungsprobleme nach sich zieht. 
Bei vorschulischer und schulischer Bildung wird die Notwendigkeit einer gesell- 
schaftlichen Komplettfinanzierung begründet, bei beruflicher Qualifikation wird 
eine Finanzierungbeteiligung von Unternehmungen und Lernenden nahegelegt, 
und zwar anteilig je nach Spezifitätsgrad der Ausbildung. Chancengerechtigkeit 
lässt sich auch in Fällen gebührenpflichtiger Ausbildungsgänge durch Vorfinanzie- 
rungsmodelle herstellen. 

Detaillierter wurden in diesem Beitrag Argumente der Meritorik beleuchtet, 
die stets Forderungen zu mehr oder weniger freiheitseinschränkenden Setzungen 
durch den Staat beinhalten. Diese Debatten werden nach wie vor sehr kontrovers 
geführt. Das hat insbesondere damit zu tun, welche Menschenbilder den Über- 
legungen unterlegt werden. Wenn Selbstschädigungen aufgrund kognitiver Be- 
schränkungen oder wegen gesellschaftlicher Normierungseinflüsse für möglich 
erachtet werden, werden Schlüsse gezogen, die auch für den Bildungsbereich rele- 
vant sind: Schulpflicht, die Subventionierung von Bildung abseits der Argumente 
über externe Effekte werden u.a. in dieser Art und Weise begründet. Die weitere 
Diskussion all der Vorschläge aus der Meritorik erforderte es, die Menschenbild- 
diskussion etwas grundsätzlicher zu führen und dabei zu fragen, welche analyti- 
schen Schlüsse daraus genau für die Bildungsökonomik hinsichtlich der Finanzie- 
rung von Bildungsangeboten und zum „Bildungszwang“ zu ziehen sind. 

Ein spezieller Ansatz ist gerade im Hinblick auf Menschen- bzw. speziell Kin- 
derrechte näher untersuchenswert. Das betrifft die Vorstellung Basus (2011) zu 
unveräußerlichen Rechten und zu „unhinterfragbaren“ Präferenzen. Basu argu- 
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mentiert, dass solche Rechte sehr spezielle Gründe für das Unterbinden freiwil- 
liger (Markt-)Verträge konstituieren. Es kann z.B. sein, dass Kinder bzw. deren 
Eltern „freiwillig“ auf bestimmte Rechte wie etwa auf freie Meinungsäußerung 
verzichteten, weil ihnen jemand dafür etwas gibt. Dann würden aber alle, die das 
Recht für sich beanspruchen diesen Vorteil nicht haben. Das darf laut Basu nicht 
sein, denn dadurch müsste man implizit Nachteile in Kauf nehmen, wenn man auf 
Menschenrechtseinhaltung insistiert. Menschen — und natürlich auch die spezi- 
fizierten Kinderrechte dürften aber nicht käuflich sein, und deshalb dürften solche 
Verträge des Abkaufens von Rechten auch nicht zugelassen werden. Diese Debatte 
ist in der Bildungsökonomik bislang noch nicht aufgegriffen worden, berührt aber 
wichtige Elemente wie u.a. das Recht auf Bildung. In diesem Zusammenhang deu- 
tet sich weiterer Forschungsbedarf demnach an. In einigen engeren Feldern sind 
Kinderrechte indirekt angesprochen, etwa im Zusammenhang mit externen Ef- 
fekten bzw. Massenphänomenen oder hinsichtlich supermodularer Gleichgewichte 
in strategischen Situationen mit „guten“ und „schlechten“ Gleichgewichten, da es 
dort u.a. jeweils darum geht, das Verbot von Kinderarbeit nicht nur moralisch 
sondern auch aus Effizienzüberlegungen heraus zu rechtfertigen (Kubon-Gilke 
2013: Kap. 4.1.3 und 4.5). Bislang sind die Bezüge zu Kinderrechten in der Bil- 
dungsökonomik allerdings noch eher vereinzelt zu finden und wurden noch nicht 
systematisch erarbeitet. 
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Kinderrechte und elterliche Verantwortung 


Iris Engelhardt 


1 Einleitung 


Im November 2014 wurde die UN-Kinderrechtskonvention 25 Jahre alt. Doch noch 
immer sind diese darin verbrieften Rechte in Deutschland wenig bekannt. Wie der 
Kinderreport 2015 des Deutschen Kinderhilfswerkes zeigt, wissen 49 Prozent der 
Kinder und Jugendliche und 36 Prozent der Erwachsenen nicht, was sich hinter der 
UN-Kinderrechtskonvention verbirgt. Lediglich 3 Prozent der Erwachsenen und 
4 Prozent der Kinder und Jugendliche kennen genau die in der UN-Kinderrechts- 
konvention festgeschriebenen Rechte (DKHW 2015). 

Aus diesem Grund ist die Tendenz in der öffentliche Debatte um die Kinder- 
rechte nicht verwunderlich, diese entweder auf die Aspekt des Kinderschutzes 
oder der Partizipation von Kindern zu reduzieren, oder diese gar in Opposition zu 
den Elternrechten zu setzen. 

Aus kinderrechtlicher Sicht werden die Rechte von Eltern nicht den Kinder- 
rechten entgegen gestellt, denn die Rechte der ersteren sind an die Rechte der letz- 
teren gebunden. Basierend auf einer qualitativen Studie, die ich im Rahmen meiner 
Promotion durchgeführt habe, soll zunächst ein traditionell geprägtes Verständnis 
von elterlicher Verantwortung dargestellt werden, das vermutlich nicht nur bei den 
befragten Sozialarbeiter*innen vorherrscht. Dieses Konzept der Elternverantwor- 
tung äußert sich konkret in der elterlichen Erziehung, Pflege und Sorge um das 
Kind und erscheint auf den ersten Blick als selbstverständlicher und natürlicher 
Bestandteil der Eltern-Kind-Beziehung. Bei genauerem Hinsehen fällt jedoch auf, 
wie vage und zugleich wirkkräftig dieses normative Konzept in der Praxis ist. 
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Daran anschließend wird ein kinderrechtliches Konzept der elterlichen Ver- 
antwortung konturiert, deren Eckpunkte das Kindeswohl, die sich entwickelnden 
Fähigkeiten des Kindes und die Partizipationsrechte des Kindes stellen. Ebenfalls 
soll auf die Eltern-Kind-Beziehung und die Rolle des Staates innerhalb dieses Ge- 
füges Bezug genommen werden. Abschließend werde ich anhand eines Beispiels 
exemplarisch aufzeigen, wie sich ein Verständnis elterlicher Verantwortung zeigt 
und pädagogisches Handeln, das sich an den Kinderrechten orientiert, ausgestaltet 
werden kann. 





2 Die Mehrdimensionalität der Elternverantwortung 


Das mehrdimensionale Konzept der Elternverantwortung, wie es im Folgenden 
dargestellt wird, basiert auf der eingangs benannten Studie. Anhand von qualitati- 
ven leitfadengestützten Interviews mit 17 Sozialarbeiter*innen eines konfessionel- 
len Landesverbandes wurden Einstellungen, Sichtweisen, Kenntnisse und Strate- 
gien kinderrechtsrelevante Themen betreffend erfragt und unter Anwendung des 
Forschungsansatzes der Grounded Theory nach Strauss und Corbin (1990) ausge- 
wertet. Im Zuge dessen trat eine grundsätzlich dichotom geprägte Sichtweise auf 
Kinder und Erwachsene in Erscheinung, die sich einerseits auf eine eingeschränk- 
te Wahrnehmung von Kinderrechten auswirkt und sich anderseits im Konzept der 
elterlichen Verantwortung widerspiegelt (Engelhardt 2016). 

Das folgende Konzept der Elternverantwortung ist mehrdimensional aufzufas- 
sen und umrahmt die Eltern-Kind-Beziehung. Gleichwohl die Elternverantwor- 
tung mit den Auffassungen von „Elternschaft“ oder „Elterliche Sorge“ verbunden 
ist, geht diese darüber hinaus, denn sie umfasst sowohl biologische, soziale, recht- 
liche, emotionale sowie moralische Komponenten. 

Die biologische Elternschaft, die nicht notwendigerweise der rechtlichen oder 
sozialen entspricht, gründet in der körperlichen Beziehung der Eltern zueinander 
und zu dem Kind, das von der Zeugung bis zur Geburt eine besondere körperliche 
Verbundenheit mit der Mutter hat. Obwohl Kinder nicht immer bei ihren biolo- 
gischen Eltern aufwachsen, werden diese als bedeutsam für die Entwicklung des 
Kindes erachtet. Dies zeigt sich zum Bespiel in den Umgangsregelungen zwischen 
leiblichen Eltern und Kindern und dem Recht von Adoptionskindern über ihre 
Herkunftsfamilie Bescheid zu wissen. 

Geht man von der „klassischen Familie“ aus, das heißt von verheirateten Eltern 
mit Kindern, so entspricht normalerweise die biologische Elternschaft der sozialen 
und wird mit einer automatischen rechtlichen Verantwortung, der elterlichen Sorge 
und Erziehungsberechtigung verbunden. Dass Kinder in Familien mit verheirate- 
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ten Eltern aufwachsen, stellt mit 71%, trotz eines Rückgangs um ein Drittel seit 
Mitte der 1990 er Jahre, die häufigste Familienkonstellation dar. 9% der Kinder, 
wachsen in nichtehelichen Lebensgemeinschaften auf, deren Zahl sich im gleichen 
Zeitraum verdoppelt hat. Ebenfalls gestiegen ist die Zahl der Kinder, die bei einem 
Elternteil aufwachsen. Konkret wachsen 20 % der Kinder in Alleinerziehenden 
Haushalten auf (BMFSFJ 2012: 14ff.).' Die Statistik erfasst bislang unzureichend 
weitere Familienformen wie Stief- und Patchworkfamilien. Schätzungen, die im 
Familienreport 2012 genannt werden, gehen davon aus, dass circa 10-14% aller 
Kinder in Stief- und Patchworkfamilien aufwachsen (Ibidem: 19f.). 

Biologische und/oder soziale Eltern, welche als rechtliche Eltern sorgeberech- 
tigt sind, werden in Artikel 6 Abs. 2 GG /$1 Abs. 2 SGB VIH Rechte und Pflich- 
ten gegenüber dem Kind zugesprochen. 


Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zu- 
vörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Ge- 
meinschaft. (Artikel 6 Abs. 2 GG) 


Der Gesetzgeber, der die Pflege und Erziehung als natürliches Recht und Pflicht 
von Eltern erachtet, fasst dies mit dem Konzept der Elternverantwortung zusam- 
men. 

Grundsätzlich gelten Eltern als frei, ihrer Verantwortung in einer selbst ge- 
wählten Weise nachzukommen. Den Eltern wird von dem Gesetzgeber deshalb so 
viel Einfluss eingeräumt, weil „das Kind noch nicht selbst für sich Verantwortung 
tragen kann und zu Schaden käme, wenn es hierbei keine Hilfe erführe“ (BVerfGE 
121, 69 Z. 72). Das Bundesverfassungsgericht legt aber dar, dass das elterliche 
Recht eine Pflicht gegenüber dem des Kindes darstellt, das grundsätzlich an des- 
sen Wohl gebunden ist. Das Kind, so betonen die Verfassungsrichter, verfüge über 
eigene Rechte und eigene Würde. 

Im Bürgerlichen Gesetzbuch wird die elterliche Verantwortung seit dem Jahr 
2000 ebenso durch das Recht des Kindes auf gewaltfreie Erziehung begrenzt. Un- 
zulässig sind demnach „körperliche Bestrafungen, seelische Verletzungen und an- 
dere entwürdigende Maßnahmen (...)“ (8 1631 (2) BGB). 


Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, seeli- 
sche Verletzungen und andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig. 





1 Die Zahlen basieren auf dem Mikrozensus und beziehen sich auf das Jahr 2011. 
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Da der Bezug auf das Kindeswohl als Begrenzung des elterlichen Rechts gilt, ist 
die Elternverantwortung aus juristischer Sicht als ein fremdnütziges Recht zu se- 
hen, das heißt, es ist ein Recht, das an den Interessen des Kindes gebunden ist (Ibi- 
dem: Z. 68ff.). Liegen Gefahren für das Wohl des Kindes vor, so wird nach $ 1666 
BGB dem Staat die Befugnis erteilt, auch gegen den Willen der Eltern, Maßnah- 
men zur Abwendung einer Kindeswohlgefährdung zu unternehmen. Ebenfalls 
kann das Jugendamt tätig werden, wenn „Gefahr in Verzug“ besteht und Kinder 
gemäß $42, 8a (3) des Kinder- und Jugendhilfegesetzes bzw. Sozialgesetzbuchs 
VII (SGB VIII) in Obhut nehmen. 

Das Jugendamt ist berechtigt und verpflichtet, ein Kind oder einen Jugendli- 
chen in seine Obhut zu nehmen, wenn 


1. das Kind oder der Jugendliche um Obhut bittet oder 
2. eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen die In- 
obhutnahme erfordert 


Aufgrund des Bundeskinderschutzgesetzes, das seit 2012 in Kraft getreten ist, 
wurden die staatlichen Aufgaben hinsichtlich der Unterstützung von Eltern in der 
Wahrnehmung ihrer Elternverantwortung erweitert. Stehen hier, wie auch bei den 
Leistungen des SGB VIII, die Freiwilligkeit der Annahme von Hilfen im Vorder- 
grund, wurden durch die Konkretisierung von $8a SGB VIII sämtliche Profes- 
sionelle, die Leistungen nach diesem Sozialgesetzbuch erbringen in die Pflicht 
genommen, bei gewichtigen Anhaltspunkten einer Kindeswohlgefährdung aktiv 
zu werden (Deutscher Bundestag 2011). 

Hinsichtlich der rechtlichen Vertretung des Kindes sowie der elterlichen Ein- 
flussnahme auf das Kind, setzt der Eintritt in die Volljährigkeit eine Zäsur für die 
(rechtliche) Dimension der elterlichen Verantwortung. Zwar gibt es darüber hin- 
aus noch rechtliche Verpflichtungen zwischen Eltern und Kindern, diese sind aber 
nicht mehr einseitig, sondern wechselseitig angelegt.’ 





2 Weitere Professionen z.B. Ärzt*innen, Hebammen, Sozialarbeiter*innen werden nach 
dem Bundeskinderschutzgesetz in die Pflicht genommen bei Verdachtsfällen einer 
Kindeswohlgefährdung aktiv zu werden. Diese sind zwar nicht verpflichtet dem Ju- 
gendamt eine Meldung diesbezüglich zu machen, sie sind aber in diesem Fall nicht 
mehr an die Schweigepflicht gebunden. 


3 So müssen Eltern ihre erwachsenen Kinder im Falle der Bedürftigkeit finanziell unter- 
stützen und umgekehrt ($ 1601 BGB). Ebenfalls ergeben sich Rechte von erwachsenen 
Kindern gegenüber dem Erbe der Eltern, das aber von Eltern gegenüber ihren Kindern 
nachrangig ist, wenn eigene Kinder vorhanden sind ($ 1924 ff. BGB). 
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Wenn von „Elternverantwortung“ die Rede ist, so wird ebenso auf die Bezie- 
hung zwischen Eltern und Kindern verwiesen, die über festgelegte individuelle 
Rechte und Pflichten hinausgeht. Wie die Medizinethikerin Wiesemann, die sich 
mit der Ethik der Elternschaft befasst, formuliert: 

Der Begriff Verantwortung kann die moralischen Eigenheiten der Eltern-Kind- 
Beziehung besonders gut erfassen, denn er verweist auf die soziale Existenz des 
Menschen und berücksichtigt, dass Menschen zueinander in einem Verhältnis der 
Fürsorge stehen (Wiesemann 2006: 105). 

Eltern haben ferner, nach Ansicht von O’Neill, die sich mit der Ethik der Eltern- 
Kind-Beziehung auseinandersetzt, Pflichten, die nicht mit den Rechten von Kin- 
dern korrespondieren (O’Neill 2000: 37). Insofern ist das fürsorgliche Handeln ein 
Ausdruck der elterlichen Gefühle in Form von Zuneigung und Liebe zum Kind, 
die einer moralischen Verantwortung entspringt und als solche nicht einklagbar 
ist. Auch wenn gerade die Mutterliebe vielfach als ein Konstrukt oder gar Mythos 
bezeichnet wird, dem nicht alle Mütter entsprechen, Kinder auch ohne Liebe auf- 
wachsen können, und die Vorstellung von Elternliebe in den Epochen kulturell 
unterschiedlich gedeutet wurde, so sind doch aus Sicht der derzeitigen Forschung 
die liebevolle Zuwendung der primären Bezugspersonen zu dem Säugling essen- 
tiell für seine gesunde Entwicklung (Gschwend 2009; DeMause 1977). Damit wird 
deutlich, dass das Konzept der Elternverantwortung über ein juristisches Rechte- 
und Pflichtendenken hinausgeht. 

Die Übernahme von Verantwortung und die Ausübung elterlicher Macht, unter 
anderem in Form von Erziehung, Fürsorge, Liebe und Pflege, beruhen ebenso, wie 
bereits angedeutet wurde, auf den Annahmen der Entwicklungs- und Erziehungs- 
bedürftigkeit des Kindes. Begrenzt werden die elterlichen Befugnisse lediglich 
durch das juristisch und fachlich nicht eindeutig definierte Konzept des Kindes- 
wohls beziehungsweise dessen Gefährdung. 

Insofern ist es nicht verwunderlich, dass professionelle Maßstäbe für eine posi- 
tive Ausgestaltung der Elternverantwortung ungenau, heterogen und fast beliebig 
bleiben.’ 

Doch gerade weil dieses Konzept der Elternverantwortung so bedeutend und 
gleichzeitig ungenau ist, wirkt es sich wie die von der Autorin durchgeführte Stu- 
die aufzeigt, maßgeblich auf die Arbeit der Fachkräfte mit Kindern und Eltern aus. 





4 Zwar gibt es beispielsweise eine große Einigkeit, dass der sogenannte „autoritative Er- 
ziehungsstil“ zu bevorzugen sei, über deren konkrete Ausgestaltung gibt es nicht nur 
im Alltag, sondern auch in der Fachwelt, Dissens. 
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3 Elterliche Verantwortung als Maßstab 
professionellen Handelns 


Die Einschätzung der elterlichen Verantwortungsfähigkeit stellt für die Interview- 
partner*innen einen wichtigen Ausgangspunkt für die Beurteilung der Situation 
des Kindes dar. So wird, wenn Eltern eine hohe Verantwortung zugeschrieben 
wird, automatisch davon ausgegangen, dass es Kindern gut geht, beziehungsweise 
Eltern in der Lage sind, auch mit schwierigen Situationen umzugehen und für die 
Kinder zu sorgen. Doch entsprechend des vagen Konzeptes der Elternverantwor- 
tung, liegen diesen Einschätzungen keine objektiven Kriterien oder wissensbasier- 
te Analysen zugrunde. Vielmehr werden unspezifische Indikatoren einbezogen, 
die vermeintlich auf eine hohe oder verminderte Elternverantwortung schließen 
lassen. So wird beispielsweise generell von einer hohen Elternverantwortung aus- 
gegangen, wenn Eltern eine Beratung aufsuchen. Von einer verminderten Eltern- 
verantwortung wird ausgegangen, wenn kaum direkter Kontakt zu den Eltern 
besteht, was dazu führt, dass diesen tendenziell negative Eigenschaften zuge- 
schrieben werden, die als unveränderbar wahrgenommen werden (zum Beispiel 
ein niedriger sozialer Status oder bestimmte negative Persönlichkeitsmerkmale). 


Unabhängig vom Grad der Verantwortungsfähigkeit, die den Eltern zugesprochen 
wird, werden Kinder in hohem Maße als abhängig-passiv und bedürftig gesehen und 
die wechselseitigen Bezüge zwischen Eltern und Kindern ausgeblendet (Engelhardt 
2016: 217ff.). 


Insofern kann zusammengefasst ausgesagt werden, dass in der Studie ein traditio- 
nelles normatives Konzept von elterlicher Verantwortung, das auch von manchen 
Professionellen, die mit Kindern arbeiten, vertreten wird, weitestgehend vage und 
beliebig bleibt und sich nicht an den Kindern sondern fast ausschließlich an den 
Eltern orientiert. Damit werden Kinder, aus vordergründig wohlmeinenden Grün- 
den, zu Objekten elterlicher Verantwortung degradiert, wie exemplarisch anhand 
einer Aussage einer Interviewpartnerin aufgezeigt werden soll, die über eine Be- 
ratungssituation mit einer Migrantin spricht: 

Das ist auch Kinderschutz. Ich lasse mich voll auf diese Leute ein, ohne dass ich 
meine Profession verlasse, sondern ich nehme sie an, und damit kam ich auch in 
diese sprachliche Möglichkeit mit ihr. Sie Konnte plötzlich sehr viel verstehen, und 
immer mehr, das heißt, sie öffnete sich, sie konnte sich öffnen. Und Öffnen von 
Frauen bedeutet immer auch, dass ich natürlich auch was für Kinder tue. Wenn ich 
Frauen erreiche mit Kindern, die sich dann von mir gut angenommen fühlen, dann 
tu ich in dem Moment ganz viel Gutes für die Kinder (Ibidem: 241). 
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Damit Kinder als Akteur*innen und Rechtsträger innerhalb der Eltern-Kind- 
Beziehung wahrgenommen werden, bedarf es eines Perspektivwechsels, der im 
Folgenden erläutert werden soll. 





4 Eltern-Kind-Staat: 
Ein Dreiecksverhältnis aus kinderrechtlicher Sicht 


Während Kinder traditionell als abhängige Familienmitglieder betrachtet wur- 
den, verdeutlicht die UN-Kinderrechtskonvention (im Folgenden KRK) eine neue 
Sichtweise auf das Kind innerhalb der Familie. In dem Abschlussdokument des 
„Day of General Discussion“ 1994 heißt es?: 

Traditionally, the child has been seen as a dependent, invisible and passive fa- 
mily member. Only recently has he or she become ‘seen’ and, furthermore, the 
movement is growing to give him or her the space to be heard and respected. Dia- 
logue, negotiation, participation have come to the forefront of common action for 
children (UN-Kinderrechtsausschuss 1994, $ 192). 

Das Kind wird nicht nur gesehen und als Person mit eigenen Ansichten ernst 
genommen und respektiert. Vielmehr wird die Macht der Eltern gegenüber ihren 
Kindern durch die Rechte der Kinder begrenzt. Doch nicht nur die Position des 
Kindes hat sich verändert. Im Sinne von Artikel 5 wird das Recht und die Pflicht 
der Eltern für ihre Kinder zu sorgen nicht (mehr) durch die Autorität qua Eltern- 
schaft legitimiert, sondern ist einzig und allein an den Rechten der Kinder ge- 
bunden (Lenhart 2006: 183). Die Eltern sollen, wie Artikel 5 ausführt, das Kind 
angemessen leiten und führen, bis dieses in der Lage ist, seine Rechte selbst auszu- 
üben. (Kerber-Ganse 2009: 80ff.). 

Artikel 5 UN-KRK: Die Vertragsstaaten achten die Aufgaben, Rechte und 
Pflichten der Eltern(...) das Kind bei der Ausübung der in diesem Übereinkommen 
anerkannten Rechte in einer seiner Entwicklung entsprechenden Weise angemes- 
sen zu leiten und zu führen. 

Der Zusatz „angemessen” deutet auch darauf hin, dass es nicht im Belieben der 
Eltern liegt, in welcher Weise sie ihre Kinder bei der Ausübung ihrer Rechte (an-) 





5 _ Frei übersetzt bedeutet der Absatz: Kinder wurden traditionell als abhängige, unsicht- 
bare und passive Familienmitglieder gesehen. Erst seit kurzem ist ein Prozess des 
Sichtbarwerdens von Kindern in Gang gekommen. Innerhalb dieser Entwicklung wird 
den Kindern zunehmend Respekt entgegengebracht sowie Raum gegeben, in welchem 
sie gehört werden. Als ein Ausdruck dieses Wandels ist eine gängige Umgangsweise 
mit Kindern zu verstehen, welche vor allem von Dialog, Verhandlung und Beteiligung 
geprägt ist. 
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leiten und führen. Eltern sollen in den Dialog mit dem Kind treten und seine Fä- 
higkeiten fördern und beachten, wie der Kinderrechtsausschuss betont (UN-Kin- 
derrechtsausschuss 2005, $ 17). 

Das heißt, die Macht der Eltern gegenüber ihren Kindern wird durch die Rechte 
der Kinder begrenzt. Damit vollzieht sich, wie die britische Kindheitsforscherin 
Lansdown unterstreicht, ein Paradigmenwechsel. Aufgrund dessen kann der Staat 
in das private Verhältnis zwischen Eltern und Kindern eingreifen, um die Rechte 
von Letzteren zu schützen. Denn die Konvention erkennt auch an, dass nicht alle 
Eltern immer im besten Interesse des Kindes handeln, und erlaubt in Artikel 9 eine 
Trennung, wenn diese zum „Wohl des Kindes notwendig ist” (Lansdown/UNICEF 
2005: Sff.). 

Insofern werden Elternrechte durch die UN-Kinderrechtskonvention nicht auf- 
gehoben. Denn Eltern werden als Hauptverantwortliche für die Entwicklung und 
Erziehung ihrer Kinder betrachtet, da davon ausgegangen wird, dass „das Wohl 
des Kindes” ihnen am Herzen liegt. Insofern nimmt der Staat gegenüber den EI- 
tern eine zurückhaltende Rolle ein und übernimmt die Aufgabe, die Eltern bei der 
Erziehung und Entwicklung der Kinder zu unterstützen (Artikel 18 UN-KRK). 


Artikel 18 UN-KRK: 

1. Die Vertragsstaaten bemühen sich nach besten Kräften, die Anerkennung des 
Grundsatzes sicherzustellen, dass beide Elternteile gemeinsam für die Erzie- 
hung und Entwicklung des Kindes verantwortlich sind. Für die Erziehung und 
Entwicklung des Kindes sind in erster Linie die Eltern oder gegebenenfalls der 
Vormund verantwortlich. Dabei ist das Wohl des Kindes ihr Grundanliegen. 

2. Zur Gewährleistung und Förderung der in diesem Übereinkommen festgeleg- 
ten Rechte unterstützen die Vertragsstaaten die Eltern und den Vormund in 
angemessener Weise bei der Erfüllung ihrer Aufgabe, das Kind zu erziehen, 
und sorgen für den Ausbau von Institutionen, Einrichtungen und Diensten für 
die Betreuung von Kindern 


Dies umfasst ebenso die Pflicht des Staates für entsprechende sozio-Öökonomische 
Rahmenbedingungen zu sorgen, die Eltern ermöglichen, ihrer Verantwortung für 
die Kinder entsprechend nachzukommen (Artikel 27). 


Artikel 27 UN-KRK: 

1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf einen seiner körperli- 
chen, geistigen, seelischen, sittlichen und sozialen Entwicklung angemessenen 
Lebensstandard an. 
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2. Es ist in erster Linie Aufgabe der Eltern oder anderer für das Kind verantwort- 
licher Personen, im Rahmen ihrer Fähigkeiten und finanziellen Möglichkeiten 
die für die Entwicklung des Kindes notwendigen Lebensbedingungen sicher- 
zustellen. 

3. Die Vertragsstaaten treffen gemäß ihren innerstaatlichen Verhältnissen und im 
Rahmen ihrer Mittel geeignete Maßnahmen, um den Eltern und anderen für 
das Kind verantwortlichen Personen bei der Verwirklichung dieses Rechts zu 
helfen, und sehen bei Bedürftigkeit materielle Hilfs- und Unterstützungspro- 
gramme insbesondere im Hinblick auf Ernährung, Bekleidung und Wohnung 
vor. 


Auch wenn der elterlichen Verantwortung eine wichtige Bedeutung innerhalb der 
Kinderrechte zukommt, so stellt die Eltern-Kind-Beziehung aus kinderrechtlicher 
Sicht einen Balanceakt dar. Auf der einen Seite steht die Verpflichtung der Eltern 
im besten Interesse des Kindes (das heißt im Einklang mit den kindlichen Rech- 
ten) Entscheidungen zu treffen und Kindern Werte zu vermitteln (d.h. Kinder zu 
erziehen). Auf der anderen Seite sind Kinder eigenständige Personen, deren zu- 
nehmende Fähigkeit, in eigenen Belangen (mit-)entscheiden zu dürfen beachtet 
werden muss. Diese Darstellung deutet zwar auf die Machtbeziehung zwischen 
Eltern und Kindern hin, doch geht es nicht um eine Gegenüberstellung. Vielmehr 
sei betont, dass es sich um eine wechselseitige Beziehung handelt, in der sich die 
Rechte und Pflichten der Beteiligten an dem Kindeswohl, den sich entwickelnden 
Fähigkeiten des Kindes sowie dessen Recht auf Beteiligung orientieren sollte. Die- 
se Aspekte sollen nun im Folgenden behandelt werden. 





5 Das Kindeswohl als Maßstab kindrechtschaftlichen 
Denkens und Handelns 


Kaum ein Begriff in Bezug auf Kinder ist so bedeutsam, komplex, aber auch recht- 
lich unbestimmt wie das „Kindeswohl”. Es ist die zentrale Norm, wie Maywald 
betont, im Bereich des Kindschafts- und Familienrechts (Maywald 2009: 16). 

Innerhalb der Kinderrechtskonvention nimmt Artikel 3 als Grundprinzip eine 
zentrale Stellung ein. Das Kindeswohl, das im Englischen als „best interests of 
the child“ bezeichnet wird, muss bei der Abwägung unterschiedlicher Interessen 
vorrangig berücksichtigt werden. Doch mache, wie Lenhart betont, die Konven- 
tion keine „konkreten Vorschläge für einen Kriterienkatalog des Kindeswohls” 
(Lenhart 2006: 182). Die ersten beiden Absätze des Artikels sollen nun genauer 
betrachtet werden: 
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Artikel 3 UN-KRK: 

1. Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen 
oder privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbe- 
hörden oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes 
ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist. 

2. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind unter Berücksichtigung der 
Rechte und Pflichten seiner Eltern, seines Vormunds oder anderer für das Kind 
gesetzlich verantwortlicher Personen den Schutz und die Fürsorge zu gewähr- 
leisten, die zu seinem Wohlergehen notwendig sind; zu diesem Zweck treffen 
sie alle geeigneten Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen. 


Zunächst ähnelt das Kindeswohl einem Verfahrensrecht, wonach Staaten in die 
Verpflichtung genommen werden, in allen Handlungsabläufen Schritte aufzu- 
nehmen, welche die vorrangige Berücksichtigung des Kindeswohls sichern (UN- 
Kinderrechtsausschuss 2009, $ 70). Der Vorrang des Kindeswohls beschränkt sich 
nicht lediglich auf den Staat, sondern bezieht sich ebenso auf alle Initiativen und 
Maßnahmen, welche einzelne oder Kinder in Gruppen betreffen. Der Anspruch, 
das Kindeswohl vorrangig zu beachten wird explizit auch für freie Träger oder 
Wohlfahrtsorganisationen erhoben (Hodskin et al. 2007: 36). Diese Forderung 
muss nicht nur bei Planungen berücksichtigt, sondern sie muss durch aktive Maß- 
nahmen umgesetzt werden, damit die Rechte, die Entwicklung sowie das Wohlbe- 
finden von Kindern verwirklicht werden können. Wie der Kinderrechtsausschuss 
weiter darlegt, sollen ebenso Eltern und Personen, die für die Kinder verantwort- 
lich sind, Unterstützung und Hilfestellung erhalten, damit sie im besten Interesse 
des Kindes handeln können (UN-Kinderrechtsausschuss 2005, $ 13). 

In Artikel 3 UN-KRK ist in Absatz 1 vom „Wohl des Kindes” („best interest 
of the child”) und in Absatz 2 Un-KRK vom Wohlergehen des Kindes („his or 
her wellbeing”) die Rede. Während das „beste Interesse des Kindes” objektive 
sowie vom Kind geäußerte Interessen in den Mittelpunkt rückt, betont der Begriff 
des „Wohlergehens” sowohl das subjektive Befinden des Kindes als auch objektiv 
feststellbare Kriterien des Wohlergehens. Wie Maywald in diesem Zusammen- 
hang problematisiert, wird im deutschsprachigen Kontext der Begriff des „Kindes- 
wohls” oft synonym für beide Begriffe verwendet (Maywald 2009: 17). 





6 _DasKindeswohl ist, wie im Abschnitt „Dreiecksverhältnis Eltern-Kind-Staat” ausge- 
führt wurde, einerseits das angenommene Grundanliegen der Eltern in Bezug auf das 
Kind, andererseits stellt die Gefährdung des Kindeswohls die Legitimation dar, in das 
Eltern-Kind-Verhältnis seitens des Staates einzugreifen (Artikel 9 u. 18 UN-KRK). 
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Doch wie kann das „beste Interesse des Kindes“ bzw. das Kindeswohl be- 
stimmt werden? Der Kinderrechtsausschuss gibt in der Allgemeinen Bemerkung 
Nr. 14 zu Artikel 3 (1) Anhaltspunkte. 


UN-Kinderrechtsausschuss allgemeiner Kommentar Nr. 14: 

46: Wie zuvor bemerkt wurde ist „das beste Interesse des Kindes“ ein Recht, ein 
Prinzip, eine Prozessvorschrift, welche auf der Beurteilung von allen relevanten 
Gesichtspunkten eines Kindes oder Kindesinteresses in einer spezifischen Situa- 
tion beruht. Die folgenden Schritte sollten bei der Bestimmung und Bewertung des 
besten Interesses des Kindes befolgt werden: 


a) Erstens muss in dem spezifischen sachlichen Kontext eines Falles herausge- 
funden werden, welche Bestandteile relevant für die Bestimmung des besten 
Interesses sind. Nun müssen diese mit konkreten Inhalten gefüllt, in Bezug 
zueinander gesetzt und gegeneinander abgewogen werden. 

b) Zweitens muss bei der Umsetzung einer Prozedur gefolgt werden, welche die 
rechtlichen Garantien und die ordnungsgemäße Anwendung des Rechts ge- 
währleistet.’ 


Somit kann es keine generelle Bestimmung des Kindeswohls geben, sondern eine 
Entscheidung darüber, was im „besten Interesse des Kindes“ liegt, Konkretisiert 
sich im Einzelfall. So ist das „beste Interesse des Kindes“, wie der Kinderrechts- 
ausschuss darlegt, ausgehend von dem spezifischen Kontext und den konkreten 
Gegebenheiten zu bestimmen. Dazu sollen alle relevanten Faktoren, unter Betei- 
ligung des Kindes, aufgelistet werden. Im zweiten Schritt sollten Entscheidungen 
unter einer alters- und reifeentsprechender Beachtung der Beteiligungsrechte (Ar- 
tikel 12 und 5 UN-KRK) sowie basierend auf den relevanten Fakten getroffen, 
begründet und zeitnah umgesetzt sowie regelmäßig überprüft werden (UN-Kin- 
derrechtsausschuss 2013, $ 46-84). 





6 Das Konzept der „sich entwickelnden Fähigkeiten 
des Kindes” 


In Artikel 5 der UN-Kinderrechtskonvention werden Eltern, aber auch im weiteren 
Sinne alle Personen, die für die Kinder verantwortlich sind, aufgefordert 





7 Diese Passage aus dem Allgemeinen Kommentar wurde von der Autorin sinngemäß 
übersetzt. 
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Artikel 5 UN-KRK: 

(...) das Kind bei der Ausübung der in diesem Übereinkommen anerkannten Rech- 
te in einer seiner Entwicklung entsprechenden Weise angemessen zu leiten und zu 
führen. 

Diese Verpflichtung wird ebenso in Artikel 14 UN-KRK in Bezug auf die Ge- 
danken, Gewissens- und Religionsfreiheit des Kindes wiederholt. 

Die deutsche Übersetzung „in einer seiner Entwicklung entsprechenden Weise” 
des englischen Begriffs „evolving capacities” gibt der Bedeutung dieses kinder- 
rechtlichen Grundprinzips eine irreführende Konnotation.® Allgemein weist der 
Begriff „Entwicklung”, wie die englische Kinderrechtsaktivistin und Wissen- 
schaftlerin Lansdown beschreibt, auf ein traditionelles Verständnis von Kindern 
hin, wonach sich Fähigkeiten universell in Stufen entwickeln und der Norm eines 
bestimmten Alters entsprechen würden. Die alleinige Orientierung an Altersgren- 
zen, so kritisiert Lansdown weiter, normiert Erwachsensein als Ziel der Entwick- 
lung und schreibt dem Status, unabhängig von tatsächlichen Fähigkeiten, Kom- 
petenzen zu. Hingegen wird in einer traditionellen Sichtweise angenommen, dass 
Kinder bis zu dieser Altersgrenze über weniger Fähigkeiten verfügen. Damit wird 
vor allem ihre Verletzlichkeit und Unreife betont, und Kinder werden zum Objekt 
von Schutz und Fürsorge der Erwachsenen degradiert (Lansdown/UNICEF 2005: 
9ff.). 

Mit hoher Wahrscheinlichkeit vergrößern sich zwar mit zunehmendem Alter 
die Kompetenzen von Kindern, doch sollte das Konzept der „evolving capacities”, 
das erstmalig mit der Kinderrechtskonvention eingeführt wurde, wie Hodgkin et 
al. (2007) darlegen, eine Festlegung auf willkürliche Altersgrenzen innerhalb der 
Konvention vermeiden. Mit diesem Ansatz wird der Versuch unternommen, eine 
Balance zu finden zwischen dem Anspruch, dass Kinder von Geburt an aktive Ge- 
stalter ihres Lebens sind, und andererseits Schutz beanspruchen dürfen, aufgrund 
ihres Alters und der Besonderheiten der kindlichen Entwicklung. Sie sollen anders 
als Erwachsene noch nicht voll verantwortlich sein. Aber: Das Konzept, so wird 
betont, hebele keine Rechte aus oder stelle sie infrage. Die Rechte gelten für Kin- 
der unabhängig von ihren Fähigkeiten. Es sei jedoch vor allem die Frage, wer wie 
in die Verantwortung genommen werde (Hodskin et al. 2007: 75ff.). 





8 _ Innerhalb von Artikel 3 der Behindertenrechtskonvention wird in der amtlichen deut- 
schen Übersetzung „evolving capacities” mit „sich entwickelnden Fähigkeiten” über- 
setzt. 
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Die Eltern und die Personen, die für das Kind (mit) verantwortlich sind’, das 
Kind selbst sowie der Staat sind die Akteure, die für die Verwirklichung des 
Rechts auf Entwicklung und Ausübung der wachsenden kindlichen Fähigkeiten 
identifiziert werden können. 

Zunächst benötigt das Kind eine familiäre Umgebung, die sensibel auf die Be- 
dürfnisse des Kindes eingeht und sie erfüllt.'’ Ebenso sind Eltern und die Perso- 
nen, welche die Kinder betreuen und unterrichten gefragt, Kindern Unterstützung 
und Ermutigung zu geben, damit sie Erfahrungen sammeln und ihre Fähigkeiten 
erweitern können. Mit zunehmenden Kompetenzen soll Kindern die notwendige 
Autonomie zugebilligt werden, über die Belange zu entscheiden, die sie betreffen 
(Lansdown/UNICEF 2005: xi). 

Bezogen auf die Eltern-Kind-Beziehung bedeutet dies u.a., wie Lansdown 
ausführt, dass Eltern keine Erwartungen an ihre Kinder stellen, welche weit über 
ihre Fähigkeiten reichen. Ebenso sollen Kinder Unterstützung bei persönlichen 
Entscheidungen bekommen, für die sie nicht über ausreichendes Wissen oder Er- 
fahrungen verfügen, um in ihrem eigenen besten Interesse handeln zu können. 
Der Schutz muss aber immer wieder den Fähigkeiten des Kindes angepasst und 
zunehmend minimiert werden (Lansdown/UNICEF 2005: 31ff.). 

Des Weiteren steht der Staat in der Pflicht, wie Lansdown betont, nach Artikel 
6 verbunden mit Artikel 27 UN-KRK die Voraussetzungen zu schaffen, damit 
die körperliche, seelische, moralische und soziale Entwicklung in größtmöglichen 
Umfang erreicht werden kann (Ibidem: 16). 

Doch wie können kindliche Fähigkeiten beurteilt werden? Das Dilemma ist, 
dass es bislang an objektiven Kriterien zur Kompetenzbestimmung für spezifische 
Aufgaben mangelt und es nur vage Anhaltspunkte gibt, wie Lansdown ausführt 
(Lansdown/UNICEF 2005: 56). 

Es stellt sich nun die Frage, ob das Kind erst sehr hohe Kompetenzen unter Be- 
weis stellen muss, damit es über eigene Belange (mit-)bestimmen kann. 

Nach Ansicht von Lansdown müssen Kinder weder in Bezug auf alle Themen 
über hohe Kompetenzen verfügen, noch treffen diese Kriterien auf jegliche Art 
von Entscheidung zu. Wie Lansdown meint, sei es möglich, Kindern eine Ent- 
scheidungsfreiheit auch in Bereichen zuzubilligen, in denen sie noch keine sehr 
hohe Kompetenz zeigen, wenn die Risiken, die mit der Entscheidung einhergehen, 
gering sind (Ibidem: 56). 





9 Alle Einrichtungen, welche Kinder betreuen und unterrichten, werden hier einbezo- 
gen. 

10 Insbesondere sei hier auf das zuvor ausgeführte Konzept der kindlichen Bedürfnisse 
in Bezug auf das „Kindeswohl” hingewiesen. 
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Dies würde jedoch, wie Lansdown weiter ausführt, von den verantwortlichen 
Erwachsenen ein Umdenken erfordern. Denn gerade innerhalb der Gesellschaft 
und auch bei den Professionen, die mit Kindern arbeiten, sei vielfach noch eine 
Sichtweise verbreitet, die sich vor allem auf die Bedürfnisse, die Entwicklung und 
den Schutz von Kindern bezieht. Dabei gehe der Blick auf die Mädchen und Jun- 
gen mit ihren individuellen Fähigkeiten verloren und es werde deshalb versäumt, 
diese entsprechend zu würdigen (Ibidem: 57f.). 





7 Beteiligung als Ausdruck der Subjektstellung 
des Kindes 


Das Konzept der „evolving capacities“ und der Beteiligung ist wechselseitig mitei- 
nander verbunden, denn Partizipation spielt für den Erwerb von Kompetenzen eine 
Schlüsselrolle, und mit zunehmenden Fähigkeiten erwerben die Kinder graduell 
das Recht, in eigenen Belangen (mit) zu entscheiden. 

Beteiligungsrechte werden in den Artikeln 12, 13, 14, 15 und 17 UN-KRK aus- 
geführt, und sind Ausdruck eines fundamentalen Wandels in der menschenrecht- 
lichen Sichtweise auf Kinder und Jugendliche. Sie werden ausdrücklich nicht mehr 
als passive Empfänger von Schutz und Hilfe angesehen, sondern als aktive Ge- 
stalter von Entscheidungen, die ihr Leben betreffen (UN-Kinderrechtsausschuss 
2009: 18). Zentral für die Interpretation des Rechts auf Beteiligung ist Artikel 12, 
welcher von dem Kinderrechtsausschuss zum Grundprinzip erhoben wurde: 


Artikel 12 UN-KRK: 

1. Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung 
zu bilden, das Recht zu, diese Meinung in allen das Kind berührenden Ange- 
legenheiten frei zu äußern, und berücksichtigen die Meinung des Kindes an- 
gemessen und entsprechend seinem Alter und seiner Reife. 

2. Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegenheit gegeben, in allen 
das Kind berührenden Gerichts- oder Verwaltungsverfahren entweder unmit- 
telbar oder durch einen Vertreter oder eine geeignete Stelle im Einklang mit 
den innerstaatlichen Verfahrensvorschriften gehört zu werden. 


Im Folgenden soll genauer ergründet werden, wie vor allem der Kinderrechts- 
ausschuss in seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 12 den Artikel deutet. Zunächst 
ist die Fähigkeit des Kindes, sich eine eigene Meinung zu bilden, die im ersten 
Abschnitt angeführt wird, nicht als Einschränkung zu verstehen. Kinder müssen 
lediglich ein ausreichendes, kein vollständiges Verständnis haben, um sich eine 
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Meinung zu bilden. Kinder jeglichen Alters besitzen die Fähigkeit, ihre Meinung 
in unterschiedlichen Formen (verbal oder nonverbal z.B. durch Mimik, Gestik, 
Zeichnungen) zu äußern. Ebenfalls sind Erwachsene verpflichtet, Kindern, die 
Schwierigkeiten haben sich zu äußern - z.B. aufgrund einer Behinderung oder an- 
derer Muttersprachen — zu ihrem Recht zu verhelfen (UN-Kinderrechtsausschuss 
2009b: $ 86f.). 

Damit Kinder ihre Meinung frei äußern können, brauchen sie zunächst die 
Möglichkeit, dieses Recht zu verwirklichen. Konkret gefasst stehen Erwachsene 
(Eltern, Lehrer*innen u. Ä.) in der Pflicht, Mädchen und Jungen den Raum zu ge- 
ben, den sie für die Äußerung ihrer Ansichten benötigen." Sie müssen außerdem 
Kinder bestärken und befähigen, ihre Meinung zu äußern (UN-Kinderrechtsaus- 
schuss 2009: $ 89ff.). 

Die verwendete Formulierung „in allen das Kind berührenden Angelegen- 
heiten” sollte möglichst weit gefasst werden, wie Lansdown betont (Lansdown/ 
UNICEF 2001: 8£.). 

Erwachsene sind nicht nur angehalten, kindliche Äußerungen anzuhören. Die 
Verpflichtung ist weiter gefasst, denn die Meinung der Kinder ist ernst zu nehmen 
und bei der Entscheidungsfindung zu berücksichtigen. Der weitere Hinweis auf Al- 
ter und Reife des Kindes ist in Zusammenhang mit Artikel 5 zu verstehen (Lans- 
down/UNICEF 2005, 4). Je stärker eine Entscheidung das Leben eines Kindes 
betrifft, desto sorgfältiger muss die Reife des Kindes eingeschätzt werden, wie in 
der Allgemeinen Bemerkung Nr. 12 ausgeführt wird (UN-Kinderrechtsausschuss 
2009: $ 28ff.). 

In allen gerichtlichen (z.B. in Bezug auf die Trennung/Scheidung der Eltern, 
das Sorgerecht, Flüchtlingskinder) oder Verwaltungsverfahren (z.B. Bildungs- 
weg des Kindes, Gesundheit) ist das Kind möglichst selbst anzuhören. Dabei trifft 
die verantwortlichen Erwachsenen die Pflicht, in vielerlei Hinsicht, kindgerechte 
Bedingungen zu schaffen (z.B. Umgebung, Informationen, Unterstützung bei der 
Meinungsäußerung, ausgebildetes Personal) (UN-Kinderrechtsausschuss 2009: 
$ 32ff.). 

Das Recht, gehört zu werden, meint im Sinne der Konvention keine punktuelle 
Abfrage der Meinung des Kindes. Partizipation ist als ein Prozess zu verstehen, 
der sich nicht nur auf einige wenige Bereiche des Lebens beschränkt. Vielmehr 
soll Beteiligung Bestandteil des kindlichen Alltags in Familien, Heimen, Schulen 
oder der Freizeit sein. Auch in besonderen Situationen, wenn Kinder beispiels- 
weise Opfer von innerfamiliärer Gewalt sind, hat das Recht von Kindern auf Be- 





11 Der Begriff „Raum” ist nicht nur auf eine örtliche Gegebenheit gemünzt, sondern um- 
fasst das gesamte Setting. 
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teiligung Bestand (Ibidem: $ 18 u. 89ff.,; Lansdown/UNICEF 2005: 39£.). Wie der 
Kinderrechtsausschuss abschließend bemerkt, sind noch viele Hindernisse für 
eine wirkungsvolle Umsetzung des Rechts auf Beteiligung abzubauen: 

Um sinnvolle Möglichkeiten der Umsetzung von Artikel 12 zu eröffnen, müs- 
sen die gesetzlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Hin- 
dernisse abgebaut werden, die derzeit die Möglichkeiten der Kinder einschränken, 
gehört und an allen Angelegenheiten, die sie berühren, beteiligt zu werden. Dies 
verlangt, Zweifel an den Fähigkeiten der Kinder zu überwinden und die Entwick- 
lung von Umgebungen voranzutreiben, in denen Kinder ihre Fähigkeiten entfalten 
und unter Beweis stellen können. Das verlangt auch die Verpflichtung zur Mittel- 
bereitstellung und Weiterbildung (UN-Kinderrechtsausschuss 2009: $ 134). 

Das Resümee des Kinderrechtsausschusses verdeutlicht die Notwendigkeit 
eines fundamentalen Wandels, damit Kinder intensiver über ihre eigenen Belange 
(mit) bestimmen können. Unausgesprochen, aber offensichtlich ist die Überwin- 
dung der Hürden gemeint, die vor allem in den Köpfen von Erwachsenen bestehen. 
Schließlich bedarf es von deren Seite die Überlassung der Macht, die den Kindern 
kraft ihrer eigenen Rechte gebührt (Fatke 2007: 23ff.). 





8 Exemplarische Anwendung des kinderrechtlichen 
Ansatzes 


Im Alltag von Kindertagesstätten kommt es immer wieder zu Situationen, in 
denen Eltern den Erzieher*innen Aufträge geben, welche manchmal vermeintlich 
dem Wohl des Kindes dienen. So werden Pädagog*innen angewiesen, sie sollen 
beispielsweise Kinder dazu anhalten, mitgebrachtes Essen aufzuessen, Mützen 
aufzuziehen oder die Kleidung nicht zu beschmutzen. Werden diese oder ähnliche 
Aufträge von den Pädagog*innen ungefragt so übernommen und ausgeführt, dann 
entspricht dies der Auffassung elterlicher Verantwortung im „klassischen Sinne“. 

Aus kinderrechtlicher Sicht tragen Eltern zwar die hauptsächliche Verantwor- 
tung für eine gesunde, entwicklungsförderliche Entwicklung des Kindes, doch be- 
deutet dies nicht, dass über den Köpfen der Kinder hinweg entschieden werden 
dürfte, was und wieviel diese zu essen hätten. Denn Kinder haben individuelle Es- 
senspräferenzen und sind normalerweise kompetent Hunger, Durst oder Sättigung 
im dialogischen Austausch mit den Erwachsenen zu erspüren. 

Aus diesem Grund sollte ein/e Erzieher*in den wohl gut gemeinten elterlichen 
Auftrag „die Brotbox muss leer gegessen werden“ zunächst nicht annehmen, son- 
dern sollte das sich ergebende Dilemma mit den Eltern thematisieren. 
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Einerseits haben Eltern die Erziehungsverantwortung, was bedeutet, dass sie 
idealerweise den Kindern eine gesunde, abwechslungsreiche Mischkost anbieten 
und solche den Kindern in den Kindergarten mitgeben. An dieser Stelle sei anzu- 
merken, dass viele Kitas bereits lenkend in die elterliche Verantwortung für die 
Ernährung des Kindes durch das Verbot von Süßigkeiten u.ä. als Frühstück ein- 
greifen. Ebenso werden die Eltern grundsätzlich als die Ansprechpartner*innen 
gesehen, wenn es um die Gesundheit des Kindes geht. Insofern sind Bedenken der 
Eltern, das Kind würde nicht genügend Nahrung zu sich nehmen, ernst zu nehmen 
und aufzugreifen. 

Andererseits kann keine Entscheidung „im besten Interesse des Kindes“ ge- 
troffen werden, ohne dass hierbei die Meinung und die Kompetenzen des Kindes 
sowie objektive Kriterien berücksichtigt würden. Das bedeutet konkret, dass ent- 
weder den Eltern der Auftrag gegeben wird, das Thema Essen im Kindergarten 
mit den Kindern zu besprechen, oder von Seiten der pädagogischen Fachkraft ein 
Angebot gemacht wird, diese Angelegenheit gemeinsam zu erörtern. Innerhalb 
dieses Gespräches könnte beispielsweise das Kind äußern, weniger Hunger zu ha- 
ben, als die Eltern annehmen, oder es könnte sich auch herausstellen, dass die 
Eltern die Essenspräferenzen des Kindes nicht berücksichtigen. 

Die pädagogische Fachkraft könnte Beobachtungen aus dem Alltag schildern. 
Dabei könnte möglicherweise herauskommen, dass das Kind aufgrund des intensi- 
ven Spielens seine Frühstückspause versäumt, jedoch bei dem gemeinsamen Mittag- 
essen mit Appetit isst. Ebenfalls sollten unspezifische Befürchtungen wie eine Man- 
gelernährung des Kindes anhand objektiver Kriterien (Gewicht, Aussehen, Motorik, 
Bewegungsdrang, Konzentrationsfähigkeit u.ä.) einer Prüfung unterzogen werden. 

In Bezug auf das zukünftige Frühstück des Kindes sollte unter Berücksich- 
tigung dieser und anderer Kriterien dem Kind möglichst große Entscheidungs- 
möglichkeiten eingeräumt werden, was sowohl die Menge als auch den Inhalt der 
Brotbox betrifft. Die Eltern, welche die Verantwortung für eine gesunde und aus- 
gewogene Ernährung des Kindes mittragen, haben die Rolle, dem Kind in diesem 
Prozess beratend und unterstützend zur Seite zu stehen und gegebenenfalls bei 
einer einseitigen Ernährung zu intervenieren. 

Ausgehend von einem professionellen Selbstverständnis der pädagogischen 
Fachkräfte, das sich an den Kinderrechten orientiert, kann demnach gesagt wer- 
den, dass ein elterlicher Auftrag in Hinblick darauf zu reflektieren ist, ob die- 
ser auch dem besten Interesse des Kindes/dem Kindeswohl entspricht. Dabei ist 
selbstverständlich die persönliche Ansicht des Kindes miteinzubeziehen. 

Wie diese Fallschilderung sehr schematisch zeigt, geht es darum, das Konzept 
der elterlichen Verantwortung, das im Alltag von Einrichtungen tragend ist und 
die Interaktionen zwischen Erzieher*innen, Eltern und Kindern prägt, aus kinder- 
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rechtlicher Sicht zu betrachten und damit das Kind als Akteur in den Mittelpunkt 
zu rücken. Das bedeutet nicht, dass damit eine fachliche und individuelle Analyse 
einer Situation überflüssig wäre. Vielmehr geht es darum, anhand des kinderrecht- 
lichen Konzepts der elterlichen Verantwortung, Kriterien für die Beurteilung der 
angestrebten Ziele zu haben, um zu entscheiden wie mit Aufträgen von Eltern 
umgegangen wird. 





9 Resümee 


Das Konzept der elterlichen Verantwortung aus kinderrechtlicher Sicht ist nicht 
mehr beliebig und wird nur an einem sehr vagen Konzept des Kindeswohls be- 
ziehungsweiser seiner Gefährdung geknüpft. Denn die elterliche Macht und Ver- 
antwortung ist gebunden und erfährt eine Begrenzung durch die Rechte der Kin- 
der, insbesondere in Hinblick auf deren Mit- und Selbstbestimmung. Aus diesem 
Grund können sich pädagogische Fachkräfte in der Zusammenarbeit mit Eltern 
auf diese berufen, was nicht bedeutet, dass die besondere Rolle der Eltern dadurch 
in Abrede gestellt würde. 

Die UN-Kinderrechtskonvention, welche die Rechte von Kindern im Zusam- 
menspiel der Rechte und Pflichten von Eltern, Staat und weiteren Akteur*innen 
auszutarieren sucht, betont einerseits die elterliche Verantwortung für die Ent- 
wicklung und Erziehung des Kindes. Andererseits ist ersichtlich, dass die in der 
Präambel formulierten positiven Bedingungen für ein Aufwachsen der Kinder, das 
Aufwachsen innerhalb der Familie „umgeben von Glück, Liebe und Verständnis“, 
nicht Gegenstand der Konventionsartikel sein können, da sie keiner rechtlichen 
Natur entspringen. Das heißt aber auch, dass die Kinderrechtskonvention die be- 
sondere Beziehung zwischen Eltern und Kindern nicht infrage stellt, sondern die 
familiären Beziehungen und die Rechte der Kinder in Beziehung zueinander setzt. 
Insofern wird deutlich, dass die Elternverantwortung im Sinne der Konvention als 
eine rechtliche und moralische Pflicht gegenüber dem Kind zu deuten ist. Dazu ge- 
hört auch die Begrenzung der elterlichen Macht in Form der Partizipationsrechte 
unter Berücksichtigung des Konzepts der sich entwickelnden Fähigkeiten des Kin- 
des, was dessen Individualität und Rolle als Akteur in der Familie unterstreicht. 

Sicherlich ist der Anspruch, Kinderrechte umzusetzen hoch. Denn Kinderrech- 
te, als Teil der Menschenrechte, gehören zu den „Realutopien“. Sie werden nie 
in Reinform umgesetzt werden, denn es geht unter anderem auch immer darum, 
verschiedene Rechte miteinander abzuwägen. Doch sind die Kinderrechte in Ab- 
grenzung zu Utopien und unerreichbaren Idealen Teil des Völkerrechts mit den 
dazugehörigen Gremien, Dokumenten sowie Verfahren der Überwachung und der 
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Einklagbarkeit. Deshalb sind alle — der Staat, die Nichtstaatlichen Organisationen, 
die Zivilgesellschaft und verschiedene Professionen - ‚ unter Beteiligung der Kin- 
der gefragt, mit vereinten Kräften dem Ziel der Verwirklichung der Kinderrechte 
ein Stück näher zu kommen. 
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Überlegungen zu einer kindgerechten 
Regelung der Eltern-Kind-Kontakte 
nach einer Trennung aufgrund von 
Partnergewalt 


Aus der Perspektive von Frauenhaus-Mitarbeiterinnen 


Patricia Bell 


1 Einleitung 


Eine repräsentative Studie für das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau- 
en und Jugend (BMFSFJ) in 2004 fand heraus, dass 25% aller Frauen in Deutsch- 
land körperliche und/oder sexuelle Gewalt in Paarbeziehungen erleben (Müller, 
Schröttle et al. 2005). Polizeistatistiken bestätigen zudem, dass bei mehr als der 
Hälfte der Fälle von Partnergewalt, in denen die Einsatzkräfte hinzugezogen wer- 
den, Kinder zugegen sind, die meisten in einem Alter von unter zwölf Jahren (Ha- 
gemann-White u. Kavemann 2004: 51). Frauenhäuser stellen in diesem Kontext 
nicht nur einen Ort dar, in dem Frauen Schutz finden können. Sie sind auch Orte, 
an denen die Kinder mit ihren Erfahrungen ankommen und aufgenommen werden. 

Partnergewalt zu erfahren ist ein Belastungsfaktor, der die Bewältigung des 
Alltags erschwert. Von den Kindern gefordert zu sein, die selbst darunter lei- 
den mit häuslicher Gewalt zu leben, ist eine zusätzliche Herausforderung. Hinzu 
kommt, dass oft Frauen Partnergewalt als etwas erfahren, das unmittelbar an ihre 
Mutterrolle geknüpft ist und oft darauf abzielt, einen Keil zwischen Mutter und 
Kind zu treiben. De Voe und Smith zufolge gelang es einigen Frauen trotz der 
erfahrenen Gewalt von Seiten ihrer Partner, die Mutterrolle wirksam auszufüllen; 
einige änderten ihren Erziehungsstil dahingehend, gewalttätige Übergriffe zu ver- 
meiden (De Voe u. Smith 2002: 1078) oder erlegten ihren Kindern bestimmte Ein- 
schränkungen auf, um Begegnungen mit Gewalt zu vermeiden oder zu minimieren 
(Mullender et al. 2002: 160). 
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In dem folgenden Artikel werde ich mit Hilfe der vierzigjährigen Erfahrung 
von Mitarbeiterinnen in Frauenhäusern die Auswirkung der Partnergewalt auf die 
Mutter-Kind-Beziehung beschreiben. Außerdem werden die Bedingungen einer 
fortgesetzten Vater-Kind-Beziehung nach der Trennung der Eltern, aufgrund von 
Partnergewalt, und ihre Bedingungen in Betracht gezogen. Zum Schluss wird die 
Bedeutung der geschlechterspezifische Erwartung, wie sie strukturell an Eltern 
gerichtet ist, in Frage gestellt und auf das Recht der Kinder auf Kontakt zu beiden 
Eltern diskutiert. 





2 Frauenhäuser und ihre strukturelle Bedeutung 


Das erste deutsche Frauenhaus wurde 1976 in Berlin eröffnet; inzwischen neh- 
men 353 Frauenhäuser in Deutschland ca. 34.000 Frauen und Kinder pro Jahr auf 
(Stand Dezember 2011: Helfferich et al. 2012: 13). Die Frauenhäuser waren die 
ersten Organisationen, die klarstellten, welche Gefahr für das Kindeswohl von 
Partnergewalt ausgeht (Arbeitsgemeinschaft für Jugendhilfe Berlin 1976; Winkels 
u. Nawrath 1990; Henschel 1993). 40 Jahre Frauenhausbewegung und feministi- 
scher Forschung an diesem Thema haben die Jugendämter davon überzeugt, dass 
Partnergewalt als problematisch für das Kindeswohl anzusehen und ernst zu neh- 
men ist. Die verstärkte Anerkennung des Kindeswohls und die stärkere Betonung 
der Verständigung des Jugendamts über gefährdete Kinder haben sich beträchtlich 
auf die Arbeitspraxis in Frauenhäusern ausgewirkt. Es gehörte schon immer zu 
den Aufgaben von Frauenhaus-Mitarbeiterinnen, Frauen, die sich für eine Rück- 
kehr zu ihrem gewalttätigen Partner entschieden haben, die Auswirkung dieser 
Entscheidung auf ihre Kinder bewusst zu machen. In diesem Sinne unterscheidet 
man in den Frauenhäusern schon seit langem zwischen den Interessen der Frauen 
und denen ihrer Kinder. 97 % der im BMFSFJ-Bericht erfassten Frauenhäuser sa- 
hen ihre Rolle in Unterstützungsleistungen für Mütter, die auf eine Stärkung ihrer 
Fürsorge- und Erziehungskompetenz abzielen (Helfferich et al. 2012: 71). 

Dieser Text bezieht sich auf die Ergebnisse eines Forschungsprojekts zum Um- 
gang der Frauenhaus-Mitarbeiterinnen mit Kindern, die sexuelle Gewalt erfah- 
ren haben. Zwischen August 2012 und April 2013 wurden qualitative Interviews 
mit 32 Frauenhaus-Mitarbeiterinnen in unterschiedlichen Regionen Deutschlands 
durchgeführt. Darüber hinaus wurden zwischen April und September 2013 drei 
Workshops mit insgesamt 49 Fachkräften in Süd-, Mittel- und Ostdeutschland 
durchgeführt. Eine Frage war, inwieweit es möglich ist, im Frauenhaus die Be- 
dürfnisse von Müttern und Kindern zu erfüllen und wie ein längerfristiger Schutz 
von den Frauen und ihren Kindern möglich ist (siehe auch Bell 2016). 
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3 Partnergewalt und Mutterrolle im Kontext der 
Wahrnehmung und Bewertung der Gefahr und 
des Wohls der Kinder 


Die Auswertung der Literatur verweist darauf, dass Partnergewalt die Erziehungs- 
kompetenz von Frauen negativ beeinflusst (Kaufman-Kantor u. Little 2003: 349; 
Radford u. Hester 2006; Mullender et al. 2002). Obwohl Forschungsergebnisse 
aufzeigen, dass diese Auswirkung oft temporär ist und, dass die Frauen ihre Kom- 
petenz nach der Trennung von dem gewalttätigen Partner wiedererlangen (De Voe 
u. Smith 2002: 1077; Radford u. Hester 2006: 144) verändert diese Erfahrung die 
Beziehung von Müttern zu ihren Kindern. Kindler verweist darauf, dass man, ob- 
wohl viele Untersuchungen die negative Auswirkung häuslicher Gewalt auf die 
Erziehungskompetenz von Frauen dokumentieren konnten, nicht vergessen dür- 
fe, dass eine überraschend hohe Zahl der Frauen, die Partnergewalt erfahren, die 
Kraft aufbringt, sich ganz normal um die Kinder zu kümmern und keine signi- 
fikante Beeinträchtigung ihrer Erziehungskompetenz zeigen (Kindler 2007: 46). 
Diese Erziehungskompetenz der Mütter ist Gegenstand der vom Jugendamt vor- 
genommenen Untersuchung der Fälle von häuslicher Gewalt (siehe weiter unten). 

Bemerkenswert ist, dass im krassen Gegensatz dazu, bei der Beurteilung der 
elterlichen Kompetenz eines Vaters seine Gewaltbereitschaft gegenüber der Mutter 
seines Kindes keine Rolle spielt, z.B. bei Entscheidungen bezüglich des Rechts auf 
Umgang (Radford u. Hester 2006: 105). 

Wenn Frauen und Kinder im Kontext ihres Familienlebens Gewalt vom Partner 
der Mutter erfahren und selbst, wenn die Kinder die Gewalt nur miterleben und 
selbst nicht Opfer werden, ist dies ein Belastungsfaktor im Alltag. Die Mütter lei- 
den einerseits unter der häuslichen Gewalt des Partners, andererseits sind sie auf 
besondere Weise von den Kindern gefordert, die die Situation im Alltag miterle- 
ben und selbstständig nicht bewältigen können. Da die Gewalterfahrung unmittel- 
bar an ihr Selbstverständnis als Mutter und ihr Erleben der eigenen Bedeutung für 
die Fürsorge und den Schutz ihrer Kinder geknüpft ist, die sie in solchen Augenbli- 
cken der Übergriffe ihres Partners nicht gewährleisten können, ist die Beziehung 
zwischen Mutter und Kind bzw. Kindern in Gefahr. 

Die Wahrnehmung der häuslichen Gewalt in ihrer Auswirkung auf die Kinder 
und die Mutter-Kind-Beziehung seitens der Mütter wird dann wichtig, wenn es 
darum geht, dass die Mütter die Entscheidung treffen wieder in die häusliche Situ- 
ation und, insbesondere zum Partner, zurückzukehren. Es stellt sich als Herausfor- 
derung für die Mitarbeiterinnen in den Frauenhäusern dar, die Bedeutung dieser 
Entscheidung für das Wohl der Kinder bewusst zu machen. 
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In Situationen, in denen die Frauenhaus-Mitarbeiterinnen davon ausgehen, dass 
auch das Jugendamt der Meinung wäre, das betreffende Kind nicht in sein häusli- 
ches Umfeld zurückkehren zu lassen, konfrontieren Frauenhaus-Mitarbeiterinnen 
die betreffenden Frauen knallhart mit den Optionen: 


„Das sagen wir der Frau allerdings auch: ‚Wenn du zu diesem Mann zurückgehst, 
dann kannst du das gerne machen, aber ohne dein Kind.‘ Und es gibt - ich kann 
mich an eine Frau erinnern, die ist zurückgegangen und das Kind wurde in Obhut 
genommen.“ (13: 67) 


Auffallend ist, dass die oben zitierte Mitarbeiterin, die auf mehr als 25 Jahre Er- 
fahrung in einem großen Frauenhaus in einer deutschen Großstadt zurückblickt, 
sich an nur einen einzigen Fall erinnern konnte, in dem eine Frau sich für eine 
Rückkehr zu ihrem Partner ohne ihre Kinder entschied. Frauenhäuser werden als 
frauenparteilich wahrgenommen, aber die Mehrheit der Frauenhäuser würden die- 
ser Aussage einer Frauenhaus-Mitarbeiterin zustimmen, nämlich: „Heute steht das 
Kind auf gleicher Stufe.“ (Int. 19: 14). Die meisten Mitarbeiterinnen der im Rah- 
men meiner Untersuchung befragten Frauenhäuser sagten aus, dass der Kinder- 
schutz ihre oberste Priorität sei. Eine Minderheit betrachtete Kinder sogar als die 
„eigentlichen“ oder „Haupt“-Opfer von Partnergewalt. 

Frauenhäuser wurden gegründet, um die Bedürfnisse von Frauen und Kindern 
zu erfüllen und sich für ihre Rechte stark zu machen — und das in einem Kontext 
geschlechtsspezifischer Kritik an hierarchischen Machtstrukturen. Bei ihrer Zu- 
sammenarbeit mit den Jugendämtern sind die Mitarbeiterinnen der Frauenhäuser 
bestrebt, mit einer Einrichtung zu kooperieren, die ihre geschlechtsspezifische 
Kritik nicht teilt, um einen gemeinsamen Nenner zu finden und ein Ziel zu er- 
reichen, das beide Organisationen unterschreiben können. Da Frauenhäuser eigens 
für Frauen und Kinder gegründet wurden und als zugunsten der Frauen parteiisch 
betrachtet werden, Jugendämter hingegen, ungeachtet ihrer geschlechtsneutralen 
Rhetorik gemeinsamer Elternschaft, weiterhin mit einem sehr asymmetrischen 
Maß an elterlicher Kompetenz agieren, das auf überholten Geschlechtsstereotypen 
basiert, können hier Spannungen zwischen den Organisationen entstehen, vor al- 
lem, wenn die Position des gewalttätigen Partners nicht sichtbar wird. 

Jugendämter bekommen die Kinder meist in Begleitung ihrer hauptsächlichen 
Betreuungspersonen zu Gesicht und haben dementsprechend weitestgehend nur 
mit Frauen und Kindern zu tun. In den Fällen von Partnergewalt oder Gewalt 
gegen Kinder richtet sich die Aufmerksamkeit der Sozialarbeit wenig oder gar 
nicht auf den männlichen Täter. Das wiederum führt dazu, dass die Handlungen 
des Täters unsichtbar bleiben und dieser leicht als zufriedenstellender Vater durch- 
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geht (Keeling u. van Wormer 2012: 1364; Mullender et al. 2002: 169; Eriksson et 
al. 2013: 70). Im Falle des Jugendamts jedoch kann man beim besten Willen keine 
Voreingenommenheit zugunsten der Frauen unterstellen. Im Gegenteil: dort wird 
in Frage gestellt, inwieweit die Frauen trotz der Gewalt in ihrem häuslichen Um- 
feld in der Lage sind, die elterliche Betreuung tatsächlich zu gewährleisten (West- 
marland u. Kelly 2013: 1094; Eriksson 2005: 131). Den Männern dagegen wird 
Entlastung erteilt, was ihre Gewaltausübung anbelangt. Diese gilt nicht als Hin- 
dernis dafür, ein annehmbarer Vater zu sein (Westmarland u. Kelly 2013: 1095). 

Die größte Herausforderung im Hinblick auf eine kooperative Zusammenarbeit 
zwischen Frauenhäusern und Jugendämtern, die in den Interviews mit Frauen- 
haus-Mitarbeiterinnen genannt wurde, bezog sich zunächst einmal auf Punkte, die 
damit in Verbindung standen, Kinder der Obhut ihrer Mutter zu entziehen — etwa 
im Falle ihrer Rückkehr zu einem gewalttätigen Partner. Interessanterweise muss 
man hier feststellen, dass die meisten Konflikte nicht dadurch entstanden, dass 
die Frauenhaus-Mitarbeiterinnen gegen das Eingreifen des Jugendamtes in den 
Familien waren oder auch nur dagegen die Kinder ihren Müttern wegzunehmen. 
Häufiger kam es vor, dass Frauenhaus-Mitarbeiterinnen ihrer Frustration über die 
Jugendämter Ausdruck verliehen, die nichts unternommen hätten, um betroffene 
Kinder zu schützen. 


„Wir haben schon oft Meldungen gemacht, und das Jugendamt hat gar nichts ge- 
macht... Man muss das einfach vor allem so sehen: für das Jugendamt sind es im- 
mer Kostenfaktoren. Die sind gar nicht so scharf da drauf, Kinder rauszunehmen.“ 


(19: 46ff.) 


Ein weiterer zentraler Widerspruch zwischen dem Arbeitsansatz von Frauen- 
häusern und Jugendämtern ist der, dass Letztere Frauen in ihrer Rolle als Mütter 
sehen, d.h. als die Person, die für das Wohlergehen ihrer Kinder verantwortlich 
ist. Diese eindimensionale Sichtweise schaltet die Bedürfnisse der Frauen aus und 
berücksichtigt darüber hinaus nicht die Auswirkung der Partnergewalt auf die be- 
troffenen Frauen und ihr Selbsterleben als kompetente Mutter sowie die Mutter- 
Kind-Beziehung. 

Frauen und Kinder möchten im Großen und Ganzen nach der Trennung den 
Vater-Kind-Kontakt aufrechterhalten und die Frauenhäuser unterstützen diese Ab- 
sicht. Generell lässt sich dieses Vorhaben zunächst zur Befriedigung aller Beteilig- 
ten umsetzen, ohne dass Konflikte auftreten. Eriksson wies nach, dass ca. 90% der 
in Trennung befindlichen Eltern im Vereinigten Königreich und in Schweden die 
Frage des Umgangs mit dem nicht sorgeberechtigten Elternteil außergerichtlich 
regeln (Eriksson et al. 2013: 28f.). Selbst in den Fällen, wo eine Familie aufgrund 
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von Partnergewalt zerbricht, ermittelten Radford und Hester, dass die Mehrheit der 
Frauen wollte, dass ihre Kinder weiter den Kontakt zu ihrem Vater pflegen sollten 
(Radford und Hester 2006: 88). In der vorliegenden Untersuchung äußerten die 
Mitarbeiterinnen und Bewohnerinnen der Frauenhäuser, dass es ihres Erachtens 
wichtig und oft angemessen sei, dass die Kinder weiterhin Kontakt zu ihrem Va- 
ter hätten. Zudem erlebten es die Frauen als auch in ihrem eigenen Interesse, da 
es etwas Entlastung von ihrem fordernden Alltag als Alleinerziehende bedeutete. 
Das Problem war dementsprechend nicht der Kontakt als solcher, sondern dessen 
Zeitpunkt, Organisation und Kontext, wie das folgende Zitat zeigt: 


„Es ist aber auch echt schwierig, weil eigentlich ist es für die Frauen oft zu früh, 
und über die Kinder kommt dann halt der Druck eigentlich wieder und es ist eigent- 
lich ziemlich egal, was die Väter gemacht haben. Also, wir sind nie dagegen, dass 
die Kinder ihre Väter sehen, oder wir sind nicht grundsätzlich dagegen (das wird 
Ja manchen Frauenhäusern immer unterstellt). Und die Mütter sind eigentlich auch 
sehr selten dagegen (Ja! Komischerweise ja). Aber es ist eben oft dann vom Gericht 
her, dass so — egal, was der Vater gemacht hat ... also wir hatten auch Fälle, da 
kam der Vater, und er kam nur einmal im Monat, um das Geld zu holen und hat die 
Frau grün und blau geschlagen, und das war das einzige, wo die Kinder ihn gesehen 
haben. Und sogar die mussten ihn beim betreuten Umgang sehen, und die wollten 
überhaupt nicht - und es waren auch schon größere [Kinder], aber trotzdem. Also, 
die Väter haben eigentlich ja immer das Recht, und von dem her lässt es sich eigent- 
lich kaum verhindern. Man kann es ein bisschen rauszögern. (4: 83) 


Radford und Hester ermittelten in ihrer Untersuchung zum Kontakt zwischen nicht 
sorgeberechtigten Vätern und Kindern nach dem Zerbrechen einer Beziehung in- 
folge von Partnergewalt, dass die Mehrheit der Frauen, obwohl sie einen Kontakt 
zunächst befürworteten, aufgrund ihrer Erfahrungen später zögerten, den Umgang 
mit dem Vater zu ermöglichen. Die Probleme, die hierbei benannt wurden, waren 
bei drei Vierteln der befragten Frauen, dass ihr Ex-Partner für ihr Empfinden ein 
schlechtes Vorbild für die Kinder sei, da sein gewalttätiges und ausfallendes Ver- 
halten in keiner Weise geahndet worden war. Zusätzlich hatten zwei Drittel das 
Gefühl, dass ihr Ex-Partner sich als Vater wenig engagierte. Die Hälfte fürchtete 
um die Sicherheit ihrer Kinder und mehr als die Hälfte war um ihre eigene Sicher- 
heit besorgt (Radford u. Hester 2006: 90f.). Im Rahmen der Beurteilung, wie die 
Kinder den Umgang erlebten, berichtete mehr als die Hälfte der Kinder, über ihre 
Mutter ausgefragt worden zu sein, ein Viertel hatte körperliche Gewalt und ein 
Fünftel sexualisierte Gewalt erfahren (Radford u. Hester 2006: 96). 

In Situationen, in denen keine physischen Beweise dafür vorliegen, dass der 
Vater die Kinder missbraucht oder misshandelt, können Frauen gezwungen sein, 
einen gewalttätigen Partner zu verlassen, um das Sorgerecht für ihre Kinder zu be- 
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halten, nur, um eben diese Kinder dann wenige Tage danach, diesem gewalttätigen 
Partner zur Wahrnehmung des Umgangsrechts übergeben zu müssen. Da für das 
Jugendamt zählt, dass häusliche Gewalt ein Kontext ist, der potenziell das Kindes- 
wohl gefährdet, wird die Auswirkung von Partnergewalt auf das innerfamiliäre 
Machtgefüge kaum beachtet. In dem Moment, wo Partnergewalt als alleiniges Pro- 
blem in der Partnerschaft verstanden wird, können die Mädchen und Jungen nach 
der Trennung ihrer Eltern weiterhin gefährdet sein. So etwa, wenn das Jugendamt 
davon ausgeht, dass über die (seiner Meinung nach) ausreichende Veränderung der 
Rahmenbedingungen, die Frau aus der Situation herausgebracht und dadurch die 
Sicherheit des Kindes gewährleistet werden könnte. Angesichts dieser Vorannah- 
me kann den betreffenden Männern ohne weitere Überlegung der Umgang mit 
ihren Kindern erlaubt werden. 

Die Tatsache, dass ein Mann seiner Partnerin gegenüber gewalttätig gewesen 
ist — oft in Gegenwart seiner Kinder — gilt nicht als Grund, ihm den Umgang 
mit seinen Kindern ohne Beisein der Mutter zu verweigern. Hier wird die Gegen- 
wart der Mutter als das Problem gesehen, nicht die Gewaltbereitschaft des Va- 
ters — vielmehr gilt die Frau als der „Trigger“, der die Gewalt ausbrechen lässt. Ist 
dieser Auslöser beseitigt, sieht man sein gewalttätiges Verhalten nicht als Problem 
(Eriksson et al. 2013: 70). Auf diese Weise erhalten Männer einen Freibrief und 
müssen nicht die Verantwortung für ihr Verhalten übernehmen. 

Die Last der Verantwortung für den Schutz der Kinder wird vom Täter auf das 
Opfer verlagert. Letztlich bringt dies die Frau in die Lage, die Verantwortung für 
das Tun des Mannes übernehmen zu müssen. Die Gefahr für das Kind geht nach 
dieser Logik von der Gegenwart der Mutter aus, nicht von der Gewalttätigkeit des 
Vaters: Die Tatsache, dass vorgefallene Partnergewalt offenbar auf unzulängliche 
Impulskontrolle verweist und zeigt, dass keine Hemmungen bestehen, Mitgliedern 
der eigenen Familie Schaden zuzufügen, wird ignoriert. Man betrachtet sie nicht 
als Hindernis dafür, dem Vater über längere Zeiträume die alleinige Verantwor- 
tung für die Kinder zu übertragen. Die Tatsache, dass Kinder die Gewaltausbrüche 
ihres Vaters beobachtet haben und wissen, welche Folgen es haben kann, wenn er 
sich „aufregt“, wird nicht als potenzielles Problem anerkannt. Auch wird die Mög- 
lichkeit nicht ernst genommen, dass der Umgang mit dem Kind benutzt werden 
kann, sich an der Ex-Partnerin zu rächen. In solchen Fällen können beim Kontakt 
zwischen Vater und Kind Übergriffe beginnen oder fortgesetzt werden, die kaum 
bzw. uneindeutige oder nicht sichtbare körperliche Spuren hinterlassen (wie bei 
vielen sexuellen Übergriffen). 
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4 Das Spannungsfeld des Umgangsrechts 


Hester beschreibt die verschiedenen Wahrnehmungsweisen und Entscheidungs- 
kriterien der Personengruppen, die mit häuslicher Gewalt, dem Kindeswohl und 
dem Umgang mit den nicht sorgeberechtigten Elternteilen befasst sind als drei 
verschiedene Planeten. Die Frauen müssen mit allen drei Planeten gleichzeitig 
verhandeln. Der erste Planet erkennt häusliche Gewalt als geschlechtsspezifische 
Straftat an, die fast immer von Männern begangen wird. Der Kinderschutzplanet 
zwingt Eltern zur Erfüllung ihrer elterlichen Pflichten und, obwohl dieser Planet 
den geschlechtsneutralen Begriff „Eltern“ verwendet, sind hier in der Praxis in 
Sachen Kinderschutz primär die Frauen im Visier. Der dritte Planet befasst sich 
mit der Regelung des Kontakts zwischen den Kindern und dem nicht sorgeberech- 
tigten Elternteil und kümmert sich nicht um die Schuldfrage. 

Auf dem ersten Planeten wird das Leben mit häuslicher Gewalt gegen die Mutter 
als schlecht für Kinder anerkannt, also steht die Mutter unter dem Druck, ihren ge- 
walttätigen Partner zu verlassen. Tun Frauen dies nicht, kann es so ausgelegt werden, 
dass sie das Wohl ihrer Kinder gefährden. Begibt man sich vom Planeten häusli- 
cher Gewalt zum Kinderschutzplaneten, steht die Verantwortung der Mutter für den 
Schutz ihres Kindes im Mittelpunkt. Auf dem Kinderschutzplaneten jedoch werden 
andere Maßstäbe angelegt, um die mütterliche und väterliche Erziehungskompetenz 
zu beurteilen und häusliche Gewalt gerät zu etwas, das als Eheproblem definiert wird. 
Weiterhin auf dem Kinderschutzplaneten wird streng eine Zukunftsorientierung ein- 
gehalten und was geschehen ist, darf nicht der zukünftigen Vater-Kind-Beziehung 
im Weg stehen. Begibt man sich vom Kinderschutzplaneten zu dem Planeten, der 
den Umgang mit dem nicht sorgeberechtigten Elternteil regelt, werden gewalttätige 
Männer als adäquate Eltern definiert. Ihre Gewalt gegen die Kindesmutter, die auf 
den beiden ersten Planeten als Gefahr für das Kindeswohl gesehen wurde, ist auf 
diesem letzten Planeten nicht relevant. Die beträchtlichen und langfristigen Aus- 
wirkungen häuslicher Gewalt, die eine Trennung der Eltern notwendig machte, auf 
die Kinder, wird hier als Eheproblem definiert, von dem die Kinder nicht weiter 
tangiert sind. Es wird hingenommen, dass bei der Übergabe der Kinder, in deren 
Gegenwart, Gewalt gegen die Mutter auftreten kann, doch die Mutter als das „rote 
Tuch“ aus der Situation heraus zu nehmen, gilt als ausreichende Abhilfe. Klammert 
man die Mutter aus, so die Annahme, ist die Vater-Kind-Beziehung passabel genug 
und nicht von der mitunter extremen Gewalt markiert, die die Mutter traf und die 
das Kind als Zeugin oder Zeuge mitbekommen hat. Werden Umgangsregelungen ge- 
troffen, die den Kindern gegen ihren Wunsch auferlegt wurden, so ist die Mutter als 
Sorgeberechtigte auch noch dafür verantwortlich durchzusetzen, dass die Besuche 
des Vaters stattfinden, bzw. die Kinder ihre Väter besuchen (Hester 2011). 
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Ausgehend von dieser Konstellation ist es dringend geboten, den Prozess des 
Kontakts mit dem nicht sorgeberechtigten Elternteil dahingehend zu überdenken, 
dass die Sicherheit der Kinder und des sorgeberechtigten Elternteils berücksichtigt 
wird. Wie das folgende Zitat demonstriert, zeigt sich im Verhalten der Jugend- 
ämter ein eindeutiger Widerspruch. Einerseits setzt man Frauen von dort aus unter 
Druck sich von einem gewalttätigen Partner zu trennen, und zu erkennen, welchen 
Schaden Partnergewalt ihren Kindern antut. Andererseits verlangt man, dass die 
Mütter ihrem Partner den Kontakt zu den Kindern zugestehen und ihn darüber 
hinaus noch, in gegebenen Fällen, gegen den Willen der Kinder durchzusetzen. 
Das erfolgt ohne jegliche Intervention im Hinblick auf den Vater und ohne jedes 
Bemühen auf das Problem seiner Gewaltbereitschaft einzugehen. Wenn die Kin- 
der mit ihrem Vater zusammen sind, haben die Frauen keine Kontrolle über das, 
was mit ihnen dort geschieht. Trotzdem sollen die Frauen aktiv werden, um ihre 
Kinder vor einem gewalttätigen Vater zu schützen, obwohl sie keinerlei Einfluss- 
möglichkeit auf den Kontakt ihrer Kinder zu eben dieser Person haben. 

Eine Gefahr für das Kindeswohl besteht in dieser Konstellation darin, dass die 
Kinder zu einer Fortsetzung der Partnergewalt instrumentalisiert werden. Die vor- 
rangigste und häufigste Weise auf der dies geschieht, ist der Versuch der Ex-Part- 
ner die Kinder zu beeinflussen. Darüber berichtet eine Mitarbeiterin eines Frauen- 
hauses: 


„Für die Kinder ist es oft ein Zwiespalt, weil sie natürlich zwischen den Fronten ste- 
hen. Die einerseits natürlich den Vater sehen wollen - und das ist auch, soweit ich 
weiß, auch forschungstechnisch bewiesen, dass Kinder trotz Gewalt immer ihren 
Vater sehen wollen... weil ... es ist der Vater. Je nachdem, wie klein sie sind natür- 
lich. Und entsprechend natürlich gibt es auch dabei auch Schwierigkeiten - Schwie- 
rigkeiten für die Frau, zu akzeptieren, dass der Vater Umgang hat und gleichzei- 
tig — für sie ist es auch immer noch in einer Abhängigkeit des Mannes stehen, weil 
in dieser Zeit hat sie keinen Überblick, was passiert mit ihren Kindern, sie kann 
ihre Kinder nicht schützen, und genauso werden die Kinder ja oft als Druckmittel 
eingesetzt, als Erpressung, als Überbringer von Nachrichten, als jegliche Art von 
... [durch die] letztendlich weiterhin eine psychische Gewalt stattfinden kann (nicht 
muss, aber kann) über die Kinder.“ (3: 121) 


Natürlich muss hier einschränkend gesagt werden, dass der Versuch, sich am Ex- 
Partner oder der Ex-Partnerin durch Manipulation der Kinder zu rächen etwas ist, 
das von beiden Elternteilen ausgehen kann und, dass die Kinder sich oft in einer 
sehr schwierigen Lage befinden. Während manipulatives Verhalten oder unzuläs- 
sige Beeinflussung ausgehend von der Mutter oft vorausgesetzt wird, wenn sie und/ 
oder ihre Kinder sich scheuen in den Umgang mit dem Vater einzuwilligen, nimmt 
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das Jugendamt weniger schnell wahr, dass es Manipulationen von Seiten der Väter 
geben kann: 


„Die Männer nutzen diesen Weg häufig, um wieder Kontakt zu haben zu ihren Frau- 
en: dass sie sagen, sie vermissen ihre Kinder so sehr und sie möchten sie gerne 
sehen ...und dass er mit dieser Aussage das Jugendamt ...dass die sagen, ein Vater 
hat auch ein Recht auf seine Kinder usw., das ist einfach eine Tatsache. Das ist 
kaum möglich, auch wenn man dem schildert, was für eine Gewalttat der Vater an 
...oder der Mann an seiner Frau vollbracht hat. Bei Kindern ist es immer etwas an- 
ders, aber wenn der Mann gewalttätig gegenüber der Frau ist, kann man dem ...es 
ist einfach eine gesetzliche Geschichte, ja? Dass Männer trotzdem Kontakt haben 
können mit Ihren Kindern — da was zu verhindern oder irgendwie da die Kinder zu 
schützen oder so, sehen wir auch als schwierig an. Sicherlich kann man die Beden- 
ken bei dem Jugendamt schildern, aber es ist eine schwierige Geschichte.“ (2: 98) 


Es kann passieren, dass der Vater die Kinder benutzt und manipuliert, um so zu 
versuchen weiterhin Kontrolle über seine frühere Partnerin auszuüben oder aus 
Rache dafür, dass sie ihn verlassen hat (Hester u. Radford 2006: 159). Jedoch gilt 
es als oberstes Gebot, die Bindung zwischen Vater und Kind aufrechtzuerhalten. 
Die Gewalt hingegen, die die Kinder von Seiten ihres Vaters erlebt oder beobach- 
tet haben, wird — aus dieser Perspektive — nicht als problematisch für das Wohl 
des Kindes eingeschätzt. Die Frauen stehen unter Druck, sich auf den Vater-Kind- 
Kontakt einzulassen und ihn zu ermöglichen, um eine Störung der Beziehung zwi- 
schen Vater und Kind zu vermeiden. Dies jedoch kann unangemessen sein, insbe- 
sondere wenn zu bald nach einem gewalttätigen Zwischenfall der Kontakt forciert 
wird oder gar gegen die Wünsche des Kindes/der Kinder wäre. 

Viele Kinder wollen ihren Vater sehen und viele Mütter freuen sich hierüber. In 
solchen Fällen kann der Umgang so stattfinden, dass alle davon profitieren. Ernst- 
hafte Probleme gibt es jedoch in solchen Situationen, wo das Kind keinen Kontakt 
mit dem Vater wünscht oder wo das Verhalten des Kindes, nach Ausübung des 
väterlichen Umgangsrechts, Anlass zur Sorge gibt. Die Frauenhaus-Mitarbeiterin- 
nen, vor allem die Mitarbeiterinnen der Kinderbereiche, die eng im Kontakt mit 
den Kindern im Frauenhaus stehen und sich auf das Umgehen mit allen Formen 
innerfamiliärer Gewalt verstehen, können am besten beurteilen, welchen Einfluss 
der Umgang auf die Kinder hat und entsprechende Empfehlungen an das Jugend- 
amt aussprechen. 

Dass Frauenhäuser im Sinne der Interessen der Frauen als parteiisch angesehen 
werden ist ein Vorurteil. Mein Forschungsprojekt (Bell 2016) konnte zeigen, dass 
in den Frauenhäusern zunehmend die Interessen der Kinder eine zentrale Priorität 
darstellen. 
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Das folgende Zitat verweist auf die begrenzten und doch wertvollen Möglich- 
keiten von Frauenhaus-Mitarbeiterinnen, bei Umgangsvereinbarungen einzu- 
schreiten, die dem Interesse eines Kindes eindeutig entgegenstehen: 


„Beim Umgangsrecht sind die Kinder ausgeliefert teilweise. Den Umgang beobach- 
ten wir, protokollieren für uns... Wie das Kind drauf ist, bevor das Kind gegangen 
ist (zum Vater) und wenn das Kind zurückkommt ... die Gespräche — was die Mutter 
uns erzählt hat, was das Kind, und das dann auch [gegenüber] dem Jugendamt 
thematisieren. Also, das könnten wir, aber wir haben in der Sache keinerlei Macht. 
Es sei denn, wenn das Kind sich so querstellt, sich auf dem Boden wirft und geht 
nicht, und da sagen wir: Ok, jetzt sollten wir für heute diesen Umgang aussetzen und 
den Jugendamt Bescheid sagen und dem Anwalt usw., warum es nicht durchgeführt 
worden ist.“ (21: 19) 


In den durchgeführten Interviews finden sich mehrere Beispiele für Situationen, 
wo nach Meinung des Kindes, der Mutter, der Frauenhaus-Mitarbeiterinnen und 
sonstiger Fachkräfte ein Kontakt mit dem Vater für das Kind gefährlich war. In 
Fällen von sexualisierter Gewalt gegen das Kind ist das bspw. nur schwer zu be- 
weisen. Fehlen eindeutige körperliche Symptome, bleiben der Mutter und dem in- 
volvierten Fachpersonal nichts, als vielleicht vage, unklare und widersprüchliche 
Botschaften des betroffenen Kindes, die nicht in die Sprache der Beweisführung 
übersetzt werden können. Eine Vertrauensbasis mit einem Kind aufzubauen — was 
grundlegend ist, um mehr Informationen zu bekommen - braucht Zeit, und genau 
diese fehlt oft in Frauenhäusern. Lediglich ein Verdacht auf sexualisierte Gewalt 
gegen ein Mädchen oder einen Jungen wird nicht als Grund anerkannt, einem Va- 
ter den Umgang mit seinen Kindern zu verweigern: 


„Wenn das angesprochen wird, da sei der Verdacht auf sexualisierte Gewalt am 
Kind — dass das kein Grund ist, den Kontakt ... ja ... erst mal ein bisschen ruhen 
zu lassen. Also, das hat sich schon verändert. Das muss dann irgendwie glasklar 
bewiesen werden, und es ist halt nicht immer glasklar zu beweisen. Ansonsten wird 
Ja oft sogar der Frau in die Schuhe geschoben: Na ja, sie versucht jetzt den Kontakt 
zu unterbrechen, indem sie so ein Gerücht in die Welt setzt. Das hat sich verändert, 
es ist wirklich so dieses Recht, es wird ja immer gesagt, das Kind hat das Recht auf 
beide Eltern, aber wir sehen es einfach etwas anders ... Es wird ... auf Biegen und 
Brechen muss ein Kontakt zustande kommen, haben wir so den Eindruck oder die 
Erfahrung der letzten Jahre.“ (26: 13) 
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Sexualisierte Gewalt gegen Kinder führt selten zu körperlichen Symptomen und 
wenn, ist es meist nicht ohne medizinische Intervention zu diagnostizieren. Doch, 
selbst wenn körperliche Symptome vorliegen, lassen sie sich, wie das folgende 
Zitat zeigt, unterschiedlich deuten: 


„Mehr oder weniger haben verschiedene Institutionen auch diesen Verdacht ge- 
habt. Wir hatten hier eine Frau mit drei Kindern, und das Mädchen, das hat auch 
Symptome. Es war z.B. an der Scheide wundgescheuert und sowas alles: Und war 
auch ganz auffällig. Hat immer einen ganz steifen Gang gekriegt, wenn es in un- 
gewisse Situationen kam. Und der Sohn, der hat gesagt, nach dem Besuchstermin 
irgendwie, beim Papa werden Pornos geguckt und so. Und irgendwie haben die 
immer Filme geguckt, wo nackte Frauen miteinander gespielt haben, also solche 
Sachen halt. Und wir haben das im Jugendamt auch damals auch vorgetragen und 
das wird auch vom Arzt bestätigt, dass das Kind halt eine wundgeschauerte Vagina 
hat, aber das Jugendamt und der Vater hat das dann auch so geschafft, dass es so 
gedreht geworden ist, dass das Kind halt vom Schaukelgefährt auf dem Spielplatz 
eine wunde Vagina hat.“ (10: 5) 


Die Interviews gaben mehrere Beispiele für Situationen, in denen es nicht möglich 
war, dem Vater den Umgang mit seinen Kindern zu verwehren oder diesen auf 
einen späteren Zeitpunkt zu verschieben. Die Frauenhaus-Mitarbeiterinnen waren 
der Meinung, dass das Kindeswohl bei Beschlüssen zur Ausübung des Umgangs- 
rechts weniger zählte als die Forderungen des Vaters: Radford und Hester betonen, 
wie schädigend es sich auf eine Mutter-Kind-Beziehung auswirken kann, wenn 
der Mutter als Sorgeberechtigter die Rolle zukommt das väterliche Umgangsrecht 
durchzusetzen. Erlebt ein Kind bei Besuchen im Rahmen des Umgangsrechts Ge- 
walt, kann es komplett das Vertrauen in seine Eltern verlieren: in die eine Seite, 
die ihm aktiv Leid zugefügt hat, und in die andere Seite, die ihm die Besuche auf- 
zwingt (Radford u. Hester 2006: 97). 

Überzeugender Beweis für die erschreckende Rechtslage im Hinblick auf Frau- 
en und Kinder die Gewalt und sexualisierte Gewalt erfahren haben ist die Tat- 
sache, dass einige Frauenhäuser den Frauen eindringlich raten, über sexualisierte 
Gewalt gegen ihre Kinder den Mund zu halten. Van Wormer und Roberts berichte- 
ten über das gleiche Phänomen unter Anwälten in den USA, die ihren Mandantin- 
nen empfahlen, im Hinblick auf sexualisierte Gewalt gegen Kinder zu lügen und 
wider besseres Wissen zu sagen, es sei nichts derartiges geschehen (van Wormer 
u. Roberts 2009: 124). 

Familiengerichte werden angeklagt, dass auf sie in Sachen Kinderschutz kein 
Verlass sei. Wenn just die Behörden, die dafür zuständig sind Kinder zu schützen, 
dies nicht tun, bleibt den Kindern mitunter nichts anderes übrig, als sich selbst zu 
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schützen. Das nachfolgende Zitat bezieht sich auf eine Frau, die geraume Zeit nach 
der Trennung von ihrem Partner ins Frauenhaus kam. Sie tat es, da ihr Ex-Part- 
ner - der sich weigerte, zu akzeptieren, dass seine Tochter ihn nicht sehen wollte — 
ihr immer öfter Gewalt androhte: 


„Bei der Mutter, die schon getrennt war und mit ihren beiden Kindern, einem Mäd- 
chen und einem Jungen, ins Frauenhaus kam, da wollte die Tochter nicht mehr über 
Nacht zum Vater zu Besuch und sie [die Mutter, Anm. d. Autorin] hat gesagt: ‘Wenn 
du mir nicht erzählst warum, kann ich nichts machen. Du musst mir irgendwas 
sagen, ich kann nicht einfach so‘,. Sie hatten schon eine Umgangsbetreuung oder 
-begleitung, weil die Mutter auch nicht so begeistert davon [von den Besuchen beim 
Vater, Anm. d. Autorin] war. Und das Mädchen hat dann erzählt [von sexueller 
Gewalt durch den Vater, Anm. d. Autorin], und die Mutter ist völlig zusammenge- 
brochen... Es gab dann ein Glaubwürdigkeitsgutachten von der Tochter, in dem die 
Glaubwürdigkeit des Mädchens aberkannt wurde und es hieß, dass sie nicht genau 
beschreiben könne und auch nicht genau sagen könnte, was direkt zeitlich davor 
oder danach passiert sei. Bis hin zu: die Sachen, die sie angibt, würde man jetzt 
nicht für glaubwürdig halten. Und daraufhin wurde ihm wieder ein Umgangsrecht 
zugesprochen und die Mutter ist fast durchgedreht, sie konnte sich das überhaupt 
nicht vorstellen und war eine der Frauen, die lange bei uns blieb. Sie blieb ein Jahr. 
Und es gab dann noch mal psychologische Gutachten und es gab dann den Versuch, 
die Kinder hier in der Psychiatrie mit dem Vater zusammenzubringen, wo diese 
Gutachten gemacht werden. Das große Mädchen hat sich hartnäckig geweigert, 
und im Moment ist es in der Familie so, dass ein Umgangspfleger drin ist, der jetzt 
drei Kontakte des Sohnes mit dem Vater begleitet hat. Das Mädchen weigert sich 
standhaft, und bei aller Belastung, die das für die Familie bedeutet, ist einfach jedes 
Jahr, das sie älter wird, ein Gewinn.“ (14: 15) 





5 Geschlechtsspezifische Erwartungen an Elternschaft 


Im Frauenhaus werden die geschlechtsspezifischen Unterschiede im Hinblick an 
die Erwartungen an Eltern infrage gestellt. Jugendamt und Familiengericht spre- 
chen geschlechtsneutral von gemeinsamer elterlicher Verantwortung, fallen in 
ihrer Arbeitspraxis aber in traditionelle geschlechtsspezifische Rollenerwartungen 
zurück. Hierin besteht einer der Konflikte, die Frauenhäuser beim Verhandeln mit 
externen Behörden erleben. 

Die Folge einer fehlenden Reflexion über unterschiedliche geschlechtsspezi- 
fische Konstruktionen von Elternschaft, gekoppelt mit einer zunehmenden Indi- 
vidualisierung des Problems und einer mangelnden Berücksichtigung der Frage, 
wie sozioökonomische Faktoren zur Partnergewalt beitragen, ist eine inhärente 
strukturelle Schlagseite zu Ungunsten der Frauen (Keddell 2011: 1261; Keskinen 
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2005: 38£.). Wird dann auch noch die Kompetenz von Frauenhaus-Mitarbeiterin- 
nen nicht anerkannt, weil sie angeblich grundsätzlich parteiisch für Frauen und 
gegen Männer sind, hat dies verheerende Folgen für die vor Gewalt flüchtenden 
Frauen und ihre Kinder, wie das folgende Zitat zeigt: 


„Aber die Familienrichter, die lassen sich oftmals blenden von den Tätern, sage 
ich ja mal. Das ist wirklich die Problematik, denn wenn die alles, was die Frauen 
oder die Frauenhäuser, was sie beobachten und so ... vor Gericht bringen, dann 
kann das ausgelegt werden: Ah ja, sie sind ja parteüsch... Also, ich habe da Ver- 
schiedenes erlebt. Ich habe schon einen Familienrichter gehabt, wo ich bei der Ver- 
handlung gehört wurde. Ich habe aber auch Familienrichter — haben wir schon 
gehabt — die gesagt haben: ‘Warum soll der Mann das machen, oder das und das? 
Das sind jetzt reine Fantasien.‘ Oder man hat der Frau einfach nicht geglaubt, weil 
der Mann konnte ... sich sehr präsentieren konnte. Er hat eine gute Stellung, er hat 
ein gutes Erscheinungsbild, kann sich gut ausdrücken, und das ist stets schwierig 
für die Frauen.“ (19: 30) 


Da die meisten Mütter und Kinder den Kontakt zu den Vätern nach dem Zerbre- 
chen der elterlichen Beziehung fortsetzen wollen, auch nach Trennung aufgrund 
von Partnergewalt (Radford u. Hester 2006: 88; Kostka 2014: 149), muss man über- 
legen, unter welchen Bedingungen sich dies so gestalten lässt, dass alle davon pro- 
fitieren. Die professionelle Wahrnehmung der Integrität der Mädchen und Jungen, 
seitens der Fachkräfte in den Kinderbereichen der Frauenhäuser, darf dabei nicht 
zur Diskussion gestellt werden. 

In einer Zeit, in der 20% aller Kinder nicht mit beiden biologischen Eltern zu- 
sammenlebt (Serafin 2015: 55) und Entscheidungen zum Sorgerecht und Umgang 
mit dem nicht sorgeberechtigten Elternteil auszuhandeln sind, kommen wir nicht 
umhin, genauer zu prüfen, woran die Beurteilung elterlicher Kompetenz festge- 
macht wird. Dabei gelangten Radford und Hester in ihrer Untersuchung im Ver- 
einigten Königreich zu dem Schluss, dass für die Beurteilung der Erziehungskom- 
petenz von Frauen und Männern ein höchst unterschiedlicher Maßstab angelegt 
wird. Ohne ein Gewahrsein der Auswirkung von Partnergewalt auf geschlechts- 
spezifische Machtstrukturen kann die Intervention sozialer Dienste in Familien 
die Ungleichheit noch verstärken (Radford u. Hester 2006: 105). Das zwischen den 
Eltern bestehende Machtgefälle in Situationen, wo Partnergewalt von Männern 
gegen Frauen stattfindet, wird nicht berücksichtigt, wenn Frauen für die Sicherheit 
ihrer Kinder verantwortlich gemacht werden und in der Beziehung zwischen Kind 
und Vater vermitteln sollen (Mullender et al. 2002: 157). 

Eriksson beschäftigte sich mit der Frage, wie schwedische Schulen den Kon- 
takt von Kindern mit dem nicht sorgeberechtigten Elternteil nach Zerbrechen der 
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elterlichen Beziehung wegen Partnergewalt handhabten und schloss daraus, dass 
das Schulpersonal die betroffenen Frauen und Kinder, indem es der vorgefallenen 
Gewalt keine Relevanz für den Vater-Kind-Kontakt beimaß, ein weiteres Mal zu 
Opfern machte (Eriksson et al. 2013: 100). Außerdem verstärkte es dadurch, dass 
es die Auswirkung jahrelanger Partnergewalt auf das Machtverhältnis zwischen 
den Eltern nicht anerkannte, männliche Dominanz und weibliche Unterordnung 
(Eriksson et al. 2013: 129). Betrachtet man das Problem wie sich das Recht des 
Kindes auf Kontakt mit beiden Eltern so umsetzen lässt, dass es dem Kindeswohl 
förderlich ist und es nicht gefährdet, kommt man nicht umhin, sich mit gängigen 
Diskriminationspraktiken auseinanderzusetzen. 

Am Anfang des 21. Jahrhunderts ist Mutterschaft stark umstritten. Auf der 
einer Seite gibt es ein traditionelles Mutterschaftsbild, das Mutterliebe und Für- 
sorglichkeit als natürliche weibliche Eigenschaft versteht, die durch den feminis- 
tischen Diskurs zum „Maternalismus“ neue Kraft gewinnt (Badinter 2010: 91). 
Diese Perspektive ist seit der Frauenbewegung der 70iger Jahre in Frage gestellt. 
Geschlechternormen werden als patriarchale soziale Konstrukte verstanden und 
Männer werden herausgefordert, sich mehr mit Kinderbetreuung und Hausarbeit 
zu beschäftigen. Darüber hinaus wird von der Europäischen Union eine große Er- 
werbstätigenquote von Frauen gefordert und gefördert. Ein Resultat ist die Verbrei- 
tung einer Rhetorik der elterlichen Gleichstellung. Männer verbringen mehr Zeit 
mit ihren Kindern - allerdings nur 2% der deutschen Familien teilen Kindererzie- 
hung von Geburt an (Flaake 2014). Das Ernährer-Modell hat sich, insbesondere bei 
deutschen Familien, als sehr hartnäckig erwiesen. 

Einer der Erfolge der Frauenbewegung im weiteren Sinne bestand darin, die 
Vorstellung von Vaterschaft zu erweitern. Heute wird von Vätern erwartet, viel 
stärker in alle Aspekte des Lebens ihrer Kinder involviert zu sein. Gesetzesän- 
derungen haben diese veränderte Einstellung berücksichtigt, indem man sich in 
Richtung einer gemeinsamen elterlichen Verantwortung bewegte. Die traditionel- 
le patriarchalische Ehe ist Partnerschaften gewichen, die auf einer gemeinsamen 
Verantwortung für das Aufziehen der Kinder, das Geldverdienen und die unbe- 
zahlte Hausarbeit einschließlich der Kinderbetreuung basiert. Diese Veränderung 
ist sehr signifikant und hat reale Auswirkungen, auch wenn sich belegen lässt, dass 
die Wirklichkeit hinter der Rhetorik herhinkt. Eine Erhebung in 5.000 Haushalten 
in Deutschland im Jahre 2011 ergab, dass die Frauen trotz ihrer erhöhten Partizipa- 
tion am Arbeitsmarkt noch immer die Hauptlast der unbezahlten Hausarbeit schul- 
tern und dass Männer selbst dann, wenn sie weniger verdienen als ihre Partnerin, 
zu Hause weniger tun (Pochner, Ritter u. Vance 2014: 22f.). Die Vorstellungen von 
der Vaterrolle erweitern sich und die Mütter haben ihre unanfechtbare Position 
als Haupterzieherin verloren. Doch obwohl sich Väter heute mehr mit ihren Kin- 
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dern befassen, erfolgt die tägliche physische Versorgung der Kinder noch immer 
größtenteils durch Frauen, was aus den Zahlen des durch die Väter in Anspruch 
genommenen Elterngeldes ersichtlich ist. Daraus geht hervor, dass 72,7% der Väter 
der in 2011 geborenen Kinder gar kein Elterngeld bezogen. 20% nahmen Eltern- 
geld für maximal zwei Monate in Anspruch. Im Vergleich hierzu bezogen 95% der 
Mütter Elterngeld, 90% davon für 12 Monate. Nur 7% der Väter bezogen für 12 
Monate Elterngeld (Flaake 2014: 14). Trotz ausgeprägter Parolen von engagierter 
Vaterschaft ruhen die elterlichen Pflichten weiterhin stark auf den Schultern der 
Mütter, wenngleich mittlerweile mehr Mithilfe des Vaters bei dieser Aufgabe er- 
wartet wird (Hautanen 2005: 80f.). 

Ungeachtet jahrzehntelanger akademischer Gender-Dekonstruktion und der 
populären Parolen geteilter elterlicher Verantwortung — gestützt durch die gelten- 
de Rechtssprechung — wird dennoch eine starke mütterliche Bindung erwartet. Die 
relativ geringe Zahl der Beispiele, wo Frauen ungeachtet der Bedürfnisse ihrer 
Kinder voll und ganz in ihrem eigenen Interesse handeln und die Art, wie sie 
hierfür verurteilt werden, verweist darauf, dass mütterliche Fürsorglichkeit als ele- 
mentare Komponente von Weiblichkeit betrachtet wird. Hagemann-White verwies 
darauf, dass ein Glaube an die natürliche „Mütterlichkeit‘ von Frauen eine norma- 
tive Funktion erfüllt, wenn es darum geht, den grundlegenden Unterschied zwi- 
schen Männern und Frauen zu begründen. Es mögen Veränderungen stattgefunden 
haben im Hinblick auf die Normen und die Regeln, was als „weiblich“ und was als 
„männlich“ gilt (etwa im Hinblick auf Kleidung oder Beschäftigungserwartun- 
gen) — die Erwartungen in punkto mütterliche Gefühle bei Frauen jedoch erweisen 
sich als etwas, das sich nicht durch politische Kampagnen beeinflussen lässt. Dem- 
entsprechend gilt es als „unnatürlich“, wenn Frauen nicht die entsprechenden Mut- 
tergefühle zeigen. Frauen, die ihre Kinder aus freien Stücken aufgegeben haben, 
müssen für diese Entscheidung deshalb ihr Leben lang leiden oder laufen Gefahr, 
nicht mehr als Frau betrachtet zu werden (Hagemann-White 1994: 305). 

Vor diesem Hintergrund wird ersichtlich, dass es gängige Praxis ist, dass weder 
das Gericht, noch das Jugendamt vom Täter verlangt, sich für sein gewalttätiges 
Verhalten zu entschuldigen oder auch nur die Verantwortung dafür zu überneh- 
men. Es kann ihnen sogar gelingen, dem Kind einzureden, seine Mutter sei am 
Auseinanderbrechen der Familie schuld, weil sie diejenige war, die die Beziehung 
aufgelöst hat (Edelson 1999: 841). Westmarland und Kelly schließen daraus, dass 
das Einschreiten des Jugendamts nach Partnergewalt, ohne adäquates Wissen über 
Partnergewalt und ohne eine kritische Haltung gegenüber den geschlechtsspezi- 
fischen Machtstrukturen innerhalb der Familie dazu führt, dass Kinder weiterhin 
„alltäglich mit gewalttätiger Männlichkeit und in die Schranken gewiesener Weib- 
lichkeit“ Konfrontiert sind (Westmarland u. Kelly 2013: 1107). 
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6 Das Recht der Kinder 


Eine genauere Betrachtung der Gewalt, die eine Frau erfahren hat und die ihre 
Kinder mitbekommen haben, ist unabdingbar, um zu entscheiden, ob und unter 
welchen Bedingungen ein Kontakt zwischen Kind(ern) und Vater angezeigt ist. 
Frauen können sich aus gewalttätigen Beziehungen durch Trennung befreien, aber 
Gewalt gegen Kinder kann eine Fortsetzung der von einer Frau erfahrenen Gewalt 
darstellen. 

Obwohl die Gesetzesvorgaben sehr eindeutig betonen zum Wohle der Kinder 
gehöre der Umgang mit beiden Elternteilen, gibt es dafür keine entwicklungspsy- 
chologische Evidenz (Meysen 2015: 56). Dagegen ist der Schaden, der für Kinder 
durch konflikthaften Umgang entsteht, bereits bewiesen (Kostka 2014: 149). Dass 
90% der Trennungskinder mit der Mutter leben und ein Drittel von ihnen den Kon- 
takt zum Vater verliert (Serafin 2015: 55) ist ein Problem. Die Lösung kann aber 
nicht, wie von Serafin gefordert, sein, dass eine strikte Aufteilung von Kindern 
in einer parallelen Elternschaft, mit „fest definiertem Jahresbetreuungskalender“ 
vorstrukturiert wird (Serafin 2015: 59), mit dem Ziel, die Kontaktfläche zwischen 
den Eltern zu minimieren. In ihrer Auswertung der Literatur zum Wechselmo- 
dell (wobei Kinder nach einer Trennung der Eltern ungefähr gleich viel Zeit mit 
jedem Elternteil verbringen) in Australien und Schweden, und in Bezug zu einer 
umfassenden Umfrage von Kindern in Großbritannien, kommt Kostka zudem zu 
dem Schluss, dass ein Wechselmodell nur gut funktionieren kann, wenn die Eltern 
kooperieren und kommunizieren können; wenn die Regelung flexibel ist, und vor 
allem, wenn die Wünsche der Mädchen und Jungen berücksichtigt werden (Kostka 
2014: 148). Kinder sind keine Gegenstände, die ohne ihre Zustimmung und Be- 
teiligung im Verhältnis 50:50 geteilt werden können; und eine emotional schlechte 
Vater-Kind-Beziehung kann nicht durch erzwungenen Umgang verbessert werden 
(Kostka 2014: 151). 

Darüber hinaus verhindert nach einer Trennung nicht nur die traditionelle Rol- 
lenverteilung eine gleichberechtigte Ausübung von Elternschaft, oft sind es die 
Väter selbst, die den Kontakt zu ihren Kindern abbrechen. Ob das Jugendamt sich 
überhaupt für das Recht eines Kindes Kontakt zum unwilligen und uninteressier- 
ten Vater zu haben einsetzen würde, ist zweifelhaft. 

Schlund betont, wie wichtig eine kindeswohlzentrierte Einzelfallbetrachtung 
bei Entscheidungen bezüglich des Umgangs ist. In einer detaillierten Analyse von 
begleitetem Umgang bei „schwierigen Fallkonstellationen“ betont sie, wie wich- 
tig eine kindeswohlzentrierte Einzelfallbetrachtung bei Entscheidungen bzgl. des 
Umgangs ist. In Hochkonfliktfamilien sind Einstellungsänderungen im Kontext 
des Beziehungsgefüges zwischen den Partnern und der Elternteile zu den Kindern 
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nur langsam, durch erlebte Veränderungen in der Praxis der moderierten Begeg- 
nungen erreichbar (Schlund 2015: 106). Es hat sich gezeigt, dass die Kritik vieler 
Mütter an der elterlichen Kompetenz des ehemaligen Partners nicht ohne Grund 
besteht. Viele Väter brauchen tatsächlich Unterstützung bei einer kindgemäßen 
Kontaktgestaltung. Wesentlich ist auch, dass viele Mütter nach erfahrener Gewalt 
Zeit brauchen, um wieder Vertrauen in einen angemessenen Vaterkontakt aufzu- 
bauen bzw. wieder aufbauen zu können (Schlund 2015: 107). 

Es sind, auch wenn man von einem Recht der Kinder auf Kontakt zu dem nicht 
im Haus lebenden Elternteil ausgeht, diverse Situationen denkbar, in denen es für 
die Kinder besser ist, zunächst, auf jeden Fall für eine gewisse Zeit nach der Tren- 
nung, den Kontakt per Brief, E-Mail, Telefon und/oder Skype fortzuführen. Wie 
Schlund betont: Kontakt erhalten muss nicht gleich Umgang sein (Schlund 2015: 
59). Mit einer physischen Begegnung könnte so lange gewartet werden, bis die 
Kinder und der sorgeberechtigte Elternteil das Gefühl haben, dass sich dies ent- 
sprechend organisieren und gestalten lässt. 

Eine Regelung des Umgangs in der Weise, dass auf die Rechte der Eltern be- 
harrt und nicht im Interesse des Kindeswohls oder gemäß des Wunsches der Kin- 
der entschieden wird, verfehlt die Aspekte von Fürsorge und den positiven Kontext 
von Elternschaft. 

Ein Vorgehen, das konkret nicht nur auf ein Ende der Erfahrung von körper- 
licher Gewalt abzielt, sondern auf die Stabilisierung des Kindes im Rahmen einer 
konstruktiven und positiven Eltern-Kind-Beziehung, könnte eine Vision für Eltern 
in Konfliktlagen aufzeigen, in denen ihre Kinder von Bedeutung sind und sich 
nicht nur als Zeuginnen und Zeugen oder Opfer erleben müssen. Wie Westmar- 
land und Kelly beschrieben, muss es für Familien, die häusliche Gewalt erfahren 
haben, um mehr als ein Leben ohne Gewalt gehen; vielmehr um das Erlangen 
oder Wiedererlangen der „Fähigkeit, das Leben in vollen Zügen auszukosten, eine 
respektvolle Beziehung zu unterhalten und gemeinsam positiv und Geborgenheit 
vermittelnde Eltern zu sein.“ (Westmarland u. Kelly 2013: 1108). 
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Sachwalterproblematik und Partizipation 
in der Heimerziehung vor dem Hintergrund 
der Debatte über Kinderrechte 

und Kinderpolitik 


Markus Emanuel 


1 Einführung 


Die Diskussion über Partizipation in der Kinder- und Jugendhilfe kann aus min- 
destens' drei Blickwinkeln analysiert werden: aus einer sozialpolitischen, einer 
rechtlichen und einer sozialpädagogischen Perspektive. Die sozialpolitische Sicht 
nimmt das Verhältnis demokratisch legitimierter, erwachsener Entscheider*innen 
zu den nachfolgenden — auch noch nicht geborenen — Generationen in den Blick 
und wird im ersten Kapitel dargestellt. Die rechtliche Perspektive fokussiert auf 
die gesetzlich normierten Verhältnisse zwischen voll geschäftsfähigen bzw. mün- 
digen erwachsenen Personen und den noch-nicht-geschäftsfähigen? Personen und 
ist Gegenstand des zweiten Kapitels. Aus (sozial)pädagogischer Sicht wird nach 
dem Erziehungsverhältnis zwischen Kindern? und Erwachsenen gefragt. Die- 
ser Aspekt schließt an die Grundfragen einer Theorie der Erziehung an, wie sie 
Schleiermacher gestellt hat: „Was will denn eigentlich die ältere Generation von 
der jüngeren? Wie wird die Tätigkeit dem Zweck, wie das Resultat der Tätigkeit 





1 Weitere Perspektiven wären z.B. demokratietheoretische, dienstleistungstheoretische 
und funktionale Diskurse (s.u.). 

2 Zu unterscheiden wären noch die nicht-mehr-geschäftsfähigen Personen, deren Ge- 
schäftsfähigkeit vorübergehend oder dauerhaft durch eine gerichtliche Entscheidung 
eingeschränkt wurde. Die Begriffsdifferenzierung geht auf Brumlik zurück (vgl. 
Brumlick 2004: 98ff.). 

3 Kinder sind hier im BGB-Sinne alle Personen von 0-18 Jahren. Dies entspricht der 
Altersdefinition der UN-Kinderrechtskonvention, Artikel 1. 
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entsprechen?“ (Schleiermacher 1957: 9). Hier zeigt sich das spannungsvolle Ver- 
hältnis von Partizipation und Erziehung: Partizipation ist sowohl Mittel, als auch 
Ziel von Erziehung. Diese Perspektive wird in Auseinandersetzung mit der sozial- 
politischen und rechtlichen Perspektive in Kapitel drei und vier behandelt. 

Alle drei Perspektiven verbindet die Suche nach einer Lösung eines Dilemma- 
problems: Wie kann eine angemessene Sachwaltung* der Interessen der Kinder 
gelingen? Es zeigt sich bereits in der Formulierung dieser Frage eine bestimmte 
normative Ausrichtung im Umgang mit Kinderrechten. In der Fokussierung der 
Sachwalterproblematik gerät die Expressivität und Eigenständigkeit der Kinder 
in den Hintergrund und wird überlagert von der Frage, was die erwachsene, ge- 
schäftsfähige, verantwortliche Person für die Kinder tun soll. Diese Perspektive 
lässt sich sowohl in der Entwicklung des Rechts, als auch der Sozialpolitik in 
Deutschland nachzeichnen. Dabei ist zu beachten, dass diese beiden Diskussions- 
stränge stark miteinander verwoben sind und sich wechselseitig beeinflussen. Eine 
Trennung ist demnach nur analytisch möglich. 


2 Kindheit aus sozialpolitischer Perspektive: 
Politik für Kinder oder für Familien? 


Kinder haben Rechte. Diese heute nicht mehr in Frage stehende Aussage war lan- 
ge Zeit keineswegs selbstverständlich. Bis zum 19. Jahrhundert richtete sich die 
Debatte über Kinderrechte an einem lohnerwerbstätigen Erwachsenenbild (vgl. 
Sünker 1994: 43) aus. So wurde aus sozialpolitischer Sicht Kindheit als defizitä- 
res Übergangsstadium begriffen, wodurch es einen sicheren und fürsorglichen Ort 
des Aufwachsens bedarf. Geprägt durch hauptsächlich konservative bis reaktionäre 
politische Strömungen wurde als solcher Ort ausschließlich die Familie anerkannt. 

Erst mit einer Wende in der Wahrnehmung von Kindheit im 19. Jahrhundert, 
maßgeblich beeinflusst durch die Werke von Comenius, Rousseau und Pestaloz- 
zi rückten Mädchen und Jungen als eigenständige Subjekte mit eigenen Rechten 
in den Fokus sozialpolitischer Auseinandersetzung. Dennoch hat sich das Modell 
der Familie als primärer und idealer Ort des Aufwachsens für Kinder in diesen 





4 _ Sachwalterschaft meint hier — im nicht streng juristischen Sinne — die Vertretung der 
Interessen des Kindes in Vereinbarungsverhandlungen und bei der Überwachung der 
Durchführung dieser Vereinbarungen. Zum Beispiel verhandeln Eltern mit einer Kin- 
dertagesstätte einen Erziehungs- und Betreuungsvertrag über das betroffene Kind in 
dessen Vertretung, denn die Erziehung und Betreuung „erhält“ das Kind, nicht die 
Eltern. 
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Auseinandersetzungen durchgesetzt. Dies zeigte sich bis in die 80er Jahre z.B. an 
familienpolitischen Forderungen. Tippelt formulierte in Rekurs auf Artikel 6 GG: 


„Die Familienpolitik ist gefordert, wenn sich Bindung, Wärme, Geborgenheit, Zu- 
wendung, d.h. letztlich Liebe in der Familie als gewünschter Ausgleich zu den funk- 
tional zweckdienlichen Beziehungen ‚draußen‘ erhalten soll“ (Tippelt 1988: 636). 


Hier wird normativ die außerfamiliale Welt als funktional und zweckdienlich und 
damit implizit als nicht förderlich für die Kindesentwicklung konstruiert. Kinder- 
politik wird als Bestandteil einer Familienpolitik beschrieben. Die sozialpoliti- 
schen Entscheidungen zur Gestaltung von Institutionen und Leistungen (wie z.B. 
auch die Heimerziehung) sind geprägt von den herrschenden Familienbildern und 
wirken wiederum auf diese zurück. Demnach ist die Entwicklung von Kinderrech- 
ten immer auch im Zusammenhang des Wechselspiels von Familienbildern und 
sozialpolitischen Entwicklungen (vgl. Emanuel 2015: 148ff.) zu sehen. 

Die Debatte um die Kinderrechte und der Ansatz der sich entwickelnden Kind- 
heitswissenschaften eröffnen neue Perspektiven (vgl. Olk u. Roth 2007: 56ff.). 
Kindheit ist ein gesellschaftliches Konstrukt, ein wandelbares Sozialmuster und 
damit nur in seiner Historizität zu begreifen. Kindheit ist nicht zwingend an eine 
Familienkindheit gebunden, die zudem noch die konservativen Erwartungen er- 
füllen soll. Kindheit wird kulturell immer wieder neu hervorgebracht und als 
kulturspezifisch-soziale Zuschreibung verstanden. Die Sozialpolitik ist mit der 
Institutionalisierung von Kindheit verbunden und stellt dementsprechend Muster 
des Aufwachsens durch ihre Gesetzgebung her. Grundlegend für die Konstruktion 
eines Musters von Kindheit ist immer eine Differenz von Erwachsenen und Kin- 
dern bzw. Alten und Jungen. Der Begriff der Kindheit ist somit Ausdruck der ge- 
nerationalen Ordnung der Gesellschaft. Kindheit ist nur relational denkbar: ohne 
Erwachsenheit keine Kindheit. Oder anders ausgedrückt: Die generationale Ord- 
nung ist als eine Einheit zu verstehen, als andauernder Zusammenhang, deren Pole 
Kindheit und Erwachsenheit sind (vgl. Mierendorff 2010: 16ff.). Honig erklärt: 


Der Ausdruck »generationale Ordnung« bezieht sich über die Chronologisierung des 
Lebenslaufs oder die Altersabhängigkeit von Teilhaberechten hinaus auf die Kind- 
heit als ein Muster sozialer Ungleichheit, das durch die Zuschreibung von Alters- 
zugehörigkeit strukturiert wird (Honig 1999: 196). 


Kindheit ist ein zentrales sozialstrukturelles Element in der Gesellschaft. Kindheit 
als Teil der Sozialstruktur zu verstehen, bedeutet die Kindheitsspezifischen Phäno- 
mene unabhängig von Klasse, Geschlecht und Ethnie in den Blick zu nehmen, also 
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die Phänomene, die für jedes Kind allein aufgrund seines Alters relevant sind. De- 
ren spezifische Ausgestaltung ist eine andere Ebene (zur Diskussion über Kindheit 
bzw. Kindheiten; vgl. Mierendorff 2010: 20ff). Wandel wird durch einen ständigen 
Prozess der Abgrenzung und der Aufeinander-Bezugnahme von Erwachsenen auf 
Kinder und umgekehrt hervorgebracht (Ibidem: 16ff.). 

Im Hinblick auf Kinderrechte kann im Kontext der Politik zwischen einer Politik 
‚für Kinder und einer Politik mit bzw. von Kindern unterschieden werden (vgl. Honig 
1998: 12ff.). Im Rahmen einer Politik mit bzw. von Kindern gewinnt die Frage der 
Partizipation besondere Bedeutung, denn nur eine solche Politik nimmt den Subjekt- 
status der Jungen und Mädchen ernst und verweist nicht wieder durch eine Politik 
‚für Kinder auf eine Sachwalterschaft ihrer Interessen. Wiesner konkretisiert diesen 
Partizipationsgedanken wie folgt: „Politik mit Kindern meint die Teilnahme von 
Kindern an der Gestaltung unseres Gemeinwesens“, (vgl. Wiesner 1998: 176). Aus 
Sicht der Bundesregierung 1997 heißt Politik mit Kindern: „Kindern die Chance zu 
geben, für ihre eigenen Belange einzutreten“ (Bundestag Drucksache. 13/7466). Als 
die relevanten Orte hierfür werden der kommunalpolitische Raum und bestimmte 
Institutionen (Kindergarten, Hort, Schule, Jugendverband und Freizeiteinrichtung) 
benannt (Ibidem). Hierzu gehören demnach auch die Heimeinrichtungen. Wichtig 
ist jedoch die Beteiligung nicht nur auf Institutionen und den kommunalpolitischen 
Raum zu begrenzen, sondern die gesamte Alltagsgestaltung als Feld für Partizipa- 
tion von Kindern freizugeben. Die derzeitige Sozialpolitik ist dementsprechend eine 
Politik für Kinder, oder genauer: eine Politik für Familien. 

Denn trotz zunehmender Tendenzen eine Kinderpolitik als Politik mit bzw. von 
Kindern zu stärken, herrscht in Deutschland nach wie vor ein familienpolitischer 
Adultismus vor. Das bedeutet, dass Kinderpolitik meist als Bestandteil von Fa- 
milienpolitik begriffen wird, so wie Kinder meist als Bestandteile der Familien 
wahrgenommen werden (siehe oben). Diese richtet sich in der Regel an den Inte- 
ressen und Bedürfnissen der erwachsenen Familienmitglieder (bzw. erwachsener 
Fachkräfte, die mit Erziehung betraut sind) aus. Eine eigenständige Kinderpolitik 
als ein von der Familienpolitik getrennter Bereich der Sozialpolitik ist in Deutsch- 
land nicht absehbar. Dies hängt zum einen mit dem vorherrschenden Familien- 
bild und zum anderen mit Pfadabhängigkeiten in sozialpolitischen - insbesondere 
familienpolitischen — Normen und Institutionen zusammen. Der Begriff „Pfad- 
abhängigkeit“ bezeichnet hier die Prägekraft, die frühere Entscheidungen zu For- 
men und Arten sozialpolitischer Interventionen für spätere Entwicklungen haben. 
Diese Pfadabhängigkeiten ermöglichen einerseits eine Konsistenz im Konzept der 
Sozialpolitik, sie begünstigen aber andererseits auch Beharrungstendenzen im 
vorherrschenden Konzept. Letzteres kann Innovationen und Konzeptwandel ver- 
hindern. 
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Im 14. Jugendbericht‘ heißt es demnach konsequent als Beschreibung dieser 
Position bzw. Situation von Kindern und Jugendlichen in Deutschland: 


Die Bundesregierung hat 2011 begonnen, in einem breit angelegten partizipativen 
Prozess Konturen für die Neuausrichtung der Politik für junge Menschen zu entwi- 
ckeln. (...) Sie setzt auf die Mitgestaltung durch junge Menschen als den Leistungs- 
trägern von morgen und versteht sich als gesellschaftliche Zukunftspolitik (BMFSJ 
2013: 10; HdV). 


Eine Mitbestimmung, die lediglich auf zukünftige Themen einer Gesellschaft 
zielt, impliziert das Bild des Kindes von einem noch nicht erwachsenen Men- 
schen. Somit sollen Kinder nur dann mitbestimmen, wenn es um Sachverhalte 
geht, welche die heute Erwachsenen für beteiligungswert erachten. So wird z.B. 
bei städtebaulichen Projekten die Meinung von Kindern zwar eingeholt, allerdings 
sind die Beteiligungsformen und -fragen bereits auf Aspekte fokussiert, die aus Er- 
wachsenensicht als relevant erscheinen (Spielplätze, Straßenübergänge etc.). Eine 
offene Auseinandersetzung mit der Wahrnehmung der Kinder, was sie als rele- 
vante Aspekte bei dieser Planung erachten, findet nicht statt. Dies würde das Ver- 
ständnis von Planung und Partizipation als gemeinsamen Lernprozess von gleich- 
berechtigten Partnern voraussetzen (siehe unten). Kinder werden jedoch als noch 
nicht fertige Erwachsene betrachtet, die defizitär und schutzbedürftig sind. Aus 
dieser Sichtweise wird gefolgert, dass Kinder in hohem Maße auf Sachwaltung 
ihrer Interessen durch Erwachsene angewiesen seien. Dies ist jedoch nicht per se 
der Fall. Vielmehr werden aufgrund des derzeitigen Verständnisses und Konzeptes 
der Sozialpolitik den Mädchen und Jungen die Möglichkeiten und Räume zur Mit- 
bestimmung und eigenem aktiven Handeln vorenthalten. 

Um dem Anspruch gerecht zu werden, eine eigenständige Kinderpolitik zu 
entwickeln, müsste es sich dabei um eine Querschnittspolitik handeln, die in die 
Ressorts der Infrastrukturpolitik, Finanzpolitik, Familienpolitik, Sozialpolitik und 





5 884SGB VII Jugendbericht: 


(1) Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat in jeder 
Legislaturperiode einen Bericht über die Lage junger Menschen und die Bestrebungen 
und Leistungen der Jugendhilfe vor. Neben der Bestandsaufnahme und Analyse sollen 
die Berichte Vorschläge zur Weiterentwicklung der Jugendhilfe enthalten; jeder dritte 
Bericht soll einen Überblick über die Gesamtsituation der Jugendhilfe vermitteln. 


(2) Die Bundesregierung beauftragt mit der Ausarbeitung der Berichte jeweils eine 
Kommission, der mindestens sieben Sachverständige (Jugendberichtskommission) 
angehören. Die Bundesregierung fügt eine Stellungnahme mit den von ihr für 
notwendig gehaltenen Folgerungen bei. 
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Bildungspolitik hineinwirkt. Weiter müsste eine Kinderpolitik faktische Mitbe- 
stimmungsmöglichkeiten für Kinder schaffen und dies nicht nur bei Themen, die 
als sog. Zukunftsthemen bezeichnet werden, sondern auch zu Themen die sie im 
Hier und Jetzt ihres Kindseins betreffen (vgl. Swiderek 2008: 151). Es geht also 
darum, dass Jungen und Mädchen in ihrem konkreten Alltag mitbestimmen. Der 
Gegenwartsbezug des Partizipationsanspruchs und damit einer Kinderpolitik, die 
diesen Namen verdient, ist von zentraler Bedeutung, um dem Subjektstatus des 
Kindes gerecht zu werden. Kinder werden hier als Akteur*innen mit eigenen Inter- 
essen und Bedürfnissen begriffen. Dies negiert nicht die unaufhebbare Ambivalenz 
von Schutz und Abhängigkeit einerseits sowie Emanzipation und Partizipation an- 
dererseits. Dennoch erhalten Emanzipation und Partizipation ein größeres Gewicht. 





3 Kindheit aus juristischer Perspektive 


Rechtliche Normen, also die Paragrafen und Artikel der Gesetzestexte, können als 
geronnene Kompromisse widerstreitender Interessen und Positionen verschiede- 
ner Gruppen verstanden werden. Diese werden in formalisierten Gesetzgebungs- 
verfahren zwischen den politischen Akteuren (Parteien, Fraktionen) meist unter 
Beteiligung von Fachverbänden, Wissenschaftler*innen und betroffenen Lobby- 
gruppierungen ausgehandelt. Sozialpolitische Diskurse und sozialrechtliche Nor- 
mierungen sind demnach eng miteinander verwoben. 

Die frühere sozialpolitische Konstruktion von Kindern als schutzbedürfti- 
ge, noch unfertige Personen korrespondiert mit dem Rechtsverständnis und der 
Rechtsposition von Kindern bis weit in das 19. Jahrhundert. Ab 1850 zeichnete 
sich in den Debatten zur Neuordnung des Strafrechts (Reichsstrafgesetzbuch) im 
Jahr 1870, der Einführung des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) im Jahr 1900 
und des Reichsjugendwohlfahrtsgesetztes (RJWG) im Jahr 19249 eine veränderte 
Haltung zum Kind ab. Kinder wurden nicht mehr als Objekte elterlicher Gewalt 
gesehen, sondern als Subjekte mit eigenen, von den Erwachsenen verschiedenen 
Bedürfnissen und daraus abgeleiteten Rechten verstanden. Dennoch darf nicht 
übersehen werden, dass die Anfänge dieser Entwicklungen von ordnungspoliti- 
schen Zweckerwägungen des Staates (vgl. Flug 1929: 181) motiviert waren und 
nicht von explizit sozialpädagogischen oder gar kinderpolitischen Motiven auszu- 





6 Zur Auseinandersetzung mit Motiven und Zielen dieser drei Diskussionsstränge im 
Hinblick auf die Entwicklung des heutigen Kinder- und Jugendhilferechts (SGB VII) 
(vgl. Emanuel 2015: 151ff.). 
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gehen ist. Die Diskussionen dieser Zeit wurden von Felisch 1909 in fünf Forderun- 
gen pointiert (vgl. Felisch 1917: Sf£.): 


1. ’Erster Leitsatz: Das Kind ist ein anderes Wesen als der Erwachsene; deshalb 
bedarf die Jugend eines anderen Rechtes.‘ 

2. "Zweiter Leitsatz: Das Jugendproblem ist die Frage der Bildung des Naturmen- 
schen in einen Kulturträger.‘ 

3. ’Dritter Leitsatz: Das Kind hat ein öffentlich-rechtlichen Anspruch auf Erzie- 
hung. 

4. "Vierter Leitsatz: Die Jugendfrage hat einen universellen Charakter, dieser 
kann, solange das Gesetzgebungswerk zersplittert bleibt, nicht gebührend ge- 
würdigt werden. 

5. "Fünfter Leitsatz: Ziel der gesetzgeberischen Arbeit muss eine auf den Grund- 
satze der Freiheit beruhte Erziehung zur selbstverantwortlichen Persönlichkeit 
sein. 


3.1 Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) und die rechtliche 
Umklammerung der Kindheit 


Das Bürgerliche Gesetzbuch setzte mit seiner Verabschiedung im Jahr 1900 das 
„Staatsfreie Patriarchalprinzip“ (Rehm 1925: 95) fort. Die Familienerziehung 
unter der Gewalt des Vaters wurde als Leitmotiv für das gesunde Aufwachsen von 
Kindern normiert. Seit 1959 üben Mutter und Vater das Elternrecht gemeinsam 
aus. Im Jahr 1969 stellt das Bundesverfassungsgericht in einem Urteil klar, dass 
Kinder Grundrechtsträger sind und Anspruch auf den Schutz des Staates haben 
(BVerfGE 24: 119 (144)). 

Bis hierher war keine Beteiligung oder Beachtung der Wünsche der Kinder 
an der elterlichen Erziehung und Pflege vorgesehen, auch wenn das Elternrecht 
schon immer fremdnützig zum Wohl des Kindes angelegt war. Das Grundgesetz 
spricht demnach auch von Elternrecht und Elternpflicht. Das heißt, das Elternrecht 
ist nicht Selbstzweck, sondern auf die Begleitung der Kinder hin zu Selbstbestim- 
mung und Selbstverantwortung ausgerichtet. Es steht den Eltern nur um des Wohls 
und der Persönlichkeitsentwicklung des Kindes zu. Man sagt auch das Eltern- 
recht hat treuhänderischen Charakter. Mit dem Sorgerechtsgesetz 1979 wurde der 
Begriff „Elterliche Gewalt“ durch „Elterliche Sorge“ ersetzt, die Beteiligung der 
Kinder an der familialen Erziehung ($ 1626 Abs. 2 BGB), der Entscheidung in 
der Ausbildungs- und Berufswahl sowie in Trennungs- und Scheidungsverfahren 
normiert. Weiter wurde die Ausübung der elterlichen Sorge ausdrücklich an das 
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Kindeswohl gebunden (vgl. Richter 2009: 93£.). Weitere Reformen des BGB, wie 
die Einführung der gewaltfreien Erziehung, die Kindschaftsrechtsreform u.a. zei- 
gen, dass sich durchaus eine zumindest ansatzweise Stärkung und Anerkennung 
der Interessen und Rechte von Kindern erkennen lassen (vgl. Falterbaum 1999). 
Insgesamt lassen sich die vielfältigen Reformen im Familienrecht als Stärkung der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau und der Rechte und Interessen der Kinder 
re-interpretieren (vgl. Schwarz 2011: 67). Jedoch führen all diese Anpassungen 
nicht aus der rechtlichen Umklammerung des Kindes durch die Definitions- und 
Entscheidungsmacht der Erwachsenen - hier Eltern — heraus. 

Nach der Wiedervereinigung entstand im Zuge der gemeinsamen Verfassungs- 
kommission eine Debatte zur Aufnahme von Kinderrechten in die Verfassung, die 
bis heute anhält. Bis dato erscheint das Kind in der Verfassung nicht mit eigenen 
Rechten, sondern ist als Mensch allgemein Grundrechtsträger. Kinder sind nach 
dem Wortlaut der Verfassung nur als Objekte der Erziehung und Pflege der Eltern, 
als Teil der Familie, erwähnt (Art. 6 GG, siehe unten). Die Befürworter*innen eige- 
ner Kinderrechte in der Verfassung (vgl. Benassi 2012; BMFSJ 2013: 378ff.) argu- 
mentieren mit der Notwendigkeit, die „verfassungsrechtliche Stellung des Kindes 
gegenüber dem Staat im Sinne einer gesteigerten staatlichen Mitverantwortung“ 
(vgl. Peschel-Gutzeit 1994: 493) zu verbessern. Weiter müsse man nicht immer auf 
„Kindesrechtliche“ Interpretationen des Verfassungstextes zurückgreifen (vgl. Luthe 
2014: 95). Salgo zeigt in dieser Diskussion auf, dass die bestehende Verfassung dem 
BVerfGE ausreichend Möglichkeit gibt, die Achtung der Menschenwürde und der 
Persönlichkeitsrechte auch für das Kind effektiv zu sichern und gleichzeitig offen 
genug ist zeitgemäße Entscheidungen zu ermöglichen (vgl. Salgo 1993: XV; Luthe 
2014: 95). Auch die Stärkung der Eigenverantwortlichkeit und Eigenständigkeit des 
Kindes gegenüber dem elterlichen Erziehungsrecht und der Erziehungspflicht war 
ein Ansinnen. Dagegen wird vorgebracht, die bestehenden verfassungsrechtlichen 
Regelungen seien ausreichend, da Kinder unumstritten Grundrechtsträger seien 
(s.0.), und das elterliche Erziehungsrecht ausschließlich ein „dienendes Recht“ sei 
(vgl. Peschel-Gutzeit 1994: 493). Es wird befürchtet, dass eigene Kinderrechte die 
„gewohnte Balance zwischen den Rechten des Kindes, der Eltern und des Staates“ 
(vgl. Luthe 2014: 95) verschieben würden. Dabei wird übersehen, dass möglicher- 
weise diese „gewohnte Balance“ auf Kosten der Kinderrechte erst entstehen konnte. 

In der bereits 25 Jahre anhaltenden Debatte zur Aufnahme von Kinderrech- 
ten in die Verfassung konnten sich die Befürworter*innen nicht durchsetzen (vgl. 
Swiderek 2008: 143ff.) und es ist nicht abzusehen, ob dies irgendwann gelingt. Im 
letzten Staatenbericht zur Umsetzung der UN-KRK im Jahr 2010 bekräftigte die 
Bundesregierung ihre Haltung, dass eine Verfassungsänderung nicht nötig sei (vgl. 
BMFSFJ 2010: 19). 
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Ein juristisch zentraler Streitpunkt ist, ob Kindern eine eigenständige Beteili- 
gungsfähigkeit und daraus ein eigenes Beteiligungsrecht zusteht. Die Frage zur 
sog. Grundrechtsmündigkeit ist umstritten, da einige Autor*innen als alleinige 
Rechtsgrundlage für die Beteiligung von Kindern das Elternrecht nach Art. 6 GG 
und $$ 1626, 1631 BGB anerkennen. Hier soll die „Partizipation Minderjähriger 
(...) unter der Verantwortung der Sorgeberechtigten stattfinden“ (Moritz 2002: 
49). Andere gehen wiederum von einer grundsätzlichen Beteiligungsfähigkeit und 
von Beteiligungsrechten der Kinder aus, die aber in bestimmten Fällen an die Zu- 
stimmung der Eltern gebunden sind (vgl. Richter 2007: 88f.). Es geht also darum, 
ob Mädchen und Jungen ihre Beteiligungsrechte z.B. in der Schule, dem Kinder- 
heim oder bei der Stadtplanung eigenständig einfordern können, oder ob sie das 
nur mit Zustimmung der Eltern tun können, oder ob dies ausschließlich die Eltern 
in Vertretung tun können. 

Fraglich ist, inwieweit Kinder ihre Grundrechte selbst geltend machen können, 
d.h. inwieweit sie grundrechtsmündig sind. Sollte die Geltendmachung nur durch 
Sachwaltung (z.B. der Eltern) möglich sein, bliebe die Grundrechtsmündigkeit 
fremdbestimmt, was einen Widerspruch in sich darstellt (vgl. Luthe 2014: 95). 

Nach Art. 6 GG sind die Pflege und Erziehung der Kinder das natürliche Recht 
der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über dieses Recht und 
diese Pflicht wacht die staatliche Gemeinschaft (Wächteramt). Weiter heißt es im 
BGB: 


Bei der Pflege und Erziehung berücksichtigen die Eltern die wachsende Fähigkeit 
und das wachsende Bedürfnis des Kindes zu selbständigem, verantwortungsbe- 
wusstem Handeln. Sie besprechen mit dem Kind, soweit es nach dessen Entwick- 
lungsstand angezeigt ist, Fragen der elterlichen Sorge und streben Einvernehmen an 
($ 1626 Abs. 2 BGB). 


Mit der Einschränkung „nach dessen Entwicklungsstand“ erhalten die Erwachse- 
nen eine Definitionsmacht, welche den Status des Kindes schwächt. Weiter haben 
die Eltern die elterliche Sorge in eigener Verantwortung zum Wohl des Kindes 
auszuüben ($ 1627 BGB). Somit haben allein die Eltern die rechtliche Vertretung 
des Kindes inne, gleichwohl ist das Elternrecht ein fremdnütziges Recht, soll also 
immer so ausgeübt werden, dass es dem Wohl des Kindes dient. Die wachsende 
Selbstständigkeit des Kindes erkennt der Gesetzgeber an, indem er unterschied- 
liche - im Grunde willkürliche — Rechtspositionen von Kindern eingeführt hat. 
So können z.B. über 15jährige Sozialleistungen beantragen oder 14jährige über 
ihre Religionszugehörigkeit entscheiden. Solche disponiblen Altersgrenzen gibt es 
reichlich (vgl. Schwarz 2011: 63f.). Erst mit der Volljährigkeit als formaler Ab- 
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schluss der Kindheit endet das rechtliche Generationenverhältnis zwischen Eltern 
und Kindern im Sinne der Sachwalterschaft. 


3.2 Die UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) und der 
Erwachsenenvorbehalt in der deutschen Debatte 


Die UN-KRK wurde 1989 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
verabschiedet und erlangt über die Ratifizierung im Jahr 1992 — seit der Rück- 
nahme des Vorbehalts im Jahr 2010 unbeschränkt — durch die Bundesrepublik 
Deutschland bindende Wirkung. Die beigetretenen Nationen haben ihr nationales 
Recht der UN-Kinderrechtkonvention anzupassen. Die UN-KRK war ein „bedeut- 
samer Impuls“ für die Kindschaftsrechtsreform (vgl. Wiesner 1998: 173). Jedoch 
zeigt sich hier im Begriff „Impuls“ bereits eine Abwertung, da es sich genau ge- 
nommen um völkerrechtliche Verpflichtungen handelt (vgl. Brötel 1998: 450). 

Die zentrale Beteiligungsnorm ist Artikel 12 UN-KRK, der festlegt, dass die 
Meinung der Kinder bei allen sie betreffenden Angelegenheiten angemessen be- 
rücksichtigt werden muss und sie in Gerichts- oder Verwaltungsverfahren ein 
Anhörungsrecht haben. Weitere Vorschriften der UN-KRK ergänzen dies um die 
eigene Meinungsbildung, freie Meinungsäußerung (Artikel 13), freie Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit (Artikel 14), Versammlungsfreiheit (Artikel 15) 
und ein Recht auf Zugang zu Informationen. Diese Rechte sind einerseits um- 
fassend und weitreichend, andererseits beinhalten sie auch Einschränkungen. So 
werden Kinder nur an den sie betreffenden Angelegenheiten beteiligt und dies 
nur dann, wenn sie sich eine eigene Meinung bilden können. Diese wird dann 
angemessen sowie alters- und reifegemäß berücksichtigt (Artikel 12 UN-KRK). 
Hierin zeigt sich eine erwachsenenzentrierte Ausformulierung der Kinderrech- 
te, die nur in einem von Erwachsenen zu entscheidenden Rahmen Wirksamkeit 
entfalten können. Die unbestimmten Begriffe „altersgemäß“, „reifegemäß“, „be- 
treffende Angelegenheiten“ usw. werden normativ durch Erwachsene bestimmt. 
Qvortrup hält solche erwachsenenzentrierten Einschränkungen für systematisch 
im Umgang mit Kinderrechten (vgl. Qvortrup 2012: 17). Liebel interpretiert diese 
Einschränkungen als Kompromissformeln an all diejenigen Staaten, die einer ge- 
sellschaftlichen Aufwertung von Kindern und einer Abgabe an Gestaltungs- und 
Entscheidungsmacht an Kinder skeptisch bis ablehnend gegenüber stehen. Dem- 
nach bleiben die Kinderrechte unter „Erwachsenenvorbehalt“ und gelten damit 
nicht bedingungslos für alle Kinder (vgl. Liebel 2006: 131). 

Die UN-KRK beinhaltet weder objektive noch subjektive Rechtsansprüche, die 
Kinder einklagen könnten (a. A. ist Cremer: 2011), sondern lediglich Staatenver- 
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pflichtungen (vgl. Wabnitz 1996: 341; Wiesner 1998: 174). Der Verbindlichkeits- 
rang der UN-KRK wird als „mittelbare Anwendbarkeit“ bezeichnet. Er bezieht 
sich auf die Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe und Generalklauseln des 
innerstaatlichen Rechts, bei der auf die völkerrechtlichen Bestimmungen Bezug 
genommen wird (vgl. Brötel 1998: 450). Dennoch werden mit der UN-Kinder- 
rechtskonvention Kinderrechte konkretisiert und völkerrechtlich verbindlich fest- 
gelegt (vgl. Marquard 1994: 41). Dies steht einerseits für eine formale Stärkung der 
Rechtsposition der Kinder durch den völkerrechtlichen Vertrag, andererseits ist es 
ein wirksamer Impuls für die sozialpolitische Debatte. 

Die Auseinandersetzung und Umsetzung mit der UN-KRK war jedoch von 
Beginn an von Seiten des zuständigen Bundesministeriums eher stiefmütterlich 
behandelt worden. Eine gesamtgesellschaftliche Diskussion kam nicht auf und die 
Fachverbände wurden kaum einbezogen. Der erste Bericht über die Umsetzung der 
UN-KRK der Bundesregierung an die UN wurde von Fachverbänden und Wissen- 
schaftler*innen als wenig aussagekräftig kritisiert: Die angeführten Maßnahmen 
blieben unerledigt und der Bericht kann als Konglomerat von Absichtserklärungen 
gelesen werden (vgl. Marquard 1994: A2ff.; Kiehl u. Salgo 1995: 196; Olk u. Roth 
2007: 33). Dahinter steht die Haltung der Bundesregierung, die Standards der UN- 
KRK seien in der BRD weitgehend umgesetzt (vgl. Wabnitz’ 1996: 340ff.). Die 
Bundesregierung versteht dementsprechend Kinderrechte im ersten Bericht als 
„staatlich konzessioniertes Elternrecht“ (vgl. Kiehl u. Salgo 1995: 198). So über- 
rascht nicht, dass auch nach der Kindschaftsrechtsreform 1997 (s. o.) das nationale 
Recht der BRD weiter hinter den völkerrechtlichen Anforderungen der UN-KRK 
zurück liegt (vgl. Brötel 1998: 450; a.A. Finger 1999: 457). Nach dem ersten Be- 
richtszeitraum wurde deutlich, dass gerade im Kern der Kinderrechte, nämlich der 
Beteiligung (der weitere Aspekte wie Transparenz der Verfahren, also Zugang zu 
Informationen, freie Meinungsäußerung etc. als zwingend vorausgehen) die BRD 
den größten Entwicklungsbedarf hat (vgl. Marquard 1994: 41). Die weitere Be- 
richterstattung der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-KRK in Deutschland 
erfolgte nicht vereinbarungsgemäß. Der zweite Staatenbericht erschien 2004 mit 
Verspätung. Die Frist für den dritten Bericht hat die Bundesregierung versäumt. 
Der dritte wurde mit dem vierten Staatenbericht zusammengelegt und erschien mit 
erheblicher Verspätung 2010. In diesem aktuellen Staatenbericht stellt die Bun- 
desregierung die Partizipation von Kindern ins Zentrum ihrer Bemühungen (vgl. 
BMFSFJ 2010: 35ff.). Jedoch erschöpfen sich die Ausführungen in der Aufzählung 
zusammenhangloser Praxisbeispiele und in pauschalen Absichtserklärungen zur 
Verbesserung der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen. Auch der Nationa- 





7 Zu diesem Zeitpunkt Ministerialdirektor des zuständigen Ministeriums. 
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le Aktionsplan (NAP) für ein kindgerechtes Deutschland (2005-2010) erklärt die 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen zu einem seiner Schwerpunktthemen. 
Zwar konnten im Rahmen des NAP viele Aktivitäten, wie z.B. lokale, regiona- 
le, überregionale Beteiligungsinitiativen, Erarbeitung von Qualitätsstandards für 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen angestoßen werden, dennoch blieben 
wichtige Forderungen der Fachverbände vor allem auf der Ebene von Gesetzes- 
änderungen unerfüllt (z.B. die Aufnahme der Kinderrechte in die Verfassung). 
Letztlich ist ein konsistentes Konzept zur Umsetzung der UN-KRK im Hinblick 
auf die Partizipationsrechte von Kindern und Jugendlichen in Deutschland nicht 
in Sicht. Positiv ist zu vermerken, dass im Zuge der aktuellen Reformdiskussion® 
zum SGB VIII einige Forderungen zur Stärkung der Kinderrechte mit Verweis 
auf die UN-KRK Eingang in den derzeit diskutierten Gesetzesentwurf gefunden 
haben (8. u.). 


3.3 Das Sozialgesetzbuch Achtes Buch - 
Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) - Das Verhältnis 
Kind-Eltern-Staat und seine Bedeutung für die 
„Heimerziehung” 


Der Artikel 12 UN-KRK zur Beteiligung von Kindern wird für die Heimerzie- 
hung als grundlegender Anspruch auf der einfachgesetzlichen Ebene im SGB 
VIII (Kinder- und Jugendhilfe) konkretisiert. Das Sozialgesetzbuch (SGB) um- 
fasst in Deutschland die grundlegenden Rechtsnormen zu den unterschiedlichen 
Sozialversicherungsleistungen (Kranken-, Pflege-, Unfallversicherung etc.) und 
der Arbeitsförderung, der Sozialhilfe, der Rehabilitation und der Kinder- und Ju- 
gendhilfe. Das SGB VIH, also der achte Teil des Sozialgesetzbuchs, stellt u.a. die 
Rechtgrundlage für alle Arbeitsfelder in der Kinder- und Jugendhilfe dar (Kinder- 
betreuung, Jugendarbeit, Hilfe zur Erziehung u.v.m) und ist somit zentral für alle 
Arbeitsbereiche mit Kindern und Jugendlichen. 

Das heute gültige Kinder- und Jugendhilferecht (SGB VII) ist Ergebnis eines 
langen Diskussions- und Entwicklungsprozesses, der weit vor der Verabschiedung 
des RIWG (s. 0.) begonnen hat und aktuell durch ein weiteres Reformvorhaben 
wieder Fahrt aufnimmt (s. u.). In der Rechtsentwicklung vom RJWG über das 





8 Alle folgenden Ausführungen zur anstehenden Reform des SGB VIII beziehen sich 
auf die 1. Entwurfsfassung eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendli- 
chen vom 07.06.2016 (vgl. www.bumf.de/de/themen/sgb-viii-novellierung. Abgerufen 
am 14. Oktober 2016). 
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JWG zum SGB VII zeigt sich in allen Reformstadien das Verhältnis zwischen 
Eltern-Kind-Staat als ein zentrales Thema der Auseinandersetzung. Dabei steht 
diese Frage sowohl in den sozialpolitischen als auch sozialpädagogischen Debat- 
ten im Zentrum (vgl. Emanuel 2015: 144ff.). Im Ergebnis hat sich mit dem SGB 
VIII die Stärkung des Elternrechts gegenüber subjektiven Kinderrechten durch- 
gesetzt. Die staatliche Verantwortung wurde in die Schranken der Kindeswohl- 
gefährdung verwiesen. Das bedeutet, dass der Staat nur dann zu Eingriffen in das 
Elternrecht befugt ist, wenn die Grenze der Kindeswohlgefährdung überschritten 
ist. Die Verfassung hat eine Grundsatzentscheidung getroffen, dass die Eltern das 
Recht und die Pflicht haben Kinder zu erziehen und zu pflegen. Darauf müssen 
sich die Kinder verlassen. Wenn Eltern das Wohl ihrer Kinder gefährden, ist der 
Staat durch das Wächteramt in Art. 6 GG aufgerufen einzugreifen und diese Kin- 
der zu schützen. Faktisch setzt der Staat dies mit seiner Behörde Jugendamt um. 
Allerdings ist das Jugendamt darauf angewiesen, dass Eltern, Schule, Kinderbe- 
treuungseinrichtungen, Nachbarn usw. und letztlich Jungen und Mädchen selbst 
Anzeichen einer möglichen Kindeswohlgefährdung melden. Durch die grundsätz- 
liche Einordnung der Kindererziehung in den familiären Privatraum entsteht das 
Problem, dass ein wirksamer Kinderschutz nur gelingt, wenn die missbräuchli- 
che Ausübung der elterlichen Sorge öffentlich wird. Im Zuge einiger, schwerer 
Fälle von Kindeswohlgefährdung in der Vergangenheit, teilweise mit Todesfolge, 
wurden im Rahmen des Kinderschutzes neue Regelungen eingeführt, wie z.B. die 
verbindliche Kontrolle der Vorsorgeuntersuchungen der Kinder bei Kinderärzt*in- 
nen. Je mehr der Staat mit mehr Überwachung und Kontrolle der Familien auf 
Kindeswohlgefährdungsfälle reagiert, desto stärker betont er die abhängige und 
schutzbedürftige Interpretation des Kindeseins und damit die Sachwalterposition 
der Erwachsenen. Ein wirksamer Schutz vor Kindeswohlgefährdungen liegt aber 
weniger in umfassenderen Überwachungssystemen des Staates. Aus einer kinder- 
rechtlichen Perspektive müsste es eher darum gehen Mädchen und Jungen zu stär- 
ken ihre Interessen und Bedürfnisse aber auch Bedrohungen und Verletzungen zu 
erkennen. Weiter müssten Räume und Möglichkeiten zur Verfügung stehen diese 
zu artikulieren. Es geht dabei nicht um eine naive Verschiebung von Verantwor- 
tung zu den Mädchen und Jungen oder um eine Verklärung der Schutzbedürftig- 
keit besonders von Säuglingen und Kleinkindern. Es geht ausschließlich um eine 
Stärkung des Akteurstatus von Mädchen und Jungen auch in der sensiblen Frage 
des Kinderschutzes. Denn die Verantwortung für den Schutz der Kinder liegt in 
einer „gefährdungssensiblen“ Öffentlichkeit bzw. Zivilgesellschaft, innerhalb de- 
rer die Fachkräfte in sozialpädagogischen Berufen eine besondere Verantwortung 
tragen. In der aktuellen Reformdiskussion zum SGB VIH scheint sich im Hin- 
blick auf diese Thematik eine Verbesserung der Rechtsposition der Mädchen und 
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Jungen abzuzeichnen. So ist im derzeitig diskutierten Entwurf unter dem Titel 
„Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen“ mit Bezugnahme zur UN- 
KRK angedacht, den Kindern und Jugendlichen (also allen Jungen und Mädchen 
unter 18 Jahren) Rechtsansprüche auf bestimmte Leistungen einzuräumen (8. u.). 

Dem Staat steht außer im Kontext der Schule kein eigenes konkurrierendes Er- 
ziehungsrecht zu. Demnach gibt es auch keine Ansprüche der Kinder gegenüber 
dem Staat auf eine gute Erziehung, sondern nur einen Anspruch auf Schutz vor 
Gefährdungen, z.B. im Elternhaus, in der Schule oder in Einrichtungen der Kin- 
der- und Jugendhilfe. Dem Staat ist jedoch durchaus bewusst, dass Eltern Unter- 
stützung bei der Pflege und Erziehung ihrer Kinder benötigen könnten. Daher hat 
er im SGB VII Ansprüche auf unterschiedliche Formen der Beratung und Hilfe 
verankert. Eine mögliche Form dieser Hilfe ist auch die Heimerziehung. Viele 
Eltern nehmen diese Unterstützung als „Hilfe zur Erziehung“ aus unterschied- 
lichen Gründen nicht wahr, sodass hier ein Spannungsfeld zu den Rechten des 
Kindes auf Förderung seiner Entwicklung entsteht. Kinder und Jugendliche kön- 
nen diese Hilfen — jugendhilferechtlich gesehen - nicht selbstständig einfordern. 
Aus kinderrechtlicher Sicht ist dies eine nicht zu rechtfertigende Einschränkung 
der Rechte der Kinder und Jugendlichen. Der Bundesgesetzgeber begründet diese 
Rechtskonstruktion folgendermaßen: 


Die Gefahr, daß Eltern nicht bereit sind, eine sinnvolle und notwendige Hilfe unter- 
halb des $ 1666 BGB anzunehmen, ist nach der Wertentscheidung des Grundgeset- 
zes in Artikel 6 Abs. 2 hinzunehmen (BT-Drs. 11/6002: 5). 


Das bedeutet, dass die erzieherischen Bedarfe oberhalb der Kindeswohlgefähr- 
dungsschwelle von Kindern, deren Eltern keine Hilfe annehmen wollen, unge- 
deckt bleiben. Diesen Kindern werden in solchen Fällen Möglichkeiten auf Ent- 
wicklung und Entfaltung verwehrt. 

Insofern ist es nur konsequent, dass das Kinder- und Jugendhilfegesetz als Fa- 
milienhilfegesetz oder Elternhilfegesetz bezeichnet wird (vgl. Kiehl u. Salgo 1995: 
199). Kinder können diese Hilfen zur Erziehung von sich aus nicht beantragen, un- 
abhängig davon, ob es sich um familienergänzende oder familienersetzende Hilfen 
handelt. Der Rechtsanspruch und damit der Antragsanspruch liegen ausschließlich 
bei den Personensorgeberechtigten, in der Regel sind dies die Eltern. Im Rahmen 
des derzeitigen Reformentwurfes wird angestrebt, den Rechtsanspruch auf Hilfe 
zur Erziehung den Kindern- und Jugendlichen selbst zuzuordnen. Da jedoch keine 
Änderungen in der Verfassung bzw. dem BGB zum Verhältnis Eltern —- Kind — 
Staat geplant sind, bleibt die tatsächliche Möglichkeit der Inanspruchnahme in der 
Entscheidungsgewalt der Eltern, da diese die rechtliche Vertretung der minder- 
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jährigen Mädchen und Jungen innehaben (s. u.). Es handelt sich demnach eher um 
ein programmatisches Signal, denn um eine faktische Verbesserung des Status der 
Mädchen und Jungen gegenüber ihren erwachsenen Eltern. 

Dennoch gibt es bereits heute im SGB VIII auch Rechtsansprüche für Kin- 
der bzw. Jugendliche wie z.B. Wunsch- und Wahlrechte, den Anspruch auf einen 
Kinderbetreuungsplatz und den Anspruch auf Eingliederungshilfe für seelisch 
behinderte Kinder und Jugendliche (vgl. Wabnitz 1996: 339). Richten sich die 
Rechtsansprüche an die Kinder oder Jugendlichen selbst, sind Jugendliche mit der 
Vollendung des 15. Lebensjahres für Sozialleistungen antragsberechtigt. Diese so 
genannte Handlungsfähigkeit der 16jährigen gilt z.B. für die Eingliederungshilfe 
für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche (8 35a SGB VIII). Jedoch kann die- 
se Handlungsfähigkeit jederzeit von den Personensorgeberechtigten eingeschränkt 
werden. Eine Gewährung von Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe durch das 
Jugendamt gegen den Willen der Eltern ist oberhalb der Kindeswohlgefährdungs- 
schwelle nicht möglich. Dies gilt auch, wenn die Kinder und Jugendlichen einen 
Rechtsanspruch auf die Leistung haben. So gibt es z.B. im $8 Abs. 3 SGB VIII 
einen Anspruch der Mädchen und Jungen auf Beratung durch die Akteure der 
Kinder- und Jugendhilfe „ohne Kenntnis des Personensorgeberechtigten, wenn 
die Beratung auf Grund einer Not- und Konfliktlage erforderlich ist“. Allerdings 
stellt sich die Frage, wie die Not- und Konfliktlage durch Fachkräfte eruierbar ist, 
ohne bereits in eine Beratungssituation einzutreten. In dieser Konstruktion der 
Sachwalterschaft der Eltern zeigt sich ein Bild von Kindheit, die als defizitäre 
und schutzbedürftige Entwicklungsphase angenommen wird. Ein Gegenentwurf 
würde Kinder als Akteure anerkennen und ihnen innerhalb der Sachwalterschaft 
durch die Eltern eine stärkere Position zugestehen. 

Der Entwurf zum neuen SGB VIII sieht die Stärkung dieser Position prinzipiell 
vor. Mädchen und Jungen sollen einen eigenen uneingeschränkten Anspruch auf 
Beratung der Kinder- und Jugendhilfe auch ohne Kenntnis ihrer Eltern erhalten. 
Allerding wird dieses Recht im Kontext des Kinderschutzes diskutiert, also gerade 
nicht argumentativ aus den allgemeinen Bedürfnissen der Mädchen und Jungen 
nach Beratung, Unterstützung und Begleitung begründet. Der Beratungsanspruch 
ohne Kenntnis der Eltern wird als zwangsläufige Konsequenz einer öffentlichen 
Verantwortung für den Schutz der Mädchen und Jungen abgeleitet. Dass Mädchen 
und Jungen Beratungsbedürfnisse und -ansprüche als Subjekte unabhängig von 
einer Gefährdung ihres Wohls haben, wird nicht anerkannt. In diesem Sinne ist 
der zu begrüßende eigenständige Beratungsanspruch eine Reproduktion des Sta- 
tus der Mädchen und Jungen als schutzbedürftige und unselbstständige Objekte. 

Im Hinblick auf die Beteiligung der Kinder sind die $$8, 9 und 36 SGB VIU 
einschlägig. Der $8 Abs. 1 SGB VII (Beteiligung von Kindern und Jugendlichen) 
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lautet: „Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand an 
allen sie betreffenden Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen. 
Sie sind in geeigneter Weise auf ihre Rechte im Verwaltungsverfahren (...) hinzu- 
weisen.“ Es gibt demnach ein umfassendes Beteiligungsrecht der Kinder und Ju- 
gendlichen und vor allem die aktive Aufforderung an das Jugendamt, Kinder auf 
dieses Recht hinzuweisen. Nach $9 Ziff. 2SGB VIIH sind „die wachsende Fähigkeit 
und das wachsende Bedürfnis des Kindes oder des Jugendlichen zu selbständigem, 
verantwortungsbewusstem Handeln sowie die jeweiligen besonderen sozialen und 
kulturellen Bedürfnisse und Eigenarten junger Menschen und ihrer Familien zu be- 
rücksichtigen“. Im Rahmen des Hilfeplanverfahrens bei der „Hilfe zur Erziehung“ 
(vgl. Reimer in diesem Buch) in Form von Heimerziehung wird darauf verwiesen, 
dass Kinder und Jugendliche vor der Entscheidung über die Inanspruchnahme einer 
Hilfe und vor einer notwendigen Änderung von Art und Umfang der Hilfe zu be- 
raten und auf die möglichen Folgen für ihre Entwicklung hinzuweisen sind. Wei- 
ter sind die Kinder bei der Auswahl der Heimeinrichtung zu beteiligen. Der Wahl 
und den Wünschen ist seitens des Jugendamtes zu entsprechen, sofern sie nicht 
mit unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden sind ($36 Abs. 1 SGB VII). Als 
Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe soll auch mit den Kindern und Jugend- 
lichen ein Hilfeplan aufgestellt werden, der Feststellungen über den Bedarf, die zu 
gewährende Art der Hilfe sowie die notwendigen Leistungen enthält ($36 Abs. 1 
SGB VII). Der 11. Kinder- und Jugendbericht formulierte die Spannung bezüglich 
der beteiligten Akteure in der Hilfeplanung (Eltern, Kinder und Jugendliche, Fach- 
kräfte des Jugendamtes und Fachkräfte des Leistungserbringers) folgendermaßen: 


In diesem Aushandlungs- und Verständigungsprozess haben die Beteiligten grund- 
sätzlich den Status gleichberechtigter Partnerinnen und Partner, der praktisch durch 
soziale und kulturelle Barrieren eingeschränkt wird und rechtlich wegen des Feh- 
lens eines eigenständigen Antragsrechts von Kindern und Jugendlichen begrenzt ist 
(BMFSFJ 2002: 202). 


Unabhängig von der Hilfe zur Erziehung stehen den Kindern und Jugendlichen im 
Sozialleistungsrecht allgemeine Anhörungs- und Informationsrechte (z.B. $ 14 SGB 
D) zu. Letztlich bleibt die Berücksichtigung der Interessen und Wünsche in den Hän- 
den der erwachsenen Fachkräfte in den Behörden und bei den Leistungsanbietern, 
ebenso die Definition der unbestimmten Begriffe wie z.B. „wachsende Fähigkeit“ und 
„wachsendes Bedürfnis“. Es gibt keine objektive Maßgabe, wann diese Fähigkeiten 
entsprechend wachsen. Wesentlich für die Entwicklung von Mädchen und Jungen ist 
es aber, sich dieser Fähigkeiten und Bedürfnissen bewusst zu werden und sie für die 
Gestaltung ihres eigenen Lebens einzusetzen. Das ist ein weiteres Spannungsmoment. 
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Im Zusammenhang mit der Beteiligung in der Heimerziehung ist die Norm 
zur Beachtung der Grundrichtung der Erziehung relevant. In $9 SGB VIU Ziff. 
1 heißt es „die von den Personensorgeberechtigten bestimmte Grundrichtung der 
Erziehung sowie die Rechte der Personensorgeberechtigten und des Kindes oder 
des Jugendlichen bei der Bestimmung der religiösen Erziehung“ sind bei der Aus- 
gestaltung der Leistungen zu beachten. Somit schreiben sich rechtlich der Erzie- 
hungsstil und die Erziehungsziele der Eltern in den Erziehungsauftrag der Heim- 
erzieher*innen fort. Der Ort in dem das verhandelt und festgehalten werden soll 
ist das og. Hilfeplanverfahren. An diesem Vorrang der elterlichen Erziehungsstile 
und -ziele ändert auch die Befugnis der Heimerzieher*innen nichts, in Angelegen- 
heiten des täglichen Lebens für die Kinder Entscheidung treffen zu können (8 1688 
BGB). Aus dieser Konstruktion ergibt sich ein besonderes Spannungsverhältnis 
zwischen dem fremdnützigen Recht der Eltern, die Kinder zu erziehen (als Sach- 
waltung), den Rechten der Kinder auf eine Erziehung zur Selbstbestimmung und 
dem öffentlichen Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe. 








4 Die Sachwalterproblematik und der Auftrag 
der Kinder- und Jugendhilfe 


In Deutschland ist, wie bereits gezeigt wurde, sowohl sozialpolitisch als auch ver- 
fassungs-, familien- und jugendhilferechtlich die Position des Kindes als aktives 
Subjekt derzeit schwach ausgeprägt. Die Erziehung und Pflege der Kinder ist ver- 
fassungsrechtlich das Recht und die Pflicht der Eltern (Art. 6 GG). Daraus lässt 
sich nach dem Bundesverfassungsgericht zwar auch ein Rechtsanspruch der Kin- 
der gegenüber den Eltern ableiten, allerdings nicht gegenüber dem Staat. Dieser 
kann nur eingreifen, wenn das Wohl des Kindes gefährdet ist. Diese Schwelle der 
„Kindeswohlgefährdung“ ist recht hoch. Erst wenn das Tun oder das Unterlas- 
sen von Eltern zu seelischen, körperlichen oder psychischen Beeinträchtigungen 
ihres Kindes führt und sie so die Entwicklung des Kindes gefährden, kann das 
Jugendamt intervenieren. Dabei ist sowohl die Intensität, Dauer und Häufigkeit 
als auch die Prognose dieser Beeinträchtigungen von Belang. Das Jugendamt wird 
in solchen Fällen Hilfe anbieten, und wenn diese nicht angenommen wird oder 
nicht ausreicht, das Familiengericht informieren. Denn der Eingriff in die elter- 
liche Sorge ist ausschließlich dem Familiengericht vorbehalten. Das Jugendamt 
kann - rechtlich gesehen — nicht gegen den Willen der Eltern handeln. Selbst in 
Notsituationen, in denen das Jugendamt kurzfristig Kinder und Jugendliche aus 
gefährlichen Situationen herausnehmen und an einem sicheren Ort unterbringen 
darf (Inobhutnahme), ist unverzüglich mit den Eltern Kontakt aufzunehmen, um 
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eine Lösung zu finden, die das Kindeswohl sichert. Ist dies nicht möglich oder 
scheitert die Kooperation, ist das Familiengericht zu informieren, wenn die Ge- 
fährdung weiterhin vorliegt. Bis zu dieser Schwelle der Kindeswohlgefährdung 
gilt jedoch uneingeschränkt das elterliche Erziehungsprimat. 

Wie bereits erläutert, ist das Elternrecht nicht Selbstzweck, sondern auf die Hin- 
führung der Kinder zu Selbstbestimmung und Selbstverantwortung ausgerichtet. Es 
steht den Eltern nur um des Wohls und der Persönlichkeitsentwicklung des Kindes 
willen zu. Demnach ist es fremdnützig im Interesse der Kinder (treuhänderischer 
Charakter). Kinder sind auch in Bezug auf die Eltern autonome Rechtssubjekte, das 
zeigt sich in der Grundrechtsträgerschaft der Kinder und im Anspruch der Kinder 
auf eine kindeswohlgerechte Erziehung und Pflege gegen ihre Eltern (s.o.). Eltern 
sind zur sachgerechten Wahrnehmung ihres Erziehungsrechts verpflichtet. Hand- 
lungspraktisch bleibt diese autonome Rechtsposition jedoch schwach. 

Aus dem Primat des Elternrechts folgt, dass das Jugendamt als Träger der öf- 
fentlichen Jugendhilfe zwar mit dem Schutzauftrag aus Art. 6 GG betraut ist, aber 
kein eigenständiges Erziehungsrecht reklamieren kann. Die Kinder- und Jugend- 
hilfe, repräsentiert durch die freien und öffentlichen Träger, mit ihren Leistun- 
gen, Angeboten, Einrichtungen, Diensten und Veranstaltungen, handelt — jugend- 
hilferechtlich — lediglich im (kompensatorischen) Auftrag der Eltern bzw. eines 
anderen Personensorgeberechtigten, wie z.B. eines Vormunds. Die Kinder- und 
Jugendhilfe etabliert sich faktisch zwar zunehmend stärker als eigenständiges 
Sozialisationssystem, jedoch steht sie rechtlich weiterhin in klarer Unterordnung 
zum Primat der familialen Erziehung. Lange Zeit war verfassungsrechtlich gar 
kein Dreiecksverhältnis „Eltern — Kind — Staat“ gesehen worden, sondern nur 
das Verhältnis „Eltern — Staat“, da die Kindesinteressen mit den Elterninteressen 
gleichgesetzt wurden. Nach dem Grundsatz: Elternautonomie sichert zugleich das 
Kindeswohl. Münder bezeichnet daher das rechtliche Verhältnis von Kinder- und 
Jugendhilfe und Elternrecht als schwierige Balance (vgl. Münder 2000: 83). 

Die Heimerziehung als Hilfe zur Erziehung ist eine Leistung im Rahmen des 
SGB VII, die den Personensorgeberechtigten auf Antrag gewährt wird, wenn die 
Erziehung zum Wohl des Kindes nicht gewährleistet ist und die Hilfe geeignet und 
notwendig ist, um den erzieherischen Bedarf zu decken (827 Abs. 1 SGB VI). 
Der Leistungskomplex der Hilfe zur Erziehung soll mit der anstehenden Reform 
weitreichenden Änderungen unterworfen werden. Die genauen Unterschiede zur 
derzeitigen Regelung und deren Auswirkungen sind noch nicht absehbar. Im fol- 
genden wird im Rahmen der derzeitigen Rechtslage argumentiert. Die Heimerzie- 
hung soll Mädchen und Jungen einen Ort zum Leben bieten, deren Familien — auch 
mit ambulanter Unterstützung — nicht mehr in der Lage sind die Grundbedürfnisse 
der Kinder und Jugendlichen zu erfüllen. Der Begriff „erzieherischer Bedarf“ im 
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Gesetz bezeichnet eine Voraussetzung für die Hilfe zur Erziehung. Er zielt inhalt- 
lich darauf ab, dass Lücken im elterlichen Erziehungsprogramm gesehen werden 
oder die konkreten Sozialisationsbedingungen der Mädchen und Jungen im Ver- 
gleich zu dem, was normativ als üblich bzw. erforderlich eingeschätzt wird, unter- 
schritten ist. Diese wertende Einschätzung nimmt das Jugendamt vor. Für den An- 
spruch auf Hilfe zur Erziehung muss also weder ein konkreter Schaden noch eine 
schwerwiegende Mangelversorgung vorliegen. Zweitens ist es Voraussetzung für 
die Hilfegewährung, dass die Heimerziehung, als durch das SGB VIII normierte 
Form von Hilfe zur Erziehung, für den konkreten Einzelfall als geeignet und not- 
wendig beschrieben werden kann, um genau diesen Bedarf zu decken. Drittens, 
und das ist hier entscheidend, müssen die personensorgeberechtigten Eltern einen 
Antrag auf „Hilfe zur Erziehung“ stellen. In den meisten Fällen werden Eltern 
von anderen Diensten bzw. Institutionen (Schulen, Kindertagesstätten, Kliniken 
etc.) aufgeordert sich an das Jugendamt zu wenden. Seltener werden Eltern beim 
Jugendamt durch Nachbarn o.a. „gemeldet“. In diesen Fällen nimmt das Jugend- 
amt Kontakt zu den Eltern auf und bietet ggf. Hilfe an. Es ist davon auszuge- 
hen, dass Eltern aus unterschiedlichen Gründen dem Jugendamt eher reserviert 
gegenüber treten. Dies verschärft das Spannungsfeld, dass die Eltern die Hilfe des 
Jugendamtes als Sachwalter für die Kinder eigentlich annehmen sollten, es aus 
eigenen Ängsten, Erfahrungen, Vorbehalten u.ä. aber nicht tun. Sollten nun - rein 
hypothetisch — Kinder einen erzieherischen Bedarf formulieren, der eine Nichtge- 
währleistung des Kindeswohls darstellt, aber die Gefährdungsschwelle nicht über- 
schreitet und die Eltern keinen Antrag stellen, bleibt die Hilfe den Kindern versagt. 
Der Gesetzgeber sieht eine solche Situation als „Lebensschicksal dieses Kindes“ 
(s.0.). Eine Gewährung z.B. der Heimerziehung auf Wunsch eines Kindes gegen 
den Willen personensorgeberechtigter Eltern wäre rechtswidrig. Somit werden die 
Eltern zu alleinigen Sachwaltern der Interessen und Bedürfnisse der Kinder. Im 
Bereich der Kindeswohlgefährdung ist die rechtliche Position des BVfG hingegen 
eindeutig. Liegt ein erheblicher Interessenkonflikt zwischen Elternrecht und Kin- 
deswohl vor, hat das Kindeswohl Vorrang (vgl. Salgo 1995: 360). Dieser Vorrang 
kann jedoch nur zur Geltung kommen, falls der Intressenskonflikt als solcher beim 
Familiengericht bekannt wird. Dieser Zugang wird wiederum von Erwachsenen 
(Eltern, Fachkräfte im Jugendamt, Lehrkräfte, Kinderschutzfachkräfte usw.) ge- 
staltet. 

Historisch gesehen wurde der Entwicklungs- und Erziehungsaspekt von Kin- 
dern im Wesentlichen aus der Perspektive der Erwachsenen diskutiert. Unter dem 
Einfluss der UN-KRK wird seit einigen Jahren die Rechtsstellung der Kinder ge- 
stärkt, in dem zunehmend danach gefragt wird, inwieweit sie ihre Rechte unabhän- 
gig von der Sachwalterfunktion ihrer Eltern wahrnehmen können. Im Mittelpunkt 
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stehen die eigenständigen, einklagbaren Rechte von Kindern und ihre Befähigung 
diese Rechte zu kennen und selbst auszuüben auch gegen ihre eigenen Eltern und 
gegen den Staat. 

Doch welchen Auftrag bzw. welche Position hat nun die Kinder- und Jugend- 
hilfe im speziellen die Heimerziehung im Hinblick auf die Sachwaltung der Kin- 
desinteressen? Der 14. Kinder- und Jugendbericht formuliert zu dieser Problematik 
folgendes: 


Der zentrale Gestaltungsauftrag für alle beteiligten Akteure besteht darin, alle jun- 
gen Menschen auf ein Leben in der globalisierten Wissensgesellschaft vorzubereiten 
und ihnen damit gute persönliche, soziale und berufliche Zukunftsperspektiven zu 
ermöglichen. Die Kinder- und Jugendhilfe ist dabei Sachwalter der Interessen junger 
Menschen; sie muss sich auf alle Kinder und Jugendlichen beziehen und - neben 


Familie und Schule - ein zentraler Ort umfassender Kompetenzentwicklung sein 
(BMFS] 2013: 49). 


Hier wird der Kinder- und Jugendhilfe eine zentrale Sachwalterrolle zugestanden, 
allerdings ist diese weder kinderrechtlich noch emanzipatorisch begründet, son- 
dern ausschließlich funktional mit dem Verweis auf einen zukünftigen Platz in der 
Gesellschaft. Damit blendet man Interessenkonflikte der Mädchen und Jungen mit 
Eltern und Erwachsenen im alltäglichen Hier und Jetzt aus. 

Im $1 SGB VIII, der die Ziele der Kinder- und Jugendhilfe beschreibt, wird die 
Förderung der eigenen Entwicklung zuerst genannt, erst dann folgt die Erziehung 
zu Eigenverantwortlichkeit und Gemeinschaftsfähigkeit (vgl. Mierendorff 2010: 
123). Dies drückt eine Anerkennung der Individualität von Jungen und Mädchen 
im Verhältnis zu Erwachsenen und der Gesellschaft aus. Allerdings handelt es 
sich hierbei um einen Programmsatz und nicht um einen Rechtsanspruch. In Ab- 
grenzung dazu verweisen die Verpflichtungen aus dem SGB VIH zu den Beteili- 
gungs- und Informationsrechten der Kinder und Jugendlichen (insbes. $$ 8, 9, 36 
SGB VII; s.o.) explizit aufihren Status als Grundrechtsträger. Die Ermöglichung 
von und damit auch die Befähigung zur Partizipation von Jungen und Mädchen 
in der „Hilfe zur Erziehung“ ist ein zentraler Aspekt zur Verwirklichung ihrer 
Grundrechte. Die Kinder- und Jugendhilfe ist demnach beauftragt, Kindern und 
Jugendlichen zur Verwirklichung ihrer Grundrechte zu verhelfen. Das wird in 
der Realität der Verfahren in Abgrenzung, aber gleichzeitig auch in einem Aus- 
gleich zum Elternrecht geschehen müssen. Dabei hat die Kinder- und Jugendhil- 
fe keine rechtlich gesicherte Sachwalterrolle, subjektive Rechte von Kindern und 
Jugendlichen gegen die Eltern durchzusetzen. Es handelt sich also lediglich um 
eine Vermittlerrolle. Ein Verständnis der Kinder- und Jugendhilfe als Vertreterin 
auschließlich der Kindesinteressen ist rechtlich nicht haltbar, weil jugendhilfe- 
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rechtlich und sozialpolitisch nicht vorgesehen. Die rechtliche Beauftragung bei der 
Hilfe zur Erziehung bleibt allein den Eltern überlassen. So entsteht das strukturelle 
Dilemma, dass Eltern die öffentliche Kinder- und Jugendhilfe beauftragen, das 
Selbstbestimmungsrecht der Kinder und Jugendlichen gegen sich selbst und das 
eigene Erziehungsprogramm zu behaupten. Insofern bleibt diese sozialstaatliche 
Leistung als „Hilfe zur Erziehung“ für die Kinder und Jugendlichen, den Eltern — 
als Sachwalter der Interessen ihrer Kinder — vorbehalten (vgl. Emanuel 2015: 264; 
m. w.N.). In solchen Fällen müssen sich die Jungen und Mädchen darauf verlassen 
können, dass ihre Eltern die erzieherischen Bedarfe ihrer Kinder und damit die 
Lücken im eigenen Erziehungsprogramm erkennen und sich Hilfe suchen bzw. von 
der Kinder- und Jugendhilfe angebotene Hilfe annehmen. 

Aus sozialpädagogischer — nicht aus rechtlicher — Sicht ist es allerdings mög- 
lich, dass sich Fachkräfte, z.B. im Jugendamt oder in den Heimen, als profes- 
sionelle Sachwalter ausschließlich von Kindesinteressen verstehen. Diese advo- 
katorisch-emanzipative Ausrichtung sozialpädagogischer Professionalität gerät 
demnach in ein Spannungsverhältnis zur rechtlichen Konstruktion. Im Kontext 
der Heimerziehung verkompliziert sich diese Sachwalterproblematik weiter. Die 
Heimerzieher*innen agieren einerseits als Erwachsene, im Sinne der rechtlichen 
Entscheidungsbefugnisse und der Entscheidung über Erziehung in alltäglichen 
Fragen, und andererseits als Professionelle gegenüber den Kindern, die die Selbst- 
bestimmung der Mädchen und Jungen unterstützen, fördern, begleiten, betreuen 
usw. sollen und das gleichzeitig unter Beachtung der Grundrichtung der elterlichen 
Erziehung. Dieses Dilemma scheint in der sozialpädagogischen Arbeit mit Fami- 
lien unauflösbar. Das Recht löst dies derzeit mit der treuhänderischen Konstruk- 
tion des Elternrechts und belässt das Dilemma auf der Seite der Sozialpädagogik. 
Mit einer Verankerung von spezifischen Grundrechten für Kinder in der Verfas- 
sung (z.B. zur Partizipation) könnte dieses Dilemma entschärft werden. 





5 Bedingungen gelingender Partizipation in der Heim- 
erziehung - strukturelle und handlungsorientierte 
Perspektiven 


Im Folgenden steht die Frage nach Partizipation in der Heimerziehung? als insti- 
tutioneller Ort einer familienersetzenden Kindererziehung im Fokus. In Deutsch- 
land leben ca. 72.000 Kinder und Jugendliche in Heimeinrichtungen (Stichtag 





9 Es gibt unterschiedliche Formen der Heimerziehung. Hier wird im Folgenden von den 
klassischen Heimen, als Einrichtung der stationären Erziehungshilfe mit mehreren 
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31.12.2014). Aufgabe der Fachkräfte im Heim ist die Erziehung, Bildung und Be- 
treuung der Kinder mit besonderen erzieherischen Bedarfen. Diese Aufgaben voll- 
ziehen sich in Abgrenzung zur Familie in speziellen organisationalen Strukturen 
(Bewirtschaftung von Räumen, Personalplanung, Zusammenstellung der Kinder- 
gruppen etc.) und beruflichen Arbeitsverhältnissen, die von den lebensweltlichen 
Wahrnehmungen der Mädchen und Jungen, ihren Interessen und Bedürfnissen 
hier und jetzt, weitgehend entkoppelt sind. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass Partizipation in der Heimerziehung 
als zentrales Anliegen von Fachkräften formuliert und sich wohl in fast jeder Kon- 
zeption finden wird. Partizipation in der Kinder- und Jugendhilfe ist spätestens seit 
der Einführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 1990 und der Lebenswelt- 
orientierung!” als zentrales Paradigma ein Dauerthema. Weiteren Schub erhält das 
Thema in der allgemein vorherrschenden Beteiligungsdebatte im sozialpolitischen 
Kontext. Partizipation kann aus unterschiedlichen Perspektiven begründet wer- 
den. So gibt es demokratietheoretische, sozialpädagogische, dienstleistungstheo- 
retische, menschenrechtstheoretische, funktionale, politische, ethisch-moralische, 
bildungstheoretische und rechtliche Argumente (vgl. Olk u. Roth 2007: 25ff.; Betz, 
Gaiser u. Pluto 2011: 14f.; Emanuel 2015: 313). 

Jedoch bleibt z.B. im Kontext der Heimerziehung häufig unklar, welche norma- 
tive Grundlegung der verwendete Partizipationsbegriff hat, welche individuellen 
und strukturellen Voraussetzungen gegeben sein müssen, wie weit Partizipation 
von Kindern gehen darf bzw. soll usw. (vgl. Liebel 2009: 126). 

Wie bereits ausführlich dargestellt sieht die UN-KRK in der Beteiligung und 
Mitbestimmung ein zentrales Kinderrecht. Partizipation von Kindern wie sie im 
SGB VIII an unterschiedlichen Stellen normiert ist, stellt jedoch weniger den Aus- 
druck expliziter Rechte dar, als vielmehr einen qualitativen Minimalstandard in 
der sozialpädagogischen Ausgestaltung der entsprechenden Leistungen, Angebote 
und Maßnahmen (vgl. Schwarz 2011: 83). Damit ist Partizipation im SGB VIII 
mehr eine fachliche Herausforderung an die sozialpädagogischen Fachkräfte als 
ein verbindliches Recht der Kinder. Diese erhalten damit keinen Subjektstatus, 
sondern bleiben „Objekt“ von Partizipationsangeboten Erwachsener. Das Selbst- 





Gruppen im Schichtdienst auf einem Heimgelände ausgegangen. 


10 Für die Kinder- und Jugendhilfe bedeutet Lebensweltorientierung die Orientierung 
an den gegebenen Struktur-, Verständnis- und Handlungsmustern der Adressat*innen 
und eine Stabilisierung bzw. Hervorrufung von individuellen, sozialen und politischen 
Ressourcen. Es geht um die „ganzheitliche Wahrnehmung von Lebensmöglichkeiten 
und Schwierigkeiten, wie sie im Alltag erfahren werden.“ (Thiersch 1992: 24). In die- 
sem Sinne werden für die Hilfen zur Erziehung „Ausgangs- und Zielpunkt (...) die 
alltäglichen Lebensbedingungen der Kinder und Jugendlichen.“ (Moch 2008: 132). 
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verständnis der Mädchen und Jungen kann sich in einem solchen Arrangement nur 
schwerlich dahingehend entwickeln, dass sie sich selbst als Rechtssubjekte wahr- 
nehmen. Dies wird jedoch häufig als Ziel für die Partizipation von Jungen und 
Mädchen proklamiert. Die emanzipatorische Sozialpädagogik stellt im Partizipa- 
tionsdiskurs die Befähigung der Subjekte zur Einforderung ihrer Rechte und die 
Stärkung ihrer Entscheidungsfreiheit ins Zentrum (vgl. Betz, Gaiser u. Pluto 2011: 
13). In Anlehnung daran zeigt sich Partizipation in der Öffnung von Entschei- 
dungsprozessen (vgl. Pfaffenberger 2002). Als grundlegende Voraussetzungen für 
eine gelingende Beteiligung hat Herrmann die Herstellung von Ausdrucksvermö- 
gen und die Schaffung von Artikulationsräumen, in denen Konflikte ausgetragen 
werden können, benannt. Weiter ist es erforderlich, Definitions-, Verfügungs- und 
Entscheidungsmacht mit den Kindern zu teilen. Das hier zugrunde liegende Ver- 
ständnis sieht Partizipation als kollektiven Lernprozess (vgl. Herrmann 1995), der 
auch von den Professionellen geleistet werden muss. Auf den Punkt gebracht be- 
deutet dies zum einen, dass Partizipation ein kontinuierliches, dauerhaftes Projekt 
darstellt, das nur gemeinsam zwischen Fachkräften und Kindern gelingen kann, 
und zum anderen, dass sowohl Kinder als auch Erwachsene gegenseitig voneinan- 
der Lernende in diesem Prozess sind. Zu ergänzen ist, dass die Kenntnis der eige- 
nen Rechte hier eine weitere Voraussetzung für Partizipation darstellt, die explizit 
genannt werden sollte. Bisher scheint die Information, über die Kinder in Bezug 
zu ihren Rechten verfügen, weitgehend in den Händen der Erwachsenen zu liegen. 
Die Erwachsenen müssten im Kontext der gesellschaftlichen Entwicklung und der 
Forderung von Teilhabe dafür Sorge tragen, dass Mädchen und Jungen Zugang 
zu diesen Informationen erhalten. Dazu gehört auch, die Hürden und Barrieren 
zu erkennen und diese entsprechend abzubauen. Vor allem für die Fachkräfte in 
(sozial)pädagogischen Arbeitsfeldern wäre diese Verantwortung wahrzunehmen. 
Die neuen Medien könnten hier eine Chance bieten, dass Kinder sich selbst über 
ihre Rechte informieren und einen Rechtsstatus als Subjekte ko-konstruieren kön- 
nen. Zu beiden Aspekten — der Informationsbeschaffung und der freien Medien- 
nutzung — formuliert die UN-Kinderrechtskonvention eigene Rechte der Kinder 
(Artikel 13 und 17 UN-KRK). 

Konkret bedeutet Partizipation in der Heimerziehung, dass Kinder an den sie 
betreffenden Entscheidungen (diese reichen von Fragen der Freizeitgestaltung bis 
zur Einstellung des Betreuungspersonals) so beteiligt werden, dass sie tatsäch- 
liche Mitbestimmungsmacht erfahren. Die Fachkräfte haben die Aufgabe das 
Ausdrucksvermögen der Kinder zu stärken und sich darauf einzulassen (andere 
Sprache und Expressivität, je nach Alter, Kultur, Geschlecht etc.), formelle und 
informelle Räume für die Artikulation von Interessen und Bedürfnissen bereit zu 
stellen und konfliktorientiert, nicht dominierend, mit den Kindern zu verhandeln. 
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Weiter darf es sich nicht um Scheinbeteiligung handeln, sondern Kinder müssen 
echte Entscheidungsmacht erhalten. Scheinbeteiligung findet immer dann statt, 
wenn Mädchen und Jungen zwar gefragt werden, aber deren Meinungen oder Vor- 
schläge dann wieder einem Vorbehalt (häufig ein Finanzierungsvorbehalt) zum 
Opfer fallen. Auch die Auswahl aus vorgegebenen Alternativen, wie z.B. „Spielen 
wir Verstecken oder Blinde Kuh?“, kann als Scheinbeteiligung aufgefasst werden. 
Aus Sicht der Kinder dürften vor allem Entscheidungsprozesse, die ihren eigenen 
Alltag betreffen, von Relevanz sein. Ziel eines gelingenden Beteiligungsprozesses 
muss die Förderung der Selbstbestimmung der Kinder sein und ihr Verständnis 
davon, dass sie diese Position für sich entsprechend reklamieren können. 

Diese Überlegungen haben in dieser Form einen idealistischen Überhang, da 
die ungleichen Machtverhältnisse zwischen Erwachsenen und Kindern, struk- 
turell, politisch und rechtlich nicht negiert werden können. Es geht jedoch nicht 
darum, dass Fachkräfte Macht völlig abgeben. Sie ist in Erziehungsprozessen un- 
verzichtbar (vgl. Wolf 2000). Sondern es geht darum Macht zu teilen. Dadurch ent- 
steht auch keine Ohnmacht der Fachkräfte, im Gegenteil: bei gelingender Beteili- 
gung steigt die Zugewandtheit der Kinder zu diesen Erwachsenen. Die Qualität der 
pädagogischen Beziehung nimmt zu (vgl. Wolf 2001: 7£.), was das Vertrauen der 
Kinder in Verhandlungspositionen zu gehen und sich selbst als aktiv, die eigenen 
Interessen einbringend, wahrzunehmen, fördert. 

Es muss davon ausgegangen werden, dass die Rechte der Kinder in Heimen 
nicht ausreichend anerkannt und umgesetzt sind. Menschenverachtende Erzie- 
hungspraktiken sind strukturell möglich, wie kürzlich in den Heimen der Haa- 
senberg GmbH aufgedeckt wurde (vgl. Liebel u. Masing 2013: 500). Praxis- 
erfahrungen und empirische Studien legen den Schluss nahe, dass im Hinblick 
auf Partizipation der Kinder in der Problemdefinition, Auswahl und Gestaltung 
der Hilfe zur Erziehung (vgl. Emanuel 2015: 269 m. w. N.) — und besonders der 
Heimerziehung — erheblicher Handlungsbedarf besteht. So ist die Beteiligung der 
Kinder an den Regeln einer Heimeinrichtung nach wie vor gering, wobei älteren 
Kindern mehr Beteiligung zugestanden wird als jüngeren Kindern. Eine Untersu- 
chung hat gezeigt, dass in Fragen des Heimalltags die Beteiligungsmöglichkeit der 
Kinder unterschiedlich ausfällt, wobei diese höher ist, je relevanter die Fachkräfte 
das Beteiligungsthema für die Kinder einschätzen (vgl. Gadow et al. 2013: 263ff.). 
Die Themen, an denen Kinder beteiligt werden, stehen somit unter Erwachsenen- 
vorbehalt. Partizipation wird zum erzieherischen Moment und nicht als ein Grund- 
recht der Mädchen und Jungen oder als nicht suspendierbarer Bestandteil des pro- 
fessionellen Handelns gesehen. 

Eine gelingende Beteiligung von Kindern in der Heimerziehung ist demnach 
voraussetzungsvoll. Diese Voraussetzungen liegen einerseits auf einer strukturel- 
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len Ebene und andererseits auf einer handlungsorientierten Ebene. Eine erste Vor- 
aussetzung, die für beide Ebenen gilt, ist die Anerkennung des Kindes als Subjekt 
mit eigenen Rechten, Interessen und Bedürfnissen. Hieraus lassen sich die spezi- 
fischen Voraussetzungen auf den beiden Ebenen ableiten. 


Strukturelle Ebene 

Auf der strukturellen Ebene geht es erstens um die rechtliche Normierung des 
Verhältnisses von Kind - Eltern — Staat mit den entsprechenden Kinderrechten, 
zweitens um die Entscheidungsmacht im Kinder- und Jugendhilfesystem zwischen 
Familien — Jugendamt — freie Träger und drittens um die organisationalen Be- 
dingungen, Regeln und pädagogischen Einstellungen der Professionellen in den 
Heimeinrichtungen. 

Im Hinblick auf die Normierung von Kinderrechten sind, wie bereits gezeigt, 
einige Änderungen in Kraft getreten und weitere werden womöglich folgen, die 
den Rechtsstatus von Kindern verbessern. Ein wichtiger Fortschritt ist durch das 
Bundeskinderschutzgesetz erzielt worden, wonach Heimträger verpflichtet wur- 
den, Beschwerdemöglichkeiten für Kinder in den Heimeinrichtungen strukturell 
zu verankern. Die zunehmende Etablierung von Ombudsstellen in der Kinder- und 
Jugendhilfe ist ein weiteres Instrument, die Rechte von Kindern auch innerhalb 
von Heimeinrichtungen zu stärken (vgl. Liebel u. Masing 2013: 500ff.). Die Ver- 
ankerung dieser Ombudsstellen ist im Rahmen der derzeit diskutierten Reform als 
Hauptaufgabe der Kinder- und Jugendhilfe vorgesehen. So soll $1 SGB VII er- 
gänzt werden durch den Auftrag unabhängige und fachlich nicht weisungsgebun- 
dene ombudschaftliche Beratung und Begleitung für die Mädchen und Jungen vor- 
zuhalten. Diese Entwicklung bezieht ihre Argumente jedoch ebenso ausschließlich 
aus dem Kinderschutz und nicht aus der Idee, dass Kinder einen Anspruch auf 
„gute Erziehung“ gegenüber dem Staat hätten. Das Fehlen von Kinderrechten in 
der Verfassung zeigt sich hier als strukturelles Hemmnis für mehr Partizipation 
in der Hilfe zur Erziehung und als Dilemma für die pädagogische Beziehung von 
Fachkräften und Kindern. Denn die Fachkräfte können sich in ihrer Entscheidung, 
wie weit sie Partizipation ermöglichen, nicht an Kinderrechten orientieren, son- 
dern sind auf die Einrichtungskonzeption und die Grundrichtung der Erziehung 
der Eltern verwiesen. 

Das Kinder- und Jugendhilfesystem ist geprägt vom so genannten jugendhil- 
ferechtlichen Dreieck. Dieses besteht aus der Familie, dem Jugendamt und den 
freien Trägern: 
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Freier/privater 
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Abbildung 1 eigene Darstellung 


Die Rechtskonstruktion sieht wie folgt aus: Die Eltern haben einen Rechtsanspruch 
gegenüber dem Jugendamt auf Hilfe zur Erziehung, wenn die Voraussetzungen 
vorliegen (s.0.). Das Jugendamt prüft entsprechend den Anspruch und bewilligt — 
so wird hier angenommen - eine Hilfe zur Erziehung in Form von Heimerzie- 
hung. Das Jugendamt bewilligt den Eltern, die Kosten für diese Heimerziehung zu 
übernehmen. Die Eltern (!) beauftragen das Kinderheim mit der Erziehung ihres 
Kindes. Sie schließen einen privaten Erziehungsvertrag und schulden demnach 
dem Heim das Geld für die Leistung. Das Jugendamt schließt mit der Heimein- 
richtung — meist im Vorfeld bereits geschehen — eine Vereinbarung über die zu 
erbringende Leistung (allgemein, nicht im Einzelfall), das fällige Entgelt und die 
Qualität der Leistung. Aufgrund dieser Vereinbarungen zahlt das Jugendamt di- 
rekt „die Rechnung“ für das konkrete Kind an das Kinderheim. Im Rahmen dieser 
allgemeinen rechtlichen Betrachtung spielen die betroffenen Mädchen und Jungen 
noch keine Rolle. 

Im Einzelfall wird im Hilfeplan (s.o.) die konkrete Leistung für das Mädchen 
oder den Jungen zwischen den Eltern, den Mädchen und Jungen, dem Jugendamt 
und dem Kinderheim verhandelt und vereinbart. Der Hilfeplan soll im Einzel- 
fall die Hilfe und alle Leistungsbestandteile steuern. Im Hilfeplanverfahren haben 
rechtlich gesehen die Jungen und Mädchen Beteiligungs- und Mitbestimmungs- 
möglichkeiten (z.B. bei der Auswahl des Kinderheims). 
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Zwar ist rein rechtlich gesehen der Hilfeplan das zentrale Steuerungselement, 
sodass die Wünsche der Mädchen und Jungen eigentlich direkt in die Leistungs- 
erbringung einfließen können, faktisch wird diese Möglichkeit jedoch beschränkt 
durch die allgemeinen Vereinbarungen, die das Jugendamt mit allen freien Trä- 
gern, also z.B. Kinderheimen vorher trifft. Diese Vereinbarungen werden von der 
Leitung des Jugendamtes und der Leitung des Kinderheimes abgeschlossen. In 
der Praxis werden durch diese allgemeinen Vereinbarungen die Möglichkeiten für 
Entscheidungen im Einzelfall durch die Hilfeplanung begrenzt. Die Vereinbarun- 
gen setzen faktisch den Rahmen für die Leistungserbringung. So könnten sich 
z.B. Mädchen und Jungen im Hilfeplan wünschen, dass in ihrer Gruppe zusätzlich 
jemand da ist, der mit ihnen immer das Gruppenessen selbst kocht. Sind diese 
Ressourcen in der Kalkulation der Kosten des Heimplatzes (Vereinbarung über 
Leistung, Entgelt und Qualität) nicht enthalten, wird eine Umsetzung schwierig. 
Das Jugendamt kann im Einzelfall diese zusätzlichen Mittel bewilligen, jedoch 
kann davon ausgegangen werden, dass dies eher restriktiv gehandhabt wird. 


Vereinbarungen über 
[K-1 49117: 3117:7-119 
[tt 111713 
($ 78b SGB VIII) 







Kinderheim Jugendamt 


Heim- Amts- 
leitung leitung 
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WERT WZ 


Hilfeplan 


Abbildung 2 eigene Darstellung 
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Da weder die Eltern noch die Mädchen und Jungen an der Aushandlung dieser 
Vereinbarungen in irgendeiner Weise beteiligt werden, sind sie strukturell von der 
Entscheidungsebene über die Festlegung von Ressourcen, Inhalten und der Quali- 
tät der Leistung ausgeschlossen (zur Auseinandersetzung mit dem Kinder- und 
Jugendhilfesystem unter der Perspektive dieser Vereinbarungskonstruktion vgl. 
Emanuel 2015): 

Durch den strukturellen Ausschluss der Familien von den Verhandlungen die- 
ser Vereinbarungen und der etablierten Praxis, dass die Vereinbarungen einen 
Rahmen für die Hilfeplanung im Einzelfall bieten, sind der Beteiligung und Mit- 
bestimmung der betroffenen Mädchen und Jungen enge Grenzen gesetzt. Eine 
kindheitswissenschaftliche Perspektive nimmt genau solche strukturellen Aspekte 
im Kinder- und Jugendhilfesystem in den Blick und fragt nach den Möglichkeiten, 
wie Jungen und Mädchen sich hier als Akteure für ihre Interessen und Bedürfnisse 
einbringen und dabei selbst als Subjekte ko-konstruieren können. Solche Möglich- 
keiten können als Bedingungen für eine gelingende Partizipation auf der Ebene 
des Kinder- und Jugendhilfesystems angesehen werden. Der Reformentwurf sieht 
in diesem Zusammenhang vor andere — zweiseitige — Finanzierungsmöglichkeiten 
und Vertragskonstruktionen zu stärken. Zweiseitig bedeutet hier, dass das Jugend- 
amt und ein freier Träger vor Ort Leistungen und Angebote z.B. auch der Hilfe 
zur Erziehung verhandeln, zu denen dann Familien mit Bedarfen zugewiesen wer- 
den können. Sollten diese Vorschläge in geltendes Recht umgesetzt werden, wäre 
eine weitere Abkopplung der Familien von den Prozessen der Entwicklung von 
Leistungen und Angeboten zu befürchten und damit eine weitere strukturelle Ver- 
schlechterung der Partizipationsmöglichkeiten. 

Im Hinblick auf die strukturellen Voraussetzungen in den Organisationen der 
Heime sind die Einrichtung von Heimräten und Beschwerdestellen sowie die grup- 
penbezogenen Strukturen wie Gruppensprecher*in oder Gruppenabende positiv 
zu bewerten. Die strukturellen Beteiligungsmöglichkeiten werden zunehmend 
ausgebaut, auch wenn deren Nutzung und Reichweite in der Praxis hinter den 
Möglichkeiten zurück bleibt (vgl. Gadow et al. 2013: 271£f.). 

Auf der Ebene der strukturellen Voraussetzungen ist auch zu klären, dass jedes 
Kind ein Recht auf Beteiligung hat, die Beteiligungsformen allen Kindern zu- 
gänglich sind, Klarheit über das Partizipationsverständnis herrscht, Ressourcen 
für Beteiligung bereit stehen, Öffentlichkeit und Information zugesichert wird so- 
wie der jeweilige Prozess ergebnisoffen ist und dokumentiert bzw. evaluiert wird 
(vgl. Knauer u. Sturzenhecker 2005: 78ff.). Allerdings wäre es weitergehend von 
Nöten, dass sich Heimeinrichtungen als lernende Organisationen verstehen, die 
die Wünsche, Interessen und Bedürfnisse der Mädchen und Jungen, wie auch ihre 
Kommunikationsbeiträge aufnehmen und diese Mädchen und Jungen als Gestalter 
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der eigenen Organisation wahrnehmen. Dies könnte man auch als eine „Demokra- 
tisierung der Heime“ (vgl. Liebel u. Masing 2013: 500) bezeichnen. 


Handlungsorientierte Ebene 
Auf der handlungsorientierten Ebene geht es nicht um die rechtlichen Normen, das 
Kinder- und Jugendhilfesystem oder die Organisation, sondern um das professio- 
nelle Handeln der Fachkräfte. Dabei sind in der pädagogischen Beziehung zwei 
zentrale Widersprüche auszutarieren. Zum einen haben die Fachkräfte in Heimen 
einen Wissens- und Kompetenzvorsprung als Erwachsene und Professionelle, 
gleichzeitig sollen sie aber in symmetrischer Kommunikation und Interaktion 
Beteiligung ermöglichen. Zum anderen soll die Autonomie der Kinder gefördert 
werden, während alle Beteiligten (Fachkräfte und Kinder) sich in einer Institution 
aufhalten, die von Zwängen, abstrakten Regelungen und weitgehender Fremdbe- 
stimmtheit geprägt ist (vgl. Winklhofer 2014). Die Umsetzung von Partizipation 
hängt demnach in hohem Maße von der Qualifikation und der professionellen Hal- 
tung der tätigen Fachkräfte ab (vgl. Schwarz 2011: 879). Die Mindestvoraussetzun- 
gen sind eine von Anerkennung und Achtung geprägte Kommunikation, Konflikt- 
freundlichkeit und -fähigkeit seitens der Fachkräfte sowie den Kindern ein Recht 
auf Scheitern und auf Nicht-Partizipation zugestehen zu können (vgl. Knauer u. 
Sturzenhecker 2005: 81ff.). 

In einer empirischen Studie werden als personelle Voraussetzung für gelingen- 
de Beteiligung in der Heimerziehung folgende Aspekte thematisiert (vgl. Babic 
2011: 221ff.): 


« Die Leitung und die Fachkräfte sind davon überzeugt, dass Partizipation richtig 
und wichtig ist, 

° sie verfügen selbst über Entscheidungsspielräume und wollen diese teilen, 

« sie haben eine vertrauensvolle Beziehung zu den Kindern, 

° sie verfügen über ein differenziertes Partizipationsverständnis und 

° sie unterstützen Partizipationsprozesse aktiv und bereiten diese umsichtig vor. 


Die Überzeugung, dass Kinder zu beteiligen sind, kann als Element einer Pro- 
fessionsethik verstanden werden, wodurch die Legitimation zur Beteiligung von 
Kindern in der Heimerziehung nicht mehr nur durch Rechte oder Konzepte ent- 
steht. Das Mandat zur Partizipation wird nicht durch die Eltern (Hilfe) oder die 
Gesellschaft (Kontrolle) erteilt, sondern speist sich aus der pädagogischen Profes- 
sionalität als professionsethische Verpflichtung. 

Gerade in Bezug auf die pädagogische Professionalität in diesem Kontext ist 
zu bedenken, dass Fachkräfte in den Hilfen zur Erziehung verschiedene Motive 
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haben, warum Partizipation nicht ermöglicht wird. In einer Studie wurden z.B. die 
Bedrohung der eigenen Fachlichkeit und die Einschätzung, dass die Kinder mit 
Beteiligung überfordert sind heraus gearbeitet (vgl. Pluto 2008). 

In der Gestaltung von Partizipationsprozessen kommt es darauf an, dass es 
um die Themen der Kinder geht, die Beteiligungsformen alters- und sachange- 
messen sowie transparent sind, Beteiligung als Prozess verstanden wird und eine 
schichts- und geschlechtsübergreifende Beteiligung gelingt. Ergänzen lässt sich 
aus empirischer Sicht, dass die Beteiligungsprozesse am besten von allen betei- 
ligten Gruppen erarbeitet werden, Verbindlichkeit herrscht, die Kinder eine aktive 
Rolle einnehmen können und zeitnah relevante Ergebnisse umgesetzt werden (vgl. 
Babic 2011: 224ff.). Weiter geht es darum, dass sich Erwachsene auf die Perspek- 
tive und Sprache der Kinder einlassen, deren Beteiligung nicht zur Durchsetzung 
eigener Interessen gebrauchen und keine Verantwortung auf Kinder abwälzen (vgl. 
BT-Drs. 13/7597: 3£.). 





6 Zusammenfassung 


In Bezug zur Diskussion der pädagogischen Aspekte der Partizipation in der 
Heimerziehung, zeigt sich das unauflösliche Dilemma in der gleichzeitigen Ver- 
antwortung der Sachwalter*innen für und mit Mädchen und Jungen Entscheidun- 
gen treffen zu müssen. Das Austarieren dieses Dilemmas hat sich rechtlich am 
Kindeswohl und an der Urteilsfähigkeit von Kindern und Jugendlichen zu orien- 
tieren. Immer dann, wenn für Jungen und Mädchen Entscheidungen getroffen 
werden bei denen sie bereits alters- und sachangemessen beteiligt werden können 
und dies nicht geschieht, werden sie im rechtlichen Sinne zum „Objekt“ von Erzie- 
hungshandlung (vgl. Wiesner 1998: 176). Demnach ist Partizipation ein „wichtiges 
Gegenmittel zu traditionellen Erziehungspraktiken, in denen Kinder Objekte des 
Handelns von Erwachsenen sind, die für sich ein Wissens- und Entscheidungs- 
monopol beanspruchen“ (vgl. Liebel 2009: 140). Im Kontext von Heimerziehung 
ist dies besonders relevant, da einerseits ein professionell institutionalisierter Ort 
für Sicherheit, Stabilität und Relevanz geschaffen werden soll, der gleichzeitig 
Offenheit, Aushandlung und Entwicklung ermöglicht (vgl. Pluto 2011: 207). Zur 
Klarstellung sei hier kurz darauf hingewiesen, dass Partizipation in diesem Arti- 
kel aus Platzgründen losgelöst vom Jugendamt als steuernde Instanz im Einzelfall 
betrachtet wird. Um Partizipation in der Heimerziehung zu erfassen ist die Rolle 
der Fachkraft im Jugendamt, die für die Hilfeplanung verantwortlich ist, jedoch 
ein wichtiger Faktor. 
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Die Beteiligung und Mitbestimmung der Mädchen und Jungen auf der Ebene 
des Kinder- und Jugendhilfesystems ist bisher kaum im Blick. Es gibt lediglich 
Debatten zur Etablierung einer beteiligungsorientierten Jugendhilfeplanung (vgl. 
Schimpf u. Leonhardt 2004). Ein Einbezug der Mädchen und Jungen in die tat- 
sächlichen Entscheidungen über Ressourcen, Inhalte und Qualität der Leistungen, 
die ihnen ja zu Gute kommen sollen, findet nicht statt. Ein konkretes Beispiel hier- 
für ist die Rechtskonstruktion und die praktische Handhabung der Verhandlungen 
über Leistung, Entgelt und Qualität zwischen Jugendamt und freien Trägern (vgl. 
Emanuel 2015). 

Geht es um die Voraussetzungen für Partizipation in der Heimerziehung wird 
häufig auf strukturelle Sicherung der Beteiligungsrechte in den Institutionen, 
konzeptionelle Überlegungen und die Qualifikation der Fachkräfte rekurriert. 
Allerdings sind entsprechende institutionelle Beteiligungsregeln, Aussagen in 
Konzepten und eine Qualifizierung der Fachkräfte in Methoden und Haltung zur 
Beteiligung der Kinder im Heimalltag nicht ausreichend. Wie an der kurzen Be- 
trachtung der Sachwalterproblematik deutlich wurde, bedarf es hierzu eines eige- 
nen Mandats in der professionellen Beziehung zwischen Fachkräften, Kindern und 
Jugendlichen in den Hilfen zur Erziehung. Daher ist als weitere Anforderung an 
den Partizipationsdiskurs neben strukturellen Aspekten der Institutionen und des 
Kinder- und Jugendhilfesystems sowie der persönlichen Qualifikation der Fach- 
kräfte die Entwicklung einer Professionsethik erforderlich, die als drittes Mandat 
neben elterlichem und gesellschaftlichem Mandat die Beteiligung von Kindern 
zum eigenen Anliegen macht. 

Die Frage nach einer Fundierung von Kinderrechten in einer Professionsethik 
der Kinder- und Jugendhilfe scheint im derzeitigen Diskurs über Partizipation 
kaum gestellt zu werden. Jedoch erscheint es nur so möglich einen entsprechenden 
code of practice zu legitimieren, der erstens die Kinderrechte zum Bezugspunkt 
nimmt und zweitens dafür keine rechtliche Akrobatik über Elternrechte, Schutz- 
aufgaben des Staates oder die Konstruktion des Kindeswohls benötigt. 
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Echte Partizipation in Settings 
der Fremdunterbringung 


Ein Problemaufriss am Beispiel der Pflegekinderhilfe 


Daniela Reimer 


1 Einleitung 


In der sozialpädagogischen Arbeit herrscht Einigkeit darüber, dass die Menschen - 
manchmal werden sie Klient*innen, Adressat*innen oder Nutzer*innen genannt — 
an den Entscheidungen, die sie und ihr Leben betreffen, zu beteiligen sind. 

Dies wird einerseits mit rechtlichen Rahmungen für die Soziale Arbeit (vgl. 
Emanuel i.d. Band), andererseits ganz prinzipiell mit einer am Subjekt, seiner Le- 
benswelt und seinem Eigensinn orientierten Haltung der Professionellen begrün- 
det. Darüber hinaus zeigt sich — ein eher technologisches Argument -, dass Inter- 
ventionen dann wirksamer sind, wenn ihnen ein Partizipationsprozess zugrunde 
liegt. 

Unbestritten ist, dass der Anspruch einer partizipativen Praxis auch für Kin- 
der gilt, die zu Adressat*innen Sozialer Arbeit geworden sind. Gleichzeitig deuten 
Beobachtungen aus der Praxis und viele Studien — insbesondere solche, die die 
Kinder selbst befragen (BMFFS)J 1998; Finkel 2004) — darauf hin, dass dieser 
Einspruch keineswegs immer und überall eingelöst wird. Vielmehr berichten viele 
Kinder und Jugendliche darüber, dass ihnen im Rahmen der Kinder- und Jugend- 
hilfe keine oder nur wenige Möglichkeiten zur Mitbestimmung eingeräumt wur- 
den. 

Unter der Oberfläche der allgemeinen Zustimmung zur Partizipation ist also zu 
erwarten, dass bei Fachkräften konträre Einschätzungen zu finden sind, dass es 
viele Hindernisse für echte Partizipation gibt und, dass eine wahrhaft partizipative 
Praxis allen Beteiligten viel abverlangt. 
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Ich werde nach einer kurzen Rahmung des Themas die Partizipation von Kin- 
dern im Rahmen der Pflegekinderhilfe kritisch diskutieren, wichtige Stellen für 
Partizipation beschreiben, die Voraussetzungen auf Seiten der Professionellen für 
gelingende Partizipation aufzeigen und anschließend skizzieren, welche fachli- 
chen und kinderpolitischen Schritte unternommen werden müssen, um das Recht 
der Kinder auf Partizipation in die Praxis umzusetzen. 





2 Grundlagen und Hintergründe 


In demokratischen Gesellschaften stellt die Partizipation der Bürger*innen ein 
politisches Grundrecht und ein Menschenrecht dar (Kohout 2002). Auch Kinder 
sind mit Beteiligungsrechten und -chancen ausgestattet, weil sie eigenständige Per- 
sönlichkeiten sind, die respektiert und ernst genommen werden müssen (Schnurr 
2001; UNICEF 2001). Besonders deutlich wird diese Haltung in der im Jahr 1989 
von den Vereinten Nationen verabschiedeten Kinderrechtskonvention (Hart 1997; 
UNICEF 2001), in der nicht nur Schutzrechte für Kinder festgeschrieben werden, 
sondern auch zentrale Beteiligungsrechte. Im Artikel 12 heißt es beispielsweise: 


Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung zu 
bilden, das Recht zu, diese Meinung in allen das Kind berührenden Angelegenhei- 
ten frei zu äußern und berücksichtigen die Meinung des Kindes angemessen und 
entsprechend seinem Alter und seiner Reife. Zu diesem Zweck wird dem Kind ins- 
besondere Gelegenheit gegeben, in allen das Kind berührenden Gerichts- oder Ver- 
waltungsverfahren entweder unmittelbar oder durch einen Vertreter oder eine ge- 
eignete Stelle im Einklang mit den innerstaatlichen Verfahrensvorschriften gehört 
zu werden. 


Die unterzeichnenden Vertragsstaaten verpflichten sich damit sicherzustellen, 
dass Kinder in Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, mittelbar oder unmittel- 
bar Einfluss auf zu treffende Entscheidungen nehmen können. In der deutschen 
Kinder- und Jugendhilfe sind Beteiligungsrechte im Kinder- und Jugendhilfe- 
gesetz (Sozialgesetzbuch VIII) festgelegt: Kinder und Jugendliche sollen ihrem 
Entwicklungsstand entsprechend an allen sie betreffenden Entscheidungen der 
öffentlichen Jugendhilfe beteiligt werden und die Angebote der Jugendhilfe mit- 
gestalten können (Hansbauer u. Kriener 2000; Kriener 1999; Blandow et al. 1999). 
Münder (2006: 484) stellt heraus — eher normativ als die tatsächlichen Verhält- 
nisse beschreibend — „Die Partizipation ist Strukturmerkmal nicht nur bei der 
Leistungserbringung, sondern auch bei der Entscheidung über die Gewährung von 
persönlicher Hilfe mit pädagogischen (und therapeutischen) Mitteln“. Die Verant- 
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wortung für gelingende Partizipation verortet er bei der Fachkraft im Jugendamt: 
„Die Herstellung von Beteiligungsfähigkeit und damit die Unterstützung bei der 
Realisierung des Anspruchs ist eine fachliche Aufgabe für die sozialpädagogische 
Fachkraft im JA“ (Münder 2006: 485). 

Bei der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in der Kinder-und Jugend- 
hilfe geht es nicht nur um Gruppen von Kindern und Jugendlichen, die ihre legi- 
timen Interessen gegen die (oder auch im Einklang mit den) Interessen anderer 
gesellschaftlicher Gruppen vertreten und sich so an politischen oder institutionel- 
len Entscheidungen beteiligen sollen, sondern insbesondere um einzelne Kinder 
und Jugendliche, die sich an einer individuellen Entscheidung über ihren weiteren 
Lebensverlauf beteiligen (Pluto 2007; Seckinger 2006), indem sie ihre Interessen, 
Wünsche und möglicherweise auch Befürchtungen und Ängste einbringen und de- 
ren Berücksichtigung erwarten. Auf dieser Interaktionsebene werde ich Partizipa- 
tionsprozesse im Folgenden näher in den Blick nehmen. 





3 Pädagogische Überlegungen 


Partizipation ist nicht ein Zugeständnis oder gar Geschenk der Erwachsenen an 
die Kinder, sondern eine Voraussetzung für Erziehung. Denn die Entwicklung der 
Subjekte ist ihre Eigenleistung, die Erziehenden können und sollen am guten pä- 
dagogischen Ort ein entwicklungsförderndes Lebens- und Lernfeld arrangieren, 
in dem dann in Koproduktion Entwicklung möglich wird (Wolf 2006). Das unter- 
scheidet Erziehung von Dressur. Die Anregungen zum Lernen sind dann beson- 
ders wirksam, wenn sie an den Lebenserfahrungen, d.h. an den bisherigen Strate- 
gien und Deutungsmustern der Kinder, anknüpfen (Lambers 1996; Rätz-Heinisch 
2005). Eine Voraussetzung dafür ist wiederum, dass die Erziehenden genau hin- 
hören und -sehen, die Signale der Kinder aufnehmen und in einer entwicklungsför- 
dernden Interaktion, einen zwar zunächst asymmetrischen, aber wechselseitigen 
Einfluss anstreben. Außerdem erleben es Kinder in unserer Gesellschaft schon 
früh als kränkend, wenn ihr Wille nicht berücksichtigt wird. Dies hängt auch mit 
einer Entwicklung der Umgangsformen zwischen Erwachsenen und Kindern zu- 
sammen, die Büchner (1989) als Wandel von einem Befehlshaushalt zum Verhand- 
lungshaushalt beschrieben hat: 


Gehorsamsbereitschaft allein und Vertrauen in die Richtigkeit und Berechtigung 
von Anordnungen und Vorschriften sind nicht mehr selbstverständlich. Die Autori- 
tätsperson gerät unter Rechtfertigungsdruck. Kinder und Jugendliche haben dadurch 
offensichtlich heute einen größeren Handlungsspielraum als noch vor 30 Jahren. 
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Sie können sich ohne unmittelbare Angst vor Bestrafung größere Freiheiten heraus- 
nehmen, auch wenn dies oft bedeutet, dass Eltern mehr Rücksicht nehmen müssen: 
Von ihnen werden Einfühlungsvermögen, Sichhineinversetzen in kindliche Rollen 
und partnerschaftliche Umgangsformen erwartet (Büchner 1989: 200). 


Diese seit mehreren Jahrzehnten zu beobachtende Verschiebung der Machtbalan- 
ce hat auch für die Jugendhilfe Folgen. Sie muss ähnliche Umgangsformen mit 
den Kindern entwickeln, wie sie auch sonst in wichtigen Milieus vorherrschen, 
sonst wird sie zum Hinterherhinker, erscheint als vormodern autoritär und verliert 
(weiter) an Legitimation. Das Verhandeln stellt nicht nur hohe Ansprüche an die 
Erwachsenen, sondern auch an die kindlichen Verhandlungspartner. Sie benötigen 
aber ein Lebensfeld, in dem sie das lernen können, was sie können müssen, da 
auch in anderen Feldern, die für das Verhandeln notwendigen Fähigkeiten erwartet 
werden. Außerdem können die Kinder nur Mitverantwortung für Entscheidungen 
übernehmen, an deren Herstellung sie beteiligt waren. Gerade Kinder, die bisher 
in Strukturen des Befehlens und Gehorchens oder eines desinteressierten Lais- 
sez-faires aufgewachsen sind, benötigen ein andersartiges Lernfeld. Kränkungen, 
wenn der eigene Wille der Kinder nicht respektiert wird, führen zu entmutigen- 
den Selbstwirksamkeitserfahrungen und treiben die Kinder in eine Opposition zu 
den dann leicht als feindselig erlebten Erwachsenen. Dies bindet Ressourcen, die 
eigentlich für andere Entwicklungsaufgaben benötigt werden. In einem so mit un- 
angenehmen Emotionen aufgeladenen Feld, werden weder kognitive noch emotio- 
nale Entwicklungen gut gefördert. 

Wenn man nun auf dieser Grundlage einen Partizipationsbegriff zugrunde legt, 
der das individuelle Kind und die individuelle Aushandlung zwischen Erwachse- 
nem und Kind bei (wichtigen) Entscheidungen die das Leben dieses Kindes betref- 
fen, anvisiert, dann erscheint für die folgenden Ausführungen die Partizipations- 
definition von Reimer und Wolf (2008: 5) besonders geeignet: 


wir verstehen unter Partizipation, dass 

°e Kinder und Jugendliche über das, was mit ihnen geschieht, auf eine ihrem Ent- 
wicklungsstand angemessene Weise informiert werden, 

° siemit ihren Wünschen, Befürchtungen und Meinungen gehört werden, 

« diese wertgeschätzt werden, 

° Entscheidungen - soweit wie möglich — mit ihnen partnerschaftlich ausgehandelt 
oder von ihnen autonom getroffen werden und 

° bei allen Entscheidungen — auch wenn diese aus gewichtigen Gründen gegen den 
Willen der Kinder und Jugendlichen getroffen werden müssen — um ihre Zustim- 
mung geworben wird. 
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Wie dies konkret im Rahmen der Pflegekinderhilfe aussehen kann und wo die 
Umsetzung nicht gut gelingt, werde ich im Folgenden vor dem Hintergrund der 
Erfahrungen von Kindern, die in Pflegefamilien aufgewachsen sind, erläutern. 





4 Wie Kinder selbst ihre Erfahrungen mit Partizipation 
beschreiben 


In diversen Forschungsprojekten habe ich zwischen 2007 und 2011 ausführliche 
biografische Interviews mit jungen Erwachsenen geführt, die mindestens einen 
Teil ihrer Kindheit und Jugend in einer Pflegefamilie verbracht haben. Etwa 50 
Interviews habe ich selbst geführt, 50 weitere, von Kolleg*innen geführte Inter- 
views, standen mir für die Nutzung in Forschungsprojekten zur Verfügung (Pier- 
lings 2011). Die Interviews wurden für diverse Forschungsfragen (Reimer 2008, 
2011, 2014, 2015; Reimer u. Wolf 2008; Pierlings u. Reimer 2015) und Zwecke mit 
dem themenzentriert-komparativen Auswertungsverfahren (Lenz 1986) und an die 
Grounded Theory angelehnten Verfahren analysiert (Breuer 2009). 

Um den Rahmen zu verdeutlichen noch einige kurze Anmerkungen zur Unter- 
bringung von Kindern in Pflegefamilien: Die Unterbringung in einer Pflegefamilie 
ist eine sogenannte „Hilfe zur Erziehung“ im Rahmen $33 SGB VIII, (vgl. Emanuel 
i.d. Band): Sie wird - alternativ zu einer Unterbringung in einer Heimerziehung ge- 
wählt — wenn Kinder nicht (mehr) bei ihren leiblichen Eltern leben können. Pflege- 
familien sind in der Regel Laien, sie werden vor der Unterbringung eines Kindes 
(mit großen kommunalen Unterschieden) vorbereitet und überprüft. Ist ein Kind in 
der Pflegefamilie untergebracht, werden sie durch das örtliche Jugendamt oder einen 
freien Träger der Jugendhilfe begleitet. Mindestens einmal jährlich finden sogenannte 
Hilfeplangespräche statt, bei denen gemeinsam mit der fallführenden Fachkraft aus 
dem Jugendamt, dem Kind, den Pflegeeltern, ggf. den leiblichen Eltern und anderen 
wichtigen Personen der Hilfebedarf und die Entwicklung besprochen wird. Die Pfle- 
geeltern erhalten eine Pauschale für die Betreuung des Kindes, kein Gehalt. In vielen 
Fällen behalten die leiblichen Eltern das Sorgerecht. Kommt es zu einem Sorgerechts- 
entzug, bekommt das Kind einen Amtsvormund, in manchen Kommunen gibt es auch 
die Möglichkeit, dass die Pflegeeltern die Vormundschaft übernehmen. 

Im Folgenden werde ich mit Bezug auf verschiedene Interviews wichtige Pha- 
sen, Abschnitte und Themen im Leben eines Pflegekindes vorstellen und jeweils 
die Bedeutung von Partizipation anhand von Eindrücken aus den Narrationen der 
Interviewpartner*innen skizzieren.'! 





ll Um die Lesbarkeit zu verbessern wurden alle Zitate sprachlich geglättet. Sämtliche 
Namen sind anonymisiert. 
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4.1 Wenn Kinder in Not kommen 


Schon lange vor der Unterbringung und dem Eingreifen der Jugendhilfe können 
Kinder und ihre Familien in Notsituationen kommen. In den biografischen Inter- 
views werden ganz unterschiedliche Situationen und Grade von schwierigen Um- 
ständen, die in Familien auftreten können, geschildert. 

In vielen Fällen spitzen sich schwierige Familiensituationen durch psychische 
Erkrankungen der Eltern, Alkohol- oder Drogenkonsum für die Kinder zu. Die 
Kinder erleben dann Vernachlässigung, Gewalt, manchmal auch Misshandlungen 
in ihrer Familie. Oft sind es die Geschwister in der Familie, die gegenseitig für- 
einander sorgen, und manchmal auch die Sorge für die Eltern übernehmen. 

Kusuma, die mit ihren beiden jüngeren und zwei älteren Halbgeschwistern bis 
zu ihrem fünften Lebensjahr in der Herkunftsfamilie gelebt hat, erzählt von sehr 
schwierigen Verhältnissen: 


„Wir haben wirklich sehr, sehr viel durchgemacht in dieser Zeit, meine zwei ältes- 
ten Geschwister haben sich geschlagen, geprügelt, so dass der Steffen durch die 
Scheibe geflogen ist, ich bin dann zum Beispiel mit ihm zum Arzt gegangen, oder wir 
haben gehungert, wir haben uns draußen von der Welt ernährt, wir haben Pflanzen 
gegessen, wir haben platt getretene Kaugummis von der Straße aufgesammelt und 
gekaut, wir sind zu den Nachbarn betteln gegangen. Und nun war es zuhause wenn 
meine Mutter betrunken auf der Couch gesessen hat, wie es immer nur war, dann 
haben wir dann teilweise versucht, Essen aus'm Kühlschrank zu klauen, und dann 
hat sie uns erwischt, ich und der David hatten eine Scheibe Salami ausm Kühl- 
schrank genommen, und da ist sie wirklich wie von der Tarantel gestochen hinter 
uns her und hat gefragt, wo die Salamischeibe ist. Sie hat das gesehen, und wir 
hatten die in so ne Rille unter der Tür gesteckt und dann hat sie die Salamischeibe 
genommen und in Müll geschmissen, hat sie uns weggenommen und in Müll ge- 
schmissen.“ 


Etwas weniger drastisch, aber für die Kinder ebenfalls desolat berichtet Dennis, 
der mit seinem Bruder bis zum sechsten Lebensjahr bei seiner psychisch kranken 
Mutter gelebt hat über die Verhältnisse in seiner Herkunftsfamilie: 


„Also, es hat mich schon sehr mitgenommen in dieser Zeit. Obwohl ich da noch 
ziemlich jung war, aber ich habe mich sehr verantwortlich für meinen Bruder ge- 
‚fühlt. Der ist zwei Jahre jünger als ich. Und dass wir auch Brot haben. Einfach so 
Kleinigkeiten, die ich gemacht habe, weil meine Mutter es nicht mehr geschafft hat 
einfach. So etwas wie Brote schmieren für meinen Bruder und mich halt. Weil meine 
Mutter, die war ja einfach nicht ansprechbar. Die hat uns nicht geschlagen oder so. 
Sie war jetzt nicht so eine Horrormutter. Aber sie hat einfach viel zu viel mit sich 
selber zu tun gehabt.“ 
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In solchen Familiensituationen gilt es für die Kinder höchst widersprüchliche An- 
forderungen — neben den vielen Aufgaben, die ohnehin für sie anfallen — zu bewäl- 
tigen: einerseits sind sie sehr stark auf sich alleine gestellt, werden mit ihren Wün- 
schen, Hoffnungen, Ängsten und Befürchtungen kaum gehört. In Entscheidungen, 
die ihr Leben betreffen werden sie oft nicht einbezogen. Andererseits übernehmen 
sie — wie auch in den Zitaten deutlich wird — viel Verantwortung für sich, ihre 
Geschwister und manchmal ihre Eltern, weit mehr als in unserer Gesellschaft von 
Kindern erwartet wird. Das beinhaltet auch, dass sie Entscheidungen treffen müs- 
sen und dies oft beeindruckend gut meistern. 

Die zentralen Fragen zum Thema Partizipation, die sich in dieser Lebensphase 
ergeben, sind: Wer steht Kindern als Ansprechpartner*in zur Verfügung? Wer- 
den die Signale der Kinder in ihrem Umfeld ernst genommen? Nehmen die Päda- 
gog*innen, auf die Kinder in institutionellen Settings (Kindertagesstätte, Schule) 
treffen, die Kinder in ihren Notsituationen einerseits und andererseits den Kom- 
petenzen, die sie haben, ernst? Gibt es hilfreiche Netzwerke für Kinder in der 
Kommune? 

Die Interviewpartner*innen in unseren Biografieprojekten berichten dazu, dass 
der Zugang zum Hilfesystem nicht einfach war und auch, dass ihre Notsituationen 
und die entsprechenden Signale erst relativ spät Gehör fanden, oft erst dann, wenn 
die Kinder mit, als auffällig geltenden Verhaltensweisen, auf sich aufmerksam 
machten. 


4.2 Übergang in die Pflegefamilie, Alltag und Einleben 
in der Pflegefamilie 


Wenn dann ein Kontakt zum Jugendhilfesystem besteht und Entscheidungen über 
den Verbleib der Kinder getroffen werden müssen, wird das Thema Partizipation 
besonders brisant: Hier werden biografisch hoch bedeutsame Entscheidungen ge- 
troffen. Die Beteiligung von Kindern ist also ihr zentrales Recht. In der Analyse 
der biografischen Interviews hat sich gezeigt, dass Partizipation im Übergang be- 
sonders wichtig ist, um eine Passung zwischen dem Kind und der aufnehmenden 
Familie herzustellen. Darüber hinaus ist deutlich geworden, dass es den jungen 
Erwachsenen, wenn sie an der Entscheidung beteiligt worden sind, deutlich besser 
gelungen ist, für sich selbst die Fremdunterbringung in der Biografie als eine hilf- 
reiche — wenn auch oft von Zumutungen geprägte — Intervention zu verstehen, im 
Rückblick sorgende Erwachsene auszumachen und insgesamt einen roten Faden in 
ihrer Lebensgeschichte finden zu können. 
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Allerdings waren die Fälle, in denen Kinder von echten Partizipationsprozessen 
berichten konnten, die Ausnahme. In den meisten Fällen wurde der Übergang als 
ein Eingriff erlebt, der zumindest teilweise unverständlich war. Bei Marcel, der 
mit vier Jahren im Krankenhaus war, weil er sein Bein gebrochen hatte und von 
dort aus direkt in eine Pflegefamilie kam, blieb die Unterbringung sogar jahrelang 
unverständlich: 


„An diesem Tag im Krankenhaus, den werd’ ich glaub ich nie vergessen, ja da kam 
so ne Familie rein, was heißt Familie, wer war denn dabei, Gerlinde, Fritz und ein 
Kind glaub ich, ja und dann meint die da, wir packen jetzt die Sachen, wir nehmen 
dich mit. Und ich hab das gar nicht verstanden und wollte eigentlich auch immer 
bei meiner Mama bleiben. Ja und dann musst ich da mit zu denen fahren, ich dachte 
ich müsst da mal zu Besuch hin, aber irgendwie war das net so, war sehr komisch, 
ne Familie die du net kennst, die holt dich dann ab und du hast die in deinem Leben 
noch nie gesehn, dann hab ich das irgendwie erst zwei Jahre später begriffen. Ganz 
lange wusste ich nicht wo ich hier war. Wenn es klingelte, dachte ich immer, jetzt 
kommt meine Mama und holt mich ab.“ 


Hier erfolgt explizit keine Partizipation, der Interviewpartner fühlte sich den Ent- 
scheidungen der Erwachsenen vollständig ausgeliefert. Noch dramatischer schil- 
dert Matteo, der jahrelang gegen seinen Willen im Heim gelebt hat, wie ihm die 
Möglichkeit, an wichtigen Entscheidungen seines Lebens mitzuwirken, verweigert 
wurde. Die folgende Szene beschreibt ein Hilfeplangespräch in einer Heimein- 
richtung: 


„Dann wurden dann doch hinter meinem, letztendlich hinter meinem Rücken Ab- 
sprachen getroffen, mit den Erziehern und da sollt ich dann das machen und dann 
in diesen Verein gehen und das machen und obwohl ich das gar nicht wollte, das 
war dann auch so, dass ich dann raus musste in diesem Zeitraum normalerweise 
soll ich ja ab, also eigentlich immer anwesend sein, aber da wurd ich oft teilweise 
bis zu eine Stunde rausgeschickt und so und da haben die miteinander gesprochen 
ich denk mal die haben auch meine Entwicklung besprochen, das ist ja ganz ok, 
aber ich hab das natürlich auch belauscht, viele Sachen, und dann wurd auf einmal 
besprochen ja mit SBW Selbstbetreutes Wohnen und ja Pflegefamilie fällt auf jeden 
Fall flach. Und vorne rum hat sie immer gesagt jaja, wir werden schon was finden, 
Ja und da hab ich sie dann irgendwann mal, bin ich dann reingeplatzt, hab ich ge- 
sagt so ich weiß, man soll nicht lauschen aber was ich hier höre und so das find ich 
überhaupt nicht gut und so, dann sagen sie, also sie mir das doch ins Gesicht. Ich 
meine ich bin ’'n Kind noch, aber ich bin nicht blöd.“ 


Echte Partizipation in Settings der Fremdunterbringung 249 








Die beiden Beispiele von Marcel und Matteo stehen im Widerspruch zu einer par- 
tizipativen Praxis. Bei den beiden Interviewpartnern hatte die fehlende bzw. ver- 
weigerte Partizipation schwere Konsequenzen für den weiteren Biografieverlauf. 

Die zentralen Fragen an professionelle Fachkräfte, die Partizipation im Über- 
gang sicherstellen, wären deshalb: Wer fragt die Kinder was sie möchten? Welche 
flexiblen Antworten gibt es in den Hilfen zur Erziehung, mit denen auf die Vor- 
stellungen der Kinder eingegangen werden kann? Wer setzt sich mit den Kindern, 
ihren möglicherweise ambivalenten Wünschen auseinander und nimmt sie darin 
ernst? Wer bespricht mit Geschwistergruppen, ob eine gemeinsame oder getrennte 
Unterbringung angestrebt werden soll? Wie werden die Kinder im Übergang be- 
gleitet? Gibt es eine Fachkraft, die dem Kind (vielleicht immer wieder) erklärt, 
in welcher Situation es sich befindet und gemeinsam Perspektiven klärt und er- 
arbeitet? 

Der Übergang in eine Pflegefamilie kann auch als ein Wechsel der Familienkul- 
tur verstanden werden (Reimer 2008: 2015), der für die Kinder viele Fremdheitser- 
fahrungen und Irritationen birgt. In der detaillierten Analyse hat sich gezeigt, dass 
es besonders wichtig ist, dass für das Kind in der aufnehmenden Pflegefamilie 
Möglichkeiten zur Alltagspartizipation bestehen, also über Dinge im Alltag und 
in der eigenen Lebensgestaltung mitzuentscheiden, wie zum Beispiel, was es zum 
Essen geben soll, wie das Zimmer eingerichtet wird, welche Hobbys und Freizeit- 
aktivitäten betrieben werden. Dies muss auch in der Auswahl und Vorbereitung 
der Pflegefamilien berücksichtigt werden. 


4.3 In der Begleitung, wenn es in der Pflegefamilie schwierig 
wird, wenn eine Rückkehr angedacht wird 


Wenn ein Kind in einer Pflegefamilie lebt, dürfen die durch die Fachkräfte initi- 
ierten Partizipationsprozesse nicht enden. Zentrale Fragen sind hier: Ist es selbst- 
verständlich, dass die Professionellen regelmäßig allein mit dem Kind sprechen? 
Wer wird begleitet, das Kind oder die Pflegefamilie oder beide? Idealerweise hat 
das Pflegekind eine persönliche Ansprechpartnerin im Sozialen Dienst, die regel- 
mäßig — auch unter vier Augen - in Kontakt ist. 

Im — mindestens einmal jährlich stattfindenden — Hilfeplangespräch ist die Be- 
teiligung der Kinder gesetzlich geregelt (vgl. Emanuel i.d. Band). Allerdings erleb- 
ten die von mir interviewten jungen Erwachsenen, die darüber hinaus keinen oder 
nur ganz wenig Kontakt zu der sie betreuenden Fachkraft hatten, die Beteiligung 
im Hilfeplanverfahren eher als Inszenierung, denn als echte Partizipation. Als be- 
sonders wichtig erweist sich der intensive, vertrauensvolle Kontakt zwischen Fach- 
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kraft und Kind, wenn das Zusammenleben in der Pflegefamilie schwierig wird. In 
dieser Situation ist es besonders wichtig, dass das Pflegekind - selbstverständlich — 
eine bereits vertraute Ansprechpartnerin im Pflegekinderdienst hat, zu der es auch 
von sich aus Kontakt aufnehmen kann. 

Und auch wenn neue Übergänge anstehen — eine Rückkehr in die Herkunfts- 
familie, ein Wechsel in ein anderes Setting oder das formale Ende der Pflegebe- 
ziehung wegen Erreichen der Volljährigkeit - ist es hochbedeutsam, dass das Kind 
oder der Jugendliche mindestens eine vertraute Ansprechpartnerin bzw. einen 
vertrauten Ansprechpartner im Jugendhilfesystem hat, mit der bzw. dem ein Aus- 
tausch über die Wünsche, Vorstellungen, Befürchtungen erfolgen kann. 


4.4 Besuchskontakte 


Die Umgangs- oder Besuchskontakte mit Mitgliedern der leiblichen Familie sind 
zwar ein Teil der Begleitung, aber sie nehmen — auch in der Wahrnehmung der 
Kinder - einen so zentralen Stellenwert an, dass sie hier gesondert thematisiert 
werden. Umgangskontakte werden häufig von allen Beteiligten als belastend er- 
lebt, besonders die Kinder berichten von Unruhe und psychosomatischen Belas- 
tungen vor und nach dem Kontakt, gleichzeitig stellen Besuchskontakte eine wich- 
tige Ressource, auch in biografischer Hinsicht, dar (Pierlings u. Reimer 2015). Die 
leiblichen Eltern haben — wenn nicht nachgewiesen ist, dass der Umgang dem Kin- 
deswohl schadet — ein Recht auf regelmäßigen Umgang mit dem Kind. In den Fäl- 
len, in denen in der Zusammenarbeit mit dem Jugendamt keine Übereinstimmung 
darüber gefunden werden kann, in welchem Rhythmus und in welchem Rahmen 
die Kontakte stattfinden, kann eine gerichtliche Entscheidung eingefordert werden. 

Aus dem Interviewmaterial wird deutlich, dass Besuchskontakte für Kinder 
dann besonders belastend sind, wenn sie keine Möglichkeiten haben, über Fragen 
der Häufigkeit und der Ausgestaltung mitzuentscheiden, wenn die Kontakte nicht 
kindgerecht gestaltet sind und wenn die persönlichen Grenzen der Kinder in der 
Kontaktsituation überschritten werden — ein besonders sensibles Thema stellt bei- 
spielsweise ein aus Kindersicht angemessenes Maß an Körperkontakt zwischen 
Kind und Eltern dar, sowie Geschenke, die leibliche Eltern ihren Kindern mit- 
bringen (Ibidem). 

In den biografischen Interviews haben viele Kinder ein sehr geringes Maß an 
Beteiligung erlebt und fühlten sich aufgrund der Kontakte entsprechend massiv 
belastet. Lena beispielsweise berichtet: 
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„Es gab halt auch immer Besuchskontakte. Aber ich hatte da noch nie so den Bezug 
irgendwie zu, also ich hab häufig dann mit Übelkeit reagiert und so. Und da hatte 
ich schon ein bisschen Vorteil, dass mein leiblicher Vater halt im Rollstuhl sitzt, 
da konnt ich mich immer in mein Hochbett verkrümeln, da konnt er halt nicht an 
mich rankommen, also. Und dann, also meine Eltern [die Pflegeeltern] haben dann 
natürlich auch immer gut geholfen ein bisschen so Abstand zu gewährleisten, dass 
die mir nicht zu sehr auf die Pelle rücken oder so, aber das kann man ja nicht ganz 
vermeiden (...) Aber, also ich hab schon geschafft, dass ich da schon total unruhig 
war und immer so flau reagiert hab und immer Übelkeit. Und dann also es hat auch 
immer noch so ne Woche so nachgewirkt eigentlich.“ 


Um Belastungen zu reduzieren oder ganz zu vermeiden, ist es bedeutsam, die Kin- 
der intensiv an der Ausgestaltung zu beteiligen und Umgangskontakte mit ihnen 
vor- und nachzubereiten. Hier sind die zentralen Fragen an die Fachkräfte: Wer 
bereitet das Kind vor? Wer begleitet die Kontakte? Wer nimmt sich ausreichend 
Zeit um mit den Kindern zu überlegen, wie der Kontakt gestaltet werden müsste 
um vom Kind als positiv erlebt werden zu können? 

Aus den biografischen Erzählungen der jungen Erwachsenen, die ehemaligen 
Pflegekinder sind, wird deutlich, wie wichtig Partizipation ist und gleichzeitig wie 
häufig sie nicht gelingt. Das Nicht-Gelingen von Partizipationsprozessen ist nicht 
nur deshalb problematisch, weil damit ein zentrales Kinderrecht verletzt wird, son- 
dern vor allem weil dadurch Entwicklungschancen beeinträchtigt und in manchen 
Fällen sogar (massiv) beschnitten werden. Deshalb soll nun ein Perspektivwechsel 
erfolgen: Ich möchte nun den Blick auf die Fachkräfte lenken und darüber nach- 
denken, welche Voraussetzungen auf Seiten der Fachkräfte erfüllt sein müssen, 
damit diese echte Partizipationsprozesse anregen können. Auch für diesen Zweck 
werde ich Ausschnitte aus dem biografischen Interviewmaterial nutzen. 





5 Voraussetzungen für Partizipation 
5.1 Das Professionsverständnis 


Nicht nur das Verständnis von der eigenen Profession, sondern auch eine entspre- 
chende Sicht auf die Kinder stellt eine zentrale Grundvoraussetzung einer Praxis 
dar, in der Partizipation in die Realität umgesetzt wird. Beim Sichten der Literatur 
zum Pflegekinderbereich entsteht leicht die Vorstellung, dass alle Pflegekinder trau- 
matisiert und therapiebedürftig sind, vielleicht auch krank und gestört, auf jeden 
Fall auffällig. In einem sogenannten „Praxisbuch für Fachkräfte und Pflegeeltern“ 
ist unter der Überschrift „Wie wird ein Kind zum Pflegekind“ Folgendes zu lesen: 
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Von Pflegekindern ist ein hoher Prozentsatz der Kinder misshandelt, vernachlässigt 
und abgelehnt (...) Je länger die Kinder dieser schweren Belastung ausgesetzt wa- 
ren, umso deutlicher sind die krankmachenden Bindungsmuster zu beobachten. Die 
Kinder sind zutiefst einsam und misstrauisch. (...) Das Kind hat ein geringes Selbst- 
wertgefühl. Es fühlt sich abgelehnt und nicht liebenswert. Gefühle werden kaum 
zugelassen. Verhaltensauffälligkeiten sind die Folge erlebter Gewalt, Vernachläs- 
sigung oder Ablehnung. Aggressive Impulse und Wiederholung der Gewaltmuster 
machen das Leben mit Gleichaltrigen schwer (Zwernemann 2007: 37, Hervorhebun- 
gen D.R.). 


Wohlgemerkt: in dem Zitat gibt es keine Konjunktive, keine Einschränkungen oder 
Relativierungen. Auch in biografischen Interviews mit ehemaligen Pflegekindern 
(Reimer 2011) wird häufig von sogenannten Diagnosen berichtet, von denen die 
Interviewpartner*innen selbst betroffen sind oder Pflegekinder anscheinend häu- 
fig betroffen sind: FAS, ADS, ADHS, regelmäßig werden eine „Anstrengungsver- 
weigerung“ benannt und in Fällen, in denen es in einer Pflegefamilie aus diversen 
Gründen zu einem Abbruch kam, wurde „Familienuntauglichkeit“ diagnostiziert. 
Auch der Interviewpartner Dave hat Erfahrungen mit Diagnosen gemacht. Im fol- 
genden Zitat antwortet er auf die Frage, was er, wenn er selbst Kinder hätte, anders 
machen würde, als seine Pflege- und späteren Adoptiveltern es gemacht haben: 


„Ja nee ich hatte den Eindruck, dass ich eigentlich immer bei uns zu irgendwelchen 
Ärzten musste obwohl immer bei allen das Gleiche rausgekommen ist, also und was 
ich anders machen würde, ich würde versuchen meinem, also wenn ich ein Kind 
hätte würd ich versuchen meinem Kind ein ruhigeres Leben (,) zu ermöglichen also 
nicht so ein Häckmäck-Leben sondern geregeltes, also schon ne ruhige Kindheit, so 
nicht immer man muss zu dem Arzt, man muss zu dem Arzt, dann dahin dann dahin 
sondern ja einfach versuchen n ruhigeres Leben zu haben so (...) bis (,) ich glaub 
vierzehn oder fünfzehn bin ich von dem einen zum andern gereist und das fand ich 
total nervend so Interviewerin: mmh (.) un und aus welchen Gründen immer oder? 
Ja aus den aus den Gründen eben die eh die Zuhause halt so los waren halt, wie 
gesagt aus Angstgründen, und auch auch die wollten kucken ob ich irgendwie — das 
würd ich übrigens auch machen — kucken ist mein Kind irgendwie Autist muss man 
da irgendwie darauf achten hat der irgendwas, ja was ist? Ich mein es wurd jahre- 
lang gesagt ich sei ein Autist [Interviewerin schaut erstaunt] jaja genau und war 
ich bei einem Therapeuten der sagt auf einmal, hä? wie kann man denn auf die Idee 
kommen, dass ich n Autist bin so und dann hab ich mich auch sehr gegen gewehrt.“ 


Später, so berichtet er im Interview, galt Dave als sprachbehindert, nochmals später 
als hyperaktiv. Abhängig von der Diagnose hat er Schulen gewechselt, zusätzlich 
gab es weitere Schulwechsel wegen diversen Problemen und fehlender Passung. 
Das führt in Daves Geschichte zu fünf verschiedenen Schulen in neun Schuljahren. 
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Fraglich ist, ob, wenn diese Diagnosen und pathologisierenden Zuschreibungen 
ernst genommen werden und eine entsprechende Sicht auf Pflegekinder besteht, 
Beteiligung überhaupt ein sinnvolles Ziel sein kann — oder ob Kinder, mit derarti- 
gen Diagnosen gar nicht nach ihrer Meinung gefragt werden müssen. Dass sie aus 
solchen Gründen nicht wirklich einbezogen wurden, haben mehrere Jugendliche 
erlebt, die ich befragt habe. Die Interviewpartnerin Nina sagt darüber zugespitzt: 
„ich komm mir sowieso schon vor wie so n Behinderter der (.) nix auf die Reihe 
kriegt also ich werd so behandelt“. 

Im harten Kontrast dazu steht allerdings das Selbstbild der jungen Erwachse- 
nen, die ich interviewt habe und ihre Wünsche, die sie als Kinder hatten: norma- 
le Kinder zu sein, und entsprechend gesehen und behandelt zu werden (Reimer 
2017). Aber was ist eigentlich normal? Jürgen Link, ein deutscher Literaturwissen- 
schaftler und Foucault-Schüler, weist in einer langjährigen linguistischen Studie 
(Link 1999) nach, dass der Begriff Normalität im Deutschen erst zu dem Zeit- 
punkt auftaucht, zu dem Statistiken erhoben werden und die Gesellschaft massen- 
haft verdatet wird. Unsere Vorstellung von Normalität rekurriert ergo immer auf 
der Normalverteilung. Wenn man von der Gauß‘schen Normalverteilung ausgeht, 
wäre die Normalität in der Mitte, also dort, wo sich die meisten befinden. Fraglich 
ist, und das wird in jeder Gesellschaft ständig und immer wieder neu verhandelt, 
wo die Grenzen der Normalität gezogen werden — das kann ziemlich eng sein oder 
auch sehr weit (vgl. Markert i.d.B.). In den meisten Bereichen tendiert unsere Ge- 
sellschaft dazu, Grenzen eher auszuweiten. Auch im Bereich der Familie haben 
sich Grenzen in den letzten Jahrzehnten geweitet: war eine alleinerziehende Mut- 
ter in der Bundesrepublik der 1960er Jahre noch jenseits der Normalitätsgrenze, 
so besteht heute in den meisten Milieus die Einigkeit, dass alleinerziehende Fa- 
milien zur Normalität gehören. Noch deutlicher wird das am Umgang mit gleich- 
geschlechtlichen Paaren. Diese sind in den letzten Jahren in der Pflegekinderhilfe 
angekommen (Jespersen 2014). Die Tatsache, dass manche Städte und Kommunen 
intensiv um gleichgeschlechtliche Paare als Pflegeeltern werben, ist ein eindeuti- 
ger Hinweis auf deren Normalisierung. Auch aus der Sicht der Kinder ist das Auf- 
wachsen bei nur einem leiblichen Elternteil mittlerweile —- mit milieuspezifischen 
kleineren Abweichungen — weitgehend „normal“ (Walper u. Schwarz 2002). Aber 
bei keinem der leiblichen Elternteile aufzuwachsen wird tendenziell als mindes- 
tens grenzwertig betrachtet: aufgrund ihres Merkmals „Pflegekind sein“ berichten 
viele Pflegekinder von massiven Stigmatisierungserfahrungen, vor allem im Zu- 
sammenhang mit der Schule, aber auch im Jugendalter, zum Beispiel bei Bewer- 
bungen, in Partnerschaften, mit potentiellen Schwiegereltern (Reimer 2017). Die 
zum Interviewzeitpunkt bereits 32jährige Iris beschreibt das Stigma des Pflege- 
kind-Seins folgendermaßen: 
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„Ich hab manchmal so den Eindruck gehabt, dass viele Menschen unheimlich über- 
rascht sind, wenn ich sage ich bin Pflegekind, ich glaube, die stellen sich unter 
Pflegekindern was ganz anderes vor, also ich hatte immer so den Eindruck man 
muss entweder wirklich behindert sein, geistig behindert oder sechs Ohren haben, 
also man muss irgendwie ganz anders sein (...) also es gibt ne Menge Vorurteile, 
wie ich finde, die einem dann auch entgegen gebracht werden. Es haben ja auch 
wirklich sehr viele gesagt und, da war ich auch sehr überrascht, (verstellte Stimme) 
„Ja, Mensch und dann ist aus dir das geworden, was du jetzt bist, das hätte ich aber 
auch nicht gedacht, du müsstest eigentlich ja ganz anders dastehen“, also ich hab 
immer so den Eindruck, dass viele glauben, ja wie soll ich das nur beschreiben, 
also man darf keinen Schulabschluss haben, man darf keine Ausbildung haben, 
man müsste schon sechs Mal verheiratet gewesen sein, acht Kinder haben von acht 
unterschiedlichen Männern, also ein stückweit sozial schwach hat man gefälligst 
zu sein.“ 


Die Verortung an der Normalitätsgrenze in einem Bereich — dem der Familie, als 
Kind das nicht bei den leiblichen Eltern aufwächst — wird hier, wie das für ein 
Stigma typisch ist (Goffman 1967) als Merkmal auf die ganze Person ausgeweitet, 
obwohl es möglicherweise ganz viele andere Bereiche gibt, in denen die Person 
recht durchschnittlich ist. Fachkräfte sind herausgefordert hier einen ganz beson- 
deren Blick zu entwickeln, der verhindert, dass das Merkmal „Pflegekind sein“ 
zum Stigma wird, mit dem das ganze Kind beschrieben und eingruppiert wird. 
Eine alternative, nicht stigmatisierende Sichtweise auf Pflegekinder könnte fol- 
gendermaßen aussehen — skizzenhaft und sicherlich nicht abschließend: 
Pflegekinder sind normale Kinder, 


« die in ihrer Biografie schwierige Erfahrungen gemacht haben, 

« die als Kinder in Pflegefamilien im Normalfeld Familie außerhalb der Grenze 
stehen, 

° die ein Recht auf Schutz haben, 

° und sich in schwierigen Situationen und Verhältnissen häufig als Kompetente 
Akteure erwiesen haben, 

°e und auch in der Zusammenarbeit mit Professionellen als kompetente Akteure 
wahrgenommen werden möchten. 


Wenn Kinder von Fachkräften so gesehen werden und die Fachkräfte sich als ihre 
Unterstützer verstehen, dann wird es möglich, dass Kinder tatsächlich partizipie- 
ren können. 

Manfred Liebel, einer der schärfsten Kritiker des bundesdeutschen Kinder- und 
Jugendhilfesystems, beschreibt dies als paternalistisch, weil er beobachtet, dass 
Fachkräfte zwar zum — vermeintlichen — Wohl der Kinder handeln wollen, aber sie 
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dabei vormundschaftlich, den Willen der Kinder weitgehend außer Acht lassend, 
handeln. Als Alternative zum paternalistischen Handeln beschreibt er seine Idee, 
die vielleicht gar visionär erscheint, von einer Jugendhilfe, die sich durch die Par- 
tizipation der Kinder auszeichnet: 


Für ein nicht-paternalistisches Konzept von Kinderschutz, das den Schutz als ein 
Recht der Kinder versteht und ernstnimmt, ist es wesentlich, wie die Kinder unter- 
stützt und gestärkt werden können. Es betrachtet die Kinder nicht nur unter dem 
Aspekt tatsächlicher und möglicher Gefährdungen, sondern nimmt sie als Subjekte 
mit vielfältigen Eigenschaften und in ihrem gesamten Lebenskontext wahr. Demge- 
mäß zielt ein solches Konzept von Kinderschutz nicht ausschließlich darauf ab, Ge- 
fahren von den Kindern abzuwenden, sondern will — wo immer möglich — Kindern 
erleichtern und sie ggf. in die Lage versetzen, möglichen Gefahren selbst aktiv zu 
begegnen und sich ihnen zu widersetzen. Dies schließt ein, dass die Kinder nicht nur 
über die Art und Weise des Schutzes mitentscheiden, sondern auch mitbestimmen 
können, vor welchen Gefahren sie überhaupt geschützt werden wollen. Dabei geht 
es nicht darum, die Kinder sich selbst zu überlassen, sondern zu und mit ihnen ein 
Verhältnis zu entwickeln, dass sie mit ihren eigenen Sichtweisen und Kompetenzen 
respektiert (Liebel 2013: 95). 


Eine Jugendhilfe, die nicht von vornherein weiß, vor was und wie die Kinder ge- 
schützt werden müssen, sondern mit den Kindern gemeinsam die Frage des Schut- 
zes erarbeitet, das sollte tatsächlich unser gemeinsames Ziel sein. 

Daran wird auch deutlich, dass Schutz und Partizipation eben nicht vonein- 
ander getrennt sind, sondern dass sie zusammengehören, und deshalb zusammen 
gedacht werden müssen. 


5.2 Kompetenzen der Erwachsenen 


Eine weitere Voraussetzung, die Professionelle benötigen und die ich nur kurz an- 
deuten möchte, sind die Zeitressourcen und Kompetenzen, um Partizipation in die 
Praxis umsetzen zu können. Selbst wenn ein für Partizipation prinzipiell förder- 
liches Selbstverständnis vorhanden ist und eine hilfreiche Sicht auf die Kinder, 
wird gelingende Partizipation immer in hohem Maß davon abhängen, inwiefern 
es den Fachkräften gelingt mit Kindern ihrem Alter und ihrem Entwicklungsstand 
entsprechend zu reden und mit den Kindern gute Lösungen auszuhandeln, vor 
allem wenn Kinder ambivalentes Material präsentieren. Solche — oft auch schwie- 
rigen — Gespräche benötigen Zeit, Empathie und Kompetenzen, inklusive kreativer 
Methoden, in der Gesprächsführung mit Kindern. 
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6 Fachliche und kinderpolitische Forderungen 


Die vorgestellten Ausführungen mit den Ausschnitten aus Interviews mit jungen 
Menschen haben deutlich gemacht, dass das Recht auf Partizipation bei Kindern, 
die in Pflegefamilien fremduntergebracht werden, bislang nur unzureichend in die 
Realität umgesetzt ist. 

Dieser Problematik muss fachlich wie politisch auf verschiedenen Ebenen be- 
gegnet werden. 

Bislang gibt es in der Pflegekinderhilfe keine bundesweit verbindlichen Stan- 
dards: Wie Kinder und Familien vorbereitet, betreut und begleitet werden ist ab- 
hängig von der Kommune, in der sie leben. Diese Tatsache macht es schwierig, 
einzelne Merkmale — wie Partizipation — als allgemeingültiges Qualitätsmerkmal 
zu definieren (Reimer u. Wolf 2008), weil es keinen verbindlichen Rahmen dafür 
gibt. Für die Kinder und Jugendlichen, die in Pflegefamilien aufwachsen, und die 
Umsetzung ihrer Rechte, ist ein konsequenter politischer Prozess erforderlich, in 
dem bundeseinheitliche (Mindest-)Standards für die Pflegekinderhilfe definiert 
werden. In diesem Rahmen müssen dann auch Mindestanforderungen an die Par- 
tizipation der Kinder und ihre Begleitung durch die Fachkräfte festgeschrieben 
werden und damit die individuelle Arbeit der Fachkraft mit dem Kind zu einem 
verbindlichen Qualitätsmerkmal der Pflegekinderhilfe werden. 

Darüber hinaus müssen in der Ausbildung von Fachkräften, die in der Kin- 
der- und Jugendhilfe tätig werden (insbesondere Sozialpädagog*innen, Sozial- 
arbeiter*innen, Kindheitspädagog*innen) viel stärker notwendige methodische 
Kompetenzen in der Gesprächsführung mit Kindern vermittelt werden. Außer- 
dem müssen stärker Fragen der Haltung, des professionellen Selbstverständnisses 
und der Vorstellung vom Kind thematisiert werden. Die Beschäftigung mit diesen 
Fragen muss auch nach dem Studium Teil der beruflichen Sozialisation werden — 
dafür ist die qualitativ hochwertige Begleitung von Berufsanfängern durch die 
Hochschulen im Rahmen eines Anerkennungs- oder Berufseinmündungsjahres 
erforderlich. 

Auf der Metaebene erweist es sich außerdem als unabdingbar, dass die Sozial- 
pädagogik als wissenschaftliche Disziplin kontinuierlich daran weiterarbeitet, ihre 
spezifische Sichtweise — auch in den Differenzen zur Medizin und zur klinischen 
Psychologie — deutlicher zu formieren und im wissenschaftlichen Diskurs zu etab- 
lieren (Wolf 2015), damit sie in den Diskussionen um die Kinder- und Jugendhilfe 
zu einer Stimme wird, die gehört wird. 
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